
Compte rendu des séances publiques
N° 7 – Session ordinaire 2005-2006

22e séance, mardi 31 janvier 2006
23e séance, mercredi 1er février 2006
24e séance, jeudi 2 février 2006

Gedenkstunde am 27. Januar in Hinzert

Die Erinnerung lebt!
Anlässlich des Gedenktages für
die Opfer des Nationalsozialis-
mus am 27. Januar 2006 wohnte
der Präsident der Abgeordneten-
kammer, Lucien Weiler, der zen-
tralen Gedenkstunde des Land-
tags und der Landesregierung
Rheinland-Pfalz im Dokumenta-
tions- und Begegnungshaus SS-
Sonderlager/KZ Hinzert bei. Ne-
ben der Begrüßung und Anspra-
che des Präsidenten des Landtags
Rheinland-Pfalz, Christoph
Grimm, und des Ministerpräsi-
denten von Rheinland-Pfalz, Kurt
Beck, ergriff Lucien Weiler als
Hauptredner das Wort.

„Ein Tag wird kommen, wo alle
Nationen dieses Kontinents, ohne
ihre besonderen Eigenheiten oder
ihre ruhmreiche Individualität
einzubüßen, sich eng zu einer
höheren Gemeinschaft zusam-
menschließen und die große eu-
ropäische Bruderschaft begrün-
den werden. Ein Tag wird kom-
men, wo es keine anderen
Schlachtfelder mehr geben wird
als die Märkte, die sich dem Han-
del öffnen, und der Geist, der sich
den Ideen öffnet. Ein Tag wird
kommen, wo die Kugeln und
Bomben durch Stimmzettel er-
setzt werden.“

Mit diesem Zitat von Victor Hugo
aus dem Jahre 1849 erinnerte Lu-
cien Weiler an die Vision des
französischen Schriftstellers. Der
Parlamentspräsident bedauerte,
dass viele Menschen heute die
Anfänge der Europäischen Union
nicht mehr kennen würden, dass
sie nicht mehr wüssten, dass es
die beiden Wörter „nie mehr“ wa-
ren, die am Ursprung des Frie-
densprojektes Europa standen.

„Die Erinnerung an den Krieg und
den Holocaust ist eine große, ei-
ne sehr starke Verpflichtung. Es ist
vor allem eine starke Verpflich-
tung für die Frauen und Männer
meiner Generation. Und wir müs-
sen dieser Verpflichtung zum Er-
innern mit großer Feinfühligkeit,
Zurückhaltung und Empfindungs-
vermögen nachkommen, weil al-
le die, die wie ich nach dem
Zweiten Weltkrieg geboren wur-
den, keine direkten Zeugen der
unermesslichen Tragödie sind, die
über Europa und die Welt herein-
gebrochen war.“

Zum Thema Erinnerung griff Lu-
cien Weiler die Frage auf, die
Bundespräsident Roman Herzog
vor einigen Jahren stellte: Hat die
Erinnerung eine Zukunft?

„Wir leben in einer Zeit des Ge-
nerationenwechsels, in einer Zeit
von der Erinnerung an Erlebtes
zur Erinnerung an Mitgeteiltes, an
Überliefertes. Der Dunst der Zeit
und der Geist der Anonymität
versuchen, sich breit zu machen.“

(Foto: Klaus Benz)
Der Präsident der Abgeordnetenkammer, Lucien Weiler, begrüßt einen Zeitzeugen, Herrn Golowatschenko
aus der Ukraine, der von 1944 bis zur Befreiung 1945 im Lager Hinzert war.
(v.l.n.r. Lucien Weiler, der Landtagspräsident von Rheinland-Pfalz, Christoph Grimm, Herr Golowatschenko
und der Ministerpräsident aus Rheinland-Pfalz, Kurt Beck)

Le Président de la Chambre des Députés
rend hommage à M. Johannes Rau

À l’occasion du décès de l’ancien
Président de la République fédé-
rale d’Allemagne, M. Johannes
Rau, le Président de la Chambre
des Députés, M. Lucien Weiler,
accompagné du Secrétaire géné-
ral, M. Claude Frieseisen (à
gauche), et en présence de S.E.
M. l’Ambassadeur Roland Loh-
kamp, avait signé le livre de
condoléances ouvert à la signa-
ture à l’ambassade allemande à
Luxembourg.

Der Parlamentspräsident mahnte
zur Wachsamkeit: „Ich würde
gerne hier stehen und Ihnen sa-
gen, dass das Europa vom Anfang
des 21. Jahrhunderts keinen Anti-
semitismus mehr kennt, dass
Hass, Intoleranz, Aussonderung,
Diskriminierung wegen Herkunft,
Glauben oder aus welchem

Grund auch immer, dass wir das
alles nicht mehr kennen. Aber lei-
der ist es nicht so. (...) Wenn in
Europa Moscheen brennen, jüdi-
sche Gräber geschändet werden
oder Naziparolen wieder unge-
niert propagiert werden, Rechts-
extreme mit Hitlerfahnen durch
die Straßen ziehen, dann wissen

wir, wie sehr wir auf der Hut sein
müssen.“

In diesem Zusammenhang erin-
nerte Lucien Weiler auch an die
„unfassbaren“ Aussagen des irani-
schen Staatspräsidenten und an
die Resultate der palästinensi-
schen Parlamentswahlen mit dem
Sieg der Hamas.

Für den Parlamentspräsidenten
hat die Erinnerung Zukunft, „die
Erinnerung lebt“. Tagtäglich seien
hunderttausende von Menschen
darum bemüht, aus der Erinne-
rung immer wieder lebendige Zu-
kunft werden zu lassen, „nicht
weil sie das Entsetzen hochhalten
wollen, sondern weil sie Lehren
ziehen wollen“. Als Beispiele
nannte Lucien Weiler unter ande-
rem das „regelrechte Netzwerk
des Gedenkens“, die „christlich-
jüdische Zusammenarbeit“, der
Besuch Luxemburger Schüler in
Auschwitz oder die Theatervor-
stellungen der Jugendtheatergrup-
pe „Namasté“.

„Die Kenntnisse über den Natio-
nalsozialismus sind bei manchen
Jugendlichen nicht unbeachtlich.
Und ihr Interesse, sich damit zu
beschäftigen, ist groß. (...) Die
jungen Menschen diskutieren
und forschen, sie fragen, sie
schauen hin. Und wir sollen sie
dabei begleiten und unterstüt-
zen.“

Lucien Weiler erinnerte an den
Staatsbesuch von Bundespräsi-
dent Gustav Heinemann 1973 in
Luxemburg. Dieser Besuch war
damals, „um es diplomatisch aus-
zudrücken, nicht unumstritten in
Luxemburg“. Heute ist dies nicht
mehr so. „Die Deutschen waren
uns noch nie so gute Nachbarn
wie heute.“

Abschließend betonte Lucien
Weiler, dass die Erinnerung eine
Münze mit zwei Seiten sei. Auf
der einen Seite stünden „all die
Grausamkeiten, die Qual, der
Schmerz, die Verfolgung, die Er-
niedrigung, die Toten“. Auf die
zweite Seite würde ein Zitat vom
ungarischen Schriftsteller jüdi-
scher Abstammung und Literatur-
nobelpreisträger Imre Kertész
passen:

„Der Holocaust ist ein Wert, weil
er über unermessliches Leid zu
unermesslichem Wissen geführt
hat und damit eine unermessliche
moralische Reserve birgt.“

Und Lucien Weiler fügte hinzu:
„Wir werden gemeinsam das un-
ermessliche Wissen nicht verges-
sen, sondern es wie einen Schatz
hüten und wir werden uns ge-
meinsam an der unermesslichen
moralischen Reserve orientieren.
Dann wird der Traum der Grün-
dungsväter Europas definitiv Be-
stand haben: Nie wieder!“

Am Ende der Gedenkstunde leg-
ten Lucien Weiler sowie Chris-
toph Grimm und Kurt Beck Krän-
ze am Mahnmal von Lucien Wer-
collier auf dem Gelände des Eh-
renfriedhofes nieder. Ein stilles
Gedenken bildete den Abschluss
der Gedenkstunde.
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Lucien Weiler empfing den iranischen Botschafter

Der Parlamentspräsident spricht Klartext
Nachdem die Abgeordnetenkam-
mer am 20. Dezember 2005 ein-
stimmig einen Entschluss verab-
schiedet hatte, in dem die Aussa-
gen des iranischen Präsidenten in
Bezug auf den Holocaust und Is-
rael verurteilt werden, empfing
der Präsident der Abgeordneten-
kammer Lucien Weiler am 7. Fe-
bruar 2006 den iranischen Bot-
schafter Ali Ahani.

Der Botschafter verdeutlichte zu-
erst aus seiner Sicht die Position
des Iran im Atomkonflikt. Er un-
terstrich den guten Willen der ira-
nischen Behörden, was die Zu-
sammenarbeit mit der Atomauf-
sichtsbehörde IAEA betrifft. Des
Weiteren wies der Botschafter er-
neut darauf hin, dass die Anrei-

cherung von Uran im Iran nur
friedlichen Zwecken dienen wür-
de. Die Aussagen des iranischen
Präsidenten über den Holocaust
wurden vom iranischen Botschaf-
ter relativiert und in einen kultu-
rellen iranischen Rahmen gesetzt.

Der Präsident der Abgeordneten-
kammer Lucien Weiler erinnerte
den iranischen Botschafter an den
Entschluss, der am 20. Dezember
2005 einstimmig vom Parlament
in Bezug auf den Iran verabschie-
det wurde. Lucien Weiler verur-
teilte die Aussagen des iranischen
Präsidenten betreffend den Holo-
caust und Israel aufs Schärfste.
Des Weiteren unterstrich der Par-
lamentspräsident mehrmals, dass
die Leugnung des Holocausts

durch den iranischen Präsiden-
ten, also durch den Präsidenten
eines Mitgliedstaates der UNO,
ein unqualifizierbarer Präzedenz-
fall sei. Lucien Weiler wies den
Botschafter darauf hin, dass in Lu-
xemburg eine Person, die Kriegs-
verbrechen oder Völkermorde be-
streitet, herunterspielt oder leug-
net, bestraft wird.
Der Parlamentspräsident zeigte
sich mehr als erstaunt über einen
Brief des Präsidenten des irani-
schen Parlaments. In diesem Brief
wird der Holocaust als „Ereignis,
das Jahrzehnte zurückliegt“ be-
zeichnet. Den Holocaust als ein-
faches „Ereignis“ zu beschreiben
sei eine schlimme Beleidigung
angesichts der Millionen von to-
ten Juden, so Lucien Weiler.

Lucien Weiler zeigte sich zutiefst
beunruhigt über die unannehm-
baren Aussagen des iranischen
Präsidenten über das Existenz-
recht Israels. Der Staat Israel sei
seit 1949 Mitglied der Vereinten
Nationen und niemand könne Is-
rael das Recht, zu bestehen und
einen unabhängigen Staat zu bil-
den, aberkennen.
Betreffend den Atomkonflikt mit
dem Iran, so forderte der Präsi-
dent der Abgeordnetenkammer,
dass die iranischen Behörden das
Vertrauen der internationalen Ge-
meinschaft in die friedlichen Ab-
sichten des Atomprogramms wie-
derherstellten, indem das Land
komplett mit der Atomaufsichts-
behörde IAEA zusammenarbeiten
müsse.

Abschließend unterstrich Präsi-
dent Weiler, dass alles unternom-
men werden müsse, um eine Lö-
sung auf diplomatischem Wege
zu finden.

Des Weiteren zeigte der Parla-
mentspräsident sich beunruhigt
über die zahlreichen Verstöße ge-
gen die Menschenrechte und die
Grundfreiheiten im Iran. Als Bei-
spiele nannte Lucien Weiler die
öffentlichen Hinrichtungen, die
Prügelstrafen, die Diskriminie-
rung gegenüber den Frauen und
die Verstöße gegen die Meinungs-
freiheit. Lucien Weiler drückte
den Wunsch aus, dass die allge-
meine Erklärung der Menschen-
rechte (UNO) endlich im Iran ein-
gehalten werden müsse.

Assemblée parlementaire du Conseil de l’Europe

Session ordinaire à Strasbourg

«Bref, le véritable débat est celui
de savoir avec quels moyens nous
voulons combattre le terrorisme.
Est-il inévitable que pour cela il
faille renoncer aux droits de
l’Homme, renoncer à la dignité
de l’homme, renoncer à la jus-
tice, renoncer à toutes les garan-
ties que nous avons construites au
cours de ces dernières décennies?
Est-il acceptable que, pour mettre
en repos notre propre con-
science, on délocalise la torture
et ses méthodes dégradantes vers
d’autres pays? Tel devra être le vé-
ritable débat que nous devrons
conduire ces prochains mois.
Nous sommes là au cœur des va-
leurs du Conseil de l’Europe.»
Avec ces mots, le rapporteur et un
des initiateurs du débat d’actuali-
té sur les allégations de déten-
tions secrètes dans les États
membres du Conseil de l’Europe,
M. Dick Marty, a résumé l’es-
sence dudit débat, dont la ques-
tion traitée a été renvoyée à l’is-
sue du débat pour rapport à la
Commission des questions juri-
diques et des droits de l’Homme.
Ce point fort de la première ses-
sion ordinaire de 2006 de l’As-

semblée parlementaire du
Conseil de l’Europe, dont le sujet
avait déjà fait l’objet du rapport
de M. McNamara et d’une résolu-
tion de l’Assemblée l’année der-
nière, mettait en garde les États
membres sur l’utilisation de leur
territoire et leurs infrastructures
aéroportuaires pour des actions
illégales, des extraordinary rendi-
tion et des détentions secrètes, a
soulevé entre autres les pro-
blèmes des rapports entre gouver-
nements et parlements, du
contrôle et de la surveillance des
services de renseignements et de
la responsabilité des États dans
ces affaires d’extraordinary rendi-
tion.

L’Assemblée parlementaire du
Conseil de l’Europe s’est réunie
en session ordinaire à Strasbourg
du 23 au 27 janvier 2006. Y ont
participé le Président de la délé-
gation, M. Marcel Glesener, les
membres effectifs, Mme Lydie Err
et M. Charles Goerens, ainsi que
les membres suppléants, MM.
Norbert Haupert, Jean Huss et
Mme Anne Brasseur.

La première séance ayant été ou-
verte par le doyen d’âge de l’As-

semblée, M. Miguel Barceló Pé-
rez, il a été procédé à la vérifica-
tion et à la ratification des pou-
voirs des nouveaux représentants
et suppléants, à l’exception des
pouvoirs de la délégation de
l’Azerbaïdjan qui sont contestés
et soumis à la Commission de sui-
vi pour rapport et à la Commis-
sion du règlement et des immuni-
tés pour avis, après quoi ils seront
ratifiés néanmoins après discus-
sion lors de la séance de l’après-
midi du 25 janvier.

Après l’élection de M. René van
der Linden comme Président de
l’Assemblée et l’élection des 19
Vice-Présidents, l’Assemblée a ra-
tifié la nomination des membres
des commissions. Lors de cette
session, M. Marcel Glesener a été
confirmé dans ses fonctions de
Président de la délégation. Aussi
a-t-il été réélu pour la troisième
année consécutive Président de la
Commission des questions so-
ciales, de la santé et de la famille.

Après l’adoption du procès-ver-
bal de la réunion de la Commis-
sion permanente à Bucarest, le 25
novembre 2005, l’Assemblée a
approuvé le rapport d’activités du

(de gauche à droite) Mme Mireille Paulus, Mme Lydie Err, M. Marcel Glesener, Mme Ronald Mayer, M. Nor-
bert Haupert, M. Bruno Haller, S.E. M. Ronald Mayer, M. Charles Goerens, Mme Toiny Thommes, M. Dean
Spielmann, M. Jean Huss

Le Président du FLB reçu
par M. Lucien Weiler

À l’occasion du 25e anniversaire
du «Fräie Lëtzebuerger Baurever-
band», le Président de la
Chambre des Députés Lucien
Weiler s’est entretenu à l’Hôtel
de la Chambre des Députés avec
le Président du FLB, M. Aloyse
Marx.

Après un tour d’horizon sur les
expériences faites et les rebours
et les succès connus par le FLB
durant les 25 dernières années,
M. Aloyse Marx a discuté avec M.
Lucien Weiler des problèmes ac-
tuels de l’agriculture et de la viti-

culture. Ont notamment été abor-
dés: la sécurité alimentaire, les
quotas laitiers, la politique agri-
cole européenne, les aides com-
pensatoires, les réglementations,
la bureaucratie, les énergies re-
nouvelables ou encore la loi por-
tant réglementation du bail à
ferme.

M. Lucien Weiler a félicité le
«Fräie Lëtzebuerger Baurever-
band» et son président pour son
engagement dans l’intérêt des agri-
culteurs et a transmis ses meilleurs
vœux pour l’avenir au FLB.

Bureau et de la Commission per-
manente, pour passer ensuite à
l’ordre du jour.

(Pour le détail des points à l'ordre
du jour ainsi que des personnes
ayant pris la parole, veuillez vous
référer à la 23e séance sub 1.
Communications, 6) aux pages
222 et 223 de ce compte rendu.) 

Une discussion selon la procé-
dure d’urgence sur la situation au
Belarus à la veille de l’élection
présidentielle a eu lieu au cours
de cette première session de
2006.

On peut souligner encore que
deux de nos délégués ont pris la
parole lors des débats, à savoir
Mme Lydie Err relative au point
de la dimension parlementaire

des Nations Unies et M. Norbert
Haupert au sujet des consé-
quences pour l’Europe de la
résurgence économique de la
Chine.

L'Assemblée a adopté un avis,
cinq recommandations et dix ré-
solutions en rapport avec les su-
jets à l’ordre du jour.

Il reste à signaler que dans le
cadre de cette session le repré-
sentant permanent du Luxem-
bourg auprès du Conseil de l’Eu-
rope, S.E. M. Ronald Mayer, a re-
mis les insignes de commandeur
de l’ordre de mérite à M. Bruno
Haller, Secrétaire général de l’As-
semblée parlementaire du Con-
seil de l’Europe, retraité à partir
du 1er février 2006.

M. Aloyse Marx et M. Lucien Weiler



NOUVELLES LOIS

5325 - Projet de loi 
portant approbation du Pro-
tocole N° 12 à la Convention
de sauvegarde des Droits de
l’Homme et des Libertés fon-
damentales, fait à Rome, le
4 novembre 2000

Le présent projet de loi a pour ob-
jet l’approbation du Protocole N°
12 à la Convention de sauvegarde
des Droits de l’Homme et des Li-
bertés fondamentales, introduisant
dans la législation luxembour-
geoise un principe de non-discri-
mination généralisé. 

L’article 14 de la Convention euro-
péenne de sauvegarde des Droits
de l’Homme et des Libertés fonda-
mentales prohibe la discrimination
dans l’exercice des droits garantis
par ladite Convention en retenant
que «la jouissance des droits et li-
bertés reconnus dans la présente
Convention doit être assurée, sans
distinction aucune, fondée notam-
ment sur le sexe, la race, la cou-
leur, la langue, la religion, les opi-
nions politiques ou toutes autres
opinions, l’origine nationale ou so-
ciale, l’appartenance à une minori-
té nationale, la fortune, la nais-
sance ou toute autre situation». Or,
l’article 14 ne revêt qu’un caractère
accessoire par rapport aux autres
garanties normatives de la Con-
vention et n’a pas d’existence indé-
pendante. 

Le Protocole N° 12 comprend
quant à lui un principe autonome
d’égalité de traitement qui entend
offrir une protection contre la dis-
crimination qui s’étend au-delà de
la garantie fournie par l’article 14.
L’article 1er du Protocole retient en
effet une interdiction générale de
discrimination qui pourrait s’appli-
quer dans tous les domaines de la
vie publique et privée, indépen-
damment du motif de la discrimina-
tion. Avec le Protocole N° 12, tout
droit qui est garanti au niveau inter-
ne pourra désormais faire l’objet
d’une requête devant la Cour.

Dépôt par Mme Lydie Polfer,
Ministre des Affaires
étrangères et du Commerce
extérieur, le 06.04.2004

Rapporteuse: Mme Lydie Err

Travaux de la Commission
des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense,
de la Coopération 
et de l’Immigration

(Président: M. Ben Fayot):

09.05.2005 Désignation 
d’un rapporteur

21.11.2005 Présentation et 
examen du 
projet de loi

Examen de 
l’avis du 
Conseil d’État

16.01.2006 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
01.02.2006

5354 - Projet de loi
portant:
1. introduction notamment
de l’instruction simplifiée,
du contrôle judiciaire et ré-
glementant les nullités de la
procédure d’enquête,
2. modification de différents
articles du Code d’instruc-
tion criminelle, 
et
3. abrogation de différentes
lois spéciales
Au-delà de modifications ponc-
tuelles, essentiellement tech-

niques, au niveau notamment du
Code d’instruction criminelle, des-
tinées à optimiser le fonctionne-
ment quotidien de la justice pé-
nale, le projet de loi sous rubrique
entend innover le système procé-
dural en introduisant en droit
luxembourgeois, d’une part, l’ins-
truction simplifiée ou «mini-instruc-
tion», et, d’autre part, le contrôle ju-
diciaire. 

L’instruction simplifiée ou «mini-
instruction»

À l’instar du législateur belge, les
auteurs du projet de loi sous ru-
brique sont parvenus à la conclu-
sion qu’il était nécessaire d’appor-
ter des modifications substantielles
au niveau des attributions du mi-
nistère public en mettant en place
une nouvelle procédure, à savoir
l’instruction simplifiée ou «mini-ins-
truction». Ce mécanisme, qui s’ins-
pire de celui introduit en droit belge
par la loi Franchimont du 12 mars
1998, permet au procureur d’État
de requérir du juge d’instruction
l’accomplissement de certains
actes d’instruction, et ce sans
qu’une instruction ne soit ouverte. 

L’objectif de l’instruction simplifiée
est de décharger les cabinets
d’instruction, qui se trouvent ac-
tuellement submergés d’affaires
malgré le renforcement considé-
rable du nombre de magistrats
d’instruction, et de permettre une
évacuation plus rapide des affaires
tout en préservant les droits de la
défense. 

En l’état actuel de la procédure, le
Parquet est obligé de saisir le juge
d’instruction chaque fois qu’il sou-
haite voir accomplir un acte d’ins-
truction, qui relève de la seule
compétence du juge d’instruction.
Il en est ainsi notamment des
saisies et perquisitions, qui ne
peuvent être ordonnées que par le
seul juge d’instruction, sauf en cas
de flagrant délit ou dans l’hypo-
thèse d’une saisie volontaire exé-
cutée dans le cadre de l’article 47
du Code d’instruction criminelle. 

Or, la saisine du juge d’instruction
met automatiquement en mouve-
ment l’action publique. Le Parquet
est contraint d’ouvrir une instruc-
tion préparatoire, qui est une pro-
cédure particulièrement lourde.
Elle implique, en effet, une foule
d’actes tels que l’inculpation du
suspect ou encore la saisine de la
Chambre du Conseil en vue du rè-
glement de la procédure. Si une
telle procédure peut avoir sa raison
d’être en présence de dossiers
complexes ou graves, il en est au-
trement pour de nombreux dos-
siers pour lesquels une simple en-
quête de police sous la direction
du procureur d’État semble large-
ment suffisante.

Dans la mesure où le Parquet est
souvent amené à recourir aux
moyens de recherche et d’enquête
que constituent notamment la per-
quisition et la saisie, y compris
dans des dossiers peu compli-
qués, on comprend mieux le sou-
hait des auteurs du projet de loi
sous rubrique d’aménager la pro-
cédure en permettant au Procureur
d’État de saisir le juge d’instruction
en dehors de toute instruction pré-
paratoire et de lui demander d’ef-
fectuer un acte d’instruction précis. 

À noter que l’instruction simplifiée
que le projet de loi sous examen
entend introduire n’est pas un mé-
canisme complètement nouveau
en droit luxembourgeois. La loi mo-
difiée du 14 février 1955 concer-
nant la réglementation de la circu-
lation sur la voie publique prévoit
plusieurs hypothèses où le juge
d’instruction intervient à la de-
mande du parquet sans l’ouverture
d’une instruction p.ex. pour valider
la saisie d’une voiture. 

Le contrôle judiciaire

Parmi les modifications impor-
tantes du projet de loi sous ru-
brique, il y a lieu de citer l’introduc-
tion en droit luxembourgeois du
contrôle judiciaire en tant qu’alter-
native à la détention préventive. 

Bien que le recours à la détention
préventive soit fortement encadré,
le juge ne pouvant en principe y re-
courir que s’il existe des indices
graves de culpabilité, ainsi qu’un
risque de fuite, d’obscurcissement
des preuves ou de récidive de la
part de l’inculpé, et que si les faits
reprochés à l’inculpé emportent
une peine criminelle ou une peine
correctionnelle dont le maximum
est de deux ans au moins, le juge
n’a, faute de véritable alternative,
pas d’autre choix que de mettre
l’inculpé en détention préventive,
s’il ne veut pas entraver l’instruc-
tion de l’affaire. 

Or, la détention préventive, de par
son caractère extrême, comporte
d’innombrables inconvénients aux-
quels le contrôle judiciaire entend
remédier. En effet, il ne faut pas
sous-estimer les effets physiques
et psychiques, sans parler des
conséquences familiales, sociales
ou professionnelles d’une incarcé-
ration. 

Le contrôle judiciaire a pour objec-
tif de concilier les libertés indivi-
duelles avec les exigences de la
procédure pénale, qui réclament
que l’inculpé soit à la disposition
du juge d’instruction. 

À noter que les auteurs du projet
de loi sous rubrique se sont inspi-
rés du système mis en place par le
législateur français en 19701 et qui
a fait ses preuves depuis. 
1 loi du 17 juillet 1970, articles 138 et svt.
du Code de procédure pénale. 

Dépôt par M. Luc Frieden,
Ministre de la Justice, 
le 10.06.2004

Rapportrice: 
Mme Christine Doerner

Travaux de la 
Commission juridique

(Président: M. Patrick Santer):

08.06.2005 Désignation 
d’un rapporteur
Examen des 
articles

15.06.2005 Examen du 
projet de loi

22.06.2005 Examen des 
articles

Adoption 
d’amendements

07.07.2005 Examen de 
l’avis du 
Conseil d’État

28.09.2005 Examen du 
projet de loi

26.10.2005 Confirmation de 
la version 
définitive du 
texte coordonné

07.12.2005 Examen de 
l’avis 
complémentaire 
du 
Conseil d’État

18.01.2006 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
31.01.2006

5378 - Projet de loi 
portant approbation des
amendements aux articles
25 et 26 de la Convention du
17 mars 1992 sur la protec-
tion et l’utilisation des cours
d’eau transfrontières et des
lacs internationaux, adoptés
par les Parties à la Conven-
tion le 28 novembre 2003
Par la loi du 22 mars 1994, le
Luxembourg a adopté la Conven-
tion sur la protection et l’utilisation

des cours d’eau transfrontières et
des lacs internationaux qui, elle, a
été adoptée par la Commission
économique pour l’Europe de l’Or-
ganisation des Nations Unies
(CEE-ONU) à Helsinki en date du
17 mars 1992. La coopération
transfrontière dans le domaine de
la gestion des cours d’eau se ré-
jouit d’une longue tradition, comme
en témoignent les Commissions in-
ternationales pour la Protection de
la Moselle (Paris, le 20 décembre
1961) et du Rhin (Berne, le 29 avril
1963). 

S’y ajoutent la loi du 7 décembre
2000 portant adoption de la nou-
velle convention sur la Commission
internationale pour la Protection du
Rhin signée à Berne le 12 avril
1999, ainsi que la convention rela-
tive à la création de la Commission
internationale pour la Protection de
la Meuse (cours d’eau récepteur
de la Chiers), signée le 3 dé-
cembre 2002 à Gand, qui toutes
les deux s’inspirent de la Conven-
tion CEE-ONU. 

Et finalement la Directive 2000/60/
CE du Parlement européen et du
Conseil du 23 octobre 2000 éta-
blissant un cadre pour une poli-
tique communautaire dans le do-
maine de l’eau, dite «Directive
cadre de l’eau», qui exige de tous
les États membres de la Commu-
nauté de rétablir dans toutes les
eaux superficielles et souterraines
un état de bonne qualité jusqu’en
2015 au plus tard. 

Les deux amendements à la
Convention CEE-ONU ont été ap-
prouvés par la troisième Confé-
rence des Parties à la Convention
le 28 novembre 2003 à Madrid.
Ces amendements modifient les
articles 25 et 26 de la Convention
de façon à ce que tout État appar-
tenant à une commission régionale
de l’ONU autre que la CEE-ONU
puisse également adhérer à la
Convention de Helsinki du 17 mars
1992. 

Ces modifications, initiées par la
Suisse, sont nées de trois ré-
flexions: il s’agit d’abord d’assurer
une certaine cohérence entre les
accords multilatéraux environne-
mentaux de la région CEE-ONU,
dont certains contiennent déjà
cette disposition et plus particuliè-
rement le Protocole CEE-ONU sur
la responsabilité civile et l’indemni-
sation en cas de dommages cau-
sés par les effets transfrontières
des accidents industriels sur les
eaux transfrontières, adopté par la
CEE-ONU lors de la conférence mi-
nistérielle «Environnement pour
l’Europe» de Kiev en date du 21
mai 2003, et qui s’appuie sur la
Convention de Helsinki comme
«convention mère».

Il s’agit ensuite de permettre à des
États limitrophes de la région de la
CEE-ONU partageant des bassins
hydrographiques transfrontières
avec des États membres de la
CEE-ONU de pouvoir se doter
d’instruments juridiquement plus
contraignants que d’éventuels ac-
cords bi- ou multilatéraux.

Finalement, la promotion de la paix
à travers une coopération trans-
frontière consolidée dans le cas de
ressources naturelles partagées
est également un élément détermi-
nant pour élargir la zone d’applica-
tion des conventions sur l’environ-
nement de la CEE-ONU. 

Les amendements n’ont pas d’ef-
fets directs pour le Luxembourg en
matière de gestion transfrontière
des eaux entre les pays avec les-
quels nous partageons des bas-
sins versants, vu que la nouvelle
«Directive cadre de l’eau», en-
semble avec les conventions sur
les commissions fluviales régio-
nales, constituent un instrument
suffisant pour satisfaire à toutes les
obligations en la matière. En adop-
tant les amendements notre pays
contribuera cependant au renfor-
cement des activités suprarégio-
nales prévues par la Convention.

Dépôt par M. Jean
Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de
l’Immigration, le 07.09.2004

Rapporteur: 
M. Marco Schank

Travaux de la Commission
des Affaires intérieures et de
l’Aménagement du Territoire

(Président: 
M. Marco Schank):

01.12.2005 Désignation 
d’un rapporteur

Présentation et 
examen du 
projet de loi et 
de l’avis du 
Conseil d’État

15.12.2005 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
02.02.2006

5422 - Projet de loi 
portant approbation du Pro-
tocole N° 13 à la Convention
de sauvegarde des Droits de
l’Homme et des Libertés fon-
damentales, relatif à l’aboli-
tion de la peine de mort en
toutes circonstances, ou-
vert à la signature, à Vilnius,
le 3 mai 2002
Le présent projet de loi a pour ob-
jet l’approbation du Protocole N°
13 à la Convention de sauvegarde
des Droits de l’Homme et des Li-
bertés fondamentales, relatif à
l’abolition de la peine de mort en
toutes circonstances. 
Au Luxembourg, la peine de mort
fut abolie par la loi du 20 juin 1979
portant abolition de la peine de
mort, la loi du 31 décembre 1982
concernant la refonte du code pé-
nal militaire l’éliminant également
du catalogue des peines militaires.
Enfin, la loi du 29 avril 1999 portant
révision des articles 18 et 118 de la
Constitution retient que l’article 18
se lit désormais comme suit: «La
peine de mort ne peut être éta-
blie.». La réintroduction de la peine
de mort par la loi est ainsi exclue. 
Si la ratification du Protocole N° 13
n’apporte aucun changement par
rapport à la situation légale ac-
tuelle, elle traduit néanmoins la vo-
lonté inébranlable des autorités
luxembourgeoises de ne plus vou-
loir réintroduire la peine de mort
dans le catalogue des peines. 

Dépôt par M. Jean
Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de
l’Immigration, le 21.12.2004

Rapporteuse: Mme Lydie Err

Travaux de la Commission
des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense,
de la Coopération 
et de l’Immigration

(Président: M. Ben Fayot):

09.05.2005 Désignation 
d’un rapporteur

21.11.2005 Présentation du 
projet de loi

Examen de 
l’avis du 
Conseil d’État

28.11.2005 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
01.02.2006



NOUVELLES LOIS COMPTE RENDU N°7

5423 - Projet de loi 
portant approbation du Pro-
tocole N° 14 à la Convention
de sauvegarde des Droits de
l’Homme et des Libertés fon-
damentales, amendant le
système de contrôle de la
Convention, ouvert à la si-
gnature, à Strasbourg, le 13
mai 2004 
Le présent projet de loi a pour ob-
jet l’approbation du Protocole N°
14 à la Convention de sauvegarde
des Droits de l’Homme et des Li-
bertés fondamentales. 
Le Protocole N° 14 propose de ren-
forcer la capacité de filtrage de la
Cour européenne des Droits de
l’Homme, d’établir un nouveau cri-
tère de recevabilité et d’adopter
des mesures spécifiques pour trai-
ter des affaires répétitives. En effet,
si le Protocole N° 11 a certes ren-
forcé l’efficacité du système de
contrôle, notamment en améliorant
l’accessibilité de la Cour et en sim-
plifiant la procédure, la croissance
continue du nombre des requêtes
représente un nouveau défi et re-
quiert de nouvelles mesures de ré-
forme. 
La capacité de filtrage est aug-
mentée en accordant à un juge
unique la compétence de déclarer
une requête irrecevable ou de la
rayer du rôle. Le nouveau critère
de recevabilité permet à la Cour de
se concentrer sur les affaires qui
doivent être traitées sur le fond et
de déclarer irrecevable la requête
d’un requérant qui n’a pas subi de
préjudice important. 
Des modifications plus ponctuelles
ont notamment trait à la durée du
mandat des juges (mandat unique
de neuf ans) et à la perspective
d’une éventuelle adhésion de
l’Union européenne à la Conven-
tion. De même, de nouvelles dispo-
sitions tendent à promouvoir les rè-
glements amiables à tous les
stades de la procédure. 

Dépôt par M. Jean
Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de
l’Immigration, le 21.12.2004

Rapporteuse: Mme Lydie Err

Travaux de la Commission
des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense,
de la Coopération 
et de l’Immigration

(Président: M. Ben Fayot):

07.03.2005 Désignation 
d’un rapporteur

Échange de 
vues sur 
l’initiative de 
l’Assemblée 
parlementaire 
du Conseil de 
l’Europe

11.04.2005 Examen du 
projet de loi et 
de l’avis du 
Conseil d’État

23.05.2005 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
01.02.2006

5463 - Projet de loi 
portant approbation du Trai-
té entre le Royaume de Bel-
gique, la République fédé-
rale d’Allemagne, le Roy-
aume d’Espagne, la Répu-
blique française et le Grand-
Duché de Luxembourg rela-
tif au Corps européen et au
statut de son Quartier géné-
ral, ainsi que de l’Acte final
de signature, faits à Bru-
xelles, le 22 novembre 2004
Le présent projet de loi a pour ob-
jet l’approbation du Traité entre la
Belgique, l’Allemagne, l’Espagne,
la France et le Luxembourg relatif
au Corps européen et au statut de
son Quartier général. 
Le Corps européen a été créé en
1992 suite à une initiative franco-al-
lemande datant de 1963 et est dé-
fini à l’article 2 du Traité comme
étant «le corps d’armée multinatio-
nal constitué par le Quartier géné-
ral et par les unités pour lesquelles
les Parties contractantes ont effec-
tué le transfert du commandement
au Général commandant le Corps
européen». L’adhésion officielle du
Luxembourg en 1996 souligne l’im-
portance que le Grand-Duché at-
tache à la coopération militaire
multinationale. 
Le Traité comprend sept parties,
regroupant des dispositions géné-
rales qui présentent l’objet du Trai-
té et les notions principales, des
dispositions sur la compétence ju-
ridictionnelle du Corps européen et
sur le règlement des dommages,
de même que des dispositions fis-
cales, douanières, budgétaires et
financières. 

Dépôt par M. Luc Frieden,
Ministre de la Défense, 
le 15.04.2005
Rapporteur: 
M. Marcel Glesener

Travaux de la Commission
des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense,
de la Coopération et de
l’Immigration
(Président: M. Ben Fayot):
09.05.2005 Désignation 

d’un rapporteur
17.11.2005 Présentation du 

projet de loi
Examen de 
l’avis du 
Conseil d’État

19.12.2005 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
01.02.2006

5485/5486 - 
Projet de loi 
modifiant et complétant la
loi modifiée du 16 avril 1979
fixant le statut général des
fonctionnaires de l’État
Le projet de loi 5485 poursuit un
double but. D’une part, il prévoit
l’abolition de la limite d’âge pour
l’accès à la fonction publique.
D’autre part, il proroge le délai pen-
dant lequel les fonctionnaires, qui

à la date de l’entrée en vigueur de
la loi du 19 mai 2003 ont déjà subi
deux échecs à leur examen de
promotion, peuvent se présenter
une troisième fois à l’examen de
promotion. En ce qui concerne
l’abolition de la limite d’âge pour
l’accès à la fonction publique, le
projet de loi transpose en droit na-
tional luxembourgeois les disposi-
tions de la directive 2000/78/CE du
27 novembre 2000 portant création
d’un cadre général en faveur de
l’égalité de traitement en matière
d’emploi et de travail. Cette direc-
tive, qui vise également le secteur
public, interdit notamment toute
discrimination fondée sur l’âge,
sauf si les différences de traitement
sont objectivement et raisonnable-
ment justifiées.

Le projet de loi 5486 englobe
toutes les dispositions retenues
dans l’accord salarial dans la
Fonction publique du 31 mai 2005.
Le Conseil d’État ayant limité son
avis du 5 juillet 2005 aux seules
mesures ayant trait au relèvement
de la valeur du point indiciaire, la
Chambre des Députés a voté le 14
juillet 2005 la partie du projet de loi
5486 ayant pour objet de relever
les traitements des agents publics.
Dans l’accord salarial du 31 mai
2005, le Gouvernement s’est ce-
pendant engagé à prendre
d’autres mesures dont plusieurs
nécessitent des modifications
d’ordre législatif (ex: le recrutement
direct de fonctionnaires stagiaires
à temps partiel, l’accélération de la
procédure de réclamation ouverte
au fonctionnaire contre ses supé-
rieurs hiérarchiques). 

Dans un souci de cohérence légis-
lative, il a été décidé de réunir
dans un seul corps de texte les
mesures faisant l’objet des deux
projets. 

Dépôt par M. Claude Wiseler,
Ministre de la Fonction
publique et de la Réforme
administrative, le 14.06.2005

Rapporteur: 
M. Paul-Henri Meyers

Travaux de la Commission de
la Fonction publique et de la
Réforme administrative, des
Media et des
Communications

(Président: M. Lucien Thiel):

18.10.2005 Désignation 
d’un rapporteur

Examen du 
projet de loi et 
de l’avis du 
Conseil d’État

27.10.2005 Continuation de 
l’examen du 
projet de loi et 
de l’avis du 
Conseil d’État

08.12.2005 Continuation de 
l’examen de 
l’avis du 
Conseil d’État

13.12.2005 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
22.12.2005

Loi du 23 décembre 2005

Mémorial A, N° 216, page
3382

5493 - Projet de loi 
portant fixation du cadre du
personnel du service de
contrôle de la comptabilité
des communes et modifiant
la loi du 16 août 1966 por-
tant: a) modification de la loi
du 31 mars 1958 portant or-
ganisation des cadres de
l’administration gouverne-
mentale; b) organisation des
cadres de la trésorerie de
l’État, de la caisse générale
de l’État et du service de
contrôle de la comptabilité
des communes et de cer-
tains établissements publics
La loi communale du 13 décembre
1988 telle que modifiée dispose
dans son article 147 que «le
contrôle des budgets, des
comptes, de la comptabilité et des
caisses des communes se fait par
un service spécial dénommé «ser-
vice de contrôle de la comptabilité
des communes». (…) La mission
du service de contrôle de la comp-
tabilité des communes consiste, en
cours d’exercice, à procéder à des
vérifications périodiques et appro-
fondies des caisses de la compta-
bilité des communes.» Le projet de
loi sous rubrique a pour objet de
compléter le cadre du personnel
du service par des fonctionnaires
de la carrière supérieure de l’atta-
ché de Gouvernement.
Un certain nombre de raisons sont
à la base des modifications législa-
tives proposées, dont notamment
la complexité des procédures ad-
ministratives à contrôler par le ser-
vice, la prolifération de nouvelles
structures administratives au sein
du secteur communal, en particu-
lier les syndicats de communes, et
l’avènement d’un mouvement de li-
béralisation de certains marchés.
Cette évolution a rendu nécessaire
un rehaussement des qualifica-
tions requises pour assumer les
fonctions au sein du service.

Dépôt par M. Jean-Marie
Halsdorf, Ministre de
l’Intérieur et de
l’Aménagement du Territoire,
le 16.08.2005

Rapporteur: 
M. François Maroldt

Travaux de la Commission
des Affaires intérieures et de
l’Aménagement du Territoire

(Président: 
M. Marco Schank):

01.12.2005 Désignation 
d’un rapporteur

Présentation et 
examen du texte 
du projet de loi 
et de l’avis 
complémentaire 
du 
Conseil d’État

15.12.2005 Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
02.02.2006

5505 - Projet de loi 
portant approbation de la
Convention sur la prévention
et la répression des infrac-
tions contre les personnes
jouissant d’une protection
internationale, y compris les
agents diplomatiques, adop-
tée à New York, le 14 dé-
cembre 1973
Le présent projet de loi a pour ob-
jet l’approbation de la Convention
sur la prévention et la répression
des infractions contre les per-
sonnes jouissant d’une protection
internationale, qui constitue un des
instruments internationaux adoptés
au début des années 1970 sous
l’égide des Nations Unies pour ré-
pondre à la multiplication des
actes de terrorisme international.
La Convention se présente comme
une convention d’incrimination,
mais elle contient également des
dispositions en matière de préven-
tion, notamment par le biais de
l’entraide judiciaire. 
La Convention s’applique notam-
ment aux chefs d’État, aux chefs
de gouvernement, aux ministres
des affaires étrangères ainsi qu’à
la famille qui les accompagne et
leur confère à tout moment une
protection lorsque ces personnes
se trouvent à l’étranger pour
quelque raison que ce soit. Elle est
également applicable aux repré-
sentants ou fonctionnaires d’un
État ou d’une organisation inter-
gouvernementale ainsi qu’aux
membres de leur famille faisant
partie de leur ménage qui peuvent
prétendre à une protection spé-
ciale contre des attaques sur leur
personne, leur liberté ou leur digni-
té. Dans ce cas, la protection est li-
mitée au lieu et au moment de l’in-
fraction.
L’article 2 donne le catalogue des
infractions visées. Il s’agit d’at-
teintes à la personne (meurtre, en-
lèvement…), d’atteintes aux biens
ainsi que de la menace, de la ten-
tative et de la complicité. 

Dépôt par M. Jean
Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de
l’Immigration, le 20.10.2005
Rapporteur: M. Marc Angel

Travaux de la Commission
des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense,
de la Coopération et de
l’Immigration
(Président: M. Ben Fayot):
21.11.2005 Désignation 

d’un rapporteur
19.12.2005 Examen du 

projet de loi et 
de l’avis du 
Conseil d’État
Présentation et 
adoption d’un 
projet de 
rapport

Vote en séance publique:
01.02.2006

C h a m b e r  T V
och an der Rediffusioun all Sëtzungsdag vun 19:00 Auer un



■ M. le Président.- D’Sitzung
ass op. 

Huet d’Regierung eng Kommunika-
tioun ze maachen? 

■ M. Jean-Claude Juncker,
Premier Ministre, Ministre d’État.-
Jo, Här President.

■ M. le Président.- Den Här
Gesondheetsminister Mars Di Bar-
tolomeo huet d’Wuert.

1. Dépôt de deux pro-
jets de loi 

■ M. Mars Di Bartolomeo,
Ministre de la Santé et de la Sécu-
rité sociale.- Här President, ech
sinn autoriséiert ginn, fir de Projet
de loi oder den Avant-projet de loi
iwwert d’Lutte contre le tabac oder
d’Lutte antitabac ze deponéieren.

■ M. le Président.- Ech ginn
Akt vun dësem Projet de loi, deen
un déi zoustänneg Kommissioune
weidergeleet gëtt. 

Den Här Minister Boden huet
d’Wuert.

■ M. Fernand Boden, Ministre
de l’Agriculture, de la Viticulture et
du Développement rural.- Här Pre-
sident, ech sinn autoriséiert ginn
duerch en Arrêté grand-ducal vum
26. Januar 2006, fir de Projet de loi
ze deponéieren, «portant modifica-
tion de l’arrêté grand-ducal modifié
du 8 octobre 1945 portant réorga-
nisation des statuts de la Chambre
des Artisans».

■ M. le Président.- Ech ginn
och Akt vun dësem Projet de loi,
deen och un déi zoustänneg
Chamberskommissioun weiderge-
leet gëtt. 

2. Communication 
Ech hunn der Chamber folgend
Kommunikatiounen ze maachen:

Par lettre du 25 décembre 2005, le
Premier Ministre a informé le Prési-
dent de la Chambre qu’à la suite
du départ du Conseiller d’État
Carlo Meintz il y a lieu de pourvoir
à son remplacement.

Conformément à la loi du 12 juillet
1996 portant réforme du Conseil
d’État et aux dispositions des ar-
ticles 116 à 130 de son Règlement
interne, la Chambre des Députés
sera appelée à établir une liste de
trois candidats pour le poste de
conseiller d’État en séance pu-
blique 30 jours au moins après la
présente communication.

Les intéressés posent leur candi-
dature par lettre adressée au Prési-
dent de la Chambre des Députés.

Les Députés peuvent proposer des
candidatures par lettre adressée
au Président de la Chambre des
Députés. Dans ce cas, ils doivent
s’assurer au préalable que le can-
didat accepte la candidature.

Pour être recevables, les candida-
tures doivent être adressées au
Président de la Chambre des Dé-
putés au plus tard dans les 15
jours qui suivent la présente com-
munication.

Les candidatures doivent être ac-
compagnées de notices biogra-
phiques et de toutes pièces utiles
indiquant que les conditions pré-
vues par la législation applicable
sont remplies, à savoir:

1) être de nationalité luxembour-
geoise;

2) jouir des droits civils et poli-
tiques;

3) résider au Grand-Duché, et

4) être âgé de trente ans accom-
plis.

La présente communication sera
publiée par la presse. 

3. Ordre du jour
Wat den Ordre du jour vun dëser
Woch ubelaangt: Nodeems haut
de Moien d’Conférence des Prési-

dents zesummekomm ass, presen-
téiert sech den Ordre du jour, dee
mer proposéiere fir dës Woch, wéi
folgt: 

– Haut de Mëtteg hu mer 

1. eng Deklaratioun vum Här Pre-
mierminister iwwert déi geplangten
OPA op d’Arcelor mat uschléissen-
der Debatt; 

2. eng Dringlechkeetsfro vum Här
Xavier Bettel iwwert de Brand, dee
gëschter zu Schraasseg stattfonnt
huet; 

3. eng Aktualitéitsstonn op Ufro
vun der DP-Fraktioun iwwert d’Si-
tuatioun vun de Mannerjähregen
an dem Drogenhandel am
Schraasseger Prisong; 

4. eng Aktualitéitsstonn op Ufro
vun der Fraktioun vum ADR iwwert
déi rezent Perquisitioune bei RTL,
a 

5. de Projet de loi N°5354 iwwert
d’Procédure d’enquête – dat Ganzt
nom Basismodell. 

– Da fir muer, e Mëttwoch, hu mer:
dräi Projets de loi, Zousazprotokol-
ler zu der Mënscherechtskonven-
tioun. Déi dräi Projete ginn an en-
ger Diskussioun behandelt. Dann
hu mer de Projet de loi N°5463, en
Ofkommes iwwert de Corps euro-
péen; de Projet de loi N°5505, eng
Konventioun iwwert d’Persounen,
déi ënner internationalem Schutz
stinn; an als leschte Punkt d’Mo-
tioun vum honorabelen Här Cle-
ment iwwert de Konferenzzentrum
um Kierchbierg. 

– Iwwermuer, en Donneschdeg,
steet Folgendes um Ordre du jour:

1. d’Question avec débat N°4 vum
Här Jacques-Yves Henckes iwwert
d’Salariéën am öffentlechen
Déngscht; 

2. d’Interpellatioun vum Här Félix
Braz iwwert de Vëlostrafic; 

3. de Projet de loi N°5378, eng
Konventioun iwwert d’Grenz-
gewässer. 

4. de Projet de loi N°5493 iwwert
d’Personal vum Kontrollservice vun
der Gemengekontabilitéit, a 

5. d’Naturalisatiounen. 

Ass d’Chamber mat dësem Ordre
du jour averstanen? 

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert. 

Mir kommen dann elo zum éischte
Punkt vun eisem Ordre du jour vun
haut, der Deklaratioun vum Här
Premierminister iwwert déi ge-
plangten OPA op d’Arcelor. Här
Statsminister, Dir hutt d’Wuert.

4. Déclaration de M.
Jean-Claude Juncker,
Premier Ministre, Minis-
tre d’État relative à
l’OPA de Mittal Steel
sur Arcelor suivie d’un
débat
Questions urgentes
N°882 de M. Henri Kox
et N°884 de M. Aly Jaer-
ling relative à la reprise
d’Arcelor

■ M. Jean-Claude Juncker,
Premier Ministre, Ministre d’État.-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, et gëtt fir de Statsminister
relativ einfach Rieden. Dat sinn déi,
déi eis eleng betreffen, déi eis
ureege Sensibilitéite mussen
opfänken an a praktesch Politik
mussen ëmgemënzt ginn. Ganz
einfach sinn dës Rieden och net,
mä si gi just eis eppes un. A mat
deem, wat just eis selwer eppes
ugeet, do gi mer meeschtens gutt
eens. An da gëtt et Rieden, déi méi
komplizéiert sinn, well se Theme

behandelen, déi och anerer betref-
fen. Haut muss ech a wëll ech eng
Ried halen, déi extrem komplizéiert
ass, well si geet eis ureege Sensi-
bilitéiten eppes un, a si betrëfft och
anerer. 

Ech wëll schwätzen zur OPA vu
Mittal op d’Arcelor. Ech weess,
dass d’Leit hei am Land eng kloer
Sprooch erwaarden. Ech weess
awer och, dass d’Finanzmäert,
dass d’Analysten, an dass d’Ob-
servateuren dobaussen eng Ried
mat dausend Nuancen erwaarden
– eng sou genannten intelligent
Ried, déi an déi real Landschaft
passt, déi d’Globaliséierung zee-
chent.

Ech hu mech décidéiert eng kloer
Ried ze halen. Net well ech exklu-
siv kuerzfristeg géif funktionéieren
an déi mëttelfristeg Risike géif
ignoréieren. Am Géigendeel. Ech
kennen déi mëttel- a laangfristeg
Risike ganz gutt. Besser vläicht wéi
munnecher een, deen no mir
schwätze wäert oder dee muer
schreiwe wäert. 

Mä, am Liewen – dat zielt fir dat pri-
vat Liewen, dat zielt och fir de Stat
– kann een nëmmen eng Ried ha-
len. An déi Ried muss alles beden-
ken: d’Chancen, d’Opportunitéiten
an d’Risiken. Et muss een
d’Chancë gesinn, et muss een déi
Chance gesinn, déi kloer virun en-
gem läit, an et muss een d’Risiken,
déi ee spiert, kloer ofweien an net
aus den Ae verléieren. Mä, d’Pro-
menad duerch d’Risikowelt, déi
däerft d’Chancen an d’Opportuni-
téiten, déi ee kloer gesäit, awer net
verdecken. 

Am Kloertext: D’Lëtzebuerger Re-
gierung ass där feindlecher OPA
vu Mittal op d’Arcelor onfrëndlech
gesënnt. Mir wëllen se net, well
mer se net verstinn. A mir wëllen se
net, well se bis haut, och nom
agréabele Gespréich mam Här Mit-
tal – deen en dichtege Mann ass,
deen ze respektéieren ass – net
plausibel, konsequent a kohärent
konnt erkläert ginn. Dofir si mer iw-
werzeegt, datt mat deem kloren in-
dustriellen Europakonzept vun der
Arcelor, dat mer kennen an dat mer
mat ausgeschafft hunn, mer als
Land an als Europäesch Unioun
besser fuere wéi mat där Mittal-Of-
ferte, an där mer kee kloert lëtze-
buergescht an europäescht Kon-
zept kënnen erkennen. 

Déi OPA ass net konsequent an
ass an der Method, déi gewielt
ginn ass, net kompatibel mat där
Fassong, wéi mer als Lëtzebuerger
an als Europäer d’Globaliséierung
gestalte wëllen, gestalte sollen a
gestalte mussen. 

Wéi mer viru Joren d’Arcelor-Fu-
sioun – alleguer zesumme lescht-
endlech – op de Wee bruecht
hunn, ware mer befaasst mat en-
gem gemeinsame Plang vun der
ARBED, eiser lëtzebuergescher
Stolgesellschaft, der Aceralia, en-
ger spuenescher Stolgesellschaft,
an der Usinor, enger europäescher
Stolgesellschaft. Déi dräi si bei eis
komm, bei mech, bei den deemo-
lege Wirtschaftsminister, den Här
Grethen, an hunn eis hir Pläng pre-
sentéiert, explizéiert a plausibel
duergestallt. Déi Pläng ware kom-
patibel mat deem, wat fir Lëtze-
buerg wichteg war, a mat deem,
wat fir Europa noutwendeg war. 

Mir waren am Ufank zréckhalend
an hunn eis lues a lues, well de
Konzept stoung – säi lëtzebuerge-
schen Deel, säin europäeschen
Deel – iwwerzeege gelooss.

Den Ënnerscheed mat deem, wat
geschitt ass, wéi d’Arcelor-Fusioun
gemaach ginn ass, op de Wee
bruecht ginn ass, an deem Vir-
gang, dee mer haut erliewen, ass
considérabel. Et ass net nëmmen
eng kleng Differenz. Et ass en dra-
mateschen Ënnerscheed tëschent
engem gemeinsame Plang vun
dräi europäesche Gesellschaften,
déi eng europäesch Léisung wël-
len, an dem Plang vun engem Een-
zelnen, vun enger Famill, déi ouni
préalabel Konsultatioun mat där

Gesellschaft, vun där si mengen, si
misste se iwwerhuelen, a mat den
Haaptaktionäre vun där Gesell-
schaft, probéieren, dee Plang op
de Wee ze bréngen.

Hätte mer deemools d’Fusioun vun
der ARBED mat Usinor, mat Acera-
lia net gemaach, da wier d’ARBED
haut e Vull fir d’Kaz. Doduerch,
dass mer se gemaach hunn, ass
d’ARBED haut eng Kaz, déi een
net esou einfach schlécke kann.
Mä d’Method, déi gewielt ginn ass,
ass eng, déi op d’Désapprobatioun
vun der Lëtzebuerger Regierung
stéisst.

Mir kënnen an deem, wat Mittal vir-
schléit, keen industriellt Konzept
erkennen, och net no deem Ge-
spréich, wat ech zesumme mat de
Ministere Krecké a Frieden haut de
Moie mam Här Mittal hat. A mir sinn
der Meenung, dass, wann een ze-
summen eppes wëllt opbauen, ze-
summe wëllt konstruktiv sinn, dass
ee sech da mat deene muss pré-
alablement eenegen, mat deenen
een zesumme wëllt bauen a mat
deenen een zesumme wëllt an eng
Richtung goen.

Mir kënnen an deem Mittal-Kon-
zept, wat mer souguer schemen-
haft net erkenne kënnen, net déi
Saachen erëmfannen, déi fir Lëtze-
buerg, fir d’Regierung a fir d’Eu-
ropäesch Unioun an hirer Gesamt-
heet wichteg sinn. Mir gesinn um
Plang vun der Gouvernance nota-
bel Ënnerscheeder tëschent där
Démarche, déi bis haut déi war, déi
Mittal gewielt huet, an där Dé-
marche, déi bis elo déi war, déi mer
als Lëtzebuerger fir d’éischt, an
duerno iwwerall do, wou Arcelor no
der Fusioun täteg ginn ass, zur Ap-
plikatioun bruecht hunn, e Modell
vu Gouvernance, deen doranner
bestanen huet, aus klorem Ge-
schäftsinteresse eraus, déi sozial
Concertatioun ze siche mat de
Beschäftegte vun der Stolindustrie
an déi mikro- a makroekonomesch
Concertatioun mat den involvéierte
Regierungen a Gebietskörper-
schaften unzestrengen.

D’Arcelor, mat där mer vill gestrid-
den hunn, wéi iwwregens och mat
de Stolgewerkschaften, déi bei der
ARBED a bei der Arcelor täteg wa-
ren, huet, esou wéi d’ARBED fréier
och, vun Ufank u verstan, dass déi
lëtzebuergesch Stolgeschicht eng
aner wier wéi déi, déi et op anere
Plazen, heiansdo och an Europa,
mä jiddefalls am Rescht vun der
Welt gëtt. Eng intim Relatioun, déi
net nëmmen déi Leit hunn an ha-
ten, déi op der Schmelz geschafft
hunn, mä déi eng ganz Natioun ei-
gentlech a Bewegung an an Otem
gehal huet, e Land, wat huet mus-
sen – wann ech dat esou salopp
däerf formuléieren – déif an
d’Täsch gräifen, fir dass d’Lëtze-
buerger Sidérurgie eng Iwwerlie-
wenschance hat an déi Iwwerlie-
wenschance a konkret Resultater
konnt ëmsetzen, zu engem Mo-
ment wou munchereen heiheem an
am Rescht vun der Welt der Lëtze-
buerger Sidérurgie schonn en Dou-
deschäin ausgestallt hat.

Den Här Mittal, deen en dichtege
Mann ass, deen en intelligente
Mann ass, deem ech och net
d’Sensibilitéite fir munches ofsprie-
chen, kann zesumme mat deenen,
déi hie begleeden, dat selbst-
verständlech alles léieren, mä et
ass méi liicht fir eis mat engem ze
schaffen, deen dat erlieft huet,
deen dat gespuert huet wuessen,
deen dat Wuesse begleet huet an
deen déi extraordinär, heiansdo ir-
rational Relatioun, déi tëschent de
Lëtzebuerger an der Stolindustrie
besteet, versteet.

Et ass fir eis méi einfach e strate-
gesche Partner, net e finanz- a bör-
seninteresséierte Partner, mä e
strategesche Partner an enger eu-
ropäescher Gesellschaft mat en-
gem kloren industrielle Konzept ze
bleiwen, wéi zesumme mat aneren
ënnerzegoen an engem konzep-
tuelle Magma, an engem konzep-
tuelle Diffusen, dat mer net total op
den éischte Bléck, och net op den
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Ordre du jour

1. Dépôt de deux projets de loi 
2. Communication 
3. Ordre du jour
4. Déclaration de M. Jean-Claude Juncker, Premier Minis-

tre, Ministre d’État relative à l’OPA de Mittal Steel sur Ar-
celor suivie d’un débat
Questions urgentes N°882 de M. Henri Kox et N°884 de
M. Aly Jaerling relative à la reprise d’Arcelor
(Débat)

5. Question urgente N°886 de M. Xavier Bettel relative à
l'incendie au Centre pénitentiaire de Schrassig

6. Heure d'actualité demandée par le groupe DP au sujet
de la situation des mineurs ainsi que du trafic de drogues
au sein du Centre pénitentiaire de Schrassig
(Exposé - Débat)

7. Heure d'actualité demandée par le groupe ADR au sujet
de la perquisition récente chez RTL et le respect de la li-
berté de la presse
(Exposé - Débat - Motion)

8. 5354 - Projet de loi portant:
1. introduction notamment de l’instruction simplifiée du
contrôle judiciaire et réglementant les nullités de la pro-
cédure d’enquête;
2. modification de différents articles du Code d’instruc-
tion criminelle, et
3. abrogation de différentes lois
(Rapport de la Commission juridique - Discussion géné-
rale - Vote et dispense du second vote constitutionnel)

Au banc du Gouvernement se trouvent: M. Jean-Claude Jun-
cker, Premier Ministre; M. Fernand Boden, Mme Marie-Josée
Jacobs, MM. Luc Frieden, François Biltgen, Jeannot Krecké,
Mars Di Bartolomeo, Lucien Lux et Claude Wiseler, Ministres;
MM. Jean-Louis Schiltz et Nicolas Schmit, Ministres délégués.
(Début de la séance publique à 15.04 heures)
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MARDI, 31 JANVIER 2006 22 E SÉANCE M. Niki  Bettendorf ,  Vice-Prés ident
Mme Anne Brasseur,  Doyenne



zweeten an och net op den drëtte
Bléck begräife kënnen.

D’Lëtzebuerger Regierung ass net
u kuerzfristege Finanzresultater po-
sitiivster Natur fir de Statsbudget
interesséiert. Wa mir, wéi munch-
ereen eis dozou invitéiert, muer
oder haut de Mëtteg d’Arcelor-Ak-
tie verkafen, realiséiere mer e Be-
nefiss vun iwwer enger Milliard
Euro. Dir, déi der Spezialist vum
Lëtzebuerger Budget sidd, wësst,
dass dat exakt dat Duebelt ass
vum totale Statsbudget, dee mer
an zwee Joer realiséieren. Dat
wëlle mer awer net maachen. Mir
wëllen elo net eis kuerzfristeg bud-
getär Problemer séier léisen, do-
duerch dass mer eppes maachen,
wat déi spekulativ Vernunft engem
no leet, mä mir wëllen e strate-
gesche Partner an enger europäe-
scher Gesellschaft mat engem eu-
ropäesche Sozial-, Ëmwelt- a Gou-
vernancekonzept bleiwen, déi hire
Sëtz zu Lëtzebuerg huet.

Net de schnelle Benefiss kann
d’Regel vum Regierungshandele
sinn, mä déi strategesch Ausriich-
tung vun de Lëtzebuerger, present
als e gestaltenden Acteur am Ge-
samtaktionariat vun enger euro-
päescher Gesellschaft, muss d’Re-
gelwierk fixéieren, no deem d’Lët-
zebuerger Politik sech muss dekli-
néieren.

Et geet heibäi ëm Lëtzebuerg, et
geet heibäi ëm Europa. Déi zwou
Saache si gläichméisseg wichteg.
Wichteg fir dëst Land ass et, dass
déi Aart a Weis, de Restrukturéie-
rungsprozess vun der europäe-
scher Sidérurgie ze gestalten, bäi-
behale gëtt, a gläichzäiteg dofir ze
suergen, dass mat Sëtz zu Lëtze-
buerg a vu Lëtzebuerg aus den eu-
ropäesche Stolchampion esou ka
säi Wierken, souwuel an Europa
wéi och am Rescht vun der Welt,
entfalen.

Duerfir wäerte mer eis och drëm
beméien an deenen nächsten
Deeg, wéi iwwregens och an
deene leschten Deeg, a Gespréi-
cher mat eise Kolleegen am méi
noen Ausland, dofir ze suergen,
dass déi Lissabon-Philosophie, déi
sech jo soss duerch dee ganzen
europäesche Prozess zitt, och hei
am Beräich vun der europäescher
Stolindustrie respektéiert gëtt.

Dofir reesen ech haut a muer no
Paräis an no Bréissel, zesumme
mam Wirtschaftsminister Jeannot
Krecké, deen zesumme mam Mi-
nister Luc Frieden déi éischt Deeg
vun dëser Erausfuerderung mus-
tergülteg bestridden huet, fir Ge-
spréicher mam franséische Stats-
president ze féieren, obschonn ech
der och aus Afrika zwee mat him
gefouert hunn, wéi mam belsche
Premierminister ze féieren, mat
deem ech och zweemol aus der
malesescher Wüst telefonéiert
hunn. Ech wëll och Gespréicher
mam franséische Premierminister,
mam franséische Finanz- a Wirt-
schaftsminister, mam flämeschen a
mam wallounesche Ministerpresi-
dent esouwéi mam President vun
der Europäescher Kommissioun
féieren.

Ech kann, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, mam allerbeschte Wëllen haut
kee Versprieche ginn, dass mer an
deem Moment, wou d’Lëtzebuer-
ger an d’europäesch Stolindustrie
op eng besonnesch Aart a Weis
erausgefuerdert ginn, eis Interesse
kënne bis zum Schluss integral
duerchsetzen. Mä ech sinn deter-
minéiert, esou wéi d’Regierung
och, fir alles ze maachen, fir dass
dat, wuerfir mer geschafft hunn an
un dat mer gleewen, dat Lëtze-
buergescht an dat Europäescht,
doduerch erhale bleift, dass mer all
Moyenen alignéieren, déi mer
brauchen, fir déi hostile OPA ofze-
lehnen.

Ech kann net verspriechen, dass
eis dat geléngt. Ech ka just ver-
spriechen, dass mer alles wäerte
maachen, fir déi lëtzebuergesch
Plaz an der europäescher Sidérur-
gie esou ze erhalen, dass mer e
strategesche Gestaltungspartner
vun därselwechter bleiwen.

Wa mer wëlle bleiwen, wat mer
sinn, wat net datselwecht ass, wéi
dass mer wëllen halen, wat mer
hunn, da musse mer an der euro-
päescher Sidérurgie eng Plaz be-
halen, déi eis et erméiglecht hei vu
Lëtzebuerg aus determinant Ele-
menter vun der Gouvernance vun
de Gesellschaften, vun der sozialer
Responsabilitéit vun de Gesell-
schaften, vun dem Erhale vun der
Beschäftegung op eise Siten an op
deenen anere Siten, déi haut déi
vun der Arcelor sinn, also fir alle-
guer déi Elementer, déi eis wichteg
schéngen, duerchzesetzen.

Cher Président, Mesdames, Mes-
sieurs, l’OPA de Mittal sur Arcelor
nous inspire des préoccupations
très vives. Celui qui veut construire,
et celui qui veut construire avec
d’autres, bien sûr doit construire
non pas contre les autres, bien sûr
doit bâtir non pas contre les autres,
mais doit construire et bâtir avec
les autres.

Le Gouvernement luxembourgeois,
partenaire stratégique de la so-
ciété Arcelor, et qui veut rester par-
tenaire stratégique et non pas fi-
nancier de ce grand champion de
la sidérurgie européenne, n’est pas
au courant et n’a pas été mis au
courant d’un quelconque concept
industriel qui pourrait nous appa-
raître comme pouvant être porteur.

Par conséquent, à cette OPA hos-
tile nous opposons l’hostilité de
ceux qui croient que l’industrie si-
dérurgique européenne a besoin
de champions européens qui de-
viennent et qui restent de véri-
tables leaders mondiaux dans le
domaine de la sidérurgie. Par
conséquent, il n’est pas dans l’in-
tention du Gouvernement luxem-
bourgeois, en l’absence d’un
concept industriel national et euro-
péen qui nous paraîtrait convain-
cant, d’accompagner de façon po-
sitive et amicale l’offre publique
d’achat que Mittal vient de lancer
sur Arcelor.

Les Luxembourgeois dans leur en-
semble et surtout les Luxembour-
geois modestes, nous avons tous
lutté, par les moyens classiques de
la politique nationale, c’est-à-dire
par l’alourdissement de la charge
fiscale reposant sur tout un cha-
cun, pour que la sidérurgie luxem-
bourgeoise reste une réalité dans
ce pays. Nous sommes devenus,
après de multiples virages et après
de nombreuses mises en cause,
un partenaire stratégique du pre-
mier groupe industriel sidérurgique
européen créé par la mise en com-
mun des potentialités d’un groupe
français, d’un groupe luxembour-
geois et d’un groupe espagnol.

Nous n’avons pas à l’esprit le sens
du lucre facile, de l’argent rapide-
ment gagné. Nous voulons rester le
partenaire stratégique luxembour-
geois bien ancré dans un en-
semble sidérurgique européen.
Par conséquent, nous disons non à
l’offre publique d’achat lancée par
Mittal sur Arcelor. Nous restons
bien sûr en contact avec les res-
ponsables de Mittal, que nous ad-
mirons pour ce qu’ils ont fait, que
nous respectons pour ce qu’ils
sont, mais nous voudrions qu’en
retour nous soyons respectés plei-
nement et entièrement.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Ech ginn
dem Här Statsminister Akt vu sen-
ger Deklaratioun a mir kommen
dann zur Diskussioun heiriwwer.
Déi eenzel Fraktiounen huele Stel-
lung, sämtleche Fraktioune sti 15
Minutte Riedezäit zou. Et si bis elo
ageschriwwen: den Här Wolter,
den Här Grethen, den Här Caste-
gnaro an den Här Braz. D’Wuert
huet elo den éischte Riedner, den
Här Michel Wolter. Här Wolter, Dir
hutt d’Wuert.

Débat

■ M. Michel Wolter (CSV).-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, ech géif dem Här Statsmi-
nister wëlle Merci soe fir seng De-

klaratioun, déi un Däitlechkeet
näischt ze wënschen iwwreg ge-
looss huet, wéi hien dat am Ufank
vu senger Ried gesot huet.

D’Offer vu Mittal Steel, fir Arcelor ze
iwwerhuelen, schléit säit dem
leschte Freideg héich Wellen zu
Lëtzebuerg. Et ass eng onerwaar-
ten Offer, et ass eng net ugekën-
negt Offer, deemno eng feindlech
Offer, déi op den Dësch geluecht
ginn ass. Well d’Arcelor net ier-
gendee Betrib zu Lëtzebuerg a fir
Lëtzebuerg ass, a well den Här Mit-
tal déi Reputatioun huet, déi en
huet, gëtt dës Affär mat vill Pas-
sioun, awer och mat villen Ängsch-
ten a Viruerteeler diskutéiert.

Et ass eben anescht, wéi wann um
Finanzmaart d’Lëtzebuerger Banke
vun auslännesche Kreditinstituter
geschléckt ginn a mat hiren Aktivi-
téiten normal virufueren. D’Bedei-
tung vun der Arcelor gëtt vu ville
Lëtzebuerger esou ageschat, wéi
wann et kéint ëm d’Liewegt goen.
D’Arcelor, déi al ARBED, ass quasi
e Synonym vun dem industriellen
Erfolleg vun eisem Land. Méi nach:
Si steet am Fong sënnbildlech fir
den Opstieg vu Lëtzebuerg vun
enger aarmer a schwaacher Agrar-
natioun zu engem moderne
staarke Stat, op deen uechter
d’Welt gekuckt gëtt.

Dausende Lëtzebuerger Famillje-
geschichte si mat der Geschicht
vun der ARBED verbonnen. Do-
sende Familljennimm, déi et virun
honnert Joer zu Lëtzebuerg net
gouf, sinn haut besonnesch am
Süde vum Land gängeg Nimm vu
Landsleit, deenen hir Virfahren, hir
Grousspappen aus Italien an
duerno aus anere Länner op d’AR-
BED schaffe koumen, well se do
Aarbecht kruten. D’ARBED, haut
Arcelor, ass e Stéck vun eiser Ge-
schicht. Si ass e Stéck vun der in-
dividueller a Familljegeschicht vun
zéngdausende Leit zu Lëtzebuerg.
Si ass e Stéck Lëtzebuerg.

D’Arcelor vun haut ass awer net
méi d’ARBED vu viru 50, 25 oder
och nach virun zéng Joer. Aus der
Lëtzebuerger ARBED ass déi mul-
tinational Arcelor als modern Kapi-
talgesellschaft ginn, vun där hirem
Kapital 86% iwwert de Globus am
Streebesëtz sinn. De Lëtzebuerger
Stat ass ëmmer nach dee gréissten
Eenzelaktionär mat 5,6% vum ge-
samte Kapital. D’Struktur vum Be-
trib huet geännert. Villes vu senger
Philosophie, sengem Fonctionne-
ment a senger sozialer Roll ass
awer bei eis déiselwecht bliwwen.
D’Arcelor ass en Traditiounsbetrib
an der Systemlogik vum Lëtzebuer-
ger Modell.

Virun e puer Wochen eréischt ass
dee Mann gestuerwen, duerch
deem seng historesch Mediatioun
am Lëtzebuerger Stolsecteur de
kooperative Modell, de Modell vum
sozialen Dialog, definitiv institutio-
naliséiert gouf. De Schwäizer Pro-
fesser Henri Rieben, e perséin-
leche Frënd vun e puer vun de
Grënnungspäpp vun Europa, huet
1959 op d’Demande vum Statsmi-
nister Pierre Werner tëschent
ARBED-Direktioun a -Personal ver-
mëttelt. Dobäi koum eng Louner-
héijung vun engem Frang d’Stonn
eraus, de sou genannte Rieben-
frang. Zënterhier gëtt et e perma-
nenten a konstante Sozialdialog
am Stolsecteur zu Lëtzebuerg.
D’Stoltripartite ass duerno eng
Konstant vun de Lëtzebuerger In-
dustrierelatioune ginn.

Wéi et bei der ARBED méi lues
goung, wéi d’Stolkris gedroht huet,
Lëtzebuerg a sengem wirtschaft-
leche Fundament ze erschütteren,
gouf der ARBED vum ganze Land
gehollef. Fir si gouf d’Solidaritéits-
steier agefouert a vun alle Steier-
zueler am ganze Land bezuelt.
D’ARBED, haut Arcelor, ass an den
Ae vun de Leit am Land net nëm-
men e Betrib, mä eng national
Gréisst, fir déi vill Affer bruecht
goufen, mä déi dem Land erlaabt

huet, zu deem ze ginn, wat et haut
ass.

Wa géint esou e Betrib eng feind-
lech Iwwernahmspropositioun for-
muléiert gëtt, da beonrouegt dat.
Alles dat, wat d’Arcelor ass an
d’ARBED war, ass Mittal Steel ap-
parent net. Mittal Steel huet eng
Produktpalette, déi eng aner Ge-
schicht an eng aner Betribsstruktur
huet. D’Famill vum Grënner hält bei
Mittal Steel 85% vum Kapital an
huet 97% vun de Stëmmrechter. Et
ass e Familljebetrib, deen net mat
engem bestëmmte Land verbon-
nen ass an deen de Ruff huet, ma-
rod Stolbetriber opzekafen an zu
engem héije soziale Präis ze sa-
néieren. Ob dat am Detail esou
ass, wéi et duergestallt gëtt, bleift
nach ze beweisen.

Wa mer éierlech matenee sinn, da
gouf et virum leschte Freideg ganz
wéineg Leit, och heibannen, déi iw-
werhaapt schonn eng Kéier vun
deem Betrib héieren haten. Et soll
een deemno net virveruerteelen,
mä Tatsaach ass: Mittal Steel an
Arcelor hu vun der Firmephiloso-
phie hier, vun hirer respektiver Tra-
ditioun a vun hirer Struktur hier net
vill mateneen ze dinn.

Nun ass et esou, dass de Kapital-
maart feindlech Iwwernahme
kennt. Déi maachen op d’mannst
als Offer och viru Lëtzebuerg net
Halt, och wa jo nach net feststeet,
ob dës Tentative duerchkënnt.
Virun e puer Wochen huet d’Arce-
lor selwer eng feindlech Iwwer-
nahm vun der kanadescher Do-
fasco probéiert an och duerchge-
sat. Et ass dëst zu Lëtzebuerg
kaum, a wann dann éischter positiv
zur Kenntnis geholl ginn.

Déi Offer, déi Mittal virgeluecht
huet, ass déi, dass zu 75% soll aus
Aktientausch an nëmmen héchs-
tens 25% cash bezuelt ginn. Bei
Arcelor an Dofasco war dat
anescht. Et war eng reng cash-
cash Operatioun un d’Aktionäre
vum kanadesche Betrib. Ob Mittal
deemno iwwerhaapt fäeg ass, am
Fall vun engem dauerhaften Ustig
vun den Arcelorsaktien, mat enger
anstänneger Geldoffer nozezéien,
bleift ofzewaarden. 

Ob déi aktuell Mittal-Offer duer-
geet, fir eng Majoritéit vun Arce-
lorsaktionären dozou ze bréngen,
hir Pabeieren ze verkafen, ass
beim aktuelle Cours vun den Aktien
och nach net gesot. Tatsaach ass,
dass de Verwaltungsrot vun Arce-
lor unanime décidéiert huet, d’Of-
fer vu Mittal zréckzeweisen, och –
natierlech net nëmmen – well kee
wierklech nozevollzéienden indus-
trielle Projet virgeluecht gouf, esou
wéi dat de Statsminister elo just ën-
nerstrach huet. Virun allem awer
huet de Verwaltungsrot vun der Ar-
celor festgestallt, dass am Fong
bal alles Arcelor a Mittal vuneneen
trennt an ënnerscheet, amplaz
dass besonnesch vill Gemeinsam-
keeten oder Affinitéite géife be-
stoen. 

Et ass elo an éischter Linn um
Maart, un der Bourse, fir déi Déci-
siounen ze huelen, déi si an hir Ac-
teure fir richteg halen. Un der Poli-
tik zu Lëtzebuerg an och deenen
aneren europäesche Länner ass
et, derfir ze suergen, dass, wann
eng Iwwernahm sollt stattfannen,
déi mer net wollten an déi mer och
net wëllen, dëst ënnert deene
beschtméiglechen Ëmstänn fir déi
Beschäftegt vun der Arcelor a fir
eist Land geschitt. 

Mittal Steel huet a senger Presse-
matdeelung vum leschte Freiden
eng Rei vun Aussoe gemaach, déi
an dëser Hisiicht gepréift musse
ginn. Esou wéilte se déi Beschäf-
tegt vun der Arcelor behalen, an all
Engagementer vum Betrib vis-à-vis
vun hire Mataarbechter respektéie-
ren. Si wéilten och e groussen Deel
vun der Direktioun vun Arcelor an
där neier Struktur iwwerhuelen, an
dës op der Lëtzebuerger Bourse
kotéiere loossen. Schlussendlech
wéilt Mittal och gegebenenfalls säi
globale Siège op Lëtzebuerg brén-
gen, wann dat steierlecht Ëmfeld
géif stëmmen. 

Dës Engagementer, wann et der da
sinn, missten ëmmerhin als positiivt
Element gewährt ginn. Den Här
Mittal selwer huet gëschter an en-
ger Pressekonferenz nach eng
Kéier ënnerstrach, hie géif keng
Betriber iwwerhuelen, fir se zouze-
machen. 

D’Arcelor, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, huet verschidde Méiglechkee-
ten, fir sech enger feindlecher Iw-
wernahm ze widdersetzen. Esou
kann d’gesellschaftlech Opkaf vun
hiren eegenen Aktien de Cours
esou héich halen, dass d’Offer vu
Mittal net méi interessant ass. Mä
kann d’Arcelor dat laang genuch,
respektiv ka Mittal net weider mat
senger Offer an d’Luucht goen,
esou wéi d’Arcelor dat bei Dofasco
gemaach huet? Arcelor kéint sech
och vun enger oder vu méi vu
senge Filialen opkafe loossen, oder
duerch en anere Stolbetrib, mat
deem eng Fusioun géif besser an
d’Konzept passe wéi mat Mittal.
Mä all dëst si Spekulatiounen. 

Dat, wat sécher ass, dat ass, dass
Arcelor muss handelen, an dobäi
d’Ënnerstëtzung vun der Lëtze-
buerger Politik a vun der Regie-
rung brauch. Un der Regierung
ass et, Mittal kloer ze maachen,
datt Arcelor net just eng Trophäe
ass, déi ee sech op engem indus-
trielle Feldzuch duerch déi zersplit-
tert Landschaft vum Weltstolmar-
ché ka verdéngen. Dat soll net an
de Medië geschéien oder duerch
eng grondsätzlech negativ
Bewäertung vum Betrib, mä an
eeschte Gespréicher tëschent den
Acteurë vun engem Virgang, deen,
ob mer et wëllen oder net, dach am
Wesentlechen e wirtschaftlechen
ass. 

Lëtzebuerg ass net d’Urkraine, Al-
gerien oder Südafrika, wou grouss
Deeler vum Mittal-Imperium stinn.
An d’Arcelor ass keng bedürfteg
Industrie an engem Entwécklungs-
oder Transitiounsland, mä e
weltwäit operéierende Konzern
Lëtzebuerger Prägung mat senger
ganzer finanzieller, sozialer an och
kultureller Wierklechkeet. 

D’Arcelor huet kee Keefer gesicht,
a sicht och kee Keefer. D’Arcelor
brauch och kee Keefer. Et kann
duerchaus sinn, dass eng Majori-
téit vun Arcelorsaktionäre wäerte
fannen, si wiere bis op Weideres an
hirer Investitiounsplanung besser
bei enger onofhängeger Arcelor
opgehuewe wéi an enger nach méi
grousser Fusioun. 

Dëse Message huet d’Arcelor-Di-
rektioun an de Verwaltungsrot vun
der Entreprise hiren Aktionäre
vermëttelt. An et ass e Message,
deen d’Lëtzebuerger Politik kann a
muss matdroen. Ultimativ läit d’Ent-
scheedung awer bei den Aktionä-
ren. Et ka keng Nationalpolitik dës
Iwwernahm duerch politesch Déci-
siounen definitiv verhënneren. Et
wäert och kaum e Regulateur
wéinst konkurrenzpolitesche Grënn
d’Iwwernahm blockéieren. Mittal
huet keng wierklech relevant
Maartpositioun an der Europä-
escher Unioun. An Arcelor huet där
keng do, wou Mittal se huet. Och
déi gemeinsam Leeschtung vun
deenen zwee Betriber wier
deemno wettbewerbsrechtlech ak-
zeptabel, well geographesch ge-
nuch gestreet. 

D’Arcelor stellt sech hiren eegenen
Aussoen no op eng Ausenanerset-
zung an, déi kéint véier bis sechs
Méint daueren. Während dëser Zäit
ass et eis Flicht, derfir ze suergen,
dass an allen Eventualitéiten d’In-
térête vun de Beschäftegte vun der
Arcelor gewährt sinn, an dass ei-
sem Land a senger wirtschaft-
lecher an industrieller Struktur kee
Schued entsteet.

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Wolter. Nächste Riedner ass den
honorabelen Här Henri Grethen.

■ M. Henri Grethen (DP).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, fir dass kee Malentendu kann
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opkommen, no deenen Explikatiou-
nen, déi de Statsminister am
Numm vun der Regierung hei der
Chamber ginn huet an domadder
dem Land, wëll ech fir meng Partei,
fir meng Fraktioun ënnersträichen,
dass mir honnertprozenteg an dë-
sem Dossier hannert der Regie-
rung stinn, an hannert där Linn, déi
de Statsminister hei am Numm vun
der Regierung développéiert huet.
Et däerf an dëser Fro keen Zweifel
bestoen, dass déi politesch Ac-
teuren hei zu Lëtzebuerg un en-
gem Strang zéien. Hei däerfe mer,
hei kënne mer eis net dividéiere
loossen. 

A wann een déi Offer, déi jo fir Een-
zelner wéi en Donnerwieder iwwert
d’Land gaangen ass de leschte
Freide vun der Entreprise Mittal,
kuckt, da stellt ee fest, dass zwou
verschidde Kulturen openee pral-
len: Op där enger Säit e Grupp wéi
Arcelor, deen e Grupp ass, dee
laangfristeg denkt, dee laangfris-
teg agéiert, dee sech aschreift an
den Développement durable, deen
eis alleguer um Häerz läit, an op
där anerer Säit e Grupp, deen no
Opportunitéite funktionéiert an dee
kuerzfristege Profit privilegiéiert
par rapport zu laangfristegen In-
vestissementer. 

Wann ech Aktionär wier vun der Ar-
celor, da géif ech mer et méi wéi
eemol iwwerleeën, ob ech géif déi
Offerte do unhuelen oder net, wann
ech weess, dass ech op där enger
Säit als Aktionär Matpropriétaire
vun engem Betrib sinn, dee laang-
fristeg opgestallt ass, an op där
anerer Säit Petit actionnaire minori-
taire. Ech wëll elo de Baron Frère
zitéieren, dee gesot huet: «Petit ac-
tionnaire minoritaire, petit con,
grand actionnaire minoritaire,
grand con». 

(Hilarité)

Ech wéilt op alle Fall beim Här Mit-
tal am Boot net zu de Conë gehéie-
ren. 

Wéi Arcelor gegrënnt ginn ass aus
der Fusioun vun dräi europäesche
Stolgruppen – oder zwee, wéi och
ëmmer een et wëllt kucken –, do
loung eng Strategie um Dësch, do
wousste mir, déi am Ufank an der
Regierung skeptesch waren, awer
wat geplangt wier. A mir hunn dat a
ville Gespréicher am Virfeld vun
der offizieller Annonce vun deem
Zesummegoe kënnen iwwerpréi-
fen. 

An d’Intérête vun eisem Land si bei
där Fusioun – däerf ech dat ënner-
sträichen als ee vun deenen, déi
deemools mat bedeelegt waren –
op eng exemplaresch Aart a Weis
respektéiert ginn. Net nëmmen,
well de Siège hei zu Lëtzebuerg
war vun deem neien Ensembel, net
nëmmen, well mer Garantië kruten,
wat d’Abannen och vun de Mataar-
bechter an déi nei Décisiounsstruk-
ture wieren, mä ganz besonnesch
och, well mer Garantien haten iw-
wert déi laangfristeg Ofsécherung
vum Stolstanduert Lëtzebuerg
duerch déi Investissementer, déi
d’Arcelor gemaach huet. 

A wann de Statsminister hei elo ge-
sot huet, dass hien haut de Moie
mam Minister Krecké a mam Minis-
ter Frieden déi Entrevue mam Här
Mittal hat, da koum et do net zu der
Presentatioun vun enger Strategie.
Do weess ee just, dass den Här
Mittal a seng Famill gäre géifen
d’Majoritéit oder 100% vun Arcelor
opkafen. Mir kenne kee Konzept,
mir wëssen net, wat sinn d’Stäerk-
ten a wat sinn d’Schwächten, wat
sinn d’Opportunitéiten, mä wat sinn
awer och d’Geforen, déi aus dë-
sem Projet fir Lëtzebuerg entstinn,
an duerfir ass déi Skepsis, déi ee
vis-à-vis vun där Offerte huet, méi
wéi berechtegt.

Här President, am Joer 2000 an
2001, wéi Arcelor entstan ass,
wousst ee vun Ufank un, dass dee
Konzern eng Achillesfers hätt, an
dat war d’Absence vun engem
Noyau dur vun Aktionären. Lëtze-
buerg, d’Land als dee gréissten in-
dividuellen Aktionär, an do dernie-
went déi flammänesch Regierung
an déi wallounesch Regierung an

och nach de Grupp Aristrain an
d’Personal, d’Mataarbechter vum
Konzern waren déi Eenzeg, déi
fest dostoungen. An duerfir sinn
och schonn deemools an d’Statute
vun Arcelor Dispositiounen erage-
schriwwe ginn, fir sécherzegoen,
dass ee wéisst, wien Aktionär wier,
fir sécherzestellen, dass kee kéint
esou still, leis und heimlich d’Majo-
ritéit kréien oder en Actionnaire de
référence ginn.
An deene Statuten, wann Der Iech
déi ukuckt, Här President, da stellt
Der och fest, dass zum Beispill eng
Dispositioun dran ass: Wann ee
méi wéi 25% vun den Aktien huet,
muss deen deenen aneren Ak-
tionären eng Offerte maachen, fir
déi reschtlech Aktien ofzekafen.
Dat war eng vun deene Mesuren,
déi deemools scho virgesi gi sinn.
Gläichzäiteg oder parallell dozou
ass am leschte Joer och vun der
Arcelor-Generalversammlung déci-
déiert ginn, dass d’Aktien alleguer
missten nominativ sinn.
Dat ass elo an de Statuten. Mä et
ass an dëser Situatioun – wou een
higeet an e seet: „Ech kafe sämt-
lech Aktien.“ –, wou déi Moyens de
défense ze kuerz gräifen. An duer-
fir, Här President, sinn ech der
Meenung, dass et urgent ass an
dass et wichteg ass, dass mir esou
séier wéi méiglech hei zu Lëtze-
buerg och eng Rei europäesch Di-
rektiven ëmsetzen.
Däerf ech drun erënneren – an de
Kolleeg Ben Fayot huet dat an en-
ger Question parlementaire récem-
ment gemaach –, dass mer an der
Flicht sinn, fir d’Gesetzgebung iw-
wert d’OPAe bis den 22. Mee 2006
ëmzesetzen?!
Ech weisen dorobber hin, well
gëschter an der Pressekonferenz
vun Arcelor zu Paräis dat schonn
eng vun de Froe war, déi vun en-
gem Journalist opgeworf gi sinn, a
well et e Problem ass, deen eng
gewëssen Insécurité juridique ka
mat sech bréngen, en l’absence
vun esou enger Gesetzgebung.
Datselwecht gëllt awer fir d’Socié-
tés européennes. Dat huet zwar
näischt an dësem Zesummenhang
mat dëser Operatioun ze dinn, mä
ech wier och frou – an do ass
d’Chamber gefuerdert –, wann
d’Gesetzgebung iwwert d’Sociétés
européennes esou séier wéi méig-
lech géif ëmgesat ginn.

■ Une voix.- Gläichfalls.

■ M. Henri Grethen (DP).- Mä
elo sti mer virum Choix, mir als
Land, well eis Aflossméiglechkee-
ten, iwwert dat Sentimentaalt
eraus, si relativ kleng. Selbst-
verständlech muss ee wierklech –
wéi soll ech soen? – ënnerstëtzen,
dass de Statsminister mat all
deene Concernéierten, mat de Re-
gierungschefen aus all deene
concernéierte Länner an Europa
Kontakt ophëlt, fir eng gemeinsam
Attitüd eventuell auszeschaffen. An
Arcelor selwer huet dat jo och ge-
sot: „Vun de Politiker wënsche mir
eis déi moralesch Stäip an dësem
Match. De Rescht musse mir sel-
wer maachen.“
An et ass un de Verantwortleche
vun Arcelor – an ech sinn iwwer-
zeegt, dass si dat wäerte fäerdeg
bréngen –, fir d’Marchéen ze iw-
werzeegen, dass et mëttel- a
laangfristeg besser ass, Aktionär
vun der Arcelor ze sinn, wéi Ak-
tionär vu wuel deem weltgréisste
Stolkonzern op der Welt, mä trotz-
deem dann an engem Grupp,
deen net déi Strategien, net déi Vi-
siounen deelt, déi bei Arcelor Gül-
tegkeet hunn.
Här President, meng Fraktioun ën-
nerstëtzt d’Regierung an hirer At-
titüd fir hei eng positiv Haltung an-
zehuelen, déi moralesch Ënnerstët-
zung dem Management vun Arce-
lor ze ginn, an d’Décisioun och, fir
net e kuerzfristege Profit aus der
Vente vun Arcelorsaktien ze maa-
chen, och wann dat kuerzfristeg
elo géif eng Milliard Euro an
d’Statskeese spullen. Mir hunn ze
vill Efforten an der Vergaangenheet
gemaach, fir eis esou bëlleg aus
der Verantwortung ze schläichen.

Mä, Här President, déi endgülteg
Verantwortung, déi endgülteg Dé-
cisioun an dësem Dossier, déi hëlt
de Marché. A wann een Aktionär
ass a Kalifornien, e Pensiounsfong
a Kalifornien, deen ass éischter ge-
neigt, um kuerzfristege Profit inter-
esséiert ze si wéi un enger laang-
fristeger Politik. Et ass duerfir wich-
teg, dass déi Verantwortlech vun
Arcelor mat eiser Ënnerstëtzung
d’Marchéen iwwerzeegen, net an
déi Richtung ze goen.

D’Lëtzebuerger Regierung – dat
huet de Statsminister gesot –, mä
iwwer si eraus och anerer, meng
Partei, stinn an där Strategie han-
nert dem Management vun Arcelor.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Grethen. Nächste Riedner ass den
honorablen Här Castegnaro. Här
Castegnaro, Dir hutt d’Wuert.

Den Här Minister Frieden freet
d’Wuert. Entschëllegt ee Moment,
Här Castegnaro.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Här President, opgrond
vun der Interventioun vum honora-
blen Här Grethen iwwert d’Ëmset-
zung vun der Direktiv OPA wollt
ech d’Chamber als Justizminister
informéieren, datt mir, onofhängeg
vun de rezenten Evénementer, zën-
ter enger Zäitchen un deem Geset-
zesprojet schaffen, an datt et d’In-
tentioun vun der Regierung ass, fir
dëse Projet an deenen nächste
Wochen am Parlament ze dépo-
séieren.

Mir hunn ëmmer gemengt, datt et
gutt wär, am éischten Trimester
2006 déi Direktiv ëmzesetzen. Den
Här Grethen huet drun erënnert,
datt de leschten Délai, fir d’Direktiv
ëmzesetzen, de Mee ass, an duer-
fir sinn déi Aarbechten iwwert déi
lescht Méint gelaf a si quasi ofge-
schloss. Mir hoffen dann och, datt
d’Parlament dës Direktiv an deen
domat zesummenhängende Ge-
setzesprojet an deenen nächste
Woche kann diskutéieren an zur
Ofstëmmung bréngen, fir datt déi
prozedural Froen, déi virun allem
an där Direktiv gekläert ginn, och
hiren Nidderschlag an der Lëtze-
buerger Gesetzgebung fannen.

Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister, fir déi Informatiounen.

Dann huet elo den Här Castegnaro
d’Wuert.

■ M. John Castegnaro
(LSAP).- Merci. Här President, Kol-
leeginnen a Kolleegen, bravo dem
Statsminister fir seng Interventioun,
déi een honnertprozenteg kann a
muss ënnerstëtzen! An och d’Vir-
riedner, déi elo geschwat hunn, hu
Saache gesot, mat deenen ee
kann absolut d’accord sinn.

Ech wäert mech ustrengen, eng
gutt Ried ze halen. Ech weess net,
ob se intelligent ass; si wäert sé-
cherlech haart ginn, wéi ëmmer,
vläicht och e bësse laang, mä si
wäert mat Iwwerzeegung sinn an
och gedroe vum ale Syndikalist,
deen an där Branche do vill mater-
lieft huet an alt gehollef huet, en
Deel dozou bäizedroen.

Ech wëllt nëmmen ënnersträichen,
dass effektiv déi Virgeschicht, déi
grouss Fusioun vun 2001-2002 vun
ARBED, Aceralia an Usinor eng
ganz aner Entwécklung kannt huet.
De Statsminister huet vun der Virin-
formatioun vun der Regierung ge-
schwat. Ech kann och soen, dass
geneesou d’Gewerkschafte virin-
forméiert, ëm hire Rot an hir
Wënsch gefrot gi sinn, an d’Resul-
tat dovun ënner anerem d’Mat-
bestëmmung am Verwaltungsrot
ass, obwuel se legal guer net nout-
wendeg ass.

Da soll een och ënnersträichen,
dass 2002 eis Leit, déi an der Sidé-

rurgie geschafft hunn, Angscht
hate virun deem, wat geschitt ass.
Si hunn awer geléiert, dass et och
kann aneschters sech entwécke-
len, positiv. Trotz Lux-2006-Re-
strukturéierungen an engem
gewëssenen Ofbau hu mer hei zu
Lëtzebuerg modernste Stolstand-
uerter, an déi investéiert gouf an an
déi och nach weider investéiert
gëtt.

Dat nëmme kuerz zum Historique,
fir zum eigentlechen Thema ze
soen, dass mer mat deem Thema
haut net nëmmen iwwert d’Zukunft
vun Arcelor schwätzen, mä och iw-
wert déi industriell Zukunft vun dë-
sem Land, déi um Spill steet, wann
dat do géing schif goen – wat mer
net gleewen. 

Och wann dat, wat de Moment ge-
schitt, net direkt vergläichbar ass
mat der Stol- an der Weltwirt-
schaftskris vun Enn de 70er Joren,
da gläicht sech dach eppes, näm-
lech dat vun der Zukunftsfro vun ei-
ser Stolindustrie: Wéi geet et wei-
der? Mir wëssen, dass, wann et
schif geet, direkt an indirekt dau-
sende vun Aarbechtsplazen um
Spill stinn. Duerfir hunn zënter e
Freideg vill Mënschen an der Stol-
industrie an ëm d’Stolindustrie
Angscht. Si sinn onroueg. Et geet
ëm hir Existenz an ëm déi vun hire
Familljen. 

Mä et geet ëm héichkaräteg Indus-
trieaarbechtsplazen, haut an der
Stolindustrie, mä och muer an iw-
wermuer – eng vun deene wéineg
groussen Industien, déi et nach hei
gëtt, déi awer Magnéitwierkung
huet fir d’Usiedlung vun anere Be-
triber, an duerfir geet et eben ëm
déi industriell Zukunft vum Land,
déi hei mat a Gefor geréit, an déi
souwéisou op engem Minimum
ukomm ass, wann een d’Bedeitung
vun der Industrie an eiser ganzer
Ekonomie haut gesäit. 

De Message, de Signal vun dësem
Parlament – an dat war jo och bis
elo de Fall – muss kloer sinn. Et
muss esou e Signal sinn, dass och
den Här Mittal an och seng Famill
verstinn, wat mer wëllen oder net
wëllen. Ech soe kloer an däitlech fir
meng Partei, mä ech mengen, fir
eis alleguer: Mir wëllen den Här
Mittal a seng Famill weder zu Lët-
zebuerg, nach an der Arcelor an
och net an Europa, well mer wës-
sen, dass dat fatal Konsequenze
kann hu fir eis alleguer, eben aus
deem Grond, wéi et hei scho gesot
ginn ass, dass grondverschidde
Kulturen openee stoussen. 

D’Konsequenze riskéieren drama-
tesch ze sinn. Et riskéiert éisch-
tens, eng Desinvestitiounswell an-
zetrieden. Eis Standuerter, déi haut
modern sinn, kënnte kuerzfristeg
ausgeblutt ginn, an dann délocali-
séiert ginn, dohinner, wou et méi
bëlleg ass, wou de Benefiss nach
méi grouss ass.

Zweetens, de Modell Lëtzebuerg
géing ausgehielecht ginn. D’Tripar-
tite géing ofgeschaaft ginn, an do-
mat och dat, wat mer eis eruerwert
hunn: d’Beschäftegungsgarantie,
d’Akommesgarantie, d’Matbestëm-
mung vun eise Belegschaften an
där Lëtzebuerger Stolindustrie.

Drëttens, net nëmmen zu Lëtze-
buerg, mä och aner Standuerter an
Europa géinge leiden, well déi
Wäerter, déi d’Arcelor huet, déi
feste Bestanddeel vun hirem Fonc-
tionnement sinn, och do ausgehie-
lecht ginn an iwwerholl gi vun en-
gem Familljebetrib nom Modell
„Mittal“, dee ganz aner Prioritéiten
huet wéi déi, déi e Konzern Arcelor
huet. 

Mä op där anerer Säit – an duerfir
soll een déi Wäerter an de Virder-
grond stellen: Déi Wäerter vun der
Arcelor sinn, éischtens, en héijen
Ëmweltstandard, net nëmmen zu
Lëtzebuerg, mä iwwerall, wou se
sinn; zweetens, déontologesch Ac-
corden, déi en internen Ëmgang
vun der Belegschaft mat hirem Ma-
nagement an ëmgedréint regelen;
drëttens, Matbestëmmung a So-
zialdialog als e feste Bestanddeel
vun der Arcelor-Kultur; a véiertens,
nieft munchem anerem, héich

Standarden insgesamt, mä beson-
nesch als absolut Prioritéit d’Sé-
cherheet an d’Gesondheet op der
Aarbechtsplaz.

Wann ech gesot hunn, net nëmmen
dat géing um Spill stoen, da men-
gen ech e ganze Rateschwanz vun
anere Risiken. Ech wëll se nëmme
kuerz opzeechnen: Gëtt et nach
eng CFL-Cargo, wann den Här Mit-
tal dee Match gewënnt? Wat ge-
schitt mat de Frichë vun der AR-
BED? Wat geschitt mat den Terrai-
nen, déi der ARBED gehéieren? 

Dat sinn eenzel Beispiller nieft ane-
ren, déi ee kéint nennen, mä si
maache kloer, firwat ech gesot
hunn, mir wëlle Mittal Steel net hei
am Land an net am Arcelor-Kon-
zern gesinn. Mir wëllen och net,
dass Arcelor géing iwwerholl ginn.
Och duerfir, léif Frënn, well Arcelor
en europäesche Projet ass, en eu-
ropäesche Modell ass, well et e
Modell ass, deen opbaut op enger
europäescher Industrie-Kultur, a
well europäesch Wäerter an deem
Modell matverschafft ginn. 

Et gëtt nach en anert Beispill wéi
Airbus, fir nëmmen dat ze nennen.
Dee Modell muss dach eng Zu-
kunftschance behalen, och am Ka-
der vun där sou genanntener fräier
Marktwirtschaft, an an deem Kader
eben och dem europäesche So-
zialmodell, deen Téitsche genuch
huet, mä deen hei eng weider déck
Bëlz géing kréien, vun där een
d’Auswierkungen nach net of-
schätze kann.

Ech wëll och hei iwwert d’Lissa-
bon-Strategie schwätzen. D’EU –
och de Statsminister huet dervu
geschwat – mécht nach ëmmer
grouss Werbeaktioune fir d’Ëmset-
zung vun der Lissabon-Strategie.
Ech erwaarde vun der EU-Kommis-
sioun a fuerdere se dozou op, dass
se sech hei positiv zu Wuert mellt.
Well, wann d’EU-Kommissioun hei
net d’Positioun fir en europäesche
Modell, fir Arcelor bezitt, da sinn
dat Seefeblosen, da sinn dat Loft-
blosen – alles, wat gesot gëtt iwwer
Lissabon, a wat mat Lissabon wëllt
erreecht ginn. Do mussen a sollen
also Reaktioune kommen. 

Mir brauchen d’Ofsécherung vum
europäesche Modell als eng Alter-
nativ zum Kapitalismus pur, dee
sech an där globaliséierter Well op
eng onverschämt Aart a Weis breet
mécht a rücksichtslos virgeet bei
der Kommissioun zu Bréissel. Ech
weess, dass de Statsminister och
do Gespréicher féiert. Bei der
Kommissioun zu Bréissel besteet
Handlungsbedarf am Sënn vun Eu-
ropa, an domat am Sënn vun der
Arcelor. 

Et ass also och eng Fro vun der
Glaubwürdegkeet. Mir hunn hei vill
iwwert d’EU-Verfassung geschwat,
an alles dat, wat ee sech vun där
Europäescher Unioun kënnt er-
waarden. Hei gëllt et, déi richteg
Akzenter ze setzen.

Ech hunn d’Lissabon-Stategie uge-
fouert. Et kënnt ee vu Bolkestein
schwätzen, där sou genanntener
Bolkestein-Direktiv, déi jo erëm eng
Kéier munches a Fro stellt, an déi
éischter den Torpedo-Kapitalismus
riskéiert ze ënnerstëtzen, wéi dass
se Berouegung géing bréngen,
well se eigentlech Risiko innerhalb
vun der Europäescher Unioun
schaaft statt Rou an Uerdnung. Si
gëtt och dem Profit de Virraum statt
der Aarbecht, der sozialer Ofsé-
cherung an anstännege Loun- an
Arbechtskonditiounen. 

Ech soen dat: Alles hänkt iergend-
wou zesummen, a mat all deem
hänkt zesummen de Risiko vun der
Délocaliséierung, den Ofbau vun
Aarbechtsplazen, Entloossungen,
Mindestkonditiounen, a schluss-
endlech Massenaarbechtsloseg-
keet. 

Ech begréissen et ausdrécklech,
dass d’Lëtzebuerger Regierung
am Dossier Arcelor de politesche
Leadership iwwerholl huet, net
nëmmen hei am Land, andeem se
sech haut op déi Aart a Weis, déi
begréissenswäert ass, zu Wuert
gemellt huet, mä eben och an all
deene Länner, déi zu de Grënner
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vun der Arcelor gehéieren, an
deene Länner, wou Arcelor eng
Presenz huet. Mat deem Leader-
ship geet et jo drëm, dass d’Politik
sech iwwerhaapt zu Wuert mellt,
Positioune bezitt, och wa mer wës-
sen, dass d’Aktioun vun der Politik
– an et ass haut de Mëtteg scho
gesot ginn – limitéiert ass, well et
schlussendlech d’Aktionäre sinn,
déi dat lescht Wuert hunn. 

Ech begréissen och, dass d’Lëtze-
buerger Regierung de Leadership
an där europäescher Dimensioun
matiwwerhëlt. An ech soen nach
eng Kéier: Do sinn déi Beispiller,
déi entweder Vertraue schafen
oder den Onmutt vis-à-vis vun en-
ger europäescher Konstruktioun
héchstens nach méi grouss maa-
chen. 

Wann dat heite schif geet, léif
Frënn, wat ech ëmmer nach net
hoffen, da gi mer e Vull fir d’Kaz.
Europa gëtt e Vull fir d’Kaz, well
souwuel ënne wéi vu baussen all
Mënsch sech dann dat kann acca-
paréieren, mat deem e Geld ver-
déngt an net méi déi sozial Res-
ponsabilitéit brauch ze iwwerhue-
len. Dat ass den Asaz, ëm deen et
geet. D’Schluecht ëm Arcelor ass
elo amgaangen! 

Positiv ass déi honnertprozenteg
Astellung vum Verwaltungsrot, fir
d’Arcelor ze schützen a fir hir Zu-
kunft ze sécheren. D’Arcelor huet e
gudden Dossier. Se huet Strate-
gien entwéckelt, déi net hei zur De-
batt sollen a däerfe stoen, net op
der Place publique, mä duerfir sinn
d’Arcelor an hire Management
zoustänneg. Loosse mer dervun
ausgoen, dass se sech an deem
Sënn duerchsetzen.

Mir wëssen, dass de Kapitalismus
eng riseg Spillwiss mat eegene Re-
gelen ass. Déi Regele muss een
nopréiwen an do muss ee kucken,
ob een all dat, wat d’EU op hire
Fändel geschriwwen huet, Regle-
menter an aneres, ob een dat
kann, soll, muss zum Asaz brén-
gen, fir dat doten ofzewieren an net
schlussendlech esou do ze stoen,
wéi wann dat alles nëmme Soen a
Makulatur wier, mä et muss, wéi
gesot, Uwendung fannen.

Ëmmer erëm hunn d’Aktionären dat
lescht Wuert, an d’Aktionäre wäer-
ten esou oder esou, egal wéi dee
Match ausgeet, zu de Gewënner
gehéieren. Entscheedend ass
awer, dass de Gewënn bei der Ar-
celor ass, an dobäi bei de Stand-
uerter a bei de Belegschafte vun
der Arcelor.

Den Här Mittal ass ee vun de
räichste Männer vun der Welt, an
hie wëllt nach méi räich ginn a sen-
gem Modell an duerch säi Modell.
Duerfir wëllt hie jo Arcelor schlé-
cken. Duerfir mécht hien och keen
Zweifel a keen Hehl draus, dass
hien, wann hien da réusséiert, no
där OPA eleng d’Majoritéit, eleng
d’Soen an deem neie Mittal-Kon-
zern huet.

Ob dat en iwwerliefte Modell ass,
dat ass him schlussendlech egal,
hie verdéngt vill Geld domat. Eis
kann et net egal sinn, mir si fir dat
modernt Konzept, fir dee moderne
Modell, deen Arcelor entwéckelt
huet, a wou d’Interesse verdeelt
sinn: d’Belegschaft, d’Standuerter,
d’Aktionären. An dat ass dat, wou
et drëm geet; dat ass dat, wat an
där neier Gouvernance entschee-
dend ass.

Den Här Mittal huet viru Méint
ugekënnegt, dass hien a sengem
Konzern 45.000 Leit misst entloos-
sen, fir e modern a rentabel ze
maachen. An der Tëschenzäit,
mengen ech, wier hien éischter bei
iwwer 60.000 Leit, no deene lesch-
ten Opkeef, déi hie gemaach huet.

Soll d’Arcelor dat elo bezuelen?
Oder soll dat, um Beispill vum Do-
fasco-Versprieche vum Här Mittal
un ThyssenKrupp, de Präis sinn,
deen hien dann eranhëlt, fir déi
OPA hei ze finanzéieren? Iwwre-
gens ass d’Dofasco am Endsta-
dium eng frëndlech Iwwernam an
net méi eng feindlech gewiescht –
ech wollt dat mengem Kolleeg Wol-
ter just nëmme soen. Wat feindlech

am Ufank war, ass frëndlech ginn,
mä mat Geld kann een d’Leit jo och
ganz schnell ëmstëmmen.
Den Här Mittal huet gëschter...

(Interruptions diverses)
Mir versichen dat jo ze verhënne-
ren.
Den Här Mittal huet gëschter zu
Paräis an haut hei zu Lëtzebuerg
villes versprach. Elo gehéiere mer
jo net zu där Zort, déi blauäugeg
ass. Den Här Mittal huet gesot, hie
géing Betriber kafen, net fir se zou-
zemaachen. An do gëtt et tëschent
Theorie a Praxis e risegen Ënner-
scheed. Ech weess – net well ech
am Verwaltungsrot vun der Arcelor
sinn, well do stoung dat nach ni zur
Debatt –, mä ech weess, dass dee-
selwechten Här Mittal, andeem
hien am Dezember méi wéi sécher
déi OPA virbereet huet, och scho
Weeër ageleet huet, fir seng Lëtze-
buerger Firma, d’STFS, dat
heescht dee Betrib zu Schëffleng,
wou hien Droteise produzéiert,
zouzemaachen.
Kolleeginnen a Kolleegen, Här Pre-
sident, den Här Mittal beweist also
do, dass en net no deem, wat hie
seet, handelt. Wann den Här Mittal
Enn Dezember seet, hie wëllt
Schëffleng zoumaachen, dann ass
dee Betrib elo net zou, well zu
Schëffleng dem Mittal 75% vun der
Gesellschaft gehéieren an der Ar-
celor 25%. A wann hie wëllt zou-
maachen, dann net, well et e
schlecht Produkt ass, wat zu
Schëffleng gemaach gëtt – d’Qua-
litéit ass gutt –, mä well hie festge-
stallt huet, dass hien duerch d’Zou-
maachen an dat Anerwäerts-Pro-
duzéieren nach e puer Euro méi op
der Tonn verdénge kann.
Dat ass déi batter Realitéit, mat där
een ze dinn huet! An dat ass déi
Realitéit, där ee muss an d’A ku-
cken an déi ee muss vis-à-vis stelle
vu Verspriechen, déi schnell ge-
maach sinn, déi awer duerno,
wann alles gelaf ass an et huet een
d’absolut Soen, aneschters kënn-
ten ausgesinn.
Wann den Här Mittal dat do
duerchzitt, dann hunn 150 Leit mat
ARBED-Statut hir Plaz verluer an
nach 80, déi zu Longwy eng nei
Schaff an där Schmelz fonnt hunn;
gläichzäiteg also 230 Leit, nodeem
d’Produktioun an de leschte Jore
vu 670.000 Tonne schonn op
415.000 Tonne reduzéiert ginn ass.
A wann hien dat duerchzitt, dann
ass och d’Iwwerliewe vu Gan-
drange hei vir a Frankräich mat a
Fro gestallt, well déi d’Virprodukt
liwweren. Mat ewech fält natierlech
och d’SNCF, déi déi Produkter vu
Gandrange op Schëffleng a vu
Schëffleng op Gandrange féiert. Fir
nëmmen ze soen: Den Här Mittal
huet eis jo eigentlech schonn
d’SNCF och an d’Land erabruecht,
och dat war am Endeffekt eng
Präisfro.
Dat ënnerscheet erëm eng Kéier e
Konzern wéi sengem vun engem
Konzern wéi Arcelor, wou anesch-
ters gehandelt gëtt. Mä dat do ass
net vertrauensbildend, dat muss
engem Angscht maachen, dat
muss engem ze denke ginn. An
duerfir halen ech perséinlech
näischt dovun, wa mer versprach
kréien, den Headquarter géing op
Lëtzebuerg kommen, awer nëm-
men, wann d’steierlecht Ëmfeld da
gutt wier. Den Här Mittal wäert,
wann hien dann – wat ech nach
ëmmer net hoffen – hei ass, lues
awer sécher déi Lëtzebuerger Be-
triber ausbludden, d’Geld an
d’Täsch stiechen a senger Wee
goen.
Am Contraire dozou wëll ech haut
gesot hunn, virun e puer Méint –
dat ass kengem opgefall – huet
d’Arcelor de Betrib Giebel zu Did-
deleng iwwerholl, deen d’Affer vun
enger Faillite, scho bal enger frau-
duleuser Faillite an Däitschland
ginn ass. D’Arcelor huet en och op
Wonsch vun de Gewerkschaften,
och am Interesse vum Personal iw-
werholl. Dat ass den Ënnerscheed
vun de Kulturen, vun där enger zu
där anerer. An ëm déi Kulture geet
et. An et ass déi, fir déi mer eis
asetzen.

Ech si frou iwwert d’Aussoe vum
Statsminister, wat déi staatlech Be-
deelegung ubelaangt. Et stëmmt,
et kënnt ee mat Liichtegkeet dëse
Moment eng Milliard Euro verdén-
gen. Et kann een och dovun aus-
goen, dass, wann een dat net
mécht, dass ee vläicht herno nach
2,4% an der Mittal-Grupp huet,
awer souwisou iwwerhaapt näischt
méi ze soen huet. Et kann een och
dovun ausgoen, dass, wann de
Lëtzebuerger Stat sech falsch
behëlt, dat wéi e Verrot um Lëtze-
buerger Land an e Verrot un de
Stolbelegschafte géing interpre-
téiert ginn.

Ech sinn duerfir der Meenung, de
Stat muss do d’Staang riicht halen,
fir eben déi positiv Signaler ze ginn
a mat drun ze gleewen, dass een
dee Match do gewanne kann an
dass ee sech net mat eidele Ver-
spriechen elo zefridde gëtt, déi
sech herno ganz aneschters kënn-
ten auswierken.

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

Ech hunn där Deeg gesot, den Här
Mittal huet en décke Kuch gebak
an all deene Jore mat ville Loftblo-
sen, an hie wëllt iwwert d’Arcelor
Korinthen an dee Kuch do era-
kréien, mä op Käschte vun der Ar-
celor a vun eis alleguer. Duerfir
muss dee Widderstand, deen op-
gebaut gëtt, e reelle Widderstand
sinn, well et ëm d’Zukunft vun der
Stolindustrie zu Lëtzebuerg geet,
net nëmmen, mä och ëm eis indus-
triell Zukunft, ëm d’Zukunft vu ville
Mënschen. Den Dossier ass gutt.
D’Solidaritéit ass grouss, a mir hate
se an den 80er Joren, fir dee Betrib
ze retten. „Mir hunn déif an d’Täsch
gegraff“, huet de Statsminister ge-
sot. Virun allem d’Stolbelegschaf-
ten hunn och geblutt an Affer
bruecht. Elo gëllt et un engem
Strack ze zéien.

Schlussendlech, léif Frënn, wëll
ech ofschléissend soen: Jiddferee
vun eis ass iwwert de Stat Aktionär
bei der Arcelor, duerfir geet et eis
alleguer eppes un.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Castegnaro. Den nächste Riedner
ass den honorablen Här Braz. Här
Braz, Dir hutt d’Wuert.

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, et ass schonn eng onge-
winnten Diskussioun, déi mer haut
féieren, well et jo net üblech ass,
dass d’Chamber sech amëscht an
d’Liewe vun der Wirtschaft an där
dote Form. Eise Rôle ass et als Par-
lament, ze encadréieren, d’Spillre-
gele festzeleeën, och iwwert d’Ge-
setzer, an net selwer als ekono-
meschen Acteur opzetrieden.

Elo si mer awer an enger anerer Si-
tuatioun. Sämtlech Fraktioune sinn
elo amgaang, sech aktiv an eng
ganz wichteg Wirtschaftsdebatt
mat anzemëschen. Dee Fait ass
aussergewéinlech genuch. Mir
mengen awer och als gréng Frak-
tioun, dass et normal ass, dass mer
haut hei an der Chamber doriwwer
diskutéieren. 

Och wa mir als Gréng Partei an als
gréng Fraktioun bestëmmt hei am
Land ee vun deenen, wann net
vläicht déi waren, déi an all deene
Joren ëmmer kritesch och ware
mam Grupp Arcelor, well mer kri-
tesch och wollte sinn op deene
Punkten, wou ee muss Kritik üben,
notamment wann et ëm Ëmwelt-
standardë geet, wann et och deel-
weis ëm Sozialstandarde gaangen
ass, esou si mer haut awer och an
der Situatioun, dass mer e Choix
hunn, e Choix, dee mer gesat
kréien tëschent deem Modell, deen
zu Lëtzebuerg mat der Arcelor, a
mat der ARBED virdrun, zënter Jo-
ren a Jorzéngte fonctionnéiert, an
engem anere Modell.

A wa virdrun d’Wuert zweemol ge-
fall ass, dass den Här Mittal eng
aner Kultur soll hunn, da mengen
ech, solle mer soen: Hien huet eng
aner Betribskultur. Dat soll keng
Uspillung sinn op en anere Kultur-
krees! Dem Här Mittal säi Grupp
huet eng aner Betribskultur. Et ass
och dat, wat eis hei zu Lëtzebuerg,
mengen ech, soll Suerge maa-
chen.

Mir mengen awer och, datt mer als
gréng Fraktioun, an dat wëll ech
virausschécken – esou hu mer dat
e Samschden op dem Kongress
vun der Grénger Partei gesinn,
deen zoufälleg e Samschden zu
Esch war –, elo schonn der Regie-
rung sollen eis Ënnerstëtzung aus-
schwätze fir déi Démarchen – an et
sinn der vläicht net esou vill –, mä
fir déi Démarchen, déi se kann ën-
nerhuelen an dëser Matière. Mir
mengen nämlech, dass et net egal
ass, ob d’Lëtzebuerger Regierung
an deem heiten Dossier mat-
schwätzt, wëssend datt schluss-
endlech de Maart wäert décidéie-
ren, esou wéi de Maart beispills-
weis och décidéiert huet bei der
Reprise vun der Arcelor vum kana-
desche Grupp Dofasco. Och do
huet de Maart décidéiert, an et
ass, wéi den Här Wolter et virdru
scho gesot huet: Dat huet hei am
Land zu wéinege Kommentaren
Ulass ginn.

Mir mengen awer, wann ee virdrun
dem Här Statsminister gutt noge-
lauschtert huet, dat, wat een haut
ka soen, ass, dass seng Interven-
tioun sécherlech net berouegend
war. Och wann den Här Statsminis-
ter opgrond vun de Gespréicher,
déi hien de Moie gefouert huet, eis
hei vum Contenu hier ganz wéineg,
fir net ze soen näischt huet soe
wëllen oder kënnen, esou ass et
awer kloer, dass dem Statsminister
seng Interventioun net berouegend
war. Et huet een aus senge Wier-
der, mengen ech, schonn eraus-
héieren, dass dat, wat elo am-
gaang ass, eng oppen Issue huet
an dass et absolut net kloer ass,
wéi et wäert ausgoen, an dass
eben och an deem heite Fall wéi
am Fall Dofasco schlussendlech
de Maart décidéiere wäert.

Den Här Mittal, deen elo an deene
leschten Deeg fir déi meeschte
Lëtzebuerger e Begrëff ginn ass,
ass och kee Monster. Et ass e
Mann – de Statsminister sot et och
schonn –, deen eng perséinlech
Leeschtung opzeweisen huet, déi
zumindest bemierkenswäert ass.
Wat dee Mann u Räichtum an
deene leschten zwee Jorzéngten
accumuléiere konnt, dat ass
schonn eng Leeschtung, déi be-
mierkenswäert ass.

Et kann een dee Mann elo net esou
duerstellen, wéi wann hie symbo-
lesch quasi all Iwwel géing verkier-
peren. Mir mengen, dass et esou
net ass, a mir mengen och, dass et
net esou ass, well hien nieft senger
perséinlecher Leeschtung awer um
industrielle Plang net déi Leesch-
tung opweises huet, déi hei zu Lët-
zebuerg mat der Arcelor als virbild-
lech ugesi gëtt. Mir sollen awer och
vläicht do an de Formulatiounen,
wéi mer mam Här Mittal wëllen ëm-
goen, virsiichteg sinn, well et kéint
jo duerchaus passéieren, dass mer
an e puer Méint mam Här Mittal
sengem Grupp mussen eens ginn,
an den Här Mittal och mat eis. Dat,
wat mer haut net wëllen, kéint muer
scho Realitéit sinn.

Mir mengen, dass een dofir net
sollt esou maachen, wéi wa mat
enger méiglecher Iwwernahm vum
Här Mittal all d’Luuchte géingen zu
Lëtzebuerg ausgoen. A mir men-
gen och, dass een net sollt de
Message erausschécken, dass et
schlussendlech, wann den Här Mit-
tal géing hei zu Lëtzebuerg alles
iwwerhuelen, wierklech esou géing
ausgoen, wéi den Här Mittal sech
dat bis elo ëmmer virgestallt huet.
Mir mengen, et muss een och haut
kloer soen, als Lëtzebuerger Poli-
tik, als Message un den Här Mittal,
mä och un déi Leit, déi haut mat
der Rechemaschinn iwwert d’Welt
verspreet do sëtzen hir Konten ze
maachen, datt, och wann dem Här

Mittal säi Grupp zu Lëtzebuerg
kéint d’Arcelor iwwerhuelen, dass
dann net vun haut op muer zu Lët-
zebuerg alles kann a Fro gestallt
ginn.

D’Gesetzer, déi mer hunn, d’Stan-
darden, déi mer am Ëmweltberäich
hunn, d’Gesetzer, déi mer am So-
zialberäich hunn, och wann et na-
tierlech méi schwéier gëtt, déi gël-
len och an Zukunft, wann den Här
Mittal d’Arcelor iwwerhuele sollt. Et
ass also net esou, datt um Lëtze-
buerger Standuert beispillsweis e
Grupp Mittal d’Benefisser par rap-
port zu deem, wat d’Arcelor haut
erwirtschaft, kéint steigeren oder
däitlech steigeren.

Wann et esou wier, da wär et jo ein-
fach fir déi gestreeten Aktionären.
Déi bräichte just dann d’Rechnung
ze maachen, wann et esou wär,
dass den Här Mittal da kéint vun
haut op muer hei d’Luuchten aus-
goe loossen am Beräich vun der
Stolindustrie, da fäerte mir ganz,
dass déi Leit kéinten d’Rechnung
maachen a sech virstellen: Ma
dann ass et jo kammoud, da geet
jo de Benefiss an d’Luucht, dann
ass et jo eigentlech eng gutt Affär,
wa mer eis Aktien un de Mittal-
Grupp verkafen.

Mir mengen awer, dass dat net
esou ass, dass souguer, wann den
Här Mittal géing hei zu Lëtzebuerg
kënnen iwwert d’Arcelor an d’Ge-
schäft kommen, dann hei nach ëm-
mer Gesetzer gëllen. Um Lëtze-
buerger Standuert ass et dann
nach ëmmer net d’Loi Mittal, déi
gëllt, mä et ass dann um Lëtze-
buerger Standuert nach ëmmer déi
Loi, déi gëllt, déi hei am Parlament
gestëmmt gëtt an déi hei an der
Vergaangenheet am Parlament
gestëmmt ginn ass.

An dat soll een och haart an däit-
lech soen, bei alle Suergen, déi
een huet iwwert dat, wat komme
kéint, wann zwou Betribskulturen,
déi net déiselwecht sinn, géinge
probéieren op eng forcéiert Aart a
Weis eens ze ginn, da soll een
awer och genausou däitlech de
Message erausschécken, dass hei
zu Lëtzebuerg Lëtzebuerger Ge-
setzer gëllen. An ech mengen och,
dass dat an der Belsch net anescht
wäert verstane ginn, dass och an
der Belsch an och a Frankräich
nach ëmmer d’Gesetzer gëllen an
dass den Här Mittal do herno net
mécht, wat hie wëllt, mä dass hien
och do, wann hie sech ganz gutt
uleet, vläicht dee Rendement kann
erausschloe fir d’Aktionäre wéi déi
Leit, déi haut an der Arcelor d’Soen
hunn, och scho kënnen eraus-
schloen.

Mir sollen eis och wieren, an dat
soe mir als gréng Fraktioun, well
mer mengen, dass de Grupp Arce-
lor an der Stolindustrie méi ass wéi
nëmmen eng Firma. Dat ass fir Lët-
zebuerg, besonnesch fir déi Re-
gioun am Süden – awer net nëm-
men –, wierklech och dat Element,
wat iergendwou déi gesamt indus-
triell Politik vum Land zënter Jor-
zéngten definéiert. An et wär na-
tierlech, wann et géing op eng ne-
gativ Entwécklung higoen, net
nëmmen e Problem vum Point de
vue hier vun deene Leit, déi do
schaffen, an dat sinn der vill, mä et
wär natierlech och e Problem fir
ganz vill aner Secteuren, déi ron-
derëm déi industriell Aktivitéit vu
Lëtzebuerg fonctionnéieren. A
virun allem wär et leider de Mes-
sage no baussen, dass den Indus-
triestanduert Lëtzebuerg iergend-
wou amgaangen ass, sech ze ver-
abschieden, wann et dann esou
géing ausgoen, fir definitiv an eng
exklusiv Déngschtleeschtungsge-
sellschaft eriwwerzerutschen. An
dat ass eng Entwécklung, déi keen
am Land eiser Meenung no ka wël-
len.

Schlussendlech, wéi gesot, wäert
awer de Marché décidéieren. Et
kéint duerchaus sinn, dass mer an
e puer Méint, deemno wéi et geet,
mam Grupp Mittal missten zesum-
meschaffen. De Stolmarché ass
weltwäit nach ëmmer e ganz zer-
splitterten, an och wann de Grupp
Mittal an de Grupp Arcelor ze-
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summe géinge schaffen, dann hät-
ten se mat ronn 10% eppes méi
vum Weltmarché, mä nach ëmmer
net eng dominant Positioun. Dofir
wäerte mir an deenen nächste Jo-
ren, egal wéi dat, wat elo amgaang
ass, ausgeet, nach weiderhi mat
Konzentratiounsprozesser an Dis-
kussioune beschäftegt sinn, hei zu
Lëtzebuerg an och soss an der
Welt. Deem kënne mer eis net ent-
zéien.
Wann haut de Lëtzebuerger Stat
seet, hien hätt 5,6% un der Num-
mer eent op der Welt, da wäert dat
an e puer Joer schonn net méi
wouer sinn, well mat deem nächste
Konzentratiounsschub geet eise
prozentualen Undeel un deem
Grupp weider zréck. Dat ass net
opzehalen. Dat ass net dat, wat eis
soll Suerge maachen. Mä wat eis
Suerge mécht, dat ass, dass déi
Konzentratiounsbewegung, déi elo
amgaangen ass, hannert der hosti-
ler OPA vu Mittal Steel, eng ass, déi
net gewollt war, wou d’Konditiou-
nen net am Viraus mat eis disku-
téiert wäerte ginn, mä wou d’Kon-
ditiounen duerno diskutéiert ginn.
Wann d’Iwwernahm geschitt ass,
da gëtt verhandelt, an da wësse
mer, wien um laangen Hiewel ass,
an dat ass net déi Betribskultur,
och net déi politesch Kultur, déi hei
zu Lëtzebuerg bis elo virgeherrscht
huet a wou schlussendlech ëmmer
probéiert ginn ass, méiglechst vill
Leit mat an d’Boot eranzehuelen.
Dofir menge mir och, dass ee
grondsätzlech net soll fäerten,
dass et weider a Richtung vu Ko-
operatioune geet a weider a Rich-
tung vu Konzentratiounsbewe-
gunge geet, mä mir sollen eis awer
wierklech décidéiert wieren, do
wou d’Politik och kann hëllefen, fir
dofir ze suergen, dass déi Zesum-
menaarbechten, déi kommen, ge-
wollt sinn an net erzwonge ginn,
wéi dat am Moment riskéiert de Fall
ze ginn.
E lescht Wuert, wat mer awer och
nach wëllen ënnersträichen, wat
wichteg ass fir déi gréng Fraktioun:
Wa mer haut iwwert dëse Problem
diskutéieren, da fënnt dat natier-
lech statt op engem Hannergrond,
weltwäit, deen deen ass, dass op
de Finanzmäert eigentlech keng
Regele méi gëllen. Do ass wierk-
lech de komplette Liberalismus
agetratt an dat muss een net nor-
mal fannen, och wann dat eis fir
dës Diskussiounen, déi elo am-
gaange sinn, mat Sécherheet net
méi wäert retten, och wann déi Dis-
kussioune fir dëse Problem ze spéit
kënne kommen, mä et ass awer
kloer, dass dat, wat am Moment op
deem Niveau geschitt an där ultra-
liberaliséierter Form och keng ab-
solut Noutwendegkeet ass.
Et goufe jo schonn an de 70er Jo-
ren och Bestriewungen, fir ze pro-
béiere verschidde Regelen an déi
Mäert eranzekréien – Stéchwuert,
de Bretten Woods –, wat schluss-
endlech doduerch gescheitert ass,
dass d’Amerikaner sech draus
zréckgezunn hunn, mam Resultat,
dass haut do guer keng Spillregele
méi gëllen, contrairement zu ane-
ren ekonomeschen Aktivitéitsfel-
der. Haut spillt da wierklech defini-
tiv just nach eenzeg an eleng de
Marché an de Benefiss, d’Marge,
déi déi eenzel Fongen hire Clientë
kënne verspriechen.
Mir mengen, dass Lëtzebuerg och
op Grond vun dëser Erfahrung, déi
mer elo amgaange sinn ze maa-
chen, mat senger klenger Stëmm –
natierlech ass et nëmmen eng
kleng Stëmm – awer och um inter-
nationale politeschen Niveau da-
hingehend soll awierken, dass et
och am Beräich vun de Kapital- a
vun de Finanzmäert nees zum Res-
pekt vu minimale Spillregele muss
kommen. Déi Versich gouf et, déi si
gescheitert, mä dat heescht net,
datt déi musse fir all Éiwegkeet
scheiteren, och wa mer eis be-
wosst sinn, dass dat ganz schwie-
reg Diskussioune sinn, beson-
nesch wa se vu Lëtzebuerg aus
gefouert ginn, an dat muss een och
soen, Lëtzebuerg, wat jo och
schonn oft a vill op där sonneger
Säit vun deenen doten Evénemen-
ter an der Vergaangenheet stoung.

Mat deene puer ofschléissende
Remarquë wëll ech nach eng Kéier
am Numm vun der grénger Frak-
tioun och der Regierung eis Ën-
nerstëtzung zousoe fir déi Démar-
chen, déi se kann an dësem Dos-
sier ënnerhuelen, a mir hoffen,
dass et schlussendlech zu enger
Solutioun kënnt, déi, wat d’Lëtze-
buerger Säit, de Grupp Arcelor be-
trëfft, eng gewollte Solutioun ass.

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Braz. De leschte Riedner ass den
honorabelen Här Jaerling. Här
Jaerling, Dir hutt d’Wuert.

■ M. Aly Jaerling (ADR).-
Merci, Här President. Et ass selbst-
verständlech, dass mer souwuel
déi fest Positioun vun der Regie-
rung wéi och déi fest Positioun vun
den Aktionäre vun Arcelor hei an
dëser wichteger Affär begréissen a
besonnesch och begréissen, dass
d’Regierung op jidde Fall ganz
standhaft bliwwen ass an dat lukra-
tiivt Geschäft, wat do am Fong
ugebuede ginn ass fir all Aktionä-
ren, ofgelehnt huet an der Solidari-
téit mat eisem gréissten Em-
ployeur, awer och an der Solidari-
téit mat de Stolaarbechter, mat der
ganzer Stolbelegschaft.

Mir hunn eis awer och näischt
anescht erwaart, mir hunn et elo
éischter als selbstverständlech
fonnt, dass mer hei géifen all ze-
summe standhaft bleiwen, an et
ass jo net fir d’éischt, dass mer déi
Solidaritéit vis-à-vis vun eisem
gréissten Employeur musse spille
loossen an hu misse spille loossen.
Säit 30 Joer, géif ech mengen, si
mer schonn domat amgaang a si
mer schonn zu souzesoe Spezialis-
ten an de Rettungsaktioune gi fir
d’Stolbelegschaft, am Interessi vun
de Stolaarbechter, am Interessi vun
eisem Land.

An den Här Wolter huet et schonn
ugeschnidden, dass mer d’Solida-
ritéitssteier agefouert hunn, dass
dat deemools souguer e Regie-
rungswiessel provozéiert huet,
dass dat aner Politike provozéiert
huet, dass doduerch d’Sozialmo-
deller, d’Partnerschaft an all dat no-
gefollegt ass, am Interessi vum Sa-
lariat, also vun der Stolindustrie, fir
deenen hir Rechter ofzesécheren,
dass mer iwwert d’Préretraite Mo-
deller fonnt hunn, fir dee Stolsektor
ze retten.

Mir sollen net vergiessen, dass iw-
wert déi Sozialmodeller iwwer
30.000 Leit ofgebaut gi sinn, ouni
dass mer déiselwecht Problemer
hate wéi elo an anere Länner, oder
déiselwecht Problemer, wéi zum
Beispill elo dee Mittal. Mam Opka-
fen a Sanéiere vun deene Betriber,
déi hien iwwerhëlt, gesäit ee jo,
wann déi Modeller net existéieren,
wéi et da mat de Leit geet, dass
dann einfach d’Leit entlooss ginn,
d’Leit ofgebaut ginn, ouni Ofséche-
rung an ouni näischt. Do gesäit ee
jo, a wat fir eng Richtung dass et
geet, wann déi OPA do géif
duerchgoen.

Mir hunn eng ganz Rei ëmstruktu-
réiert Investitioune missen hinhue-
len, an ech wëll drun erënneren,
dass mer schonn eng Kéier als Lët-
zebuerg eng OPA op d’ARBED of-
gewiert haten, dass mer deemools,
wéi eng OPA vun De Benedetti op
d’Société Générale de Belgique
gemaach ginn ass, erfollegräich a
solidaresch als Land, als Regie-
rung, als Steierzueler dach d’So-
ciété Générale de Belgique
gestäipt hunn, fir dass déi OPA net
konnt geschéien, dass mer do op
deem Wee d’ARBED gerett hunn.
Dass mer spéider, wéi déiselwecht
Société Générale de Belgique aus
der Industrie erausgeklommen ass,
alt erëm eng Kéier als Regierung,
als Lëtzebuerger Steierzueler
ageklomme sinn, fir d’ARBED ze
retten a fir dass eis Stolindustrie
soll erhale bleiwen.

Et ass aus der ARBED Arcelor
ginn, an dank dem onermidd-
lechen a staarken Asaz vun de Ge-

werkschaften ass och bei Arcelor
dat Matsproocherecht bestoe bliw-
wen, wat eis awer elo trotzdeem er-
méiglecht huet, dass Leit, och vum
Salariat, eben an deem Verwal-
tungsrot sëtzen an och elo hei
kënne matschwätzen an och en
connaissance de cause an deene
Gespréicher konnte mat awierken,
fir dass et an déi richteg Richtung
gaangen ass.

An do froe mer eis: Sollen dann elo
all déi Efforten an all déi Affer vun
der Stolbelegschaft, vun de Steier-
zueler hei am Land, all déi Solidari-
téit, soll dat dann elo alles ëmsoss
gewiescht sinn an a Fro gestallt
ginn duerch eng nei wirtschaftlech
Weltuerdnung?! Eng nei wirtschaft-
lech Weltuerdnung, wou d’Wirt-
schaft net méi, wéi et soll sinn, am
Déngscht vum Mënsch steet, mä
wou d’Wirtschaft op eemol nach
just am Déngscht vun e puer Ak-
tionäre steet an de Mënsch op der
Streck bleift.

Ech hunn et hei schonn e puermol
gesot an ech widderhuelen et nach
erëm: Vun do un, wou de Mënsch,
de Salarié als „Ressource hu-
maine“ betitelt gëtt, als eppes, wat
ee kann ausbeuten an duerno
ewechgeheien, vun do u maachen
ech mer Gedanken, a vun do u
wousst een, a wat fir eng Richtung
dass et geet, a vun do u weess
een, wéi wéineg dass de Mënsch
nach wäert ass.

D’Politik huet op jidde Fall an deem
Sënn, wat d’Reguléiere vum Welt-
wirtschaftsmaart ugeet, versot.
Versot, well mer et net fäerdeg
bruecht hunn, souwuel hei am
Land wéi an Europa Ofsécherun-
gen ze schafen, all déi Lobbyen of-
zeblocken an ze reguléieren, fir
esou OPAen an och esou onmën-
schlech Virgäng ze verhënneren.

Mir hunn elo keng Moyene méi, mir
stinn elo hei domm aus der Wäsch
ze kucken, well Mittal ass nämlech
eng aner Welt. Mittal huet kee So-
zialmodell, Mittal ass eng aner Kul-
tur wéi Arcelor. Mä mir sinn awer
gudder Hoffnung, well een awer
weess, dass Arcelor awer nach déi
beschte Strukturen huet vis-à-vis
vun deene Strukturen, déi eng Fa-
mill huet, a fir mech och nach dee
beschte Know-how huet ronderëm,
fir deem do awer d’Stir ze bidden.

Fir déi kleng Aktionäre gesäit dat
hei jo aus, wéi wann et e gutt Ge-
schäft kéint ginn. Et kann och e
gutt Geschäft sinn. A wann ech elo
vu klengen Aktionäre schwätzen,
da schwätzen ech besonnesch vun
engem bestëmmten. Wann ee vum
klengen Aktionariat vun Arcelor
schwätzt, da weess ee jo awer,
wou dat Aktionariat besonnesch
entstanen ass: Dat ass entstanen
duerch déi Aktien, déi déi Leit kritt
hunn deemools als Kompensatioun
fir d’Lounkierzungen, wou Leit
nach haut där Aktien hunn. Dat ass
dat klengt Aktionariat an dat sinn
d’Stolaarbechter. Déi hunn där Ak-
tien nach an déi kënnen haut na-
tierlech aus där Affär hei e gutt Ge-
schäft maachen. Ech hoffen awer,
dass si et net maachen. Et géif een
hinnen och roden, net kuerzfristeg
ze denken, mä et kann een hinnen
awer näischt verdenken, wa se op
dee Wee ginn.

Ech sinn op jidde Fall iwwerzeegt a
sécher, dass Arcelor, d’Direktioun
vun Arcelor och elo an dëser
schwéierer Zäit gradsou wéi an
deene leschten drësseg Joer et
wäert fäerdeg bréngen, déi néideg
Strategie ze entwéckelen, fir sech
selwer ze retten, well et ass jo trau-
reg genuch, dass mer op d’Direk-
tioun vun Arcelor mussen hoffen, fir
sech selwer ze retten, fir dann do-
madder eis Stolindustrie mat ze ret-
ten an eis Stolbelegschaft mat ze
retten. Et ass traureg, dass mer
esou wäit komm sinn!

Ech hu just eppes, Här President,
an dem Här Castegnaro sengen
Ausféierungen net verstanen, wéi

hie gesot huet, mir mussen d’Lissa-
bon-Strategie ausbauen, fir dass
mer en europäesche Modell kréie
fir Arcelor. Dat hunn ech net versta-
nen, do sinn ech iergendwéi net
matkomm, dat ass eppes, wat ech
net weess. Mä op jidde Fall, wéi
et…

■ M. John Castegnaro
(LSAP).- Här President!

■ M. le Président.- Här Jaer-
ling, den Här Castegnaro freet
d’Wuert. Awer kuerz!

■ M. John Castegnaro
(LSAP).- Ech wollt einfach nëmme
soen, dass et e puer Hausaufgabe
gëtt, déi musse gemaach ginn. An
dorënner fält och déi Dienstleis-
tungsdirektiv do, déi esou vill Gefo-
ren a sech huet, dass mer net
nëmme vu baussen OPAe kréie wéi
déi vum Här Mittal,…

■ M. Aly Jaerling (ADR).- Jo.

■ M. John Castegnaro
(LSAP).-…mä dass mer eis intern
OPA-Méiglechkeete ginn, fir dat
emol esou duerzestellen, andeem
mer d’Rechter vum Land, wou déi
higinn, a Fro stellen. Et war e bës-
sen dat, wat ech wollt erklären.
Wann ee séier schwätzt, da geet
dat och gäre schif, mä et war net
esou geduecht.

■ M. le Président.- Merci, Här
Castegnaro.

■ M. Aly Jaerling (ADR).- Elo
sinn ech awer frou. Da si mir eis
eens wéi ëmmer.

■ M. John Castegnaro
(LSAP).- Wéi ëmmer.

(Hilarité)

■ M. Aly Jaerling (ADR).- Mä
jiddefalls ass et richteg, an dat soll
och mäi Schlusswuert sinn, dass
mer effektiv mussen dorop awier-
ken, dass mer mussen europäesch
Modellen, Direktiven an d’Wee lee-
den, fir eng Rei vu Saachen ze ver-
hënneren, sief et hei am Land oder
sief et an Europa. Europa muss elo
dofir suergen, dass d’Wirtschaft
dat gëtt, wat se ze sinn huet, näm-
lech am Déngscht vum Mënsch an
net ëmgedréit, an ech géif men-
gen, dat ass eng vun den Haapt-
aufgaben, där mir, wa mer eis elo
méi an déi europäesch Prozesser
hei awer als Chamber mat era
musse knéien, eis musse stellen a
wou ech hoffen, dass mer all ze-
summe kënne mat där Solidaritéit,
déi mer elo fir Arcelor an eis Stol-
belegschaft hunn, dass mer och
do déiselwecht Solidaritéit fannen,
fir op déi Weeër ze goen an och déi
richteg Léisungen ze fannen.

Ech soen Iech Merci.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Jaerling. Ech wollt d’Regierung
froen, ob si nach eng Kéier d’Wuert
ergräife wëll. Den Här Wirtschafts-
minister Krecké hëlt nach Stellung.
Här Krecké!

■ M. Jeannot Krecké, Minis-
tre de l’Économie et du Commerce
extérieur.- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, ech wëll am
Numm vun der Regierung Merci
soe fir dee Support fir d’Positioun
vun der Regierung, deen hei vun
alle Fraktioune komm ass. Sécher-
lech ass an de leschten Deeg de
Problem, iwwert dee mer elo ge-
schwat hunn, leidenschaftlech dis-
kutéiert ginn. Net nëmme bei de
Mataarbechter – wat ee liicht ver-
steet –, mä doriwwer eraus och bei
sämtleche Bierger an dësem Land.

Et ass selbstverständlech, dass
d’Regierung net nëmme sensibel
war op dee Problem, mä dass se
och gekuckt huet den nationalen
Interesse hei ze gesinn, mä selbst-
verständlech och den Interesse
vun där Gesellschaft, déi mer gä-
ren als Flaggschëff vun eiser Eko-
nomie bezeechnen, dat Flagg-
schëff, wat eng Magnetwierkung
huet, wéi de John Castegnaro ge-

sot huet, a wat mir och oft gebrau-
chen.

Et ass sécherlech fir e Wirtschafts-
minister vill méi einfach ze erklären,
dass Arcelor als zweetgréisste
Stolproduzent hei zu Lëtzebuerg
souwuel produzéiert wéi och säi
Siège huet, ewéi wann ech eng
hallef Stonn oder eng Stonn géing
iwwert d’Virdeeler vu Lëtzebuerg
schwätzen. Dat ass nämlech de
Beweis dofir, dass de Lëtzebuer-
ger Standuert och eng ganz Rei
Virdeeler opzeweisen huet. Eleng
dat misst eis ze denke ginn an
eleng dat seet eis och, dass mer
mussen alles maachen, fir dass
mer dat do kënne behalen.

E Merci vun der Regierung fir eng
Traditioun, déi quasi hei erëm op-
gelieft ass, wou sämtlech Parteien,
Fraktioune geschlossen, an d’Land
och geschlossen, hannert där Po-
sitioun vun der Regierung stinn, déi
eben net drop ausgeriicht ass,
kuerzfristeg ze probéieren e Bene-
fiss ze maachen, kuerzfristeg ze
probéieren eng Plus-value ze reali-
séieren, déi wuel lackelech ass, mä
wou mir op dat laangfristegt, op
dat fest Fundament setzen, wat
mer bis elo kannt hunn.

Sécherlech, an de Statsminister
huet et jo kloer ënnerstrach, si mir
net eleng Meeschter hei, d’Mäert
wäerten hei spillen an och déi Sta-
tuteregelung vun der Arcelor, wat
déi 25% ubelaangt, huet eng Rei
Lächer, déi mat sech bréngen,
dass se an dësem Fall net an deem
Mooss ganz ka spillen, mä nëm-
men dann, wann et graduell erop-
geet an net, wann et an engem
Coup ass.

Duerfir musse mer kucken, dass
mir selwer, awer haaptsächlech
och de Management vun der Arce-
lor, probéieren ze erklären, dass
Arcelor net nëmmen en eu-
ropäesche Modell ass, e Modell,
wéi een zesummelieft, wéi een
eppes ugeet, mä awer och capa-
bel ass, eng Wäertschöpfung ze
maachen. An deene véier Joer
huet Arcelor de Wäert verduebelt.
Dat ass eppes, wat een den Ak-
tionären nach eng Kéier muss
erklären, wa se et dann net sollte
festgestallt hunn. A selbstverständ-
lech musse mer weiderhin an der
Arcelor selwer drop hiwierken, a
mir hunn de Management och an
déi Richtung bestäerkt, fir dass
mer déi Rémunératioun och wei-
derhi kënne bestoe loossen, fir
dass mer d’Aktionären u Bord be-
halen.

Et ass hei gefrot ginn, ob déi Enga-
gementer, déi geholl gi si vu Säite
vun Arcelor, hir Gültegkeet hunn.
Bei de Gesetzer brauch ech dat
net ze soen, a bei deem Ge-
spréich, wat mer de Moie mam Här
Mittal haten, hu mer dat do selbst-
verständlech évoquéiert, well hei
geet et net nëmmen ëm gesetzlech
Bestëmmungen, hei sinn och eng
ganz Rei Engagementer geholl
ginn. D’CFL-Cargo ass ee vun dee-
nen, mä et sinn awer och Engage-
menter geholl ginn um Niveau vun
der Ëmwelt, um Niveau vun der
Aart a Weis, wéi mer matenee fue-
ren, op der Governance, hei sinn e
ganze Koup Punkten, wou mir En-
gagementer vun Arcelor hunn, wou
mer och wëssen, dass si déi anha-
len a wou mer gesot hunn, dass
mer eis net bewosst sinn, ob den
Här Mittal genau weess, wat fir eng
Engagementer alleguerten do han-
nendru stinn.

Mir haten en informellt Gespréich
de Moien, wou mer doriwwer eis
Préoccupatiounen och kloer an
däitlech ausgedréckt hunn. An et
ass sécher, den Här Mittal huet ge-
frot, ob hien nach eng Kéier e Ge-
spréich kënnt féieren, mä et ass
keen Datum fixéiert an et ass am
Moment, mengen ech, kee Besoin
do, well mer kloer an däitlech men-
gen, dass déi zwee Management-
niveauen, déi zwee Conseil-d’ad-
ministration-s-Niveauen elo emol
misste kucken, ob se eng Eene-
gung fannen oder net. Mir op alle
Fall setzen am Moment op een
Eenzegen, an dat ass op alle Fall
op Arcelor.
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An ech mengen déi politesch Ge-
spréicher, déi mer an deenen
nächsten Deeg wäerte féieren,
ginn och drop eraus, dass mer eis
Kolleegen a Kolleeginnen an der
Ëmgéigend, mä haaptsächlech
awer och déi Länner, wou Sitë vun
Arcelor sinn, beweegt kréien. An
dat ass jo och zum Deel gegléckt,
fir dee politeschen Appui trotz-
deem ze bréngen, dee vläicht net
alles bewierke kann, mä deen trotz-
deem soll weisen, dass d’Politik net
insensibel ass an dësem Dossier.

Dat gesot, nach eng Kéier Merci fir
déi Positioun, déi mir elo op méi
eng frank Aart a Weis kënnen no
baussen droen, elo wou mer wës-
sen, dass dat Parlament hei ge-
schlossen hannert där Positioun
steet.

Ech soen Iech Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister Krecké. Domat ass dee
Punkt vun eisem Ordre du jour de-
finitiv ofgeschloss. Mir kommen elo
zur Question urgente Nummer 886
vum Här Xavier Bettel iwwert de
Brand, dee gëschter am Schraas-
seger Prisong ausgebrach war.
Den Auteur huet fënnef Minutten
Zäit, fir seng Fro virzedroen, an
d’Regierung zéng Minutten Zäit, fir
drop ze äntwerten. Den honorabe-
len Här Bettel huet d’Wuert.

5. Question urgente
N°886 de M. Xavier Bet-
tel relative à l’incendie
au Centre pénitentiaire
de Schrassig

■ M. Xavier Bettel (DP).- Här
President, léif Kolleegen a léif
Frënn, dat, wat gëschter geschitt
ass, ass keng Iwwerraschung. Ech
war just iwwerrascht iwwert dem
Minister seng Iwwerraschung.
Wann de Minister op der Tëlee an
an der Press seet, hie wier scho-
ckéiert iwwert dat, wat geschitt
ass, da war ech schockéiert, dass
de Minister schockéiert war, well,
Här Frieden, Dir sidd elo aacht
Joer Justizminister, Dir feiert déi an
dräi Deeg...

(Interruption)

Ma ech kommen elo, Här Presi-
dent, dorop. Mä dat ass dat, wat
de Minister gëschter gesot huet.

(Interruption)

Gëschter huet et am Prisong ge-
brannt, Här President. Gëschter
huet et am Prisong gebrannt, am
Bloc P2, do, wou d’Flüchtlinge
sinn, also dat heescht d’Rétentiou-
nen, déi administrativ sinn, déi
d’Regierung jo ka maache bis en
Délai vun dräi Méint. D’Zeitunge
vun haut sti voll, dass verschidde-
ner vun deene Flüchtlingen hei op
Lëtzebuerg komm sinn, fir ze pro-
béieren en anert Liewen ze starten
an dass se dunn am Prisong gelant
si wéinst där enger oder anerer Ur-
saach, well mer nach kee Centre
de rétention hunn, obwuel jo am
Mäerz 2005 gesot ginn ass, dass
dat eng Urgence wär, mä haut
nach ëmmer näischt steet.

Här President, et gëtt behaapt, et
wär dee véierten Incident bannent
annerhallwem Mount, deen elo
stattfonnt hätt, et wier net deen
éischten, et wier déi véierte Kéier,
wou eppes geschitt wär. D’Perso-
nal seet, et géif kee Rettungsplang
ginn, also dat heescht keen Inter-
ventiounsplang. D’Personal selwer
am Prisong weess net Bescheed,
wéi et soll agéieren, wann esou
eppes geschitt. Dat Eenzegt, wat
ee ka maachen, dat ass de Ret-
tungsdéngschter Merci soe fir déi
ganz Aarbecht, déi se gemaach
hunn, well et hätt och vill méi schif
kënnen ausgoen.

Här President, wat kann de Minis-
ter elo hei iwwert déi Affär soen?
Wat ass iwwerhaapt do geschitt?
Wéi ass et geschitt? Wéi vill Leit
sinn do blesséiert ginn? Et schéngt
esou, wéi wann de P2 am Moment
net méi ze gebrauche wär. Kann
den Här Minister mer soen, wou
hien déi Leit elo placéiere wëllt?

Et schéngt schonn, verschiddenen
Informatiounen no, dass hien den
Uerder ginn hätt, der Madame Zim-
mer, ze kucken, 15 Leit op Giwe-
nech ze déplacéieren a ganz, ganz
kuerzer Zäit. Stëmmt dat? Ass dat
déi richteg Aart a Weis? Ech hat
geduecht, Giwenech wier eng Fa-
veur vun der Exécution des peines,
wann ee sech richteg géif drun ha-
len a gutt schécke géif. Et schéngt
esou, wéi wann hei de Fall elo wär,
fir 15 Leit direkt emol kënnen op Gi-
wenech ze schécken, an der Ur-
gence, fir kënne Plazen ze kréien.

A verschiddenen Zeitunge gëtt ge-
sot, et géif eng provisoresch Struk-
tur gebaut ginn. Wat ass elo rich-
teg? Wou kommen déi Leit hin? Här
Minister, mir waarden op Är Änt-
werten.

■ M. le Président.- Merci, Här
Bettel. Dann ass et um Här Justiz-
minister, fir ze äntwerten. Här Mi-
nister!

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Här President, ech
géing gären d’Chamber informéie-
ren iwwert déi Faiten, déi mer bis
de Moment kenne par rapport zu
deenen dramateschen Evénemen-
ter, déi gëschter am Prisong zu
Schraasseg stattfonnt hunn.

Et gouf an der Mëttesstonn géint
Véirel op eng um drëtte Stack vun
engem Bloc vum Prisong zu
Schraasseg e Brand. Op deem
Stack waren an deem Moment 36
Persounen. Et handelt sech dobäi
ëm illegal Immigranten. Dat mus-
sen net onbedéngt Asylbewerber
sinn. Dat si ganz oft och Leit, déi
eng Strof ofgesat hunn, déi awer
keen Openthaltsrecht zu Lëtze-
buerg hunn an do waarden, op
Grond vun enger Décisioun vum
Aussen- an Immigratiounsminister,
fir an hiert Heemechtsland ausge-
wisen ze ginn.

Dat Feier, no deenen Erkenntnisser,
déi mer bis de Moment hunn – well
do ass selbstverständlech eng En-
quête amgaangen –, schéngt op e
puer Plazen zugläich geluecht ginn
ze sinn, nämlech virun allem u Ma-
tratzen a Miwwelen, déi do stoun-
gen. Dat Feier huet ganz schnell
déi Konsequenze gehat, déi ee
kritt, wann een op esou engem
Stack ass an op e puer Plaze Feier
geluecht gëtt, an duerfir konnt trotz
ganz schnellem Agräifen, souwuel
vum Personal vu Schraasseg wéi
vun de Pompjeeën, net verhënnert
ginn, datt awer eng Rei Leit bles-
séiert gi sinn.

Dat Feier huet leider als Bilan een
Doudegen. An enger éischter Phas
goufen et 13 Blesséierter. Fir de
Moment, nodeem och nach eng
zousätzlech Rei Leit temporaire-
ment an d’Spidol bruecht gi waren,
fir ze kucken, ob se Dampvergëf-
tungen hätten, esou kann ech Iech
soen, datt fir de Moment nach fën-
nef Leit hospitaliséiert sinn; dräi hei
zu Lëtzebuerg an zwee mat méi
schwéiere Verbrennungen an der
Belsch.

Et waren och zwee Gardienen, déi
fir eng Kontroll an d’Spideeler
bruecht gi sinn. Déi zwee konnte
Gott sei Dank erëm direkt no enger
Kontroll d’Spidol verloossen. Si si
während e puer Deeg krankge-
schriwwen, mä et geet hinne Gott
sei Dank den Ëmstänn entsprie-
chend gutt; dat heescht, si mussen
net am Spidol bleiwen.

Wat déi Persoun ubelaangt, déi bei
deem Brand gestuerwen ass, sou
handelt et sech dobäi ëm eng al-
geresch Persoun, eng Persoun, déi
hei zu Lëtzebuerg condamnéiert gi
war vum Geriicht wéinst Drogen-
handel an déi och dofir e Joer am
Prisong souz. Déi Prisongsstrof war
de 16. Januar 2006 eriwwer, a si
souz tëschent dem 16. Januar a
gëschter opgrond vun enger Déci-
sioun vum Aussen- an Immigra-
tiounsminister op enger sou ge-
nanntener Mise à disposition; dat
heescht, d’Persoun huet missen zu
Schraasseg bleiwen am Erwaar-
den, fir kënnen un Algerien ausge-
liwwert ze ginn, wann do d’Pa-
beiere vir géinge leien.

Ech stelle fest, datt den Interven-
tiounsplang, dee fir esou Fäll virge-
sinn ass, souwuel am Prisong wéi
bei de Sécherheetskräfte ganz gutt
fonctionnéiert huet. Et hätt ee
kënne bei esou engem Brand vill
méi schlëmm Konsequenzen hunn,
woubäi ech dëst selbstverständ-
lech net wëll minimiséieren. Zu
kengem Moment war d’Sécherheet
a Gefor, well souwuel d’Personal vu
Schraasseg wéi d’Police, déi mat
ronn 120 Leit do war, sécherge-
stallt hunn, datt et och bei deem
ville Ran a Raus vun Hëllefsmann-
schaften net zu Onsécherheeten
duerch dee Brand am Prisong
komm ass.

Gradsou wéi ech am Numm vun
der Regierung och wëll all deenen
anere Kräfte Merci soen, déi do in-
tervenéiert sinn, wéi d’Protection
civile, wéi d’Pompjeeën aus den
Nopeschgemengen. D’Pompjeeë
ware mat engen 150 Leit op der
Plaz, an et ass hinnen ze verdan-
ken, souwéi dem Asaz vun der Po-
lice an dem Personal, datt et bei
deem dote Schued bliwwen ass.

Bei deem dote Schued heescht,
datt d’Feier net iwwert dee Stack
erausgaang ass an datt Gott sei
Dank all déi Leit, déi um éischten
an um zweete Stack vun deem
Block sinn, konnten evakuéiert
ginn. Eisen Dank ass och grouss
un d’Spideeler, un déi vill Spidee-
ler, déi direkt an deem Interven-
tiounsplang mat intervenéiert sinn.
Och hei hunn d’Pläng gutt fonction-
néiert, esou datt esou schnell wéi
méiglech deene Leit konnt gehollef
ginn.

Selbstverständlech bedauere mir
déi Evénementer. Déi Evénementer
hunn net direkt eppes ze di mat där
staarker Zuel vu Populatioun am
Prisong, iwwert déi mer herno nach
wäerten diskutéieren. Si huet
selbstverständlech och domadder
ze dinn – wann Der wëllt, datt mer
elo doriwwer diskutéieren, kënne
mer dat och elo maachen, mä ech
hu geduecht, et wär méi kohärent,
well d’Chamber wollt déi zwou De-
batte vuneneen trennen. Et ass
selbstverständlech esou, datt,
wann eng Rei Leit beieneen age-
spaart sinn, een deen dote Risiko
ni ka ganz ausschléissen.

Datt Matratzen ugefaange ginn,
fënnt leider vun Zäit zu Zäit a Pri-
songen heiheem an am Ausland
statt. Hei ass dat ausgeufert do-
duerch, datt op e puer Plazen no
éischten Erkenntnisser Feier ge-
luecht ginn ass. Et gëtt keen Zwei-
fel drun, datt et sech heibäi ëm eng
kriminell Dot handelt, déi drama-
tesch Konsequenzen huet. Déi kri-
minell Dot hätt selbstverständlech
och kënne passéieren an enger
anerer geschlossener Anstalt, an
engem Centre de rétention, wéi
och ëmmer esou eppes genannt
gëtt.

Dir wësst, datt d’Regierung Pläng
huet, fir esou eng ze bauen. Nach
mussen do eng Rei Prozedure res-
pektéiert ginn, mä wéi gesot, de
Fait, ob déi Persounen do sinn
oder op enger anerer Plaz an en-
ger geschlossener Anstalt, ännert
näischt drun, datt hei kriminell Do-
ten zu enger terribler Konsequenz
fir héchstwahrscheinlech och On-
schëlleger geféiert hunn, well net
jiddfereen, deen op deem Stack
war, huet sech héchstwahrschein-
lech mat doru bedeelegt, fir dat
Feier ze leeën.

D’Léisung kann net sinn an den Ae
vun der Regierung, fir déi Leit, déi
do sëtzen, erauszeloossen. D’Léi-
sung ass och net, fir alles ze maa-
chen, datt et net zu esou enger
staarker Uwuessung vun der Popu-
latioun am Prisong kënnt. Wa Leit
Strofdote graver Natur beginn, wou
d’Justiz décidéiert, datt se mussen
agesat ginn, wa Leit illegal am
Land sech ophalen, dann ass et
d’Flicht vun der Regierung, déi
bestehend Gesetzer ze exekutéie-
ren. Dat huet näischt mat der Kon-

sequenz ze dinn a mat der drama-
tescher Situatioun, déi mer gësch-
ter zu Schraasseg virfonnt hunn.

Dank dem Asaz vu ville konnt nach
méi Schlëmmes verhënnert ginn.
Mir sinn elo an enger zousätz-
lecher schwiereger Situatioun, well
mer schonn eng staark Iwwerpopu-
latioun hunn, datt och elo déi Leit,
déi um éischten an zweete Stack
wunnen, op aner Plazen am Pri-
song hu missen temporairement
transféréiert ginn. Et stëmmt net,
datt ech gesot hätt, datt d’Leit sol-
len op eng aner Plaz ausserhalb
vum Prisong transféréiert ginn, well
dat ass guer net a menger Kompe-
tenz. Dat ass an der Kompetenz
vun dem Delegéierte fir de Strof-
vollzuch, an d’Madame Delegéiert
fir de Strofvollzuch ass selbst-
verständlech amgaangen ze ku-
cken, wat fir eng Méiglechkeete se
huet.

Déi Leit si gëschter an zwee aner
Bléck vum Prisong transféréiert
ginn, an d’Servicer vum Bautemi-
nistère waren haut schonn op
d’Plaz kucken, fir no der Aarbecht
vun der Police eng Evaluatioun
vum Schued kënnen ze maachen
an dann esou schnell wéi méiglech
dat Gebai, wou de Brand war, erëm
a Stand ze setzen. Mä ech hunn
déi Zelle gëschter selwer gesinn,
déi si ganz staark a Matleeden-
schaft gezunn, an dofir wäert dat
schonn eng Zäitchen daueren, éier
mer déi Zellen erëm kënnen a Be-
trib huelen.

De Bilan ass grave, mä wéi gesot
dank dem gudden Asaz vu ville
konnt Schlëmmeres verhënnert
ginn. Géint déi dote Situatioun gëtt
et net ganz vill Moyenen, fir déi ze
verhënneren. Et ass och eng
grouss Responsabilitéit bei dee-
nen, déi sech zu esou Dote ver-
leede loossen, wat och ëmmer
d’Ursaachen dovunner sinn. Dat
ass eng Situatioun, déi irresponsa-
bel ass, déi kriminell ass, an déi
mer nëmme kënne mat schäerfste
Wierder condamnéieren.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Domat ass och dee Punkt
vun eisem Ordre du jour erleedegt
a mir kommen dann zur Aktuali-
téitsstonn iwwert d’Situatioun vun
de Mannerjähregen a vum Drogen-
handel am Schraasseger Prisong.
D’DP-Fraktioun huet déi heite
Stonn ugefrot. D’Riedezäit ass nom
Artikel 78 (2) vum Chamberregle-
ment festgehalen a gesäit Fol-
gendes vir:

Déi Fraktioun, déi d’Stonn ufreet,
huet zéng Minutten Zäit, déi aner
Fraktioune jeeweils fënnef Minutten
an d’Regierung eng Véirelstonn.
Bis elo sinn ageschriwwen: den
Här Santer, den Här Angel an den
Här Braz. D’Wuert huet fir d’éischt
den honorabelen Här Bettel als
Vertrieder vun der DP-Fraktioun.
Här Bettel!

6. Heure d’actualité de-
mandée par le groupe
DP au sujet de la situa-
tion des mineurs ainsi
que du trafic de
drogues au sein du
Centre pénitentiaire de
Schrassig

Exposé

■ M. Xavier Bettel (DP).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, ech muss direkt soen, dass
ech ëmmer iwwerrascht sinn, wéi
den Här Minister Frieden et awer
fäerdeg bréngt, seng Verantwor-
tung hei elo nees op eng aner Per-
soun ze verjuppsen. Elo ass et
d’Madame Déléguée, déi muss ku-
cken, wéi se de Problem geregelt
kritt vum Strofvollzuch. Ech ka mer
net virstellen, dass de Minister op
jidde Fall net mat der Madame Dé-
léguée telefonéiert huet.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Dat steet am Gesetz,
Här Bettel.

■ M. Xavier Bettel (DP).- Jo,
Här Frieden, ech sinn net bei Iech
am Büro, fir nozekucken, wat Der
do maacht.

(Hilarité)

Ech wëll awer just soen hei, dass
eng ganz Rëtsch vu Saache sinn,
Här Frieden, wou an anere Län-
ner…

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

■ M. le Président.- Här Bettel,
Dir musst Iech un d’Chamber
adresséieren!

■ M. Xavier Bettel (DP).- Här
President, jo, ech weess dat. Ech
adresséiere mech un Iech dann,
Här President.

■ M. le Président.- Un
d’Chamber!

■ M. Xavier Bettel (DP).- E
versichten Ausbroch, wou de Mi-
nister Bescheed weess a wou
d’Giischtercher an d’Messer lafen!
De Brouilleur, kréien ech geänt-
wert, wier am Mäerz 2005 en fonc-
tion. Haut, Februar 2006 – neen,
ech anticipéieren: muer – ass en
nach ëmmer net do!

D’Bracelets électroniques, Här Pre-
sident, huet de Minister ugekën-
negt am Januar 2005 op eng
Question parlementaire vum 2.
September 2004, kéimen am Ja-
nuar 2005 an d’Testphas: Mir hunn
nach kee Bracelet électronique ge-
sinn! D’Unité de sécurité pour mi-
neurs, huet hien op eng Question
parlementaire geäntwert, géif drén-
gend gemaach ginn.

Hien huet elo just virdru gesot, Här
President, dass et näischt mat der
Surpopulation carcérale ze dinn
hätt. An deem Block, wou et ge-
schitt ass, am P2, leien d’Leit zu
véier an Zelle vun zwee! Et leie Ma-
tratzen um Buedem!

■ Une voix.- Neen, neen.

■ M. Xavier Bettel (DP).-
Wann Dir op d’Toilette gitt, dann
hutt Dir zéng Zentimeter wäit
ewech de Kapp vun deem, deen
do um Buedem schléift nuets. Sinn
dat keng Situatiounen, Här Presi-
dent, wou een op jidde Fall ka ver-
stoen, dass verschidde Leit déi net
méi tolerabel fannen a protestéie-
ren?

Ech hunn och d’Fro gestallt, Här
President, ob dat wouer wier, dass
et déi véiert Manifestatioun bannen
annerhallwem Mount wär. Ass et
och wouer, dass d’Regierung Be-
scheed wosst, dass e Member
vum Prisong sech scho gemellt
hat, fir ze soen, dass se wéilten e
Brand maachen? An dass et gesot
ginn ass, dass se scho prévenéiert
waren, dass eppes géif ge-
schéien?

Ech kann Iech just soen, Här Presi-
dent, mer maache jo haut d’Déba-
ten elo op deenen zwee Punkte,
datt ech jo net wosst, wéi ech haut
gefrot hunn, fir iwwert de Prisong
ze schwätzen, dass déi Aktualitéit
awer wierklech esou akut wär! 

Mä ech stelle just fest, dass all déi
puer Punkten, déi ech elo opgezielt
hunn – an et sinn der nach anerer,
Här President! – nach ëmmer ak-
tuell sinn. Ech schwätzen elo net
iwwer Dieren. Ech schwätzen net
iwwer Waasser. Ech schwätzen net
iwwer Duschen. Ech schwätzen net
iwwer Heizungen. Mä ech kéint
eng ganz Rëtsch opzielen hei vu
Problemer op jidde Fall, déi am Pri-
song stattfannen, wou den Här Mi-
nister mer da seet «raisons de sé-
curité», oder „Jo, et ass tatsäch-
lech eppes geschitt“. D’Äntwerten
hale sech normalerweis op enger
oder zwou Linnen, fir mer ze soen,
jo, et ass eppes geschitt. Bon, da
sinn ech frou, dass ech weess,
dass esou eppes geschitt ass. Mä
ech hätt keng Fro gestallt, wann
ech et net gewosst hätt! 
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Hei geet et virun allem elo ëm d’Mi-
neuren am Prisong, Här President,
an d’Drogen am Prisong. Ech fänke
fir d’éischt mat den Drogen am Pri-
song un, well ech do dem Här Mi-
nister eng Fro gestallt hat, wéi et da
wär mat den Drogen am Prisong.

Zur Informatioun, d’lescht Woch,
Här Minister, ass eng Persoun, déi
an der Wäscherei do schafft,
gepëtzt gi mat 600 Gramm Ha-
schisch, déi se op jidde Fall ver-
kaaft hätt. Dovunner weess keen
eppes! Dat wäert och verstoppt
ginn, mä Dir äntwert mer op d’Fro,
dass keng Droge méi, op jidde Fall
déi lescht Zäit, am Prisong ent-
deckt gi sinn. Stëmmt dat? Stëmmt
dat net? Et schéngt just, wéi wann
déi Persoun op d’mannst vun hirer
Aarbecht suspendéiert gi wär. 

Fir géint d’Drogen am Prisong ze
kämpfen, hutt Der en Détecteur de
drogues kaaft. Et weess keen, wéi
e geet! D’leschte Kéier war den
Här Theis selwer hei, an en huet
gesot, dass se net wéissten, wéi e
géif goen, an dass déi meescht am
Prisong näischt kéinten domadder
ufänken, virun allem e meeschtens
och net géif goen. Firwat hu mer
dann esou en Détecteur kaaft? Dir
äntwert mer: «De plus, un détec-
teur de drogues est utilisé réguliè-
rement au CPN.» Dat ass net
wouer! 

Här President, den Här Minister
huet mer geschriwwen, dass mer
keng Brigade canine géife kréien.
An elo muss ech Iech soe firwat:
Well en Hond nëmmen zweemol 20
Minutten am Dag ka schaffen, a
well en Hond nëmmen eng Sub-
stance ka fannen. A virun allem,
wann en Hond krank ass, da kann
en och net schaffen. An da misst
een och nach e Gardien-maître
plein temps pro Déier hunn. Mä
wou spuere mer dann hei, Här Mi-
nister? Hutt Der léiwer, dass e
jonke Kärel, sou vun 22 Joer, stierft
un enger Iwwerdosis am Prisong,
wéi et nach virun zéng Deeg pas-
séiert ass? Ass dat besser? Ass
dat besser, dass am Prisong Droge
fonnt ginn, liicht Drogen, haart Dro-
gen? 

Ass et normal, dass jonk Leit, déi ni
eng Drog geholl hunn, an de Pri-
song kommen, soi-disant fir e Suivi
nach ze kréien, a vun engem Edu-
cateur sollen an de Grapp geholl
ginn, dono esou zou sinn, a wa se
aus dem Prisong kommen, staark
drogéiert sinn, an éier se an de Pri-
song komm sinn net? Ass dat dann
ze deier, fir Hënn ze kafen? Oder
sinn déi Hënn ze midd, Här Minis-
ter? Also, esou eng Excuse! Ech hu
geduecht, et wier e Witz! 

Här Minister, en Hond dann op eng
Drog. Ma da mécht een zwee oder
dräi Hënn. An da gëtt gesot,
d’Hënn ginn awer regelméisseg
benotzt. Dat ass falsch! Déi lescht
Jore si se zweemol benotzt ginn,
an dann nach bei grousse Razzien,
well se och nach Handye gesicht
hunn an aner Saachen. Dir kënnt
dach net soen, dass regelméisseg
Hënn hei benotzt ginn! Dat stëmmt
net. 

Op jidde Fall, deen Abandon de
responsabilité hei vun dëser Regie-
rung, Här President, fir vis-à-vis
vun der Drogeproblematik am Pri-
song ze soen: „Mir hu se léiwer
zou, da si se roueg, an da maache
se kee Kaméidi wéi eppes anesch-
ters.“, ass op jidde Fall net déi Léi-
sung, déi a mengen Aen déi rich-
teg ass. 

À propos Mineuren am Prisong. Dir
hutt elo d’Mineure bei d’Fraenab-
teilung op de Bloc F geluecht
wéinst engem Manque de place.
Mir hu Konventiounen ënnerschriw-
wen, an hei hunn ech e Bréif vun
der Action des Chrétiens pour
l’Abolition de la Torture – an huelt et
mir net iwwel, mä déi stinn Iech méi
no wéi mir –, déi mir geschriwwen
hunn hei an deem Bréif: «Vous» –
den Här Minister – «cherchez à mi-
nimiser les conséquences néfastes
de cette mesure. Vous avez des
justifications (...) mesures régres-
sives, que vous envisagez (...)». 

D’Convention des droits de l’en-
fant, den Artikel 37 seet: «Tout en-
fant privé de liberté sera séparé
des adultes.» De Rapport vum 29.
Abrëll 2004 vum Comité européen
pour la prévention de la torture
seet, de Placement vun de Mineu-
ren am CPL «constitue une préoc-
cupation majeure du CPT, et ce de-
puis sa première visite au Grand-
Duché de Luxembourg en 1993». 

Also 1993, Här Minister, do waart
Der nach net Minister. Ech si mer
däers bewosst. Mir hate jo dee vir-
drun, dee gesot huet, dass, wann
een hei zu Lëtzebuerg géif ëm-
bruecht gi beim engem Ausbroch,
dass e géif demissionéieren. Mä et
war jo zu Konz, et war jo och net
am Land. Et schéngt, dass hei op
jidde Fall de Justizminister ëmmer
Problemer huet mat de Responsa-
bilitéiten an deene verschiddenen
Affären. 

Am Januar 2004 huet d’Regierung
geäntwert op d’Recommandatioun
vum CPT, dass «le début des tra-
vaux est imminent», fir déi Abtei-
lung fir déi Jonk ze hunn. Immi-
nent! Vu Januar 2004 bis Februar
2006, si mer elo, ass nach kee
Steen, Här President, geluecht
ginn. 

Wann ech dat heiten alles liesen,
kann ech just feststellen, dass elo
déi jonk Leit bei de Fraen op der
Abteilung sinn. Dir sot, et wieren
zwou Dieren, fir se ze trennen. Ech
ka just vu verschiddene Fäll elo
schwätzen. Et schéngt esou, wéi
wann Der 14 Zelle gehat hätt. Mä
wann ech mech net ieren, Här Pre-
sident, wier et interessant vum Mi-
nister ze wëssen, ob net 15 jonk
Leit grad do waren. An dass sou-
guer e Jonken, e Mineur, huet
misse während zéng Deeg eleng
an enger Abteilung bleiwen, well
néierens soss Plaz war. An dat
heescht, Dir hutt Chance, dass dee
sech net ëmbruecht huet, fir iwwer
zéng Deeg ganz eleng, ouni ier-
gendeen anere Mineur a guer keen
aneren um Stack ze sinn! Här Mi-
nister, Dir laacht doriwwer, mä ech
fannen et guer net witzeg! 

Schlussendlech ass et wichteg ze
wëssen, dass och bei Meedercher
et materiell net méiglech ass fir se
ze trennen. Dat heescht, déi ginn
an d’Fraenabteilung placéiert. Mir
hunn hei keng Abteilung, déi spe-
ziell reservéiert ass fir mineur Fraen
am Prisong. Si ginn zwar mat de
Mineuren an den Haff spadséieren,
mä si sinn awer um Gank. Wann
een de Prisong jo awer kennt, soll
een awer net soen, dass d’Mineure
guer net a Kontakt komme mat de
Majeuren, wann ee weess, dass ee
jo muss duerch d’Gäng goen, an
och, dass duerch d’Fënsteren alles
erop- an erofgeschoss gëtt, dass
d’Leit dee klenge System hunn,
wou ee vun deem enge Stack op
deen anere mat esou Kierf a mat
Ficellen eppes erop an erof ka
schéissen. 

D’Situatioun vun den Drogen am
Prisong war elo e Fait, op jidde Fall
bei de Majeuren. Wa mer et elo
nach mat där heiter Méiglechkeet,
Här President, och nach bei de Mi-
neurë wäerten entdecken, fannen
ech et lamentabel. Ech fannen,
dass e Mineur keng Plaz am Pri-
song huet. Eis Regierung huet vill
Sue fir aner Saachen ze bauen, vill
aner Saachen ze maachen. Haut
hu mer nach ëmmer keng Structure
indépendante op jidde Fall fir d’Mi-
neuren. Mir hunn Drogen am Pri-
song à gogo. 

Dir hutt verschidde Clienten, wann
een déi gesäit, Här President, da
seet een: „Ma, Dir sidd net gutt.“,
déi Iech da carrément soen:
„Wësst Der, Här Bettel, hei am Pri-
song fënnt ee Saachen, déi fannen
ech néierens op der Gare.“ Mä déi
fënnt een awer zu Schraasseg!
Awer Sue fir en Hond, Sue fir en
Détecteur, Sue fir ze kucken, dass
e Prisong net eng Plaz ass, wou
verschidde Leit, déi nach bësse
clean waren, éier se do erakomm
sinn, dann elo nach als Toxico do
erausginn! 

Här Minister, ech hunn et och scho
gesot: An anere Länner wier de Mi-

nister gaang! Ech kann Iech just
eppes soen, Här President, no
aacht Joer Justizminister, all déi
Lacunen, déi ech opgezielt hunn:
Waasser, versichten Ausbroch,
wou Der d’Leit an d’Labrente lafe
loosst, de Brouilleur, de Bracelet,
d’Unité de sécurité, zu véier an
Zelle vun zwee, wat nach ëmmer
net geregelt ass. Ech géif Iech e
gudde Rot ginn, dat wier, einfach
de Volet Prisong engem anere Mi-
nister vun dëser Regierung weider-
zeleeden.

Ech soen Iech Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Bettel. Als nächste Riedner ass
agedroen: den honorabelen Här
Santer. Här Santer, Dir hutt d’Wuert.

Débat

■ M. Patrick Santer (CSV).-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, d’Commission juridique
huet sech schonn an e puer Sët-
zunge mat der Situatioun am Pri-
song beschäftegt, a mir sinn am-
gaangen en Débat d’orientation iw-
wert d’Strofjustiz virzebereeden,
wou de Strofvollzuch am grousse
Ganzen an d’Situatioun am Prisong
am Besonneschen akribesch wäert
ënnersicht ginn. Et geet jo hei net
drëms eng Situatioun, déi mer all
kennen, ze beschreiwen. Jo, de
Prisong ass iwwerfëllt. Jo, d’Situa-
tioun vun den Häftlingen degra-
déiert sech. Jo, d’Aarbechtsbedin-
gunge vum Personal verschlech-
tere sech. Dat wësse mer. Et geet
drëms Äntwerten ze fannen, Léi-
sungen auszeschaffen. 
D’Iwwerbevölkerung zu Schraas-
seg am Prisong ass patent. Fir eng
theoretesch Kapazitéit vun onge-
féier 597 Better gëtt et ongeféier
700 – vläicht e bëssen driwwer –
Insassen. Virun zwee Joer, also
den 1. Januar 2004, waren et der
nach 498, also ënnert dem theore-
tesche Seuil. An d’lescht Joer, virun
e bësse méi wéi engem Joer, den
1. Januar 2005, waren et der nach
602. Elo si mer e bëssen iwwer
700. D’Tendenz geet an déisel-
wecht Richtung. 
D’Gestioun, op neit Lëtzebuer-
gesch géing ee soen „de Manage-
ment vun den Häftlingen“, gëtt
nach doduerch erschwéiert, well
een och zwëschent den Insasse
muss ënnerscheeden. Et gëtt näm-
lech déi, déi definitiv condamnéiert
goufen, déi, déi an der Untersu-
chungshaft sinn, déi, déi an éisch-
ter Instanz condamnéiert goufen,
mä Appel gemaach hunn, déi, déi
an éischter Instanz condamnéiert
goufen a wou den Délai d’appel
nach net ofgelaf ass, déi Manner-
jähreg, déi Erwuessen, Fraen a
Männer, verschidden Nationalitéi-
ten, déi ee muss trennen, méi oder
manner krank Leit, méi oder man-
ner psychesch schwaach Leit.
Dobäi kommen nach regelméisseg
Häftlingen eran an et ginn der fräi-
gelooss. An all déi Leit mussen am
Prisong, am eenzege Prisong, dee
mer hunn – nach hunn –, also ën-
ner engem Daach ënnerbruecht
ginn. 
Den Här Bettel huet a senger Inter-
ventioun op d’mannst an der De-
mande d’intervention op zwee Pro-
blemer higewisen: déi Mannerjäh-
reg an déi Drogenofhängeg. De
Bloc C, wou déi Mannerjähreg sou-
zen an dee chronesch ënnerbesat
war, soll wéinst der Iwwerbevölke-
rung fir déi Erwuesse fräigemaach
ginn. Duerfir pilgeren déi Manner-
jähreg an d’Sektioun vun de Fraen,
wou och 14 Plaze fräi gemaach
ginn. Zwou Dieren trennen d’Män-
ner an d’Fraen. 
Dat ass elo den Ist-Zoustand. Dat
soll awer nëmmen eng proviso-
resch Situatioun sinn, obwuel ech
mer bewosst sinn, dass – nom
dacks bestätegte Spréchwuert – il
n’y a que le provisoire qui dure. Mä
et gëtt sech iwwerhaapt eng Fro ze
stellen: Hunn déi Mannerjähreg
eppes am Prisong verluer? 

De Strofvollzuch ass net nëmmen
do, fir déi Leit, déi géint e Strofge-
setz verstouss hunn, ze bestrofen;
et geet och drëm, fir ze vermeiden,
an alles an d’Wee ze leeden, datt
no hirer Zäit am Strofvollzuch d’Leit
sech erëm an eng Gesellschaft in-
tegréieren, en Deel vun eiser Ge-
sellschaft ginn. Dofir ass de Pri-
song fir Mannerjähreg keng ade-
quat Léisung. Eng kloer Trennung,
sot den Här Justizminister, të-
schent Manner- a Groussjähregen
ass nëmme méiglech, ech zitéie-
ren: «...en transférant les mineurs
dans une structure spécialisée (par
exemple unité de sécurité de Drei-
born) à l’extérieur de l’établisse-
ment pénitentiaire».

Mir sinn der Meenung, dat soll ee
maachen. Mir däerfen hei net nach
Jore waarden. Et gëtt kee Grond,
firwat déi Unité de sécurité – et
kéint een och en aneren Numm
fannen, wéi dee martialeschen
Numm „unité de sécurité“, dat ass
souwisou nëmme Kosmetik – net
gebaut gëtt. D’Justiz an d’Zukunft
vun de Mannerjährege bréngen all
Argumenter, déi ee kéint géint den
Ausbau vun Dräibur virbréngen,
zum Falen. Déi Erwuesse sollen op
Schraasseg kommen oder an deen
zweete Prisong, deen och muss
gebaut ginn, an déi Mannerjähreg
op Dräibur. Esou an nëmmen esou
gi mer den Erwaardunge vun en-
gem moderne Strofvollzuch an ei-
sen internationale Verflichtunge
gerecht.

Dofir ginn ech vun der Meenung
aus – ech si vläicht e bëssen naiv
–, datt d’Chamber dem Här Justiz-
minister an dem Här Bauteminister
wäert hir voll Ënnerstëtzung ginn,
wat den Ausbau vun Dräibur ugeet
an de Bau vum zweete Prisong iw-
wert deen eraus, dee mer elo zu
Schraasseg hunn.

Dir hutt eis Ënnerstëtzung, Dir Häre
Ministeren, a loosst Iech net vun
zweetrangege Clochemerle-Argu-
menter vun där Richtung ewech-
bréngen.

Wat den Drogekonsum am Prisong
ugeet, esou muss een en duebele
Constat maachen. Éischtens ass et
keen neie Problem an zweetens
ass et kee spezifesch lëtzebuer-
gesche Problem. Am Ausland, an
all deene Länner, wou Prisonge
sinn a wou en Drogekonsum war,
ass keng Solution miracle fonnt
ginn, ausser et geet een op radikal
Mesuren eriwwer, wéi zum Beispill,
wéi een dat heiansdo op der Tëlee
gesäit, eng radikal Trennung të-
schent den Häftlingen an deenene,
déi se besiche kënnt, ob dat d’Fa-
milljen ass oder net.

All déi Leit, déi an de Prisong kom-
men, an dat sinn der vill, dat sinn
net nëmmen d’Leit, déi do wunnen,
dat heescht d’Häftlingen, iwwer
700, do sinn och 274 Gardienen,
do sinn d’Fournisseuren, do sinn
d’Familljen, do ass Personal, do
sinn Handwierker, déi eran- an
erausginn. All déi Leit missten
dann och systematesch vun en-
gem Hond oder vun enger Ma-
schinn ënnersicht ginn, egal ob dat
Stonnen a Stonne Waardeschlaan-
gen ausmécht. Dat ass awer keng
Léisung. Wëlle mer dat, da solle
mer dat soen. Ech mengen, mir
sollten net op dee Wee goen.

(M. Niki Bettendorf prend la Pré-
sidence)

Och déi technesch Mesurë sinn
net 100% feelerfräi. Do hu mer een
Drogendétecteur, an den Här Bet-
tel huet esou gemaach, wéi wann
hien net den 11. Januar an där
Kommissiounssëtzung war, wou
den Här Direkter vum Prisong, den
Här Theis, en long et en large
erkläert huet, wéi deen Apparat
fonctionnéiert.

■ M. Xavier Bettel (DP).- Hien
ass deen Eenzegen, deen et
weess.

■ M. Patrick Santer (CSV).-
Jo, mä hien huet och gesot, datt
d’Leit wëssen, wéi dee fonction-
néiert. Hien huet awer och gesot,
datt deen Apparat vill ze vill sensi-
bel ass…

■ M. le Président.- Här Santer,
Dir misst zum Schluss kommen,
wann ech gelift.

■ M. Patrick Santer (CSV).-
Jo, ech wäert dat maachen.

...vill ze vill sensibel ass, fir do eng
uerdentlech effikass Erkenntnis
vun den Drogen ze kréien.

Dofir ass et wichteg, Här President,
datt mer dëse Punkt, mä och dee
vun de Mannerjähregen, d’Droge-
problematik an déi Mannerjähreg
am Kader vun eisem Débat
d’orientation an der Commission ju-
ridique méi an der Substanz, méi
am Detail wäerten a musse behan-
delen, wéi dat a fënnef Minutten an
dësem Kader méiglech ass. Also
ass dat hei, wéi een ëmmer
méindes owes op der Tëlee seet,
eng Affaire à suivre.

(Hilarité)

Ech soen Iech Merci.

(Interruptions)

■ M. le Président.- Den nächs-
ten Orateur ass den Här Angel,
wann ech gelift. Dir hutt d’Wuert,
Här Angel.

■ M. Marc Angel (LSAP).-
Merci, Här President, Dir Dammen
an Dir Hären, den Här Bettel huet
hei zwee Punkten ugeschnidden,
dat war éischtens d’Situatioun vun
de Mineuren am Prisong an zwee-
tens de Problem vum Drogentrafic
am Prisong. Dat sinn zwee ver-
schidde Problemer, déi awer och
ganz enk matenee verbonne sinn.

Iwwert d’Thema Droge kréie mer jo
nach d’Geleeënheet ze schwätzen,
well Dir, Här Bettendorf, jo de 16.
Januar 2006, dat heescht zwielef
Deeg virum Här Bettel, schonn e
Bréif un d’Chamber gemaach hutt,
fir dass mer hei eng Interpellatioun
kréien, wou och deen Thema «le
problème de la consommation et
du trafic de drogues dans l’en-
ceinte du CPL Schrassig» behan-
delt gëtt. Do kënne mer jo da wierk-
lech am Detail eng Diskussioun do-
riwwer féieren.

Et muss ee wëssen, dass, wann
een iwwer Drogen am Prisong
schwätzt, iwwert d’Halschent vun
den Insassen am Prisong Proble-
mer toxicomaner Natur hunn. Dat
geet ganz kloer aus dem Bericht
2004 vum Comité européen pour la
prévention de la torture ervir. An
och aus dem Rapport vum Justiz-
ministerium vun 2004 kann een
erausliesen, dass 119 Détenuen
duerch eng Infractioun am Zesum-
menhang mat Drogen am Prisong
sinn. Do muss een dann, wéi den
Här Santer et och scho gesot huet,
natierlech Äntwerte sichen.

Eng dovu ka sinn, méi Personal ze
kréien. Drogenhënn huet den Här
Bettel ugeschwat, mä den Här Mi-
nister war jo awer ganz kloer do a
senger Äntwert, den Här Bettel
huet dat vläicht e bëssen an d’Lä-
cherlecht wëllen dreiwen, mä effek-
tiv gëtt et esou vill Substanzen
hautdësdags vun Drogen an all
Hond kann nëmmen op eng esou
spezialiséiert ginn, dass dat net
esou einfach ass an dass een dat
elo net esou kann an d’Lächerlecht
dreiwen, wéi Dir dat hei versicht
hutt ze maachen.

(Interruption)

Ganz wichteg ass de Volet Preven-
tioun. Wann een den Här Bettel
héiert, da mengt een, do géing
guer näischt gemaach ginn. Ech
wëll drun erënneren, dass am Pri-
song de „Projet Tox“ leeft, dass
den CTM, de Centre Thérapeu-
tique Manternach, d’Jugend- an
d’Drogenhëllef an den CNDS, de
Comité National de la Défense So-
ciale, do am Prisong Consultatiou-
nen am Zesummenhang mat Dro-
gen assuréieren. De Service médi-
cal vu Schraasseg offréiert dräi
Typë vun Interventiounen: éisch-
tens de Sevrage, zweetens d’Sub-
stitutiounsprogrammer an drëttens
eng Réduction de risques et de
dommages.
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Dofir muss ech nach eng Kéier
soen: De Problem Drogen zu
Schraasseg kann een net isoléiert
gesinn nëmmen zu Schraasseg; et
ass e Problem, dee sech an déi na-
tional Drogepolitik areie muss, wou
mer nach hoffentlech hei oft d’Ge-
leeënheet kréien, fir zesummen
driwwer ze diskutéieren. Ech fuer-
deren heimat déi dräi concernéiert
Ministèren – d’Santé, d’Justiz an
d’Famill – op, hir Zesummenaar-
becht, déi se hunn, nach méi ze in-
tensivéieren, fir Léisungen ze fan-
nen.

(Interruption)

Wat elo d’Situatioun vun de Mineu-
ren am Prisong ubelaangt, wësse
mer, gëtt déi Unité spéciale säit
1992 diskutéiert. 2004 ass jo hei
am Haus och d’Gesetz gestëmmt
ginn, an ech hat jo nach eng Kéier
d’Geleeënheet am November 2005
an enger Froestonn bei der Regie-
rung doriwwer nozefroen, an do hu
mer och festgestallt beim Budget,
dass 5,7 Milliounen am Budget
2006 ageschriwwe sinn. An esou
vill ech informéiert sinn, mä do
kann d’Regierung eis jo nach
herno Informatioune ginn, läit et net
am Moment beim schlechte Wëlle
vun der Regierung, mä do si Pro-
blemer um Niveau vun der Ge-
meng, déi en neie PAG gestëmmt
huet, an dofir muss en neie PAP
kommen. Dat sinn déi Hürden, déi
nach mussen iwwerwonne ginn.

D’Situatioun vun dem Transfert vum
Bloc D an de Bloc F, och do, Här
Bettel, wann een Iech um Radio
héiert, da mengt een – ech hunn et
emol esou verstanen an och vill
Leit kënnen dat esou verstoen –,
dass do carrément elo Jugendle-
cher bei enger erwuessener Fra an
enger Zell géinge leien.

(Interruption)

Dir dréint dat awer dann ëmmer
esou, dass dat esou eriwwerkënnt.
Ech hu mer do an den Äntwerte
vum Minister – an ech hu mech och
renseignéiert – soe gelooss, dass
dat op engem éischtens getrenn-
tene Stack ass an deem Prisong,
dass dat e getrenntene Stack ass,
an da sinn do zwou Dieren, déi dat
trennen.

An, Här Bettel, Dir wësst, dass an
engem Prisong déi Dieren, dat si
keng Dieren, wéi Är Viischtdier,...

(Hilarité)

...mä dat sinn aner Dieren. Dat ass
ee Provisorium, dat wësse mer. Mir
bedaueren dat och all a mir hoffe
wierklech, dass mer déi Unité spé-
ciale esou séier wéi méiglech
kréien.

Als Konklusioun, erlaabt mer do
awer nach eppes ze soen: Mir
mussen an dëser Problematik iw-
wert d’Mauere vu Schraasseg
ewechkucken an och iwwert
d’Mauere vun där neier Unité spé-
ciale. A mir mussen eis froen, ob
mer net méi alternativ Strukture
musse kreéieren, wéi zum Beispill
spezialiséiert Foyeren, wéi zum
Beispill d’Psychiatrie des jeunes
ausbauen. Wann ee weess, dass
an deem neie Service am Centre
hospitalier um Kierchbierg 15 Bet-
ter sinn an dass déi permanent be-
luecht sinn, da wësse mer, dass do
nach e groussen Handlungsbedarf
ass.

Wat mer och eventuell brauchen
oder wou mer driwwer diskutéiere
mussen, dat si speziell Therapiean-
geboter fir jugendlech Drogen-
ofhängeger, vläicht esouguer och
iwwer zouen Therapieplazen disku-
téieren. Do gëtt et am Ausland gutt
Resultater, wat esou Therapiepla-
zen ubelaangt.

Zum Schluss wollt ech ee Wuert
soen iwwert de Centre de réten-
tion. Do schafft d’aussepolitesch
Kommissioun jo drun an och déi
zwee Ministèren, déi do concer-
néiert sinn, a mir haten de Freideg
eng Visite, als Kommissioun, zu Zü-
rich vun esou engem Centre de ré-
tention, a mir ginn nach anerer ku-
cken. Och dat ass en Dossier, wou
dru geschafft gëtt. Ech hoffen,
dass dat ganz séier kënnt. 

Ech fuerderen d’Regierung op, do
wierklech och Efforten ze maa-
chen, dass mer do wierklech net
esou laang musse waarde wéi op
deen aneren. An ech hunn awer do
och vollt Vertrauen, dass dat séier
sollt goen. Leider war bei där Visite
kee Vertrieder vun Ärer Fraktioun
derbäi, Här Bettel. Dat si Visiten,
déi ouni Medienopwand duerchge-
fouert ginn. Dat ass vläicht net
esou interessant,…

(Interruption)

…mä mir hunn awer ganz vill do
geléiert.

Merci.

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

■ M. le Président.- Merci, Här
Angel. Nach ageschriwwen ass
den Här Félix Braz. Dir hutt
d’Wuert, Här Braz.

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).-
Merci, Här President. D’Confé-
rence des Présidents ass sech de
Moien och doriwwer eens ginn,
dass mer haut sollen exklusiv iw-
wer zwou Saache schwätzen, iw-
wert de Problem vun de Mineuren
an iwwert de Problem vun den Dro-
gen, esou wéi et ugefrot war. Et
kéint ee ganz villes haut soen, och
iwwert dat, wat gëschter passéiert
ass, iwwer e Centre de rétention an
aner Stéchwierder nach.

Mir wëllen dat net maachen. Mir
wëlle probéiere bei deem ze blei-
wen, wat ofgemaach war, fir ze pro-
béieren, wéinstens e puer Saachen
och eriwwerzebréngen un déi Leit,
déi d’Chambersaktualitéit suivéie-
ren, well soss gëtt dee ganzen
Dossier vun der Situation pénale fir
ëmmer manner Leit verständlech,
an ech mengen, dass een domad-
der kengem déngt, scho guer net
deene Leit notamment, déi am Pri-
song sinn, deenen ee vläicht wéilt
hëllefen.

Wa mer vum Stéchwuert Droge
schwätzen: De Prisong ass eng
konzentréiert Amplificatioun vun de
Problemer vun der Gesellschaft.
Do kommen all d’Problemer, déi et
an der Gesellschaft gëtt, zesum-
men, a si kommen och nach op
eng verstäerkten, amplifiéiert Aart
a Weis do beienaner. Am Prisong
ass alles méi extrem wéi ausser-
halb vum Prisong. Wann ee sech
virstellt, dass et am Prisong keng
Droge kéint ginn, ass ee menger
Meenung no naiv. Et ass gradsou
onméiglech, am Prisong keng Dro-
gen ze hunn, wéi et onméiglech
ass, an der Gesellschaft dobausse
keng Drogen ze hunn, an et ass u
sech och emol kee Wonner, dass et
an engem Prisong méi Droge gëtt
wéi an der Gesellschaft dobaus-
sen, well – nach eng Kéier och um
Stéchwuert vun der Drogeproble-
matik – de Prisong eng méi extrem
Situatioun wéi dobaussen ass.

Et kéint een duerfir suergen, dass
et keng Drogen am Prisong géing
ginn oder ganz wéineger. Mä dat
géing awer – an den Här Santer
huet et scho gesot – ganz kloer op
d’Käschte goe vun de Leit, déi am
Prisong sëtzen. Dat géing zu 100%
op d’Käschten dovunner goen, wéi
eng Kontakter een deene Leit mat
der Aussewelt nach wëllt zouge-
stoen. An dat muss een och soen,
wann ee sech driwwer iergert,
dass et am Prisong Droge gëtt, da
soll een dat doten och hannen-
drunhänken.

Well et ass liicht ze soen, mir hät-
ten alleguerte léiwer, et wiere keng
Drogen am Prisong – dat kléngt
och vläicht gutt, mä et ass net nëm-
men eng komplett Illusioun, et wär
och nach nodeeleg fir déi Leit, déi
am Prisong sinn, net well se da
keng Droge kéinte kréien, mä well
se virun allem keng Kontakter méi
kéinte kréie mat Leit, déi nach be-
reet sinn, vun hirer Zäit hierzeginn,
fir e Rescht u Sozialliewe vun de
Prisonnéier oprecht ze halen.

(M. Lucien Weiler reprend la
Présidence)

D’Haaptfro, eiser Meenung no, ass
duerfir net déi, wéi vill Drogen ee

probéiert am Prisong ze hunn oder
erauszekréien, mä den Haaptpro-
blem ass deen, wéi mer am Pri-
song mat den Drogen a mat deene
Leit, déi Drogen huelen, ëmginn.
Och am Prisong sinn déi Leit, déi
Drogen huelen, fir d’éischt emol
Kranker. Esou wéi mer dat och do-
bausse probéieren ze verstoen,
musse mer och bannen am Pri-
song soen: Déi Leit, déi Drogen
huelen, sinn an éischter Linn Kran-
ker, a wéi gi mer mat deenen ëm?

Dat si keng Krimineller. Wa se kri-
minell sinn, dann duerch déi aner
Condamnatiounen, déi se kritt
hunn, mä net duerch de Fait, dass
se Droge consomméieren. An et
muss een als Gesellschaft a ban-
nen an der Aarbecht am Prisong
duerfir suergen, dass déi Leit, wa
se dann eng Kéier aus dem Pri-
song nees erauskommen, zumin-
dest net méi schlecht dru sinn, wéi
zu deem Moment, wou se an de
Prisong ageliwwert gi sinn. Wa mer
dat scho géife fäerdeg bréngen –
an dat brénge mer am Moment net
fäerdeg –, dann hätte mer schonn
eppes geschafft.

An der Drogeproblematik gëtt et
awer een Element, wat d’Saach net
vereinfacht: Et mécht ee keng Dro-
gentherapie ënner Zwang. Do ass
de Prinzip d’Fräiwëllegkeet. A
wann déi Leit, déi et trëfft, net wëlle
matmaachen, ass et natierlech
ganz schwéier. Dat si fir eis
d’Haaptfroen, ëm déi et geet, wann
een zum Stéchwuert Drogen am
Prisong schwätzt, an net fir d’Opi-
nion publique ze alimentéiere mat
enger Debatt doriwwer, ob et theo-
retesch méiglech wier, fir d’Droge
komplett oder nëmmen hallef
erauszehuelen. Domat, menge mir,
maache mer der Saach am Prisong
kee Gefalen. Et geet jo schluss-
endlech ëm déi Leit, a wat mer
brauchen, ass Sozialaarbecht am
Prisong, dat virun allem an als Al-
leréischt.

Zum Stéchwuert vun de Mineuren
am Prisong: Ech mengen, déi we-
sentlech Fro ass effektiv déi, ob Mi-
neuren iwwerhaapt eppes am Pri-
song verluer hunn. Op anere Pla-
zen an der Welt, wou och d’Mi-
neurë mat kriminelle Volljährege
vermëscht sinn, si se an der Regel
éischter no bei de Fraen, net no bei
de Männer. Elo kéint ee jo soen:
Dann ass dat hei jo praktesch eng
positiv Entwécklung, well do ass et
net grad ganz esou rau wéi um
Stack vun de Männer. Et muss een
awer hannendru soen, dass iwwert
déi lescht Joren e puer Aménage-
menter gemaach gi sinn um Stack
bei de Männer an dass et och
duerfir eigentlech an der aktueller
Situatioun besser wär, wann déi
Mannerjähreg kéinten do bleiwen,
wou se elo sinn. Déi sinn einfach
am Moment do besser équipéiert
an outiléiert.

Et ass also duerfir och eiser Mee-
nung no keng gutt Décisioun, fir se
eriwwerzehuelen, mä am aller-
beschte wier et, wa mer endlech
dat Richtegt géinge maachen,
nämlech déi Mannerjähreg wierk-
lech an eng separat Struktur eriw-
werzehuelen. Och déi Gréng plä-
déieren duerfir, dass een zu Dräi-
bur wierklech eng Structure fermée
mécht, fir Mannerjähreger do ën-
nerzebréngen, getrennt vun den
Erwuessenen.

Mä dat heescht dann awer och,
dass déi aner, déi elo zu Dräibur
sinn, mussen an aner sozial Pro-
grammer, notamment ënnert der
Égide vum Familljeministère, era-
kommen. Dat ass am Moment net
de Fall. Et si vill Jugendlecher,
Mannerjähreger zu Dräibur aus en-
ger Rei vu verschiddene Grënn
nach ëmmer placéiert, an da misst
een awer och do déi Trennung
maachen. Wa mer d’Mineuren – an
duerfir plädéiere mir – eriwwer sol-
len huelen an eng Structure fermée
op Dräibur, mussen awer och déi
aner sozial Programmer Plaz

schafe fir déi aner Mineuren, déi
am Moment zu Dräibur sinn. An dat
ass iwwregens och eng vun de
Konklusioune vun der Commission
spéciale «Jeunesse en détresse»
gewiescht. Et ware ganz wäertvoll
Konklusiounen, déi ni ëmgesat gi
sinn.

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Braz. Leschte Riedner ass den ho-
norabelen Här Henckes. Här
Henckes, Dir hutt d’Wuert.

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, all dräi Joer dis-
kutéiere mer hei an der Chamber
iwwert d’Problemer vum Prisong a
vum Strofvollzuch. Déi lescht De-
batt war de 4. Juni 2002, an all Joer
kënnt de Minister heihinner an hie
seet ons: Elo geschitt eppes. Et
muss ee feststellen, datt an der
Problematik näischt geschitt ass!

Déi grouss Problemer, mat deenen
de Prisong konfrontéiert ass, déi
resultéieren aus der Iwwerbevölke-
rung, aus dem Drogenhandel an
doduerjer, datt verschidde Proble-
mer net ugepaakt ginn. An de
leschten dräi Joer ass d’Zuel vun
de Prisonnéier ëm 70% gestiegen.
Am Ablack leien duebel esou vill
Leit am Prisong, wéi missten nor-
mal virgesi sinn. Wann een dat op
dräi Joer kuckt, woufir et esou an
d’Luucht gaangen ass, da gesäit
een, datt och d’Zuel vun deene
Leit, déi inhaftéiert gi sinn, ganz
staark gestiegen ass um Niveau
vun den Demandeurs d’asile.

Et ass also ganz kloer e Lien zwë-
schent där falscher Asylpolitik, déi
déi viregt Regierung an de leschte
Jore gemaach huet, well se d’Asyl-
prozeduren net gekierzt huet, sou
datt mer doduerjer en Afflux vu Leit
heihinner krut hunn, déi sech herno
am Prisong erëmfannen.

(Interruption)

Dat ass eng Saach, déi absolut
feststeet, a wou d’Donnéeën indé-
niable sinn.

Ech froen och de Minister, datt hien
ons déi Zuele soll bestätegen, datt
zum Beispill an deem Trakt, wou et
elo gebrannt huet, bal exklusiv De-
mandeurs d’asile sinn. Dat ass
wéinstens déi Ausso, déi hie ge-
maach huet, an alleguerten déi
Leit, déi wéinst Droge condam-
néiert gi sinn.

Dat, wat een och muss feststellen,
dat ass, datt déi meescht Leit, déi
an de Prisong kommen, net dro-
géiert sinn, wa se erakommen, mä
deen Ablack, wou een elo d’Zuele
kuckt vun deenen, déi sech dro-
géieren, wa se bis eng Zäitchen
dobanne sinn, dann ass et esou,
datt vun dräi Prisonnéier der zwee
sech drogéieren. D’Zuel vun den
Hépatiten ass dramatesch gestie-
gen, och a Liaisoun mat der Droge-
problematik.

2.000 Euro kascht den Heroin de
Kilo, an dat gëtt au vu et au su de
tout le monde bezuelt iwwert Tële-
fonskaarten am Prisong. Näischt
geschitt! All d’Donnéeën, wéi
d’Drogen erakommen, wou se
stockéiert ginn, alles ass bei der
Regierung bekannt, zënter Joren,
zënter ganz laanger Zäit, an
näischt geschitt! Woufir ass dat?!

Dat ass ganz einfach, well et zur
Politik gehéiert: Drogéierter, déi si
roueg am Prisong, déi randaléieren
net, déi maache kee Feier. An et
ass do, wou ee vun de Problemer
sech stellt, an et ass bedauerlech,
datt hei net reagéiert gëtt. Mir mus-
sen onbedéngt déi Problemer, déi
mer kennen, upaken. Et mussen
endlech Neel mat Käpp gemaach
ginn.

Bien entendu brauche mer och
eng nei Drogepolitik, déi mer hei
an der Chamber ganz oft disku-
téiert hunn an déi mer net solle ver-
giessen. Mä et geet awer och drëm
ze verhënneren, datt d’Leit am Pri-
song sech massiv drogéieren, well
deen Ablack wou se do Droge ge-

holl hunn, da komme se eraus, et
ass kee Suivi social do oder ganz
wéineg, an deen Ablack geet et
nees an ons Beschafungskriminali-
téit eran.

Dat heescht, datt déi Politik, déi
dës Regierung mécht, d’Absence
vun aktiver Politik am Prisong géint
den Drogenhandel, géint den Dro-
gekonsum ee vun de gravë Proble-
mer ass. Do muss ee sech d’Kon-
sequenze bewosst sinn, déi sech à
court terme am Prisong stellen, an
à moyen terme och an der Gesell-
schaft hei zu Lëtzebuerg. 

Verschidde Saachen, déi sinn hei
an der Debatt elo ugeschwat ginn,
dat ass zum Beispill d’Kontroll vun
den Hënn. Wann een dat deen Dag
mécht, wou keen erakënnt, oder
wou just nëmme wéineg Leit era-
kommen, da kann een natierlech
keng Droge fannen. Wann ee se
awer bannent dem Prisong mécht,
a Sonndes, wa Visitë sinn, da
gesäit een, datt héchstwahrschein-
lech an engem Stéck wäerte Leit
opgedeckt ginn, déi do Drogen
erabréngen. 

De Screening fir Drogen ze sichen
am Prisong ass absolut ineffikass.
Woufir? Well dat Personal, wat
sech dorëmmer soll këmmeren, net
déi néideg Formatioun huet. Et ass
bedauerlech, datt hei wéinst enger
falscher Politik näischt gemaach
gëtt. An déi Iwwerbevölkerung, Här
Minister, déi huet och aner Konse-
quenzen, déi mer haut net sollten
diskutéieren, well dat esou an der
Conférence des Présidents zréck-
behale ginn ass.

■ M. le Président.- Här
Henckes, Dir musst zum Schluss
kommen. 

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Jo, ech maachen dat, Här
President. Ech wollt just de leschte
Saz soen. Do sinn de Centre de ré-
tention, d’Bracelets électroniques –
all déi Saachen do diskutéiere mer
elo schonn dräi Joer. Et gëtt Zäit,
datt Der eppes maacht. 

■ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. Dann huet d’Wuert de
Justizminister, den Här Luc Frie-
den. Här Minister, Dir hutt d’Wuert.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, e Prisong gé-
réieren ass näischt Einfaches. Et
ass sécherlech méi einfach ze kriti-
séieren, wéi konkret Propositiounen
ze maachen. Et ass ëmsou méi
schwiereg e Prisong ze géréieren,
wann d’Zuel vun den Détenuë
wiisst. Mir haten haut an deem Mo-
ment, wou mer schwätzen, zu
Schraasseg 661 Persounen, do-
vunner 631 Männer an 30 Fraen. A
Résidenten an Non-Résidenten op-
gedeelt, sinn dat 290 Résidenten
an 212 Non-Résidente vu ganz ville
verschiddenen Nationalitéiten. 

Déi Chiffere muss ee sech e puer-
mol duerch de Kapp goe loossen,
well si si fundamental anescht mat
der Situatioun, déi mer am Prisong
haten, och 1998, wéi ech, wéi den
Här Bettel erënnert huet, ugefaan-
gen hunn als Justizminister. Mir ha-
ten eng Moyenne normalerweis vu
ronn 350, a mir hunn duerch eng
Rei vu Phenomeenen, y compris
där Politik, déi mer gemaach hunn,
haut eng Zuel vu Gefaangenen, déi
bal duebel esou héich ass, wéi dat
nach viru siwen, aacht Joer de Fall
ass. Mat dozou bäigedroen hu
ganz sécher déi staark Renforce-
menter vun der Police a vun der
Justiz an deenen aacht Joer. Et
hunn och Phenomeener vun inter-
nationaler Migratioun mat bäige-
droen. Phenomeener vun enger
Relocalisatioun vu verschiddene
kriminellen Aktivitéiten an eist Land
an an eis Regioun. 

A mir waren der Meenung an där
Regierung virdrun, a mir sinn der
Meenung an dëser Regierung,
datt, wa kriminell Dote geschéien,
d’Police an d’Justiz da mussen ak-
tiv ginn. Dozou gehéiert, ob een
dat wëllt oder net, wann een an där
Linn schafft, och e Prisong an och
d’Aspäre vun deene Leit. Mir ge-
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sinn an där Politik keng Alternativ.
Mir wëllen déi Politik weiderfueren.
Mä selbstverständlech musse mer
eis dann och mat den Insasse vun
deem Prisong beschäftegen, inner-
halb vun deene bestoende Struktu-
ren. Ech kann net, an och d’Regie-
rung kann net, vun haut op muer
nei Strukturen erbäizauberen. 

Jiddfereen, deen heibanne Verant-
wortung huet, kennt d’procédural
Schwieregkeeten, kennt d’Abber-
zuel vun Autorisatiounen, déi mer
brauchen. Duerfir kënne mer déi
Moossnamen, déi mer maachen, fir
de Moment ëmmer nëmmen inner-
halb vun de bestoende Mauere
vum Prisong vu Schraasseg res-
pektiv vun deem oppene Strofvoll-
zuch vu Giwenech, an deene Fäll,
wou dat méiglech ass, organiséie-
ren. 

Elo gëtt hei behaapt, zweemol de
Mëtten, datt an deenen aacht Joer
näischt geschitt wär. Erlaabt mer
nëmmen emol eng Kéier der e puer
opzewäerfen, an et kënnt een
héchstwahrscheinlech eng bis
zwou Stonnen opzielen, wat alles
gemaach ginn ass. 

Erlaabt mer mol fir d’éischt op d’Si-
tuatioun vum Personal anzegoen.
Mir haten 1998 zu Schraasseg 156
Gardienen. Mir hunn der haut 274.
Dat ass eleng d’Personnel de
garde, déi Giichtercher, mol guer
net ze schwätze vun deem anere
Personal, wat selbstverständlech
och an esou enger Struktur eng
ganz grouss Wichtegkeet huet. 

(Interruption)

■ Une voix.- Et waren der am
Krankeschäin.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- 118 zousätzlech Gar-
dienen an aacht Joer. 
Zweetens, hu mer eis bekëmmert
ëm déi Leit, andeem mer wollten
assuréieren, datt méi Course géin-
gen ugebuede ginn, datt eng
sënnvoll Aktivitéit kënnt stattfan-
nen. Duerfir hu mer, Dank och der
gudder Kooperatioun mam Educa-
tiounsministère, zënter dem Joer
2000 Leit kritt, Enseignanten, déi
kënne méi Zorte Coursen am Pri-
song zu Schraasseg organiséie-
ren. 
Drëttens hu mer versicht, de mede-
zineschen Encadrement an deene
Joren ze verbesseren. Well, wann
déi Leit an där Situatioun do sinn,
da kommen eng ganz Rei och ge-
sondheetlech a psychiatresch Pro-
blemer zou. Well mer dat selwer
net professionell genuch konnte
maachen, hu mer vun 2002 u Kon-
ventiounen ofgeschloss, en-
gersäits mam Centre hospitalier, an
anerersäits mam Centre hospitalier
neuropsychiatrique, fir Dokteren,
Psychiateren, Infirmieren zur Verfü-
gung gestallt ze kréien, no Rege-
len, déi mer mat deenen an enger
Konventioun ofgemaach hunn, an
och Apdikteren. 
Doduerch huet sech dat substan-
ziell amélioréiert. Ech sinn och
deene Leit dankbar, déi net ge-
winnt sinn an engem Prisongsenvi-
ronnement ze schaffen, awer regel-
méisseg op Schraasseg kommen
an domadder och d’Zesummelie-
wen zu Schraasseg vill verbesse-
ren. 
Véiertens hu mer an deenen aacht
Joer e Service psychosocial am
Prisong op d’Bee gesat, deen e
bessere sozialen Encadrement vun
de Gefaangene soll maachen. Nie-
went där Aarbecht vum SCAS, déi
zesummeschaffen, déi eng doban-
nen, déi aner fir d’Sortie vun deene
Leit ze preparéieren. 
Drëttens sinn ech permanent duer-
fir besuergt, datt mer d’Formatioun
vum Personal, souwuel déi initial
Formatioun wéi d’Formation conti-
nue, wann déi Leit do schaffen, ze
verbesseren. Nach kierzlech hu
mer nei Formatiounsprogrammer
ugebueden, fir datt déi schwiereg
Aarbecht soll kënnen esou gutt wéi
méiglech gemaach ginn. 
Et ass eng schwiereg Aarbecht.
Dat hu mer gëschter och erëm eng
Kéier gesinn. An duerfir war d’Re-

gierung och der Meenung, an
d’Chamber huet dat ënnerstëtzt,
ouni datt dat heibanne vill Op-
mierksamkeet fonnt huet am Bud-
get vun dësem Joer, datt mer
d’Prime de risque vun deene Leit,
déi do schaffen, vun zéng op 20
Punkte vum 1. Januar un dëst Joer
gehéicht hunn. 

Wann ech soen, net nëmmen
d’Personnel de garde augmen-
téiert, dann hu mer eis och ëm aner
Voletë bekëmmert. Zum Beispill am
Service informatique hu mer vum
Centre informatique de l’État en In-
formatiker kritt, well esou eng riseg
Struktur brauch och eng informa-
tesch Begleedung. Esou kënnt een
d’Zuel vun de Moossname weider-
féieren. 

Mir hunn, an dat ass mer och wich-
teg, an deenen aacht Joer eis
drëm bekëmmert, besonnesch och
nodeem mer eng Rei vu Suicidë
kuerz no der Aliwwerung vu Ge-
faangenen hate viru siwen oder
sechs Joer, den Accueil vun de Pri-
sonéier vun 2001 un anescht orga-
niséiert, fir datt se e bësse besser,
besonnesch an deenen éischte
Wochen vun hirer Gefaangeschaft,
wëssen, wat op se zoukënnt, wat
hir Rechter a Flichte sinn. Datt do-
matter déi Begleedung als positi-
ven Effet hat, datt mer déi drama-
tesch Evénementer, déi mer virun e
puer Joer kannt hunn, datt am
Ufank d’Leit besonnesch Schwie-
regkeeten haten, e bësse besser
an de Grëff kritt hunn. 

Mir hunn eis ëm d’Sécherheets-
moossnamen an deenen aacht
Joer bekëmmert, andeem mer nei
Moossname schonn ageleet hunn,
anerer zum Deel amgaange sinn
ze realiséieren. Duerfir hu mer ën-
ner anerem eis vun externe Bero-
der begleede gelooss, Schwäizer
Spezialisten, déi am Prisongswie-
sen aktiv sinn.

Datt ech net an all Question parle-
mentaire am Detail dat beäntwe-
ren, fannen ech, dat ass meng
Flicht, well wann ee Sécherheets-
froen op der öffentlecher Plaz dé-
voiléiert, dann hu se näischt méi
mat Sécherheet ze doen. Duerfir
wäert ech och an Zukunft zu deene
Froen, aus menger Conceptioun
vun där Aufgab, déi ech an der Re-
gierung hunn, net schwätzen, mä
déi Moossname si gemaach ginn,
respektiv neier ginn nach ge-
maach.

(Interruption)
Mir wollten d’Zuel vun de Schaff-
plazen am Prisong erweideren,
duerfir hu mer weidergeschafft un
deem Projet, dee scho vu mengem
Virgänger an d’Wee geleet ginn
ass, betreffend enger industrieller
Wäscherei, déi am Prisong nei Aar-
bechtsplaze schafe soll. Déi wäert
am Laf vum Joer richteg fonction-
néieren. D’Phase de démarrage,
d’Testphas huet ugefaangen. Ech
mengen, datt dat nei Aktivitéite
bréngt, well et ass effektiv net gutt,
wa Leit laang op enger Plaz sëtzen
a keng Aktivitéit hunn.

Mir hunn och an deene Joren – an
den Här Angel ass dorobber
agaangen – e Projet gemaach fir
déi, déi droguéiert sinn, fir déi och
kënnen am Prisong ze begleeden;
eng Prise en charge vun deenen
ze maachen. Dee Projet leeft zën-
ter dem Joer 2000, mat enger Rei
Uganksschwieregkeeten. Dat ass
e wichtege Projet an un deem hale
mer och fest.

Eleng elo hunn ech Iech zéng
Moossnamen opgezielt, déi we-
sentlech dat schwieregt Ëmfeld
vum Prisong an deene leschte Jore
verbessert hunn. Dat ass net, fir ze
soen, et wär ideal, mä et ass eng
kloer Negatioun vun där Affirma-
tioun, déi esou locker hei gemaach
gëtt, datt näischt gemaach gi wär.
Et ass d’deeglech Suerg vu villen,
déi mat mir schaffen, a vu mir sel-
wer, fir d’Zesummeliewen an deem
Prisong ënner schwieregsten Ëm-
stänn ze realiséieren. An ech wëll
all deenen...

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Dat huet ee virun e puer
Deeg gesinn.

■ M. Xavier Bettel (DP).- All
Respekt.

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- All Respekt.

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

■ M. le Président.- Loosst den
Här Minister seng Ausféierunge
maachen.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Déi do zéng Moossna-
men hu wesentlech dozou bäige-
droen, datt d’Situatioun... Et kann
een och froen, datt d’Diere vum Pri-
song opgemaach ginn. Och
gëschter...

■ M. Xavier Bettel (DP).- Déi
gi jo guer net op, déi sinn dach ëm-
mer futti!

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Jo, ech si frou, datt se
net opginn, Här Bettel. 

■ M. Xavier Bettel (DP).- Jo, a
wa se eng Kéier net zouginn,
dann...

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

■ M. le Président.- Jo, Här
Bettel, wann ech gelift. Wann Der
eng Fro wëllt stellen, da stellt eng
Fro, mä awer net an deem doten
Toun.

(Interruptions diverses)

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Mir maachen déi Politik,
déi sécherstellt, datt d’Gesetzer,
déi vun dësem Haus gestëmmt
ginn, am Strofrecht och respek-
téiert ginn a mir exekutéieren déi
Geriichtsentscheedungen, déi vun
de Strofgeriichter gesprach ginn.
Dat dréit wesentlech dozou bäi,
datt d’Liewensqualitéit hei zu Lët-
zebuerg besser ass wéi an den
Nopeschlänner, datt d’Sécherheet
hei an der Stad an an dësem Land
besser ass wéi a ville Länner an a
ville Stied, déi sech mat eis moos-
sen. An dat huet zur Konsequenz,
datt mer eng staark Populatioun zu
Schraasseg hunn.

(Interruption)
Déi muss ee begleeden. Mir hunn
dat gemaach a mir sinn determi-
néiert, fir op deem Wee weiderze-
fueren a mir loossen eis net doran-
ner bëieren. D’Konsequenz vun en-
ger anerer Politik wär, datt mer
vläicht vill manner Suergen hätten,
vill méi Rou zu Schraasseg, mä vill
méi Onsécherheet dobaussen, an
dat loosse mer net zou.
Dann zu deenen zwee anere Su-
jeten, déi hei évoquéiert gi sinn an
déi ech aus Zäitgrënn dann
nëmme kuerz wëll uschneiden. Dat
ass emol d’Situatioun vun de Mi-
neuren zu Schraasseg, wat eng Si-
tuatioun ass, déi ech ëmmer als
Mënsch an als Justizminister be-
dauert hunn. Ech wëll awer hei
kloerstellen, datt éischtens emol
d’Zuel vun deenen eng ganz limi-
téiert ass. Wann ech haut kucken,
op déi 661 Persounen, déi zu
Schraasseg sinn, sinn der haut 13,
déi an där Kategorie vun de Mineu-
ren ze fanne sinn.
Ech wëll an deem Kontext och
soen, datt déi Leit net do sëtzen op
Grond vun enger Décisioun vun
der Regierung, mä op Grond vun
enger Décisioun vum Jugendge-
riicht. Dat ass wichteg ze preziséie-
ren, och wat d’Situatioun ube-
laangt, a wéi engem Moment déi
Leit kënnen erausgoen. Et hu Leit
mech d’lescht Joer gefrot, ob ech
net kënnt Chrëschtdag oder an där
Zäit e puer vun deene Leit eraus-
loossen. Dat ass keng Entschee-
dung vun der Regierung a keng
Entscheedung vum Justizminister.
Et ass d’Jugendgeriicht, wat déci-
déiert, wéini eng Persoun an déi
Section disciplinaire sëtze kënnt.

Drëttens, ech wëll hei preziséieren,
datt contrairement zu deem, wat
ëmmer erëm behaapt gëtt, d’Dé-
tentioun vu Mineuren, esou traureg
déi och ass, an den internationale
Mënscherechtskonventioune virge-
sinn ass.
Souwuel d’europäesch Mënsche-
rechtskonventioun wéi d’Konven-
tioun iwwert d’Rechter vum Kand
gesinn d’Détentioun fir Mineure vir.
Si gesinn och vir, datt d’Kanner,
d’Mineuren, déi eng Privation de li-
berté subisséieren, solle getrennt
gi vun den Erwuessenen, à moins
datt dat an exceptionnelë Fäll am
Intérêt supérieur vum Mineur wär,
datt hien net getrennt wär. A genau
déi nämlecht Artikelen hu mir 1992
am Jugendschutzgesetz iwwerholl.
Et ass also net esou, datt, wa Mi-
neuren zu Schraasseg sinn an à
condition datt se, esou wäit dat
méiglech ass, getrennt si vun den
Erwuessenen, datt dat contraire
wär zu de Mënscherechter. Déi
ganz Regierung an och ech als
Justizminister sinn attachéiert un
d’Applikatioun vun der Kanner-
rechtskonventioun a mir maachen
alles, fir datt déi Konventioun res-
pektéiert gëtt. Mä mir sinn och ver-
flicht d’Geriichtsdécisiounen ze
exekutéieren.
Mir schaffe weider drun, fir datt
mer deen zënter Joren an der Pla-
nung sech befannende Bau vun
enger geschlossener Unitéit fir dës
Zort vu Jugendlechen zu Dräibur
fäerdeg bréngen. Déi lescht an dës
Regierung hunn alles gemaach, fir
datt dat soll virugoen, mä et sinn
eng ganz Rei prozedural Schwie-
regkeeten ënnerwee opgedaucht,
esou datt mer bis haut net déi defi-
nitiv Genehmegungen hunn.
Och d’Kolleege vun der Regierung,
déi mat mir fir all déi Saachen do
zoustänneg sinn, hunn déi fest De-
terminatioun, datt dee Projet eppes
gi soll. Mir hoffen och, datt mer déi
modifizéiert Pläng esou schnell wéi
méiglech vun där zoustänneger
Gemeng autoriséiert kréien. Dat
ass eng komplizéiert Saach, déi ee
muss am Gespréich mat all deene
Concernéierte maachen. Mir wäre
frou, wann déi Unitéit scho méi
laang géing bestoen. Dat war awer
weder an där viregter Regierung
nach an dëser bis elo méiglech.
D’Regierung bleift awer determi-
néiert, fir se ze bauen.
Mir sinn och zesumme mat deenen
zoustännege Ministèren amgaan-
gen – an dat ass virdrun hei och
gesot ginn – e Service de psychia-
trie fermée zu Ettelbréck an d’Wee
ze leeden, deen dann och a ver-
schiddene Phase mat der Psychia-
trie juvénile zesummeschafft, déi
am Spidol um Kierchbierg opge-
maach ginn ass, wou also dann
och eng zweet Etapp no där Phas
um Kierchbierg ka gemaach ginn.
Dat muss een also als e Ganzt ge-
sinn, wat do geschitt.
Déi Mineuren, déi mer zu Schraas-
seg hu misse verleeën, dat war net,
datt mir dat einfach esou als déi
ideaalste Solutioun fonnt hunn, mä
wann ee muss 670, 700 Leit ze-
summen hébergéieren, dann hu
mer gemengt, datt eng Relocalisa-
tioun op enger anerer Plaz géing
zousätzlech Plaz schafen zu
Schraasseg...

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

■ M. le Président.- Här Minis-
ter, Dir musst zum Schluss kom-
men.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- ...an datt op där Plaz,
wou déi Jugendlech elo sinn, eng
kloer Trennung vun deenen aneren
Erwuessenen, gefaangene Fraen
an dësem Fall, kann esou wäit wéi
méiglech assuréiert ginn.

Här President, ech hunn elo nach
net ze schwätze kritt iwwert de Vo-
let vun den Drogen. Ech realiséie-
ren, datt 15 Minutte keng laang Zäit
ass. Ech hale mech also zur Dispo-
sitioun, entweder hei virum Plenum,
wann Dir dat erlaabt, oder soss an
der Kommissioun, oder ech maa-
chen dat op enger Visite vu

Schraasseg, déi d’Commission ju-
ridique gefrot huet, oder op enger
Pressekonferenz. Ech maachen
dat also esou, wéi d’Chamber dat
gären hätt.
(Brouhaha général)
Ech kann an engem Saz soen, datt,
wéi den Här Braz dat och virdru
gesot huet, et esou ass, datt een
net kann an engem Prisong eng
Absence totale vun Drogen hunn,
wann ee weess, datt all Dag e puer
honnert Leit: Personal, Lieferanten,
Firmen, déi eppes era schaffe
kommen, eran- an erausginn. Mir
maachen e Maximum vu Kontrol-
len, mä ouni eng Kontroll vun de
Persounen, déi et quasi géing mat
sech zéien, datt ee bei deene Per-
sounen de ganze Kierper géing of-
sichen, ass et onméiglech, all Ele-
ment vun Drogen ze fannen, déi
kënnen an de Prisong eragefouert
ginn.
Et ginn zousätzlech Kontrolle ge-
maach; mir hu ganz vill Kontrolle
vun Zellen a leschter Zäit ge-
maach, 501 Zellekontrollen an
deene leschten zwielef Méint. Mir
hunn d’Visiteure kontrolléiert, mä
ech gesinn net, datt mer all Visiteur
sech ausdoe loossen, wann en
erakënnt, an eng Kontroll vun zéng
Minutte maachen.
Mä mir wäerte weider, wéi ech dat
an deene leschte Méint gefrot
hunn, Kontrolle vun den Zelle maa-
chen, vun de Visiteuren, vun deene
Leit, déi e Congé pénal zum Bei-
spill haten, fir do all Kéiers Urintes-
ter ze maachen. Mir hunn zum Bei-
spill eleng am Januar dëst Joer
scho 44 där Tester gemaach, do-
vunner waren der 21 positiv, nom
Retour vun deene Leit aus dem
Congé pénal – fir Iech ze weisen,
datt vill gemaach gëtt, fir Iech ze
weisen, datt all Dag vun deene
Leit, déi do schaffen, eng remar-
quabel Aarbecht gemaach gëtt, a
mir wäerten op deem Wee weider-
goen.
Ech si gär bereet, wéi gesot, op
anerer Plaz der Chamber an der
Öffentlechkeet Detailer iwwer eis
Politik am Kampf géint d’Drogen,
och an der Begleedung vun den
Drogéierten am Prisong, matze-
deelen.
Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Domat ass och dëse
Punkt ofgeschloss. Mir kommen
dann zum zweetleschte Punkt vun
eisem Ordre du jour, d’Aktuali-
téitsstonn, déi ugefrot ginn ass vum
ADR betreffend déi rezent Perqui-
sitioune bei RTL an och d’Presse-
fräiheet. Ageschriwwe sinn: den
Här Mosar, den Här Bettel, den Här
Fayot an den Här Braz. D’Wuert
huet elo den Här Robert Mehlen als
Vertrieder vun der Fraktioun vum
ADR. Här Mehlen!

Exposé

7. Heure d'actualité de-
mandée par le groupe
ADR au sujet de la per-
quisition récente chez
RTL et le respect de la
liberté de la presse
(Exposé – Débat – Motion)

■ M. Robert Mehlen (ADR).-
Merci, Här President. Här Presi-
dent, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Fraktioun vum ADR huet déi
Heure d’actualité hei ugefrot, well
mer der Meenung waren, datt dat,
wat dëser Deeg passéiert ass bei
RTL, e gravë Fait duerstellt, dee
wäert ass, an dëser Enceinte dis-
kutéiert ze ginn, a wou mer och
hoffen, datt Konklusiounen aus
deem Débat gezu ginn.

Déi Perquisitioun, déi den 23. Ja-
nuar bei BCE, Broadcasting Center
Europe, eng honnertprozenteg
Duechter vun RTL, stattfonnt huet,
ass ze gesinn am Kader vum Ge-
setz vum 8. Juni 2004 iwwert
d’Pressefräiheet. Dat Gesetz, bei
deem den Här Mosar Rapporteur
war – an ech hu mer dee ganze
Rapport fir dësen Débat nach eng
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Kéier duerchgekuckt, dee ganz
étofféiert ass, ganz besonnesch
um Punkt vum Quelleschutz –, seet
a sengem Artikel 7 (1) – ech muss
dat alles e bësse kompriméiere
wéinst der Zäit:
Éischtens, datt all Journalist
d’Recht huet, bei Nofuerschungen
ze refuséieren, seng Sourcen inklu-
siv de Contenu präiszeginn.
Zweetens betrëfft dat net nëmmen
de Journalist, mä et ass ganz wäit
gefaasst; et bezitt sech praktesch
op all Persounen, déi berufflech
mat deem Journalist ze dinn haten.
Drëttens gëtt ganz däitlech gesot,
datt an dësem Zesummenhang
Perquisitiounen a Saisië verbuede
sinn.
Dann zum Artikel 8 – an do ass et
jo wierklech wou d’Krux läit, do
sinn d’Ausnahme genannt. D’Aus-
nahmen, déi doran opgezielt sinn,
soen, datt Poursuiten nëmme
kënne gemaach ginn am Kader vu
Verbrieche géint Persounen, bei
Drogenhandel, bei Délits de blan-
chiment, bei Terrorismus oder
Ugrëff op d’Statssécherheet.
Wann dës Perquisitioun, Här Presi-
dent, zum Zil gehat hätt, den oder
dem Bommeleeër op d’Spur ze
kommen, da wär se an der Inter-
pretatioun vum Artikel 8 eigentlech
legal gewiescht, well hei si Per-
soune blesséiert ginn, hei war
d’Tentative fir Persounen ze bles-
séieren, et war eng Persounefal,
wou et hätt kënne wierklech dra-
matesch ausgoe wann een do dra-
gelaf wär, an et sinn och staatlech
Ariichtungen, déi wichteg sinn,
agresséiert an zerstéiert ginn.
Den Här Minister huet awer als Änt-
wert op zwou Question-parlemen-
tairë gesot, datt dat net de Fall wär.
An duerfir situéiert den Débat haut
sech e bësschen anescht. Den Här
Minister seet, ech zitéieren en: „No
den Informatiounen, déi ech vum
Parquet kritt hunn, ware keng Per-
quisitioune bei enger Redaktioun
vun engem Presseorgan. Et hunn
och keng Perquisitioune stattfonnt,
déi Medien oder Journaliste vi-
séiert hunn, oder déi eppes mat
dem Inhalt vun der Bommeleeër-
affär ze doe gehat hätten. D’Per-
quisitioun hat zum Zil, den Auteur
vun enger «fraude informatique»
erauszefannen, dee virun e puer
Wochen an eng E-Mailsleitung
agebrach hat, déi vun der Police
am Kontext vun der Bommeleeër-
affär ageriicht gi war.“
Deemno geet et hei net direkt –
esou liest een dat an esou ass et
och vun all deene gelies ginn, déi
déi Äntwert zur Kenntnis geholl
hunn, – ëm d’Sich vum Bomme-
leeër oder de Bommeleeër, mä hei
geet et just ëm den Hacker. Dat
ass ganz kloer, Här President, net
ofgeséchert duerch d’Gesetz, an et
gëtt net autoriséiert duerch déi
Ausnahmen, déi am Artikel 8 vum
Gesetz virgesi sinn.
Doraus ergëtt sech och ganz kloer,
datt mer hei am Fall si vun enger
Violatioun vum Pressegesetz
duerch d’Organes judiciaires. Esou
gesäit och d’Journalistenassocia-
tioun et hei zu Lëtzebuerg, déi
seet, ech zitéieren: «Cette violation
de la protection des sources jour-
nalistiques est un fait grave qui
risque de nuire sérieusement à la
confiance du citoyen dans la
presse, qui de cette façon ne peut
plus assurer son rôle de chien de
garde de la démocratie, comme le
préconise la Cour européenne des
Droits de l’Homme de Strasbourg.»
D’Europäesch Journalistefedera-
tioun gesäit et och esou. Si soen,
datt et eng «violation flagrante de
la liberté de la presse» wär, wat hei
geschitt ass. Dat ass iwwregens
och d’Konklusioun gewiescht,
hunn ech emol gemengt ze héie-
ren, vum Rapporteur vun deem
Gesetz, dee sech bestëmmt ganz
gutt an där Matière hei auskennt,
vum honorabelen Här Mosar. Och
den Här Charles Ruppert, Presi-
dent vum Conseil de Presse, huet
sech an deem Sënn geäussert.
Här President, wann et dann awer
eventuell – an dee Verdacht gëtt ee
jo iergendwou net ganz lass – mat

dem Hannergedanke geschitt ass,
fir an der Bommeleeëraffär virunze-
kommen – déi Meenung ass an en-
gem Presseorgan geäussert ginn;
et hätt jo kënne sinn, datt de Bom-
meleeër, d’Bommeleeër oder Leit,
déi mat deenen zesummen agéiert
hätten, en Interessi gehat hätten, fir
déi E-Mailsadress do ze knacken,
an datt een iwwert dee Wee hinnen
op d’Spur komm wär –, da muss ee
soen, datt et awer op d’mannst ab-
surd wär.
Well, Här President, ech hu mer déi
lescht Zäit vill Méi gemaach fir déi
ganz Dossieren do ze studéieren:
Et ware jo eng Onmass där Atten-
tater. Do si Panne geschitt, déi ver-
steet kee Mënsch! A Pannen ass
nach dat mannst. Do si manifeste-
ment Ënnerloossunge geschitt, an
dat kënnt jo elo duerch Zeienaus-
soen ëmmer méi zum Ausdrock, a
wa vläicht d’Crédibilitéit vun en-
gem oder deem aneren Zeien a Fro
gestallt gëtt, da muss ech awer
soen, et sinn esou vill Leit, déi dat-
selwecht soen.
Déi soen: Ech hu mech deemools
gemellt. Dat huet zwee Méint ge-
dauert bis datt ech gehéiert si
ginn. Oder: Déi haten iwwerhaapt
keen Interessi drun. Oder: Wéi mer
de Portrait-robot sollten zeechnen,
dunn hu se ëmmer de Contraire
vun deem gemaach wat ech gesot
hunn; wann d’Nues sollt méi
schmuel sinn, dann hu si se méi
breet gezeechent. An esou weider
an esou fort.
Da muss ee soen, dat sinn Ënner-
loossungen an d’Zeie lächerlech
gemaach, da muss ee soen, wann
elo op eng Kéier iwwert dee Wee
do sollt de Bommeleeër fonnt ginn,
da versteet een iergendwou d’Welt
net méi.
Här President, d’Fro gëtt och öf-
fentlech gestallt – an dat war jo och
iergendwou aus dem Engagement
vum Statsminister erauszehéieren
–, ob net iwwert déi ganz Zäit en In-
térêt bestanen hätt, fir datt déi
Saach net sollt opgekläert ginn.
Dat ass eng ganz grave Fro, déi do
opgeworf ginn ass, an eng grave
Ënnerstellung och un d’Justizorga-
ner, mä et muss ee se zur Kenntnis
huelen, well si steet dobaussen am
Raum, a mir sinn déi Lescht, déi se
net däerfen zur Kenntnis huelen.
Et muss ee sech d’Fro stellen, och
an dësem Fall: Woufir ass net emol
iwwerhaapt mat de Journaliste ge-
schwat ginn? Woufir ass zwee
Méint gewaart gi fir eng Internet-
adress oder de Lien zu deem,
deen dat erausfonnt huet, ze fan-
nen?
Ech stellen als Ofschloss vu men-
ger Interventioun hei d’Fro: War net
och nach en anere But mat dëser
Aktioun viséiert, nämlech fir Veron-
sécherung dobaussen ze streeën,
och bei Journalisten, deene mer et
ze verdanken hunn, datt emol erëm
e bësse Liewen an déi Affär do
kënnt an eng minimal Aussiicht be-
steet, datt se opgekläert gëtt? An
ech mengen, mir hunn alleguer en
Interessi drun, datt se opgekläert
gëtt.
Ech erënneren drun, datt d’Regie-
rung deemools en Appel gemaach
huet un d’Populatioun, fir dach
matzeschaffen, datt se sollt op-
gekläert ginn. Ass net hei – wann
dat sech da soll bewahrheiten – als
Nieweneffekt beabsichtegt ge-
wiescht, fir déi Journalisten, déi hir
Aarbecht maachen, ze veronsé-
cheren, fir d’Zeien ze veronséche-
ren?
Da si mer direkt erëm bei deem,
wat d’Cour des Droits de l’Homme
gesot huet, datt eleng doduerch,
datt d’Gefor besteet, datt ka bei
Journalisten enquêtéiert a perqui-
sitionnéiert ginn, de Quelleschutz a
Fro gestallt gëtt, dann och Leit, déi
eppes wëssen, déi eppes un
d’Journaliste weiderginn, veronsé-
chert ginn an dann eventuell déi In-
formatiounen net méi weiderginn.
Ech wëll déi Fro, well dat ganz of-
fen dobaussen debattéiert gëtt,
och hei an de Raum stellen.
Här President, mir wenden eis hei
am Débat un d’Regierung. Ech
weess och, datt et eng Séparation

des pouvoirs gëtt, a mir wëssen
dat alleguer. Mir wëssen awer och,
datt et e Lien gëtt tëschent dem Mi-
nistère, tëschent dem Minister vun
der Justiz an den Organer vum
Parquet. Duerfir hu mir eng Mo-
tioun geschriwwen, déi ech Iech
hei iwwerreechen, wou mer d’Ën-
nerschrëften opgelooss hunn.

Wann déi aner Fraktioune se wëlle
mat ënnerzeechnen, da si mir gär
bereet, datt déi Ënnerschrëften do
drop kommen. Wann net, hunn ech
awer och eng hei, déi vu fënnef
Membere vun eiser Fraktioun ën-
nerschriwwen ass. Déi Motioun
riicht sech un d’Regierung, fir derfir
ze suergen, datt esou Saachen an
Zukunft net méi solle virkommen.

Ech soen Iech Merci.

Motion 1

La Chambre des Députés,
- considérant la perquisition opé-
rée le 23 janvier 2006 par le Par-
quet de Luxembourg dans les lo-
caux de la Société Broadcasting
Center Europe S.A. qui gère les
ressources informatiques de RTL
Group et plus précisément le cour-
rier électronique de RTL Radio Lët-
zebuerg et RTL Télé Luxembourg;
- considérant la réponse du Minis-
tre de la Justice du 24 janvier 2006
aux questions parlementaires 866
et 867 du 24 janvier 2006;
- considérant que suivant cette ré-
ponse, la perquisition opérée le 23
janvier 2006 avait pour seul but de
trouver l’auteur d’une fraude infor-
matique et ne visait ni les médias ni
les journalistes, ni l’affaire du «po-
seur des bombes»;
- considérant les articles 7 et 8 de
la loi du 8 juin 2004 sur la liberté
d’expression dans les médias et
notamment le paragraphe 3 de l’ar-
ticle 7 selon lequel: «Les autorités
de police, de justice ou administra-
tives doivent s’abstenir d’ordonner
ou de prendre des mesures qui au-
raient pour objet ou effet de
contourner ce droit, notamment en
procédant ou en faisant procéder à
des perquisitions ou saisies sur le
lieu de travail»;
- concluant qu’il y a eu violation de
la loi du 8 juin 2004 sur la liberté
d’expression dans les médias;
invite le Gouvernement
- en tant que pouvoir exécutif, à
veiller à ce que la loi de 8 juin 2004
sur la liberté d’expression dans les
médias soit à l’avenir respectée
par les organes de l’État.
(s.) Robert Mehlen, Gast Gibéryen,
Jacques-Yves Henckes, Aly Jaer-
ling, Jean-Pierre Koepp.

■ M. le Président.- Merci, Här
Mehlen. Als nächste Riedner ass
den honorabelen Här Mosar age-
schriwwen. Här Mosar, Dir hutt
d’Wuert.
Débat

■ M. Laurent Mosar (CSV).-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, Perquisitiounen um Sëtz
vun dem BCE hunn d’lescht Woch
fir vill Welle gesuergt, net nëmmen
a Pressekreesser hei zu Lëtze-
buerg, mä och iwwer eis Grenzen
eraus. Och a Politiker- an a Justiz-
kreesser huet dës Noriicht vill
Stëbs opgewierbelt. Mir begréis-
sen duerfir, datt d’Chamber haut
am Kader vun enger Aktualitéitsde-
batt heizou ka Stellung bezéien.
D’Pressefräiheet ass eent vun de
Fundamenter vun enger gutt fonc-
tionnéirender Demokratie, an de
Quelleschutz ass déi wichtegst Ga-
rantie, datt dës Pressefräiheet och
voll zum Droe kënnt. Et ass duerfir
och weider net erstaunlech ge-
wiescht, datt, wéi d’Chamber dat
neit Pressegesetz op den Instanze-
wee bruecht huet, d’Auteure vun
deem Gesetz ëmmer erëm op
d’Wichtegkeet vum Quelleschutz
higewisen hunn, an dee Quelle-
schutz dann och d’Häerzstéck vun
deem neie Pressegesetz ass.

Als Rapporteur vun deem Gesetz
wëll ech dann nach eng Kéier
kuerz déi grouss Prinzipië vun dë-
sem Quelleschutz an Erënnerung
ruffen. Den Artikel 7 vum Gesetz
gesäit vir, datt souwuel d’Journa-
liste wéi d’Éditeuren ënnert de
Quelleschutz falen, awer och all
déi Leit, déi direkt oder indirekt zu
der Kollekt an der Diffusioun vun
enger Informatioun bäidroen. Zu
dëse Leit gehéieren zum Beispill
d’Sekretärin oder den techneschen
Intermédiaire, wéi iwwerhaapt all
Mataarbechter, deen zesumme
mam Journalist oder Éditeur fir
d’Kollekt an d’Diffusioun vun enger
Informatioun suergt.

Et ass duerfir eigentlech och net vu
Bedeitung, ob eng Moossnam vun
der Justiz als Objektiv huet, den In-
formant vun engem Journalist ze
détectéieren, oder dorobber eraus-
ziilt, den Auteur vun enger Infrak-
tioun erauszefannen. A béiden Hy-
potheesen – an dat wëll ech prezi-
séieren – falen de Journalist
souwéi all seng Mataarbechter an
de Champ d’application vum Arti-
kel 7, an domadder ënnert de
Quelleschutz. Eenzeg Ausnahm
ass – an déi ass am Artikel 8 virge-
sinn –, wann de Journalist oder säi
Mataarbechter Auteur oder Kom-
pliz vun enger Infraktioun sinn.

Betoune wëllt ech och nach eng
Kéier, datt laut dem Artikel 8 de
Quelleschutz vun engem Journalist
net kann opposéiert ginn, wann et
ëm schwéierwiegend Kriminalitéit
geet wéi Terrorismus a Wäiss-
wäsche vu Suen. Den Text vum Ge-
setz ass also méi wéi kloer. Wat elo
d’Méiglechkeet vu Perquisitiounen
ubetrëfft, esou erlaben ech mer
nach eng Kéier op den drëtten Ali-
nea vum Artikel 7 hinzeweisen, dee
kloer ënnerseet, iwwert den Ëm-
wee vun enger Perquisitioun un
eng Informatiounsquell vun engem
Journalist erunzekommen.

Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, fir meng Fraktioun a mech
selwer geet et haut an hei net
drëm, d’Aarbechtsmethode vun
engem Untersuchungsriichter oder
vum Parquet ze kommentéieren
oder ze kritiséieren. Ech wëll do-
madder och net méi op den Dos-
sier vun de Perquisitioune bei dem
BCE zréckkommen, och wann – an
dat muss ech agestoen – onofhän-
geg dovun, wéi een déi juristesch
Base vun deene Perquisitioune
wëllt qualifizéieren, dat dach bei
mir en ongutt Gefill wäert hanner-
loossen.

Wat mir a sech vill méi ze denke
gëtt, ass, datt dëst keen isoléierten
Dossier ass, mä mengen Informa-
tiounen no scho méi oft e Journalist
bei en Untersuchungsriichter con-
voquéiert ginn ass, fir Informatiou-
nen zu engem Dossier ze kréien.
Sollt dëst de Fall sinn, muss ee
sech dach gewësse Froen als Poli-
tiker stellen, wat d’praktesch Ëm-
setzung vun eisem Pressegesetz
ugeet, dëst ëmsou méi wéi am Ka-
der vun der Adoptioun vun deem
Pressegesetz de Parquet sech
deemools vehement géint
d’Aschreiwung vun deem aktuelle
Quelleschutz gewiert hat.

Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, mir hunn am Juni 2004 an
dësem Haus e Gesetz gestëmmt,
fir dat mir souwuel national wéi
awer och international vill Luef kritt
hunn an dat allgemeng als eent
vun deenen innovatiivste Presse-
gesetzer net nëmmen op euro-
päeschem, mä souguer um Welt-
plang ugesi gëtt. Mir wëllen, datt
déi grouss Prinzipien, déi an dë-
sem Gesetz verankert sinn – an do-
zou gehéiert nun emol an éischter
Linn de Quelleschutz –, ouni Wann
an Awer respektéiert ginn, dëst am
Geescht an am Sënn vum Artikel
10 vun der Mënscherechtskonven-
tioun, deen an enger ganzer Rei
Uerteeler vun der Cour de justice
vun den Droits de l’Homme vu
Stroossbuerg bestätegt ginn ass.

(Mme Anne Brasseur prend la
Présidence)

Et géif dem Image vun eisem Land
net gutt doen, wa mer eis trotz en-
gem vun deenen innovatiivste

Pressegesetzer als Stat nach eng
Kéier misste virun der Cour zu
Stroossbuerg veräntwerten, wéinst
engem Agrëff an dës Pressefräi-
heet. Duerfir wäert Dir d’CSV-Frak-
tioun a mech selwer ëmmer erëm
fannen, wann et ëm de Respekt
vun dësem Pressegesetz geet. Mir
wäerten och net midd ginn, eis all
Kéiers dann zu Wuert ze mellen,
wa mer d’Gefill hunn, datt géint de
Geescht vun dësem Pressegesetz
an domadder géint d’Pressefräi-
heet verstouss gëtt, egal vu wat fir
enger Säit och dës Ugrëffer ëmmer
kommen.

Madame Presidentin, ouni gutt
fonctionnéirende Quelleschutz gëtt
et keng Pressefräiheet, an ouni
Pressefräiheet gëtt et keng gut
fonctionnéirend Demokratie. Ech
soen Iech Merci.

■ Une voix.- Très bien.

■ Mme le Président.- Den
nächste Riedner ass den honora-
belen Här Bettel. Här Bettel, Dir
hutt d’Wuert.

■ M. Xavier Bettel (DP).-
Merci, Madame Presidentin. Déi
heiten Affär erënnert mech e bës-
sen un eng Affär Roemen-Wolter,
wou och bei engem Journalist Per-
quisitioune gemaach gi sinn a wou
en Arrêt 2003 vun der Cour euro-
péenne des Droits de l’Homme ge-
sot huet, dass déi Ingérance ein-
fach net méiglech wier, an op jidde
Fall bei deem Journalist déi Perqui-
sitioun och net hätt dierfe sinn,
esou wéi se geschitt ass, an och
selbstverständlech net beim Affe-
kot.
Ech mengen, et huet elo kee Wäert
an den Detail vun dëser Perquisi-
tioun anzegoen. Den Här Mosar an
den Här Mehlen hu gesot, wéi dat
gaang ass. Wat awer wichteg ass,
ass ze wëssen, dass dat Ganzt jo
am Fong geholl vun RTL komm
ass. RTL rifft selwer dem Parquet
un, seet dem Parquet: Hei, Här Pro-
cureur, wësst Der, dass Är E-Mail-
Adress…
An et kann ee sech d’Fro stellen,
firwat se eng Hotmail-Adress op-
maachen, wou d’Police an de Stat
awer esou vill Milliounen investéiert
hunn, Madame Presidentin, fir kën-
nen Informatiksserveuren a -ré-
seauen opzebauen, wou awer jidd-
feree weess, dass jiddfereen, deen
anonym bleiwe wëllt oder esou
eppes, eng Hotmail-Adress op-
mécht op Internet, well dat déi ein-
fachst Méiglechkeet ass, fir eng ze
maachen, wou een awer pertinem-
ment weess, dass se einfach ze
knacke sinn.
Dat heescht, RTL rifft dem Parquet
un. Wat ass d’Konklusioun? Zwee
Enquêteure sinn e puer Stonnen
drop bei RTL. Si héieren e Journa-
list a soen: Wou kommen déi Infor-
matiounen hier? A patati, patata!
De Journalist hei seet: Hei, Quel-
leschutz, ech soen näischt.
E puer Wochen drop kommen Offi-
zéier vun der Police judiciaire,
schwätze mat engem Portier a
soen dem Portier, si géife gären
eng Perquisitioun maachen. Si froe
kee Member vun der Direktioun, si
froe kee Redakter, si gi mam Portier
do bei de BCE.
Wat zimlech louche ass, dat ass,
dass souguer de Buedem opge-
maach gëtt, Madame Presidentin!
De Buedem bei RTL, also beim
BCE, mä wat datselwecht ass, gëtt
opgemaach! Et gëtt bei de Kabele
gekuckt! Da ka kee mer awer hei
soen an der Äntwert, déi den Här
Mehlen kritt huet, dass dat näischt
hei mat RTL ze dinn huet! Well et
kuckt ee jo all Informatioun, déi
d’Journalisten iwwer Internet kritt
hunn, mat där Méiglechkeet. Mir
sinn eis awer eens, dass den Arti-
kel 7 de Secret, op jidde Fall de
Quelleschutz muss garantéieren.
Ass et vläicht och d’Méiglechkeet,
well RTL huet jo eng Internet-
adress, déi ass bomm@rtl.lu. Déi
ass jo scho méi sécher wéi hot-
mail.com. Mä rtl.lu, vläicht war et jo
opportun, fir ze wëssen, wat do
deen een oder deen anere vläicht
gesot huet?
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Wat een op jidde Fall feststelle
kann, dat ass, dass hei Violatioun
vum Pressegesetz stattfonnt huet.
Et ass traureg, dass esou Situatiou-
nen hei entstinn.

A fir zur Konklusioun ze kommen,
Madame Presidentin: Ech wier frou
gewiescht, wa virun zwanzeg Joer
déiselwecht Energie vun der Police
benotzt gi wär, fir de Bommeleeër
ze fannen, wéi déi, déi se haut be-
notzt huet, fir een Hacker ze fan-
nen, deen eng E-Mail-Adress ge-
knackt huet, well dann hätte mer
haut déi ganz Diskussioun iwwert
de Bommeleeër net.

■ Une voix.- Très bien.

■ Mme le Président.- Den
nächste Riedner ass den honora-
belen Här Fayot. Här Fayot, Dir hutt
d’Wuert.

■ M. Ben Fayot (LSAP).- Ma-
dame Presidentin, mir hunn ons
den 8. Juni 2004 en neit Gesetz
ginn, wat mat deem schéinen Titel
«Liberté d’expression dans les mé-
dias» iwwerschriwwe gouf. Et ass
elo à l’épreuve vun engem kon-
krete Virfall, deen déi ganz Kom-
plexitéit vun där neier Medieland-
schaft weist.

Ech wëll elo net hei an déi Ver-
schwörungstheorië vum Här Meh-
len eragoen. Ech mengen, dass et
sécher net d’Absicht vun engem
Riichter war, fir d’Pressefräiheet an-
zeschränken oder d’Journalisten
ze gängelen. Mir liewen an engem
Land, wou Pressefräiheet a Mee-
nungsfräiheet bestinn. Mir liewen
och an engem Land, wat d’Regele
vun der Rechtsstatlechkeet res-
pektéiert. Eng Regel dovunner ass
och de Secret de l’instruction an
d’Vertraulechkeet vun de Kommu-
nikatiounen, a wann dogéint ver-
stouss gëtt, da muss dee Ver-
stouss bestrooft ginn.

D’Schwieregkeet an deem Fall hei
ass, dass mer op der Limite vun
deem sinn, wat d’Feld vun deem
engen an deem aneren ofstécht.
Mir wëllen de Quelleschutz vun der
Informatioun héichhalen; dat ass
jo, wéi den Här Mosar elo just ge-
sot huet, eent vun de Fundamenter
vun deem neie Pressegesetz. Hei
handelt et sech jo in specie ëm de
Schutz vum Informant, deen RTL
déi Noriicht viruginn huet, dass en
Hacker an d’E-Mail-Adress vun der
Police agedrongen ass.

Den Artikel 7, Paragraph 3 vum
Pressegesetz seet, dass d’Police,
d’Justiz oder d’Verwaltung keng
Mesuren ordonnéieren däerfen, déi
d’Recht op de Quelleschutz kën-
nen ëmgoen, „contourner“, ëm-
goen. De Quelleschutz ass wesent-
lech fir d’Pressefräiheet. D’Press
kritt d’Informatiounen nëmmen,
wann et dee Quelleschutz gëtt a
wann déi Informante sécher kënne
sinn, dass se net belaangt ginn,
dass also zum Beispill eng E-Mail-
Adress net geknackt ka ginn.

Et kann een och zu deem Fall hei
soen, dass déi Firma BCE, wou
d’Perquisitioun stattfonnt huet, als
Diffuseur ka gëllen a ganz enk mat
RTL zesummeschafft, à tel point
dass déi Leit, déi bei RTL am Ra-
dio a bei der Televisioun schaffen,
als Techniker zum Beispill, vun där
Gesellschaft agestallt a bezuelt
ginn.

Nom Gesetz – an dat ass och
schonn de Mëtteg gesot ginn – ass
dee Quelleschutz awer net absolut,
wann et sech ëm schlëmm Saache
wéi Verbrieche géint Leit, Drogen-
handel, Wäisswäsche vu Suen, Ter-
rorismus oder Vergoe géint d’Stats-
sécherheet handelt. Bei der Bom-
meleeëraffär handelt et sech sé-
cher net ëm eng haut nach akut
Gefor, mä ëm déi noutwendeg En-
treprise, fir eng zwanzeg Joer al
Affär opzeklären. Obschonn et
deemools schlëmm Affäre waren,
och wou Leit blesséiert gi sinn, si
se awer net an d’Kategorie vum
Paragraph 3 ze klasséieren, dat
heescht, déi Ursaachen, déi et géi-
fen erlaben, esou Perquisitiounen
ze maachen, fir de Quelleschutz
opzehiewen.

Mat allem Respekt also fir
d’Onofhängegkeet vun der Justiz
ass meng Partei der Meenung,
dass esou Perquisitioune wéi déi
hei ganz liicht kënnen disproportio-
néiert ginn an och disproportio-
néiert waren. Et bleift, dass mer er-
kenne mussen, dass et haut tech-
nesch Mëttele gëtt, fir all Vertraule-
chkeet ze hannergoen an deene
Medien, déi et gëtt, an deene Mët-
tele vu Kommunikatioun, déi mer
hunn. Dat Hannergoen ass oft kri-
mineller Natur a muss sécher och
verfollegt ginn.

Mir hunn also do engersäits déi
Noutwendegkeet, fir d’Vertraulech-
keet respektéieren ze doen, an
anerersäits d’Noutwendegkeet, fir
de Quelleschutz vun de Journalis-
ten, vun de Medien absolut esou
wäit wéi méiglech ze garantéieren.
Dat ass dee schmuele Pad, Ma-
dame Presidentin, dee mer verfol-
lege mussen, fir d’Rechtsstatlech-
keet, d’Meenungs- an d’Aus-
drocksfräiheet an onsem Land ze
garantéieren.

Merci.

■ Mme le Président.- Den
nächste Riedner ass den Här Braz.
Här Braz, Dir hutt d’Wuert.

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).-
Madame Presidentin, dat, wouriw-
wer mer elo diskutéieren, huet, ech
wëll net soen zwee Voleten, mä
vläicht zwee Niveauen, op deenen
een et diskutéiere kann. Et huet e
juristeschen Niveau. D’Affekote
sinn och mat der Saach befaasst.
Et ass och vun eenzelne Virriedner
mat juristeschen Argumenter pro-
béiert ginn, sech un de Sachver-
halt erunzetaaschten, mä et spiert
ee bei praktesch jiddferengem,
dass iergendwou och de Punkt
kënnt, wou ee sech dann awer
drun erënnert, dass et eppes gëtt
wéi Gewaltentrennung, an dass
dann d’Chamber awer hésitéiert, fir
sech prezis auszedrécken iwwert
déi Affär quant au fond, wéi se pre-
zis och ka mam Numm benannt
ginn.

Dat ass net grondsätzlech falsch,
och eiser Meenung no net. Mir
mengen och, dass dee juriste-
schen Niveau, deen entaméiert
ginn ass och duerch d’Affekote vun
RTL, duerch déi juristesch Beroder
vum BCE, eng Äntwert wäert
kréien, mat där sech da schluss-
endlech déi Leit, déi am Stat dofir
kompetent sinn, och wäerte misse
befaassen. Mir ginn net dovun aus,
dass dat doten einfach elo bei en-
gem Communiqué vu Säite vun
RTL oder vum BCE verbleift.

Et gëtt awer deen zweeten Niveau,
wou mir der Meenung sinn, dass
d’Parlament duerchaus seng Mee-
nung soll soen, nämlech deen Ni-
veau, dass hei iwwert d’Affär eraus
dans le détail och eigentlech déi
éischt konkret Interpretatioun vum
neie Mediëgesetz um Dësch läit,
an dass et déi éischte Kéier ass,
wou et tëschent de Journalisten,
tëschent der Press, an op där ane-
rer Säit dem Parquet zu Reiwungs-
punkte komm ass a wou et drëms
geet, unhand vun dësem Beispill
och e bësse festzeleeën, wat an
Zukunft dann hei zu Lëtzebuerg
d’Interpretatioun vum Gesetz ass.

An do wëlle mir als gréng Fraktioun
och ganz däitlech soen, dass, wat
d’Interpretatioun vum neie Medië-
gesetz um Punkt vum Quelleschutz
ugeet, de Quelleschutz wierklech
eigentlech den A an den O ass vun
der journalistescher Aarbecht, vum
Informanteschutz. Dat ass wierk-
lech de wesentleche Punkt, an do
wou et deen net gëtt, gëtt et och
keng journalistesch Aarbecht, déi
op all de Punkte kann esou ge-
maach ginn, wéi se muss gemaach
ginn, wa se wëllt den Titel vu Jour-
nalismus verdéngen.

Dofir soe mir ganz kloer, dass mir
als gréng Fraktioun grondsätzlech
der Meenung sinn, dass d’Interpre-
tatioun vun deem neie Mediëge-
setz esou soll sinn, dass se am
Zweifelsfall op der Säit vum Quel-
leschutz muss stoen, dass se am
Zweifelsfall op der Säit vun der

Fräiheet vun der Press muss stoen,
an dass et net esou ka sinn, dass
op Cas limite trotzdeem probéiert
gëtt, direkt oder och nëmmen indi-
rekt de Quelleschutz an d’Presse-
fräiheet schlussendlech domadder
a Fro ze stellen.

Mir hunn an der Vergaangenheet
oft genuch, ier mer dat neit Gesetz
haten, Fäll kannt, wou esou huet
missen op journalistescher Säit
geschafft ginn. Mir considéréieren
dat als en Acquis an als e wesent-
leche Fortschrëtt fir eis Demokra-
tie, da mer dat neit Gesetz aus
dem Joer 2004 hunn.

Iwwert dëse konkrete Fall eraus,
wou d’Juriste laang driwwer épilo-
guéiere kënnen, bleift et, dass et
muss kloer si fir d’Zukunft, dass et
muss ëmmer op der sécherer Säit
vun der Diskussioun stattfannen.
An déi sécher Säit, dat ass fir eis
déi, wou d’Pressefräiheet an de
Quelleschutz garantéiert sinn.

Sollt dat net de Fall sinn, sollt et an
Zukunft weider oft Grenzfäll ginn,
wou Interpretatiounsschwiereg-
keete bestinn iwwert d’Portée vun
deene genanntenen Artikelen, no-
tamment d’Artikele 7 an 8 vum Ge-
setz, da wier de Législateur ënner
Ëmstänn nees gefuerdert, fir
duerch eng weider Prezisioun vum
Gesetz kloerzestellen, dass d’Inter-
pretatioun, déi vun alle staatlechen
Autoritéite gemaach gëtt, déi ass,
déi de Législateur am Gesetz och
wollt.

(M. Lucien Weiler reprend la
Présidence)

Natierlech fënnt och dës Diskus-
sioun elo statt op der Affär vum
Bommeleeër. Déi fënnt jo och net
an engem loftleere Raum statt. An
och d’Affär Bommeleeër, déi eis elo
schonn zënter 20 Joer beschäftegt,
ass natierlech e gudde Buedem.
Wann een op där enger Säit gesäit,
wéi dann de Bilan ass vun de Leit,
déi sollten déi Schëlleg erausfan-
nen, an dass déi vläicht d’Tendenz
hunn, e Stéck méi wäit ze goen,
wéi se vläicht sollten, dann huet
dat ebe ganz einfach och domad-
der ze dinn, dass et an der Bom-
meleeër-Affär nach ëmmer kee
Schëllege gëtt, keng Inculpatioune
gëtt, keng Auteure gëtt, wat fir jidd-
fereen am Land inakzeptabel an
onzefridde stellend muss sinn.

A vläicht, well mer eis haut jo och
als Parlament ëmmer nees d’Rich-
tung ginn, d’Richtlinne ginn, dass
mer eis net wëllen a lafend Enquê-
ten amëschen, méi wéi dat wat to-
lerabel an zoulässeg wär, sou ass
et awer esou. An dat ass och an
der Commission juridique schonn
eng Kéier vun engem Vertrieder
vum Parquet gesot ginn: Iergend-
wann eng Kéier kënnt vläicht deen
Dag – a vläicht ass deen net esou
wäit ewech –, dass och de Parquet
muss soen: Mir kapituléieren, mir
kommen net virun, mir mussen ier-
gendwann eng Kéier, wa mer net
virukommen, d’Instruktioun och
clôturéieren.

Deen Dag wäert et och kee Secret
méi gi vun der Instruktioun an der
Affär Bommeleeër, an deen Dag
wäert och d’Politik sech nees mam
Dossier kënne beschäftegen, fräi
beschäftegen, fir erauszefannen,
wou dann d’Schwieregkeeten am
Stat louchen, firwat dass et net
méiglech war, an enger Affär mat
esou vill Faits répréhensibles
erauszefannen, wien déi Persoun
oder déi Persoune waren, déi déi
Akte commettéiert hunn.

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Braz. Domat ass d’Diskussioun of-
geschloss. D’Regierung huet elo
d’Wuert. Fir d’éischt den Här Jus-
tizminister Luc Frieden. Här Minis-
ter Frieden!

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, eng Perquisi-
tioun oder Hausduerchsuchung
gëtt net décidéiert vum Justizmi-
nister oder vun der Regierung, mä
gëtt eleng décidéiert vum Untersu-
chungsriichter. Wann, wéi hei vir-
drun och gesot ginn ass, am Ge-
setz, a spezifesche Konditiounen,
tëschent dem Justizminister an
dem Parquet e Lien virgesinn ass,
esou ass den Untersuchungsriich-
ter en onofhängege Magistrat,
deen a voller Onofhängegkeet,
also ouni Instruktiounen ze kréien,
décidéiert, wat fir eng Moossna-
men hien an engem gewëssene
Moment fir richteg fënnt.

Et ass also e kloren Ënnerscheed
tëschent deenen Aktivitéiten, déi
de Justizminister huet an och ze
veräntwerten huet, an den Aufga-
ben, deene wichtegen Aufgabe
vum Untersuchungsriichter. Eng
Perquisitioun gëtt vun engem Un-
tersuchungsriichter ordonnéiert.

An där Onofhängegkeet, déi den
Untersuchungsriichter charakteri-
séiert, sinn – an dat ass den Objet
vun där Heure d’actualité hei – Per-
quisitioune gemaach ginn. De Par-
quet huet an engem Communiqué
matgedeelt, ähnlech wéi dat, wat
ech der Chamber op Nofro matge-
deelt hunn, datt eng Instruktioun
gemaach ginn ass, eng Perquisi-
tioun ordonnéiert ginn ass bei dräi
Internetserviceprovideren, Broad-
casting Center Europe, Luxem-
bourg Online an der Post, fir eraus-
zefannen, wien eng E-Mailsleitung
vun der Polizei gehackt hat, an déi
Leitung agebrach hat.

De Parquet preziséiert, datt «à au-
cun moment et en aucune manière
cette instruction n’a eu pour objet
d’identifier les sources d’informa-
tion journalistiques». Dat sinn d’In-
formatiounen, déi de Parquet eis
matgedeelt huet. D’Zil war also net,
eng Leitung vun engem Journalist
ze kontrolléieren.

Als Justizminister sinn ech de Ga-
rant vun der Onofhängegkeet vun
der Justiz. Dat ass keng formal
Aufgab. Dat ass eng wichteg Auf-
gab, fir an alle Situatioune sécher-
zestellen, datt d’Justiz, déi e we-
sentleche Pilier vum Rechtsstat
ass, och kann hir Aufgab uerdent-
lech maachen. Der Justiz hir
Onofhängegkeet, déi kann een och
net a Fro stellen, andeem een de
Justizminister freet, ob hie fënnt,
datt dat wat gemaach ginn ass le-
gal war oder net. Ech sinn net de
Riichter vun de Riichteren. Dat gëllt
besonnesch fir de Justizminister,
mä dat gëllt fir d’ganz Regierung.

En Untersuchungsriichter ass
onofhängeg, mä hien ass net irres-
ponsabel. Iwwert dat, wat den Un-
tersuchungsriichter mécht, kann ee
seng Meenung hunn, mä et gëtt
nëmmen een, dee ka soen, ob dat
legal ass oder net, an dat ass
d’Chambre du Conseil vum Tribu-
nal. Dat si Riichteren, déi och
onofhängeg sinn, an déi kucken
d’Legalitéit vun esou enger Mooss-
nam, a géint deenen hir Décisioun
gëtt et erëm eng Kéier eng Rekurs-
méiglechkeet bei der Chambre du
Conseil vun der Cour d’Appel.

Dat heescht, datt wann een d’Le-
galitéit vun esou enger Perquisi-
tioun wëllt iwwerpréiwe loossen,
wat och regelméisseg – och an
aneren Dossieren – geschitt, dann
hunn déi betraffe Persounen
d’Recht, dat bei engem Geriicht
kontrolléieren ze loossen. Eisen In-
formatiounen no ass an dëser Affär
vun där Rekursméiglechkeet net
Gebrauch gemaach ginn, sou datt
d’Chambre du Conseil net kann iw-
wert d’Legalitéit vun dëser Perqui-
sitioun statuéieren.

Ech mengen, et wär wichteg, datt
mer eis ëmmer erëm un déi Grond-
prinzipië vun eisem Rechtsstat ha-
len, un all d’Gesetzer halen, an ech
wäert net zouloossen, datt déi
Funktioun, déi ech an dëser Regie-
rung hunn, kann dozou mëss-
braucht ginn, fir Riichteren ze er-
setzen. Dat heescht, datt et net u
mir ass, fir d’Legalitéit vun deem,

wat déi no beschtem Wëssen a
Gewësse gemaach hunn, ze ju-
géieren – an dat ass eng schwie-
reg Aufgab, déi se maachen, fir déi
ech hinne wëll meng Unerkennung
soen –, an och net un der Regie-
rung.

D’Regierung ass zoustänneg fir
eng Rei Gesetzer, ech sinn
zoustänneg fir datt d’Justiz no
deene Prinzipië fonctionnéiert, op
déi mer stolz sinn an déi mer net
liichtfankeg op d’Spill solle setzen.
Selbstverständlech huet all Ge-
riicht – an dat schreift och de Par-
quet – all déi aner Gesetzer och ze
respektéieren, y compris d’Gesetz
iwwert d’Medien an d’Expres-
siounsfräiheet. Duerfir géing ech,
Här President, och fir den Aspekt
vum Mediëgesetz, wann Der er-
laabt, Här President, dem dele-
géierte Kommunikatiounsminister
fir déi domat zesummenhängend
Froen d’Wuert weiderginn.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister Frieden. Den delegéierte
Kommunikatiounsminister, den Här
Jean-Louis Schiltz, huet d’Wuert.

■ M. Jean-Louis Schiltz, Mi-
nistre délégué aux Communica-
tions.- Här President, Dir Dammen
an Dir Hären, et ass scho vun e
puer vu menge Virriedner op d’Sé-
paration des pouvoirs opmierksam
gemaach ginn. Ech wëll och hei
deemno net déi Evénementer vun
der leschter Woch kommentéieren,
mä hei geet et – wéi aus der De-
mande, déi un d’Regierung geriicht
ginn ass, fir déi Diskussioun hei ze
hunn, – ëm d’Pressegesetz, ëm
d’Prinzipië vum Pressegesetz, an
ech wëll eppes zu deene Prinzipië
soen, well d’Regierung hat dee-
mools, wou se dat Gesetz hei op
den Instanzewee ginn hat, prezis
Virstellungen, déi aus den Travaux
parlementaires ervirginn. D’Regie-
rung huet och haut prezis Virstel-
lungen, déi decke sech iwwregens
mat deene Virstellunge vun dee-
mools. Ech wëll dozou e puer
Wuert soen, d’autant plus datt, wéi
dat Gesetz hei am Juni 2004
gestëmmt ginn ass, schonn dee-
mools décidéiert ginn ass, datt et
2007, no dräi Joer Applikatioun,
erëm géif op de Métier geholl ginn.
Dat heescht, wéi den Här Braz vir-
drun hei gesot huet, datt dat Ge-
setz eigentlech scho praktesch um
Métier ass, well mer 2007 sollen e
Bilan maachen, an dat bréngt
mech dozou, fir d’Prinzipien hei
kuerz ze erläuteren an och fir kuerz
ze soen, wéi sech dat a mengen
Aen op de Fall vun der Fraude in-
formatique applizéiert, ouni awer –
an ech soen et nach eng Kéier –
déi Saache vun der leschter Woch
hei ze kommentéieren.

D’Prinzipië sinn hei schonn énon-
céiert ginn. Ech wëll se kuerz a fën-
nef Punkten awer nach eng Kéier
erënneren:

Éischtens bénéficiéiert de Journa-
list vum Quelleschutz wann en
Zeien ass, net wann en Auteur ass
vun enger Infraktioun.

Zweetens bénéficiéieren net nëm-
men de Journalist vun deem Quel-
leschutz, mä all déi, déi mat em ze-
summeschaffen am Kader vun en-
ger professioneller Relatioun, ob
dat d’Sekretariat ass, ob dat de
Backoffice ass, ob dat d’Intermé-
diaire-techniquë sinn oder ob dat
déi sinn, déi an der Diffusioun
schaffen.

Drëttens, dat Recht dierf net ëm-
gaange ginn, ënner anerem do-
duerch, datt net ka beim Journalist
oder beim Kollaborateur doheem
oder op der Aarbechtsplaz perqui-
sitionnéiert ginn.

Véiertens, dat ass eng Disposi-
tioun, déi hei nach net mention-
néiert ginn ass: Wann duerch eng
legal Saisie Informatiounen iwwert
d’Quellen un den Dag kommen,
dierfen déi net gebraucht ginn. Dat
ass eng zousätzlech Protektioun.

Fënneftens, bei schlëmmen Infrak-
tiounen – dat ass jo gesot ginn –
spillt dee Quelleschutz net.
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Wann een elo kuckt, am Kader vun
deenen Diskussiounen, déi um Ho-
rizont 2007 ustinn, wéi dat sech
verhält par rapport zur Fraude in-
formatique, dann ass et kloer – an
dat ass och schonn hei gesot ginn,
dat ass eng Virremarque, déi ech
maachen –, datt dat keng vun
deene schlëmmen Infraktiounen
ass, déi am Artikel 8 virgesi sinn. 

Ech wëll d’Fro vun der Fraude in-
formatique hei kucken aus der
Perspektiv vum Journalist, well
wann et net drëm geet, fir e Jour-
nalist duerch d’Quell ze identifi-
zéieren, da spillt d’Pressegesetz
net an dann huet och den dele-
géierte Kommunikatiounsminister
hei näischt dozou ze soen. An
anere Wierder: Wa kee Journalist
implizéiert, concernéiert, viséiert
oder betraff ass, da rifft dat kee
Kommentar ervir aus der Warte
vum Pressegesetz. Wann awer e
Journalist concernéiert ass, da
muss een op Basis vun deene Prin-
zipien, déi virdru gesot gi sinn, a
mengen Aen zwee Fäll ënner-
scheeden. A wann ech soen, de
Journalist ass concernéiert, da ruf-
fen ech an Erënnerung, datt ech
virdru gesot hunn, datt och all déi,
déi mam Journalist zesumme-
schaffen, vun deem Quelleschutz
bénéficiéieren. Wa sech also eng
Fro am Kader vum Pressegesetz
stellt, da gëtt et schematesch an a
mengen Ae vun der Theorie aus
gesinn zwee Fäll.

Den éischte Fall ass deen: Wann
de Journalist den Auteur vun der
Infraktioun ass, also net Zeien, da
spillt gemäss Artikel 7 (1) de Quel-
leschutz net.

Wann et awer – an dat ass deen
zweete Fall – drëm géif goen, fir
den Auteur vun enger Fraude infor-
matique erauszefannen, andeems
gekuckt gëtt, wien de Journalist
per Mail informéiert huet iwwert de
Fait vun der Fraude informatique,
da si mer am Quelleschutz, an da
géif esou eng Perquisitioun géint
d’Pressegesetz verstoussen.

Dat ass alles elo e bësse schema-
tesch. Dat ass alles och theore-
tesch an ouni op d’Faiten anze-
goen. Den Auteur kann – an dat
ass de Prinzip – ebe wéinst dem
Quelleschutz vum Journalist net
gesicht ginn, andeems Kontakter
vum Journalist a mam Journalist re-
tracéiert ginn. Dat sinn déi En-
jeuen, déi sech stellen um Horizont
vun der Diskussioun am Kader
vum Pressegesetz. Dat ass och,
schematesch gesinn, dat wat d’In-
tentioun vun der Regierung an
d’Positioun vun der Regierung zu
deem dote prezise Punkt ass.

Nach eng Kéier: Ech kucken d’Fro
aus der Perspektiv vum Journalist
a sengem Kollaborateur. Ech
kucke se net, wa kee Journalist
concernéiert ass. An nach eng
Kéier: Ech kucken och net prezis
dee Fall vun der leschter Woch.

Wann Der mech elo frot – an do
kommen ech zum Ofschloss –, wat
mer da virschwieft an deenen Dis-
kussiounen, déi mer wäerten hunn
iwwert d’Pressegesetz an deenen
nächste Joren, dann ass et esou,
datt de Presserot schonns virun en-
ger Zäit d’Iddi u mech erugedroen
huet, fir eng Dispositioun an d’Ge-
setz anzeschreiwen, déi e bëssen
ähnlech gelagert wär wéi dat wat
beim Affekot ass.

Nämlech den Affekot, dee bénéfi-
ciéiert vum Secret professionnel –
et ass also eng ähnlech Situatioun
–, a wa bei deem perquisitionnéiert
gëtt, ass de Bâtonnier derbäi. 

De Presserot ass u mech eruge-
truede mat der Iddi schonns, fir
esou eng Dispositioun och am neie
Pressegesetz virzegesinn, andeem
de President vum Conseil de
Presse oder de President vun der
Commission des Plaintes dann ebe
bei esou Perquisitiounen derbäi
wär. Et ass eng Iddi, déi mer mus-
sen an deem Kader diskutéieren.
Ech hat awer schonn d’Geleeën-
heet ze soen, datt dat eng Iddi ass,
där ech a priori kann eng gewësse
Sympathie ofgewannen.

Ech soen Iech Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Domat ass och dëse
Punkt vun eisem Ordre du jour eva-
kuéiert. Den Här Bettel freet
d’Wuert nach eng Kéier.

Motion 1

■ M. Xavier Bettel (DP).- Här
President, et ass fir iwwert d’Mo-
tioun vum Här Mehlen ze soen,
dass d’Fraktioun vun der Demokra-
tescher Partei wäert dergéint stëm-
men. Ech mengen, mam Här Frie-
den sinn ech eens, dass eng Sépa-
ration des pouvoirs hei am Land e
grousse Prinzip ass, an et ass net
un der Regierung fir ze soen, wéi
eng Gesetzer d’Riichteren ze res-
pektéieren hunn. Ech mengen,
d’Chambre du Conseil gëtt et um
Tribunal, et gëtt se op der Cour
d’Appel. Et wier net opportun esou
eng Motioun hei ze stëmmen.

■ M. le Président.- Gutt, jo.
Ech wollt just soen, dass mer zur
Ofstëmmung iwwert d’Motioun vum
Här Mehlen kéimen.

(Interruption)

Jo, Här Bettel. Dir waart méi
schnell wéi…

■ M. Xavier Bettel (DP).- Här
President, mir stëmmen awer der-
géint.

■ M. le Président.- Ech men-
gen, dat ass elo evident.

Freet nach soss een d’Wuert zu där
Motioun?

(Négation)

Ech gesinn, dat ass net de Fall.
Kënne mer par main levée ofstëm-
men? De Vote électronique ass ge-
frot.

■ M. Robert Mehlen (ADR).-
Wa mir se hunn, da freet e keen
d’Ënnerschrëft.

■ M. le Président.- Jo. Et ass
esou, den ADR huet hei fir aner
Fraktiounen d’Méiglechkeet opge-
looss, ze ënnerschreiwen. Si hunn
déiselwecht Motioun awer och eng
Kéier ofgi mat fënnef Ënnerschrëfte
vun hirem Grupp, sou dass d’Mo-
tioun recevabel ass. Mir stëmmen
driwwer of.

Vote

D’Motioun vum honorabelen Här
Mehlen ass ofgelehnt mat 55 Nee-
Stëmmen, bei 5 Jo-Stëmmen.

Ont voté oui: MM. Gast Gibéryen
(par M. Robert Mehlen), Jacques-
Yves Henckes, Aly Jaerling, Jean-
Pierre Koepp et Robert Mehlen.

Ont voté non: Mmes Sylvie An-
drich-Duval, Nancy Arendt (par M.
Patrick Santer), M. Lucien Clement,
Mmes Christine Doerner, Marie-Jo-
sée Frank (par M. Marc Spautz),
Marie-Thérèse Gantenbein-Koullen
(par M. Laurent Mosar), MM. Mar-
cel Glesener, Norbert Haupert,
Mme Françoise Hetto-Gaasch,
MM. Ali Kaes, François Maroldt,
Paul-Henri Meyers, Laurent Mosar,
Marcel Oberweis, Patrick Santer,
Marcel Sauber (par M. Lucien
Thiel), Jean-Paul Schaaf (par M.
Marco Schank), Marco Schank,
Marc Spautz, Mme Martine Stein-
Mergen (par M. Marcel Oberweis),
MM. Fred Sunnen, Lucien Thiel, Lu-
cien Weiler et Michel Wolter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry (par
Mme Claudia Dall’Agnol), John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich
(par M. John Castegnaro), Mme
Lydie Err, MM. Ben Fayot, Jean-
Pierre Klein (par M. Marc Angel),
Mme Lydia Mutsch (par M. Ben
Fayot), MM. Roger Negri, Jos
Scheuer (par M. Roger Negri), Ro-
main Schneider (par Mme Lydie
Err), Roland Schreiner et Mme Vera
Spautz;

MM. Xavier Bettel, Niki Bettendorf
(par M. Xavier Bettel), Mme Anne
Brasseur, M. Emile Calmes, Mme
Colette Flesch, MM. Charles Goe-
rens (par M. Emile Calmes), Henri
Grethen, Paul Helminger, Claude
Meisch (par M. Henri Grethen) et
Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter (par M. François Bausch).

Da komme mer zum leschte Punkt
vun eisem Ordre du jour, de Projet
de loi 5354. D’Riedezäit ass nom
Basismodell festgeluecht. Bis elo
sinn ageschriwwen: den Här Bettel,
d’Madame Err an den Här Braz.
D’Wuert huet elo de Rapporteur,
déi honorabel Madame Christine
Doerner. Madame Doerner!

8. 5354 – Projet de loi
portant:
1. introduction notam-
ment de l’instruction
simplifiée du contrôle
judiciaire et réglemen-
tant les nullités de la
procédure d’enquête;
2. modification de diffé-
rents articles du Code
d’instruction criminelle,
et
3. abrogation de diffé-
rentes lois
Rapport de la Commission juri-
dique

■ Mme Christine Doerner
(CSV), rapportrice.- Här President,
Dir Dammen an Dir Hären, et gëtt
keng Strof ouni Uklo. Dat wëllt
soen, e Geriicht kann net vu sech
aus op en einfache Verdacht hin tä-
teg ginn an eng Strof verhänken.
Déi verschidde Phase vun engem
Strofprozess sinn an eisem Code
d’instruction criminelle geregelt. Fir
dass Dir elo meng Juristeprosa
verstitt, wëll ech déi verschidde
Stufe vun engem penale Prozess-
verfahre skizzéieren.

D’Action publique gëtt déclen-
chéiert duerch eng Plainte bei der
Polizei, déi déi éischt Ermëttlungs-
moossname mécht an dann de
Procureur informéiert. Domadder
fänkt d’Phase préliminaire vun en-
gem Strofverfahren un. D’Acteure
sinn de Procureur, dee poursui-
véiert, an de Juge d’instruction,
den Untersuchungsriichter, deen
instruiéiert. Den neie Gesetzespro-
jet gesäit elo punktuell Verbesse-
runge vir an der Phas vun der Infor-
mation an der Instruction pénale.
Déi éischt grouss Innovatioun ass
d’Aféierung vun der Instruction
préliminaire, och nach Mini-Instruk-
tioun genannt.

Ech erënneren dorun, dass d’In-
struction préparatoire déi éischt
Phas vun engem Strofprozess ass.
Eng Zort Avant-procès, dee be-
zweckt, dat, wat wierklech war,
esou wäit opzeklären, dass op dë-
ser Basis eng Uklo kann erhuewe
ginn. Dës Prozedur, déi vum Unter-
suchungsriichter geleet gëtt, ass
bei Verbriechen obligatoresch a
bei Delikter fakultativ. Mä contraire-
ment zum öffentleche Prozess am
Geriichtssall, huet dës Phase pré-
paratoire en inquisitoresche Cha-
rakter. Dat heescht, si ass geheim,
schrëftlech an unilateral. De Minis-
tère public nëmmen eleng kann
dës Instruktioun maachen.

Fir seng Investigatiounen ze maa-
chen, kann en Untersuchungsriich-
ter op e ganzen Arsenal vun
Ermëttlungsmoossname betreffend
Persoune respektiv materiell Ele-
menter zréckgräifen, wéi zum Bei-
spill Zeieverhéierung, eng Perqui-
sitioun, eng Saisie. Mä nëmmen
den Untersuchungsriichter kann
Zwangsermëttlungsmoossnamen
ordonnéieren. De Procureur huet
am Kader vu senger Enquête dës
Befugnisser net, sauf en cas de fla-
grant délit. Wann also de Statsan-
walt am Kader vun enger Enquête
wëllt eng Saisie duerchféieren, wat
e Moyen ass, dee ganz oft gefrot
gëtt, muss en den Untersuchungs-

riichter domadder befaassen, an
dat och an Dossiere mat Bagatelle-
Charakter.

Dat heescht, hei gëtt eng komplex
a schwéierfälleg Prozedur a Bewe-
gung gesat mat all hire Konse-
quenzen, an och déi, dass domad-
der muss de Verdächtegen incul-
péiert ginn.

Mat der Aféierung awer elo vun der
Mini-Instruktioun kann de Procu-
reur d’État an Zukunft eng punk-
tuell bestëmmten Zwangsmooss-
nam beim Untersuchungsriichter
sollicitéieren, ouni dass dee mam
Dossier, mat der Affär en tant que
telle befaasst gëtt.

D’Mini-Instruktioun beschränkt
sech op d’Saisien, d’Perquisitiou-
nen, d’Expertisen an d’Audition
des témoins. Mat e puer Ausnah-
men – wéi alles, wat mat engem
Faux ze dinn huet, – sinn déi
meescht kriminell Strofdoten, och
de Blanchiment an de Finanzement
vun Terrorismus, hei ausgeschloss.

Niewent dëser Mini-Instruktioun
ginn an dësem Projet och nei Re-
kursméiglechkeeten ausgebaut.
Dat wëllt soen, de Procureur, de
Beschëllegten an och de Geschie-
degten hunn hei ganz prezis Dé-
laien, fir d’Legalitéit vun esou en-
ger Mesure ze contestéieren.

Am Interessi vum Prévenu a vum
Inculpé gesäit dëse Projet och eng
zweet Rekursméiglechkeet en nul-
lité vir, an dat entweder an engem
Zäitraum vun zwee Méint no der
Exekutioun vun enger Moossnam
oder vum leschten Instruktiounsakt
un. De Prévenu an den Inculpé
kënnen awer och no hirer Inculpa-
tioun, oder wa si am öffentleche
Geriicht zitéiert sinn, nach ëmmer
dës verschidde Mesuren a Fro stel-
len. Den Inculpé huet fënnef Deeg,
an de Prévenu muss de Problem
vun der Nullitéit in limine litis op-
werfen.

Dës zweet Rekursméiglechkeet
soll déi fair Behandlung vum Be-
schëllegte betounen. Et ass am
Fong eng Waffegläichheet. Do-
madder soll verhënnert ginn, dass
d’Leit a Panik no all Instruktiouns-
mesure eng Nullitéit invoquéieren,
selbstverständlech well se Angscht
hunn, soss wär eng Forclusioun
méiglech.

Déi zweet grouss Innovatioun an
dësem Projet ass d’Aféierung vum
Contrôle judiciaire, eng Alternativ
zu der Détention préventive. Bei
Flucht- oder Kollusiounsgefor
konnt den Untersuchungsriichter
bis elo nëmmen op d’Untersu-
chungshaft zréckgräifen. Dat ass
awer eng extrem Moossnam, déi
géint d’Prinzipië vun der individuel-
ler Libertéit a selbstverständlech
och vun der Présomption d’inno-
cence verstéisst.

Mam Contrôle judiciaire kënnt den
Inculpéierten net an de Prisong an
d’Détention préventive kann ersat
ginn duerch entweder eng regel-
méisseg Meldung bei der Polizei
oder duerch d’Ofgi vu sengem
Pass oder senger Identitéitskaart,
awer och doduerch, dass déi Per-
soun eng therapeutesch Behand-
lung mécht, oder duerch d’Hanner-
leeung vun enger Kautioun. De
Riichter ka sech fir eng oder fir eng
Kombinatioun vun dëse Moossna-
men entscheeden. Alles hänkt
selbstverständlech vum Dossier a
vun der Perséinlechkeet vun der
Persoun of.

De Contrôle judiciaire – wat wierk-
lech eng Revolutioun ass an eisem
Code d’instruction criminelle –
kënnt awer nëmmen a Fro, wann
den Inculpé eng correctionnel Pri-
songsstrof, wou de Maximum min-
destens zwee Joer ass, riskéiert.
Bei, wéi d’Schwäizer soen, Krimi-
naltouristik, dat wëllt soen, wou
den Inculpé Non-résident luxem-
bourgeois ass, sinn d’Konditioune
selbstverständlech méi strikt.

Am Géigendeel zu Frankräich, wou
Lëtzebuerg sech inspiréiert huet,
kann nëmmen den Untersuchungs-
riichter hei zu Lëtzebuerg dee
Contrôle judiciaire ausspriechen,
mat enger Ausnahm, dat ass, dass

de Jugementsriichter d’Liberté pro-
visoire un de Contrôle judiciaire
koppele kann.
Mä och de System vun der Unter-
suchungshaft gëtt an dësem Text
verbessert. Am Prinzip konnt bis
elo en Inculpé nëmme fir ee Mount
an Untersuchungshaft gesat ginn,
a vu Mount zu Mount huet dës Un-
tersuchungshaft dann duerch
d’Chambre du Conseil gegebe-
nenfalls verlängert gi missen. Dëse
System soll elo duerch den neien
Text duerch eng Informatiounspro-
zedur ersat ginn.
De Procureur d’État, zesumme
mam Procureur général d’État, also
déi zwou Autoritéiten zesummen,
sollen elo all zwee Méint iwwert
d’Verlängerung vun der Untersu-
chungshaft vun enger Persoun a
Kenntnis gesat ginn. An et ass um
Procureur général an um Procureur
d’État fir d’Mise en liberté provi-
soire ze froen, wann d’Konditioune
vun der Haft net méi gi wären. Den
Inculpé ka selbstverständlech, wéi
bis elo och ëmmer, zu all Moment
d’Mise en liberté provisoire ufroen.
Heirun ännert sech näischt.
Mä wat sech awer ännert, sinn
d’Rekursméiglechkeete vum Par-
quet, déi vill méi effizient duerch
dësen Text solle ginn. Bis elo ass
den Inculpé direkt op fräie Fouss
gesat ginn, wann d’Chambre du
Conseil dat décidéiert hat, an dat
och wann de Parquet Appel géint
dës Décisioun interjetéiert hat. Dat
bedeit, dass d’Rekursméiglech-
keet vum Parquet bis elo eng reng
theoretesch war, well den Inculpé
an deene meeschte Fäll, wann hie
bis dobaussen ass, einfach ënner-
taucht.
Nom neien Text huet de Parquet en
Délai vu 24 Stonnen, fir an Appel
ze goen, mä während dësem Délai
däerf den Inculpé awer net fräige-
looss ginn; dat wëllt soen, deen
Appel huet en Effet suspensif. An
anere Wierder: Esou laang, wéi net
iwwert den Appel statuéiert ginn
ass, kënnt den Inculpé net fräi an
hie bleift am Prisong. Mä opge-
passt: Dësen Appel muss bannent
zéng Deeg evakuéiert ginn. Wann
net, da gëtt den Inculpé op fräie
Fouss gesat.
Dir Dammen an Dir Hären, de Re-
gime vun den Nullitéite vun den En-
quêten – dat wëllt net soen, vun de
Mesures d’instruction, mä vun den
Enquêtë vum Procureur d’État –
ass bis haut net ausdrécklech an
eisem Code d’instruction criminelle
geregelt. D’Jurisprudenz huet am
Laf vun de Jorzéngte verschidde
Regelen an dësem Beräich opge-
stallt, mä vu dass eise Rechtssys-
tem sech net baséiert op d’Präze-
denzfäll, ass et noutwendeg, dës
Nullitéiten och am Code d’instruc-
tion criminelle ze kodifizéieren. Dat
geschitt hei mat deem neien Text.
Dat wëllt soen: Am Fall vun enger
Irrégularitéit ass de System, a
selbstverständlech och d’Délaien,
genau deen nämlechten, wéi bei
der Instruction simplifiée.
Eng aner Neierung, déi mer an dë-
sem Text fannen, ass déi, dass am
Fall vun enger Saisie vu Konten
oder Titeren elo den Untersu-
chungsriichter d’Schicksal vun
dëse Valeuren, déi heiansdo ganz
bedeitend sinn, der Caisse de
consignation kann uvertrauen. Mat
dësem neien Text ass de Cabinet
d’instruction befreit vun all Respon-
sabilitéit, wat d’Garde, wat d’Kon-
servatioun a selbstverständlech
och d’Gestion valorisante vun esou
Zommen ubetrëfft.
Bis elo konnt d’Police den Inculpé,
wann hien an Untersuchungshaft
souz, no sengem éischten Interro-
gatoire beim Untersuchungsriich-
ter net méi héieren, weder iwwert
d’Faitë vun der Infraktioun nach iw-
wer aner Faiten. Vun elo un awer,
duerch deen neien Text, soll d’Po-
lice d’Méiglechkeet hunn, den In-
culpé ze verhéieren, awer nëmmen
iwwer Faiten, déi näischt mat sen-
ger Inhaftéierung ze dinn hunn.
Selbstverständlech muss d’Polizei
och am Viraus d’Autorisatioun vum
Juge d’instruction froen, an den In-
haftéierten däerf och froen, dass
säin Affekot him assistéiert.
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Eng weider Innovatioun ass déi,
dass d’Zeien zukünfteg op eng
Note zréckgräife kënnen, wa si viru
Geriicht aussoen. De President
muss dat selbstverständlech erla-
ben, an och déi Notiz, op déi sech
d’Zeie baséieren, soll am Prétoire
ausgeluecht ginn, respektiv muss
déi Note matgedeelt ginn. Och
d’Polizeioffizéier, déi ganz oft Joren
no Faitë mussen aussoen, kënne
sech op hire Procès-verbal beruffe
während der Dépositioun. Dës
Moossnam ass ganz wichteg, well
si wäert dozou bäidroen, dass
d’Dépositioune bei Geriicht verein-
facht ginn, virun allem wat déi tech-
nesch Punkte vu Crimen, Déliten
oder Contraventiounen ubetrëfft.

D’Procédure criminelle ass awer
och nach op e puer méi klenge
Punkte verbessert ginn, wéi zum
Beispill um Niveau vun der Ordon-
nance pénale, wou d’Consultatioun
vun der Prozedur vum Dossier elo
duerch d’Verschécke vun de Piè-
cen ersat gëtt. Fir den Detail ver-
weisen ech op de schrëftleche
Rapport.

Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, ech wär frou, wann dësen
Text géif eng grouss Majoritéit
kréien. Et ass e gudden Text, well e
plädéiert fir en effizienten, pragma-
teschen a faire Strofprozess,
gläichméisseg wichteg fir d’Magis-
tratur wéi och fir déi betraffe Per-
sounen. Ech wëll awer och soen, et
ass keng Revolutioun, mä et ass
eng Modernisatioun vun engem
Code d’instruction criminelle, deen
op den Napoléon zréckgeet, dat
wëllt soen op déi éischt Halschent
vum 19. Jorhonnert.

Ech ginn och den Accord vu men-
ger Fraktioun.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Ma-
dame Doerner. Éischte Riedner ass
den Här Bettel. Här Bettel, Dir hutt
d’Wuert.

Discussion générale

■ M. Xavier Bettel (DP).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, fir d’éischt wëll ech der hono-
rabler Madame Doerner Merci soe
fir dee komplette Rapport, dee se
hei presentéiert huet, och fir dee
schrëftleche Rapport, dee ganz
komplett ass.

Ech gi ganz kuerz op déi ver-
schidde Punkten an, fir d’éischt op
d’Nullitéiten. Et ass luewenswäert,
dass den Délai vun den Nullitéiten
op fënnef Deeg eropgeschrauft
ginn ass; virdru waren et dräi
Deeg. Dir musst wëssen, dass et fir
d’Défense heiansdo onméiglech
ass, an dräi Deeg Dossieren ze lie-
sen, déi iwwert dausend Säite
grouss sinn, wann eng Enquête
préalable gemaach ginn ass. Mir
hunn dann awer bannent dräi
Deeg missen, dat heescht en Affe-
kot oder een, deen inculpéiert ginn
ass, huet misse bannent dräi Deeg
eng Requête en nullité virun der
Chambre du Conseil maachen. Déi
Délaië waren ze kuerz, dofir ass
déi Augmentatioun vum Délai vun
dräi op fënnef Deeg ganz, ganz
wichteg.

Ech sinn och doriwwer frou, well
dat eng Propositioun war, déi vun
eiser Partei gemaach ginn ass. Ech
wëll dofir hei och dann der Objekti-
vitéit vun de Membere vun der
Commission juridique Merci soen,
déi eng Suggestioun, déi vun der
Oppositioun komm ass, ugeholl
hunn.

Wat de Contrôle judiciaire ugeet,
do mengen ech, dass dat eng
ganz wichteg Innovatioun ass,
ganz einfach well et dat bis haut
net ginn ass. Et ass op jidde Fall
eng Méiglechkeet, fir aner Struktu-
ren ze hu wéi de Prisong, fir Leit,
wou ee mengt, dass de Prisong net
déi adequat Struktur wier.

Den Appel huet elo en Effet sus-
pensif bei der Chambre du
Conseil. Bon, e muss bannent
zéng Deeg gemaach ginn. Dat ass
emol scho wichteg. Et muss ee

wëssen, dass virdrun en Appel
heiansdo dräi Méint gebraucht
huet, elo net bei enger Libératioun,
mä bis en Appel toiséiert ginn ass
bei der Chambre du Conseil. Dat
war net gutt. Dat heescht, den Dé-
lai ass scho wichteg.

D’Possibilitéit, fir dass d’Zeien oder
d’Police hir PVe virliesen, ass net
super, well d’Oralité des débats,
déi am Droit pénal awer do ass,
ass net méi garantéiert, wa jiddfer-
een elo säin Text virliest, deen e
schonn eng Kéier geschriwwen
huet. Dat ass vläicht net ganz gutt.
Mä bon, et kann een awer och ver-
stoen, dass een net dat Ganzt intus
kann hunn.

Ech wëll hei vun der Geleeënheet
profitéieren, fir dem Här Minister
awer wierklech un d’Häerz ze
leeën, dass en awer insistéiert bei
der Justiz – ouni eng Immissioun
an de Pouvoiren ze hunn –, fir dass
d’Affekoten an de Barreau d’Kopië
vun den Ordonnanze vun der
Chambre du Conseil kréien. Well
d’Affekote kréie keng Kopië vun
der Chambre du Conseil a si wës-
sen net, wéini d’Uerteel gesprach
ginn ass bei Clôture vun Instruk-
tiounen a bei Renvoien. Et wier op-
portun op jidde Fall dat ze kréien,
dass d’Affekote wëssen, wa se
virun der Cour sinn, ob wat se sech
solle baséieren. Et wier eng Oppor-
tunitéit, just eng kleng Note ze
maachen, fir d’Chambre du
Conseil ze froen, déi Kopien ze
maachen. Et ass net d’usage, mä
et wier awer opportun.

No all deene Commentairen, wou
et awer selbstverständlech och e
Progrès ass am Code d’instruction
criminelle, wäert och d’Fraktioun
vun der Demokratescher Partei
deen heiten Text stëmmen.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Bettel. Nächst Riednerin ass d’Ma-
dame Err. Madame Err, Dir hutt
d’Wuert.

■ Mme Lydie Err (LSAP).- Jo,
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, et ass elo bal alles zu dë-
sem Projet gesot wat ze soen ass.
Ech mengen et kann een an dräi
Wierder d’Haaptsaachen nach eng
Kéier résuméieren, dass et eng
gutt Kopie vun engem belsche Ge-
setz ass, wat eise Code d’instruc-
tion criminelle reforméiert, an dass
et et op wichtege Punkte résu-
méiert.

Ech denken, dass et ze begréissen
ass, dass déi Mini-Enquête hei
kënnt, mat Exceptiounen op
schwéiere Fäll, déi et méiglech
mécht, gewëssen Acte-d’instruc-
tionen ze maachen, ouni dass
duerfir eng Instruction en bonne et
due forme vum Ënnersuchungs-
riichter mat all deem Schnick-
schnack muss passéieren, wéi se
bis elo an eisem Code steet.

Et kann een also elo emol kucke
mat enger Perquisitioun oder mat
enger Saisie, ob un engem Fait,
dee signaléiert ginn ass, eppes
drun ass oder net, ouni duerfir dee
ganze Justizapparat mussen a
Wallung ze setzen. Ech denken,
dass dat eng räsonnabel Ge-
schicht ass, déi d’Saachen e wéi-
neg méi schnell weiderbréngt.

De Contrôle judiciaire, deen och
hei vun eiser Rapporterin uge-
schwat ginn ass, ass sécherlech
net nëmmen eng gutt Saach u
sech, mä et ass souzesoen eng
Nécessitéit fir eise Prisong, deen
iwwerleeft, vun onnéidege Préve-
nuen, déi also nach net condam-
néiert sinn, ze befreien, well d’Pro-
portioun vu Prévenuen an eise Pri-
songen ass enorm héich, a wann
ech richteg informéiert sinn, ass et
déi héchst an Europa. Hei ass e
Moyen fir déi Zuelen erofzesetzen,
an och an deem Sënn ass dee
Punkt vum Contrôle judiciaire sé-
cherlech ze begréissen.

De Regime vun den Nullitéiten – an
d’Madame Doerner huet dat gesot
– gëtt verbessert, d’Délaie gi
verlängert, d’Konditiounen, ënnert
deenen déi Nullitéite kënne gefrot

ginn, gi verbessert. D’Délaie gi
verlängert. Aner Leit wéi déi, déi
bis elo dat konnten, kënnen eng
Nullitéit ufroen, esou dass och dat,
mengen ech, eng Verbesserung
ass vun enger Enquête judiciaire,
déi am Sënn vum Justiciabelen ass
an an deem Sënn ze begréissen
ass.

E lescht Wuert wat d’Zeienaussoe
betrëfft. Och dat ass eigentlech elo
scho gesot ginn, ass awer
derwäert, mengen ech, fir ënner-
strach ze ginn. Et ass praktesch
eng Saach vun der Onméiglech-
keet fir als Zeien, ob dat elo als En-
quêteur oder als Zeie vun engem
Accident ass, Joren no de Faiten
auszesoen ouni en Ziedel am
Grapp ze hu fir sech ze erënneren,
wat fir en Dag an der Woch dat war,
wat fir e Joer, etc. Et ass och net
normal, dass Kriminalbeamte
musse Procès-verbalë vu Jorzéng-
ten oder honnerte Säiten auswen-
neg léieren, ier se als Zeien aussoe
kënnen.

Si kënnen also elo no dësem Ge-
setz schrëftlech Notize respektiv
Procès-verbalen am Grapp hunn a
si kënne probéieren da mat dee-
nen Ënnerlagen hir Zeienausso ën-
ner Eed ze maachen. Dat schéngt
eng ganz kleng Saach ze sinn, mä
fir déi Leit, déi concernéiert sinn,
ass dat sécherlech eng ganz
grouss Erliichterung.

Menger Meenung no hëlleft et och
dozou, dréit et och zur Wahrheits-
findung bäi, well wa sechs Leit iw-
wer een eenzegt Accident ouni
Ziedel am Grapp eppes aussoen,
huet ee bis elo op jidde Fall
heiansdo d’Impressioun, si géife vu
verschiddenen Accidenter schwät-
zen. Dat dierft mat där heiter lesch-
ter Bestëmmung an Zukunft net
méi méiglech sinn, an an deem
Sënn sinn och déi kleng Schrëtt,
déi kleng Reformen an dëser Pro-
zedur ze begréissen.

Et komme jo nach anerer no. Hei
ass den éischten Train, deen, wéi
d’Madame Doerner gesot huet,
keng Revolutioun ass. Déi Präten-
tioun, mengen ech, hat och keen
an dëser Saach. Et sinn allerdéngs
nach Saachen um Wee, déi even-
tuell dee revolutionäre Charakter,
deen dësen Text entbehrt, nach
eng Kéier kënnen op d’Tapéit brén-
gen, mä dorop komme mer da
spéider nach eng Kéier zréck.

■ Une voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Ma-
dame Err. Leschte Riedner ass den
Här Félix Braz. Här Braz, Dir hutt
d’Wuert.

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).-
Här President, ech wëll just ganz
kuerz d’Zoustëmmung vun der
grénger Fraktioun zu dësem Ge-
setz bréngen. Et ass wéi gesot
keng Revolutioun, mä et ass eng
op all de Punkte sënnvoll Evolu-
tioun, déi mer haut am Code d’ins-
truction criminelle maachen. Et ass
souguer e bësse schued, dass mer
net all déi Punkten an engem Ge-
setz gläichzäiteg behandelt hunn.
Et hätt ee kënne beispillsweis iw-
wert de Contrôle judiciaire ganz vill
Flottes soen.

Dat considéréiere mir wierklech als
eng ganz positiv an eng grouss
Avancée, dass an Zukunft manner
Leit an dësem Land, ouni condam-
néiert ze sinn, scho mussen am Pri-
song eng Zäit verbréngen. Doriw-
wer soll ee sech freeën, an et hätt
ee wierklech, wann een déi eenzel
Aspekter opgedeelt hätt, dat och
méi valoriséiere kënnen an den De-
batten.

Et ass awer elo anescht décidéiert
ginn, et ass an engem Projet inte-
gréiert ginn. D’Haaptsaach ass,
dass déi Modifikatiounen, déi mer
virhuelen, relativ séier kënnen zu
Lëtzebuerg geltend Recht ginn.
Dat wäert net all Problemer vun der
Procédure pénale léisen – mir hu jo

bei deem Hearing, dee mer viru
kuerzem haten, nach eng ganz
Partie aner Saachen, déi och vu
grousser Bedeitung sinn, notam-
ment vun de Vertrieder vum Bar-
reau, awer net eleng, preziséiert
kritt.

Och doriwwer wäerte mer eis mis-
sen an den nächste Wochen a
Méint Gedanke maachen, Stéch-
wuert beispillsweis vun der Roll
vun der Informatik am Beräich vun
der Justiz am Allgemengen. Och
dat ass eppes wou nach ganz vill
ze maache wär, mä, wéi gesot, dat
kréie mer an den nächste Wochen
a Méint als Geleeënheet. Dofir
brénge mer nach eng Kéier, wéi
gesot, d’Zoustëmmung vun der
grénger Fraktioun zu dësem Ge-
setzestext.

■ M. le Président.- Merci, Här
Braz. D’Wuert huet elo den Här
Justizminister Luc Frieden.

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- Här President, ech
géing fir d’éischt gären der hono-
rabeler Madame Doerner Merci
soe fir déi detailléiert an excellent
Erklärungen, déi mat sech zéien,
datt ech net nach eng Kéier brauch
op de ganze Projet de loi anze-
goen.

Et ass gesot ginn: Dat hei ass keng
Revolutioun. Ech muss Iech soen,
datt et op jidde Fall net mäi Cha-
rakter ass, fir mat Revolutiounen
d’Zukunft vum Land ze preparéie-
ren,…

■ Une voix.- Mir hunn dat och
net gemaach.

(Interruption)

■ M. Luc Frieden, Ministre de
la Justice.- …well ech mengen,
datt ee soll mat positiven Evolutiou-
nen dat verbesseren, wat mer
hunn, an dat ass de Projet wesent-
lech.

Et wär natierlech vill besser ge-
wiescht, Här President, wann dëse
Projet de loi am Ufank vun dësem
Nomëtteg komm wär, well heiriw-
wer hätt ee kënne ganz vill soen –
vill Positives! Mä et ass hei wéi
esou oft och dobaussen: Iwwert
déi Saachen, wou dat eent oder
dat anert zur Kritik kann Ulass
ginn,…

(Interruptions diverses)

…doriwwer kann ee sech Stonnen
ophalen. Dofir wäert ech gespaant
sinn, wéi vill Artikele mer muer am
Detail an der Press iwwert dës sub-
stanziell Verbesserung vum Justiz-
wiese fannen.

Ech mengen et wier derwäert, datt
een op enger anerer Plaz am Detail
eng Kéier géing heiriwwer schwät-
zen, well dat heiten ass eng Ver-
besserung vun der Strofjustiz, déi
och breet Zoustëmmung hei fonnt
huet, woufir ech natierlech dankbar
sinn, an ech mengen, datt vill kleng
Saachen och d’Liewe vun deenen,
déi do schaffen, an deenen, déi oft
ongewollt Client vun där Justiz
ginn, verbesseren. An deem Sënn

sinn ech dankbar fir déi breet
Zoustëmmung vun dësem Projet,
trotz spéider Stonn an trotz wéine-
ger Diskussioun, déi mer deem
wichtege Sujet konnte ginn.

Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Domat ass d’Debatt defi-
nitiv ofgeschloss. Mir kommen zur
Ofstëmmung iwwert de Projet de
loi 5354.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet de loi ass ugeholl mat 59
Jo-Stëmmen, bei kenger Nee-
Stëmm a kenger Abstentioun.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par M. Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Laurent Mosar),
MM. Marcel Glesener, Norbert
Haupert, Mme Françoise Hetto-
Gaasch, MM. Ali Kaes, François
Maroldt, Paul-Henri Meyers, Lau-
rent Mosar, Marcel Oberweis, Pa-
trick Santer, Marcel Sauber (par M.
Lucien Thiel), Jean-Paul Schaaf
(par M. Lucien Clement), Marco
Schank, Marc Spautz, Mme Mar-
tine Stein-Mergen (par M. Marcel
Oberweis), MM. Fred Sunnen, Lu-
cien Thiel, Lucien Weiler et Michel
Wolter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry (par
Mme Claudia Dall’Agnol), John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich
(par M. Roger Negri), Mme Lydie
Err, MM. Ben Fayot, Jean-Pierre
Klein (par M. Ben Fayot), Mme Ly-
dia Mutsch (par M. Marc Angel),
MM. Roger Negri, Jos Scheuer
(par M. John Castegnaro), Romain
Schneider (par Mme Lydie Err) et
Roland Schreiner;

MM. Xavier Bettel, Niki Bettendorf
(par M. Xavier Bettel), Mme Anne
Brasseur, M. Emile Calmes, Mme
Colette Flesch, MM. Charles Goe-
rens (par M. Emile Calmes), Henri
Grethen, Paul Helminger, Claude
Meisch (par M. Henri Grethen) et
Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter (par M. François Bausch);

MM. Gast Gibéryen (par M. Robert
Mehlen), Jacques-Yves Henckes,
Aly Jaerling, Jean-Pierre Koepp et
Robert Mehlen.

Gëtt d’Chamber d’Dispens vum
zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Domat si mer um Enn vun eiser Sit-
zung ukomm. Déi nächst Sitzung
ass muer de Mëtten um hallwer
dräi.

D’Sitzung ass opgehuewen.

(Fin de la séance publique à
18.54 heures)
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■ M. le Président.- Ech maa-
chen d’Sitzung op.

Huet d’Regierung eng Kommunika-
tioun ze maachen?

(Négation)

1. Communications
Ech hu folgend Kommunikatiounen
un d’Chamber ze maachen:

1) La liste des questions au Gou-
vernement ainsi que des réponses
à des questions est déposée sur le
bureau. Les questions et les ré-
ponses sont publiées au compte
rendu.

2) Les projets de loi et de règle-
ment grand-ducal suivants ont été
déposés au Greffe de la Chambre:

1. 5524 – Projet de loi relatif à l’ou-
verture du cadre de la carrière su-
périeure du STATEC

Dépôt: Monsieur Jeannot Krecké,
Ministre de l’Économie et du Com-
merce extérieur, le 21.12.2005

2. 5525 – Projet de règlement
grand-ducal modifiant le règlement
grand-ducal du 21 mai 1999 relatif
aux dénominations textiles

Dépôt: Monsieur Jeannot Krecké,
Ministre de l’Économie et du Com-
merce extérieur, le 23.12.2005

3. 5526 – Projet de règlement
grand-ducal autorisant le Gouver-
nement à mettre en oeuvre des tra-
vaux extraordinaires d’intérêt géné-
ral au cours de l’année 2006

Dépôt: Monsieur François Biltgen,
Ministre du Travail et de l’Emploi, le
02.01.2006

4. 5527 – Projet de loi ayant pour
objet de réglementer la procédure
de saisie immobilière conservatoire
en matière pénale et de modifier
certaines dispositions: – du Code
d’instruction criminelle, – de la loi
modifiée du 25 septembre 1905
sur la transcription des droits réels
immobiliers

Dépôt: Monsieur Luc Frieden, Mi-
nistre de la Justice, le 04.01.2006

5. 5528 – Projet de loi portant ap-
probation – de la Convention pour
la protection des Droits de
l’Homme et de la dignité de l’être
humain à l’égard des applications
de la biologie et de la médecine:
Convention sur les Droits de
l’Homme et la biomédecine, ou-
verte à la signature, à Oviedo, le 4
avril 1997; – du Protocole addition-
nel à la Convention pour la protec-
tion des Droits de l’Homme et de la
dignité de l’être humain à l’égard
des applications de la biologie et
de la médecine, portant interdic-
tion du clonage d’êtres humains,
ouvert à la signature, à Paris, le 12

janvier 1998; – du Protocole addi-
tionnel à la Convention sur les
Droits de l’Homme et la bioméde-
cine relatif à la transplantation d’or-
ganes et de tissus d’origine hu-
maine, ouvert à la signature, à
Strasbourg, le 24 janvier 2002; – du
Protocole additionnel à la Conven-
tion sur les Droits de l’Homme et la
biomédecine relatif à la recherche
biomédicale, ouvert à la signature,
à Strasbourg, le 25 janvier 2005 et
modifiant la loi du 25 novembre
1982 réglant le prélèvement de
substances d’origine humaine

Dépôt: Monsieur Mars Di Bartolo-
meo, Ministre de la Santé, le
09.01.2006

6. 5529 – Projet de loi modifiant

a) la loi modifiée du 10 mai 1995
relative à la gestion de l’infrastruc-
ture ferroviaire;

b) la loi du 28 mars 1997:

1° approuvant le protocole addi-
tionnel du 28 janvier 1997 portant
modification de la Convention
belgo-franco-luxembourgeoise re-
lative à l’exploitation des chemins
de fer du Grand-Duché, signée à
Luxembourg, le 17 avril 1946;

2° approuvant les statuts modifiés
de la Société Nationale des Che-
mins de Fer Luxembourgeois
(CFL);

3° concernant les interventions fi-
nancières et la surveillance de
l’État à l’égard des CFL, et

4° portant modification de la loi du
10 mai 1995 relative à la gestion de
l’infrastructure ferroviaire;

c) la loi du 11 juin 1999 relative à
l’accès à l’infrastructure ferroviaire
et à son utilisation;

d) la loi modifiée du 29 juin 2004
sur les transports publics

Dépôt: Monsieur Lucien Lux, Minis-
tre des Transports, le 13.01.2006

7. 5530 – Projet de loi portant ap-
probation du Protocole, signé à Vil-
nius, le 3 juin 1999, portant modifi-
cation de la Convention relative
aux transports internationaux ferro-
viaires (COTIF), du 9 mai 1980

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn,
Ministre des Affaires étrangères et
de l’Immigration, le 16.01.2006

8. 5531 – Projet de loi portant ap-
probation de l’Accord de partena-
riat et de coopération établissant
un partenariat entre les Commu-
nautés européennes et leurs États
membres, d’une part, et la Répu-
blique du Tadjikistan, d’autre part
et de l’Acte final, signés à Luxem-
bourg, le 11 octobre 2004

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn,
Ministre des Affaires étrangères et
de l’Immigration, le 16.01.2006

9. 5532 – Projet de loi portant ap-
probation de l’Accord de coopéra-
tion entre le Gouvernement du
Grand-Duché de Luxembourg et le
Gouvernement de la République
du Cap-Vert dans les domaines de
l’éducation, de la culture et des
sciences, signé à Praïa, le 20 no-
vembre 1998

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn,
Ministre des Affaires étrangères et
de l’Immigration, le 16.01.2006

10. 5533 – Projet de loi relatif à la
lutte antitabac

Dépôt: Monsieur Mars Di Bartolo-
meo, Ministre de la Santé, le
31.01.2006

11. 5534 – Projet de loi portant
modification de l’arrêté grand-du-
cal modifié du 8 octobre 1945 por-
tant réorganisation du statut de la
Chambre des Artisans

Dépôt: Monsieur Fernand Boden,
Ministre des Classes moyennes,
du Tourisme et du Logement, le
31.01.2006

12. 5535 – Projet de loi portant ap-
probation des amendements au
Statut de la Conférence de La
Haye de droit international privé,
arrêtés par la Vingtième session de
la Conférence, le 30 juin 2005

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn,
Ministre des Affaires étrangères et
de l’Immigration, le 01.02.2006

13. 5536 – Projet de loi portant ap-
probation de la Convention relative
à l’adhésion de la République
tchèque, de la République d’Esto-
nie, de la République de Chypre,
de la République de Lettonie, de la
République de Lituanie, de la Ré-
publique de Hongrie, de la Répu-
blique de Malte, de la République
de Pologne, de la République de
Slovénie et de la République slo-
vaque à la Convention sur la loi ap-
plicable aux obligations contrac-
tuelles, ouverte à la signature, à
Rome, le 19 juin 1980, ainsi qu’aux
Premier et Deuxième Protocoles
concernant son interprétation par
la Cour de justice des Communau-
tés européennes, signée à Luxem-
bourg, le 14 avril 2005

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn,
Ministre des Affaires étrangères et
de l’Immigration, le 01.02.2006

14. 5537 – Projet de loi portant ap-
probation de la Convention interna-
tionale contre le dopage dans le
sport, faite à Paris, le 18 novembre
2005

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn,
Ministre des Affaires étrangères et
de l’Immigration, le 01.02.2006

3) En date du 17 janvier 2006 fut
remise par une série d’associations
la pétition N°269 contre la transpo-
sition de la Directive 98/44/CE, à
savoir: Centrale Paysanne, Fräie
Lëtzebuerger Baureverband,
Bauerenallianz, Lëtzebuerger
Jongbauer a Jongwënzer, Landju-
gend, CONVIS Herdbuch Service
Élevage et Génétique, Veräin fir
biologesch-dynamesch Landwirt-
schaft Lëtzebuerg, Vereenegung fir
biologesche Landbau Lëtzebuerg,
Cercle de Coopération des ONG
de Développement, Action Solida-
rité Tiers Monde, Transfair Minka,
Aide à l’Enfance de l’Inde et
Greenpeace Luxembourg.

4) Par lettre du 16 janvier 2006
Monsieur Niki Bettendorf a informé
le Président de la Chambre qu’il
désire interpeller le Gouvernement
au sujet du phénomène de la
drogue au Luxembourg.

5) Par lettre du 20 janvier 2006
Monsieur Robert Mehlen l’a in-
formé qu’il désire interpeller le
Gouvernement au sujet de sa poli-
tique future dans le secteur agri-
cole luxembourgeois.

6) «Bref, le véritable débat est ce-
lui de savoir avec quels moyens
nous voulons combattre le terro-
risme. Est-il inévitable que pour
cela il faille renoncer aux droits de
l’Homme, renoncer à la dignité de
l’homme, renoncer à la justice, re-
noncer à toutes les garanties que
nous avons construites au cours
de ces dernières décennies?

Est-il acceptable que, pour mettre
en repos notre propre conscience,
on délocalise la torture et ses mé-
thodes dégradantes vers d’autres
pays? Tel devra être le véritable
débat que nous devrons conduire
ces prochains mois. Nous sommes
là au cœur des valeurs du Conseil
de l’Europe.»

Avec ces mots, le rapporteur et un
des initiateurs du débat d’actualité
sur les allégations de détentions
secrètes dans les États membres
du Conseil de l’Europe, M. Dick
Marty, a résumé l’essence dudit
débat, dont la question traitée a été
renvoyée à l’issue du débat pour
rapport à la Commission des ques-
tions juridiques et des droits de
l’Homme.

Ce point fort de la première ses-
sion ordinaire de 2006 de l’Assem-
blée parlementaire du Conseil de
l’Europe, dont le sujet avait déjà fait
l’objet du rapport de M. McNamara

et d’une résolution de l’Assemblée
l’année dernière, mettait en garde
les États membres sur l’utilisation
de leur territoire et leurs infrastruc-
tures aéroportuaires pour des ac-
tions illégales, des extraordinary
rendition et des détentions se-
crètes, a soulevé entre autres les
problèmes des rapports entre gou-
vernements et parlements, du
contrôle et de la surveillance des
services de renseignements et de
la responsabilité des États dans
ces affaires d’extraordinary rendi-
tion.

L’Assemblée parlementaire du
Conseil de l’Europe s’est réunie en
session ordinaire à Strasbourg du
23 au 27 janvier 2006. Y ont parti-
cipé le Président de la délégation,
M. Marcel Glesener, les membres
effectifs, Mme Lydie Err et M.
Charles Goerens, ainsi que les
membres suppléants, MM. Norbert
Haupert, Jean Huss et Mme Anne
Brasseur.

La première séance étant ouverte
par le doyen d’âge de l’Assem-
blée, M. Miguel Barceló Pérez, il
est procédé à la vérification et à la
ratification des pouvoirs des nou-
veaux représentants et suppléants,
à l’exception des pouvoirs de la
délégation de l’Azerbaïdjan qui
sont contestés et soumis à la Com-
mission de suivi pour rapport et à
la Commission du règlement et des
immunités pour avis, après quoi ils
seront ratifiés néanmoins après
discussion lors de la séance de
mercredi après-midi.

Après l’élection de M. René van
der Linden comme Président de
l’Assemblée et l’élection des 19
Vice-Présidents, l’Assemblée ratifie
la nomination des membres des
commissions. Lors de cette ses-
sion, M. Marcel Glesener a été
confirmé dans ses fonctions de
Président de la délégation. Aussi
a-t-il été réélu pour la troisième an-
née consécutive Président de la
Commission des questions so-
ciales, de la santé et de la famille.

Après l’adoption du procès-verbal
de la réunion de la Commission
permanente à Bucarest, le 25 no-
vembre 2005, l’Assemblée a ap-
prouvé le rapport d’activités du Bu-
reau et de la Commission perma-
nente, pour passer ensuite à l’ordre
du jour, dont les points culminants
des huit séances étaient les sui-
vants:

- rapport sur l’observation du réfé-
rendum sur les réformes constitu-
tionnelles en Arménie,

- rapport sur l’observation de
l’élection présidentielle au Ka-
zakhstan,

- dimension parlementaire des Na-
tions Unies, avec l’intervention de
M. Jan Eliasson, Président de la
60e session de l’Assemblée géné-
rale des Nations Unies,

- contribution de l’Europe pour
améliorer la gestion de l’eau,

- mise en œuvre de la Résolution
1415 (2005) sur le respect des
obligations et engagements de la
Géorgie,

- intégration des femmes immi-
grées en Europe,

- les violations des droits de
l’Homme en République tchét-
chène: la responsabilité du Co-
mité des Ministres à l’égard des
préoccupations de l’Assemblée,

- nécessité d’une condamnation in-
ternationale des crimes des ré-
gimes communistes totalitaires,

- politique de retour pour les de-
mandeurs d’asile déboutés aux
Pays-Bas,

- le concept de «nation»,

- transfert d’activités économiques
à l’étranger et développement
économique européen,

- conséquences pour l’Europe de
la résurgence économique de la
Chine,
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Ordre du jour

1. Communications

2. Renouvellement de la nomination du Commissaire aux
Comptes de la Société Nationale de Crédit et d'Investis-
sement

3. Dépôt d’une motion

4. 5325 - Projet de loi portant approbation du Protocole 
N° 12 à la Convention de sauvegarde des Droits de
l'Homme et des Libertés fondamentales, fait à Rome, le 4
novembre 2000

5422 - Projet de loi portant approbation du Protocole 
N° 13 à la Convention de sauvegarde des Droits de
l'Homme et des Libertés fondamentales, relatif à l'aboli-
tion de la peine de mort en toutes circonstances, ouvert à
la signature, à Vilnius, le 3 mai 2002

5423 - Projet de loi portant approbation du Protocole 
N° 14 à la Convention de sauvegarde des Droits de
l'Homme et des Libertés fondamentales, amendant le
système de contrôle de la Convention, ouvert à la signa-
ture, à Strasbourg, le 13 mai 2004

(Rapport de la Commission des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense, de la Coopération et de
l'Immigration - Discussion générale - Votes et dispenses
du second vote constitutionnel - Résolution)

5. 5463 - Projet de loi portant approbation du Traité entre le
Royaume de Belgique, la République fédérale d'Alle-
magne, le Royaume d'Espagne, la République française
et le Grand-Duché de Luxembourg relatif au Corps eu-
ropéen et au statut de son Quartier général, ainsi que de
l'Acte final de signature, faits à Bruxelles, le 22 novembre
2004

(Rapport de la Commission des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense, de la Coopération et de
l'Immigration - Discussion générale - Votes et dispenses
du second vote constitutionnel)

6. 5505 - Projet de loi portant approbation de la Convention
sur la prévention et la répression des infractions contre
les personnes jouissant d'une protection internationale, y
compris les agents diplomatiques, adoptée à New York,
le 14 décembre 1973

(Rapport de la Commission des Affaires étrangères et
européennes, de la Défense, de la Coopération et de
l'Immigration - Discussion générale - Vote et dispense du
second vote constitutionnel)

7. Motion de Monsieur Lucien Clement relative à la réalisa-
tion du Centre de Conférences à Luxembourg-Kirchberg

(Débat - Vote)

Au banc du Gouvernement se trouvent: M. Jean Asselborn,
Vice-Premier Ministre; M. Claude Wiseler, Ministre; M. Nicolas
Schmit, Ministre délégué.

(Début de la séance publique à 14.32 heures)
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- projet de protocole sur la préven-
tion des cas d’apatridie en rela-
tion avec la succession d’États.

En dehors de la communication de
M. Mihai-Rǎzvan Ungureanu, Mi-
nistre des Affaires étrangères de la
Roumanie et Président du Comité
des Ministres, l’Assemblée a
écouté:

- l’intervention de M. Bruno Haller,
Secrétaire général de l’Assem-
blée parlementaire du Conseil de
l’Europe, à l’occasion de son dé-
part à la retraite le 1er février 2006,

- la communication de M. Terry Da-
vis, Secrétaire Général du
Conseil de l’Europe, sur l’état du
Conseil de l’Europe,

- le discours de M. Sergueï Stani-
chev, Premier Ministre de la Bul-
garie,

- le discours de M. Traian Bǎsescu,
Président de la Roumanie et

- l’allocution de M. Enrique Jack-
son Ramírez, Président du Sénat
du Mexique.

Une discussion selon la procédure
d’urgence sur la situation au Bela-
rus à la veille de l’élection prési-
dentielle a eu lieu au cours de cette
première session de 2006.

On peut souligner encore que deux
de nos délégués ont pris la parole
lors des débats, à savoir Mme Ly-
die Err relative au point de la di-
mension parlementaire des Na-
tions Unies et M. Norbert Haupert
au sujet des conséquences pour
l’Europe de la résurgence écono-
mique de la Chine.

L’Assemblée a adopté un avis,
cinq recommandations et dix réso-
lutions en rapport avec les sujets à
l’ordre du jour.

Il reste à signaler que dans le
cadre de cette session notre repré-
sentant permanent auprès du
Conseil de l’Europe, S. E. Monsieur
Ronald Mayer, a remis les insignes
de commandeur de l’ordre de mé-
rite à M. Bruno Haller, Secrétaire
général de l’Assemblée parlemen-
taire du Conseil de l’Europe.

7) Par lettre du 18 janvier 2006 le
Secrétaire général du Parlement
européen a fait parvenir à la
Chambre le texte des documents
adoptés par le Parlement européen
au cours de sa période de session
du 30 novembre au 1er décembre
2005:

- position sur la proposition de dé-
cision du Conseil concernant la
conclusion d’un protocole addition-
nel à l’Accord sur le commerce, le
développement et la coopération
entre la Communauté européenne
et ses États membres, d’une part,
et la République d’Afrique du Sud,
d’autre part, pour tenir compte de
l’adhésion à l’Union européenne de
la République tchèque, de la
République d’Estonie, de la Répu-
blique de Chypre, de la Répu-
blique de Lettonie, de la Répu-
blique de Lituanie, de la Répu-
blique de Hongrie, de la Répu-
blique de Malte, de la République
de Pologne, de la République de
Slovénie et de la République slo-
vaque,

- résolution sur la préparation de la
sixième conférence ministérielle de
l’Organisation mondiale du com-
merce à Hong Kong,

- résolution sur le développement
et le sport,

- résolution sur la réglementation et
les marchés des communications
électroniques en Europe 2004.

2. Renouvellement de la
nomination du Commis-
saire aux Comptes de la
Société Nationale de
Crédit et d’Investisse-
ment
Op Ufro vun der Société Nationale
de Crédit et d’Investissement an
opgrond vum Artikel 140 vum
Chamberreglement proposéiert
d’Presidentekonferenz, d’Mandat
vum Commissaire aux Comptes

vun der SNCI, dem Här Raymond
Schadeck, ëm dräi Joer ze verlän-
geren.

Ass d’Chamber domat averstanen?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Den Här Adam huet gefrot fir
d’Wuert ze kréien. Här Adam!

3. Dépôt d’une motion

■ M. Claude Adam (DÉI
GRÉNG).- Här President, am
Numm vun der grénger Fraktioun
wëll ech eng Motioun hei dépo-
séieren, wou mer eis géinge
freeën, wann déi an den nächste
Wochen eng Kéier op den Ordre
du jour géing kommen.

An der Motioun – ech liese se elo
net ganz vir – geet et am Fong ge-
holl prinzipiell dorëm, datt mir als
gréng Fraktioun froen, datt déi
zwou Facultéiten «Sciences et
Lettres» um Site vun der Friche
Belval-Ouest implantéiert ginn, datt
mer awer och froen, datt d’Facultéit
vun «Droit, des Finances et de
l’Économie» an der Stad Lëtze-
buerg soll bleiwen, an datt d’Kom-
missioun an d’Chamber sollen in-
forméiert ginn, wéi d’Regierung do
wëllt weidergoen, an datt mer déi
Décisioun dann hei kënnen debat-
téieren.

Motion 1

La Chambre des Députés,

- considérant que le développe-
ment de l’Université du Luxem-
bourg constitue à juste titre une
priorité du Gouvernement;

- considérant que le Conseil de
Gouvernement a pris en sa séance
du 23 décembre une décision
concernant l’implantation des diffé-
rentes facultés;

- considérant que le Gouverne-
ment a pris sa décision sur base
du rapport élaboré par le groupe
de travail «site unique Ville de
Luxembourg» mis en place et
constitué par le recteur de l’Univer-
sité du Luxembourg et des repré-
sentants des Ministères concer-
nés;

- considérant que le Gouverne-
ment a décidé d’implanter les fa-
cultés des sciences et des lettres
sur le site Belval/Ouest – site dé-
claré «site à vocation unique»;

- considérant que le Gouverne-
ment propose le déplacement de
la faculté de droit de son site actuel
Limpertsberg après 2009;

- considérant que le Gouverne-
ment n’a qu’en partie suivi les
conclusions du groupe de travail
sans fournir les explications dé-
taillées de son choix;

- considérant que si la décision
d’implanter les facultés des
sciences et des lettres sur le site
de la friche Belval/Ouest est à sa-
luer, car suffisamment étayée par
le rapport du groupe de travail, il
n’en est pas moins vrai que la pos-
sibilité d’un déplacement de la fa-
culté de droit n’est ni conforme aux
conclusions du groupe de travail ni
justifiée par le Gouvernement;

- considérant que le Gouverne-
ment n’a pas associé la Chambre
des Députés à sa décision du 23
décembre 2005;

invite le Gouvernement

- à poursuivre l’implantation des fa-
cultés des sciences et des lettres
sur le site de la friche Belval/Ouest;

- à reconsidérer sa décision sur la
délocalisation de la faculté de
droit, des finances et de l’écono-
mie;

- à justifier sa décision devant la
commission compétente de la
Chambre des Députés.

(s.) Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox, Viviane Lo-
schetter.

■ M. le Président.- Merci, Här
Adam. Mir huelen déi Motioun mat

an d’Presidentekonferenz a kucken
dann, décidéiere gemeinsam,
wéini dass mer se op den Ordre du
jour setzen.

■ Une voix.- Den Här Braz huet
ënnerschriwwen.

■ M. le Président.- Mir kom-
men dann zum éischte Punkt vun
eisem Ordre du jour vun haut. Dat
ass d’Diskussioun vun de Projets
de loi 5325, 5422 a 5423, dräi Zou-
sazprotokoller zu der Mënsche-
rechtskonventioun. Déi dräi Projete
ginn an enger Diskussioun behan-
delt. D’Riedezäit ass nom Modell 2
festgeluecht. Et si bis elo age-
schriwwen: den Här Glesener, den
Här Goerens an den Här Huss.

D’Wuert huet elo d’Madame Rap-
portrice vun deenen dräi Projets de
loi, déi honorabel Madame Lydie
Err. Madame Err!

4. 5325 – Projet de loi
portant approbation du
Protocole N° 12 à la
Convention de sauve-
garde des Droits de
l’Homme et des Liber-
tés fondamentales, fait
à Rome, le 4 novembre
2000
5422 – Projet de loi por-
tant approbation du
Protocole N° 13 à la
Convention de sauve-
garde des Droits de
l’Homme et des Liber-
tés fondamentales, re-
latif à l’abolition de la
peine de mort en toutes
circonstances, ouvert à
la signature, à Vilnius,
le 3 mai 2002
5423 – Projet de loi por-
tant approbation du
Protocole N° 14 à la
Convention de sauve-
garde des Droits de
l’Homme et des Liber-
tés fondamentales,
amendant le système
de contrôle de la
Convention, ouvert à la
signature, à Stras-
bourg, le 13 mai 2004
Rapport de la Commission des
Affaires étrangères et europé-
ennes, de la Défense, de la Co-
opération et de l’Immigration

Projet de loi 5325

Mme Lydie Err (LSAP) rappor-
teuse.- Merci. Här President, Här
Minister, Dir Dammen an Dir Hären,
wann ech richteg gezielt hunn,
huet Äre Rapport ganzer 38 Se-
konne gedauert, Här President, iw-
wert déi Sëtzungswoch, déi
d’lescht Woch zu Stroossbuerg vun
der Assemblée parlementaire vum
Conseil de l’Europe stattfonnt huet.
Ech wëll Iech domadder kenges-
weegs ze no trieden. Ech wëll do-
madder am Fong just ënnersträi-
chen an ënnermaueren, dass
d’Lëtzebuerger Parlament an
d’Parlamenter en général – mä be-
sonnesch eist – de Conseil de l’Eu-
rope largement ënnerschätzen. An
ech hoffen, dass déi Opfaassung
gedeelt gëtt, wann ech Iech zum
Schluss vu menger Interventioun
iwwert déi Protokollen, ëm déi et
haut geet, e wéineg d’Variatioun
weise vun deenen Themen, déi
d’lescht Woch zu Stroossbuerg
diskutéiert gi sinn.

Virop awer wëll ech probéieren e
bësse kloer ze maachen, dass de
Conseil de l’Europe net datsel-
wecht ass wéi de Conseil euro-
péen, well am normale Sproochge-
brauch, a leider och hei am Haus,
ëmmer nach verschidden Organer

vu verschiddenen europäeschen
Organisatioune matenee verwies-
selt ginn. Ech denken, dës Debatt
ka vläicht och dozou benotzt ginn,
fir eng ganz kuerz Begrëffserklä-
rung ze maachen.

De Conseil de l’Europe, vun deem
senge Protokoller mer haut schwät-
zen, ass eng international Organi-
satioun, déi hire Sëtz zu Strooss-
buerg huet, déi 46 Memberen zielt,
dat heescht d’EU + 21, an net mam
Conseil européen ze verwiesselen
ass, well de Conseil européen, dee
regelméisseg Versammlungen
zweemol am Joer vun de Stats- a
Regierungschefen zu Bréissel
huet, spillt sech net am Kader vum
Conseil de l’Europe of, mä vun der
Unioun. D’Assemblée parlemen-
taire ass souzesoen d’Parlament
vum Conseil de l’Europe a be-
steet…

■ M. le Président.- Pardon,
Madame Err, d’Madame Brasseur
freet d’Wuert.

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Souwuel den Här Grethen wéi och
den Här Ausseminister hu gewisen,
dass de Conseil européen véiermol
d’Joer zesummekënnt, net zwee-
mol.

■ Mme Lydie Err (LSAP), rap-
porteuse.- Véiermol d’Joer zesum-
men… Ech sinn also net um
leschte Stand vun de Saachen.
Ech hat och ni d’Éier, selwer derbäi
ze sinn. Mä mir huelen déi Korrek-
tur natierlech an den Text hei op.

D’Assemblée parlementaire ass
souzesoen d’Parlament vum
Conseil de l’Europe a besteet aus
630 Parlamentarier, déi vun den
nationale Parlamenter delegéiert
ginn. Dovunner ass d’Halschecht
effektiv Memberen an d’Hal-
schecht Suppléanten. Contraire-
ment zu de Membere vum Europa-
parlament sinn also keng direkt
Wahle fir dës Delegatiounen, mä et
sinn national Parlamentarier, déi
delegéiert ginn. D’Europaparla-
ment huet säi Sëtz och zu Strooss-
buerg. Och dat dréit sécherlech
heiansdo zur Konfusioun bäi, dass
d’Parlament vun der EU praktesch
duebel esou vill Deputéierten am
Europaparlament huet, wéi d’As-
semblée parlementaire vum
Conseil de l’Europe.

Da gëtt et och nach d’Commission
européenne des Droits de
l’Homme. Dës Kommissioun gëtt et
Gott sei Dank, zënter dass et eng
Cour permanente zu Stroossbuerg
gëtt, net méi, sou dass am Fong ee
Sujet de confusion an dësem
ganze Wirrwarr schonn aus der
Welt geschaaft ass. D’Commission
européenne ass d’exekutiivt Organ
vun der EU, där hire Sëtz zu Bréis-
sel ass. Gott sei Dank dréit dat
vläicht zum Klärungsbedarf bäi.

Dann hu mer nach zwou internatio-
nal europäesch Geriichtsbarkee-
ten. D’Cour européenne des Droits
de l’Homme, mat Sëtz zu Strooss-
buerg, dat ass d’Cour vum Conseil
de l’Europe. Ech mengen, dass dat
dat Organ ass, vun deem een
d’Wichtegkeet net genuch kann
ënnersträichen, well et obligato-
resch Décisioune fir d’Staten hëlt
an zu munneche Rebuten um na-
tionale Plang duerch seng Juris-
prudenz scho bäigedroen huet.

En opposé hu mer d’Cour de Jus-
tice des Communautés europé-
ennes mat Sëtz zu Lëtzebuerg. Déi
garantéiert de Respekt vum EU-
Recht. Mir hunn dann och nach –
an dat ass, mengen ech, d’Kär-
stéck vum Europarot – d’Conven-
tion européenne des Droits de
l’Homme. Zu dëser Konventioun hu
mer haut dräi Protokoller virleien,
ëm déi mer sollen herno e Vote
huelen.

Iwwert d’Geschicht vum Conseil de
l’Europe wier villes ze soen, ausser
dat Essenziellt, wat ech Iech hei
net wëll virenthalen. Dat ass, dass
en direkt nom Zweete Weltkrich ge-
schafe ginn ass, fir ze probéieren,
d’Léieren ze zéien aus dem Zweete
Weltkrich, deen iwwert d’Leit an iw-
wert de Kontinent vun Europa vill

Misär bruecht huet. E puer kloer
Käpp hu geduecht, Nationalismus
a Friemenhaass wieren déi Ur-
saache gewiescht, déi zu deem
Krich gefouert hätten, an et misst
een onbedéngt probéieren, déi Ur-
saachen aus der Welt ze schafen,
fir et fäerdeg ze bréngen, kee Krich
méi op europäeschem Territoire ze
kréien. Deelweis ass dat jo och,
kann ee soen, gelongen.

Sou ass et de 5. Mee 1949 zur
Grënnung vun dëser intergouver-
nementaler Organisatioun komm,
dem Conseil de l’Europe. Als Sym-
bol vun der däitsch-franséischer
Versöhnung ass de Sëtz zu
Stroossbuerg festgehale ginn. Do
ass also och de Sëtz vum General-
sekretariat vun der Cour des Droits
de l’Homme. Do versammele sech
net nëmmen d’Ausseminister, mä
och hir Représentants permanents.
Do ass och de Sëtz vun der As-
semblée parlementaire, op déi ech
herno wëll e bësselche méi genee
agoen, dat och am Numm vun der
Lëtzebuerger Delegatioun um Eu-
roparot.

Ech liesen Iech ee Saz vir aus de
Grënnungsschrëften, den Artikel 1
vun der Convention européenne
des Droits de l’Homme: «réaliser
une union plus étroite entre ses
membres afin de sauvegarder et
de promouvoir les idées et les prin-
cipes qui sont leur patrimoine com-
mun et de favoriser leur progrès
économique et social». D’Mën-
scherechter also sti ganz am Vier-
dergrond vun dëser Organisatioun.
Ech denken och, dass ee ka soen,
dass den Europarot déi éischt
Etapp war vun der Integratioun
vum Kontinent op enger Basis, déi
allgemeng d’Mënscherechter,
d’Rechtsstaatlechkeet an d’Demo-
kratie sinn.

Ech wëll Iech dann nach e Saz zi-
téiere vum Churchill, vum 11. Au-
gust 1950, dee relativ gutt charak-
teriséiert, wat de Conseil de l’Eu-
rope ass: «Nous n’avons dans
cette Assemblée ni responsabilité
ni pouvoirs exécutifs, mais nous
sommes tenus de faire entendre
nos avertissements et nos
conseils.» Genau dat passéiert, Dir
Dammen an Dir Hären, och elo
nach am Europarot all Kéiers, wann
d’Assemblée parlementaire, wéi
dat véiermol am Joer de Fall ass,
zu Stroossbuerg zesummekënnt.

D’Funktioun vun der Europäescher
Unioun a vum Conseil de l’Europe
bréngt, besonnesch zënter dem
Élargissement vun Europa an och
dem Élargissement vun de Kompe-
tenze vun Europa, ëmmer e bësse-
leche méi Schwieregkeete mat
sech. Nom Fall vun der Berliner
Mauer 1989 huet de Conseil de
l’Europe e groussen Élargissement
gemaach, deen entre-temps, e
bësse méi kleng, och vun der Eu-
ropäescher Unioun iwwerholl ginn
ass. Doduerjer an duerch gemein-
sam Kompetenzen ergi sech
gewëssen Iwwerschneidungen,
déi ee misst probéieren ze évitéie-
ren.

Et ass jo och net par hasard, dass
d’lescht Joer um Sommet zu War-
schau eise Premierminister char-
géiert ginn ass mat engem Rapport
iwwert d’Relatiounen tëschent dem
Europarot an der Union euro-
péenne, an natierlech ganz beson-
nesch wat de Respekt vun de Mën-
scherechter ubelaangt. Wa mer
wëssen, dass am «Traité établis-
sant une Constitution pour l’Eu-
rope» och eng Charte des droits
fondamentaux dran ass, dass mer
zwou Geriichtsbarkeeten hunn, déi
sech eventuell och kënnen iwwer
Mënscherechtsfroen ausdrécken,
esou ass et sécherlech wichteg,
dass ee sech de Kapp zerbrécht,
dass keng där anerer op d’Plate-
banden trëppelt, well soss ass dee
Sproch „Duebel genéit hält besser“
wierklech an der Praxis net gelon-
gen, wann et herno méi Konfusioun
gëtt, wéi Verstäerkung vun där en-
ger an där anerer.

Am Kader vun der Erweiterung vun
dem Europarot no dem Fall vun der
Berliner Mauer oder am Zesum-
menhang mat dësem Evénement
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ass 1990 och d’Commission de la
démocratie par le droit, communé-
ment Commission de Venise ge-
nannt, gegrënnt ginn. Dës Kom-
missioun, déi exklusiv aus Juristen,
dat heescht: Riichteren, Proffen,
Experten en droit constitutionnel
besteet, huet als Aufgab, d’Länner
bei der Ausschaffung vun hire Ver-
fassungen ze ënnerstëtzen an och
op Froen iwwer Verfassungs- a Ge-
setzestexter, déi d’Mënscherechter
betreffen, ze äntwerten, zum Bei-
spill wat d’Justizwiesen, d’Presse-
fräiheet, de Schutz vu Privatliewen
an Ähnleches ugeet.

Lëtzebuerg ass – an ech mengen,
dat ass derwäert ënnerstrach ze
ginn – dat eenzegt Land aus West-
europa, wat vun dëser Méiglech-
keet vun der Commission de Ve-
nise Gebrauch gemaach huet. Dat
war, kann ee soen, fir Lëtzebuerg
en Exemple à poursuivre a fir déi
aner Länner aus Westeuropa en
Exemple à suivre, an zwar fir déi al
Demokratien, fir net ze soen dat
aalt Europa.

Haut zielt, wéi gesot, de Conseil de
l’Europe 46 Memberstaten, dorën-
ner Russland an déi lescht Mem-
beren: Aserbaidschan, Armenien a
Georgien. Dir kënnt Iech virstellen,
dass d’Interesse vun deenen een-
zelnen Deputéierten aus deene
verschiddene Länner net ëmmer
déiselwecht sinn, wat heiansdo zu
ganz interessanten Debatte féiert a
wat et net ëmmer einfach mécht,
op e gemeinsamen Nenner ze
kommen. Iergendwéi packe mer et
awer ëmmer erëm.

Ech mengen, dass een nach dräi
Wierder soe kann zu den Aufgaben
oder zu der Entwécklung vun der
Assemblée parlementaire vum
Conseil de l’Europe, déi sécher-
lech als déi eelsten international
Assemblée parlementaire ka be-
truecht ginn, déi aus demokratesch
gewieltene Parlamentarier besteet.

Et gëtt véier Parlamentssessiounen
d’Joer an d’Assemblée hëlt dräi
Zorte vun Texter un: Recommanda-
tiounen, dat heescht Propositiou-
nen, déi sech un de Comité des Mi-
nistres riichten, wou d’Mise en
œuvre also um Niveau vun de
Memberstate muss gemaach ginn;
Resolutiounen huele se am Bezuch
zu enger Fro oder si ginn en Avis
of, wat am Fong net méi ass wéi
den Ausdrock vun der Meenung
vun dëser pluralistescher parla-
mentarescher Versammlung.

Doriwwer eraus awer, iwwert déi
normal parlamentaresch Akten,
wielt d’Assemblée parlementaire
de Secrétaire général, zwee Secré-
taires adjoints, de President vun
der Assemblée parlementaire an
d’Riichtere vun dem europäesche
Mënscherechtsgeriicht. Dat ass
eng Kompetenz, déi een net ge-
nuch ënnersträiche kann.

Duerfir huet sech och dës Assem-
blée d’Moyene ginn, déi Selektioun
vun deene Kandidaten, déi aus de
Länner erakommen, ganz logesch
ze gestalten. Et ass eng Sous-com-
mission vun der Commission juri-
dique et des Droits de l’Homme
gegrënnt ginn. Déi ënnerhält sech
also individuell mat deenen dräi
Kandidaten, déi vun all Land
musse proposéiert ginn, a si, dat
heescht déi Sous-commissioun,
proposéiert dann der Assemblée
parlementaire deen hirer Meenung
no kompetenteste Kandidat vun
den nationale Lëschten.

Ech soen Iech dat e bësselchen
am Detail, well dat eng Prozedur
ass, déi wierklech duerchduecht
ass an déi dozou bäigedroen huet,
dass net nëmmen déi Prozedur
transparent ass, mä dass se och
eng gewëssen Effikassitéit huet.
Ech denken, dass ee sech bei
anere Memberen, wéi zum Beispill
bei deene vum Comité pour la pré-
vention de la torture, och kënnt eng
ähnlech Prozedur afale loossen,
well vun där si mer de Moment jid-
defalls nach wäit ewech.

Wat ass den CPT, de Comité pour
la prévention de la torture? Dat ass
sécherlech ee vun deene ganz
wichtegen Organer vum Conseil de

l’Europe. D’Membere vun deem
Comité kënnen an den eenzelne
Memberstaten a Prisongen, Spi-
deeler, Kannerheemer goen, fir ze
kucken, ob d’Mënscherechter op
deene Plazen, wou déi fragilste
Mitglieder vun enger Gesellschaft
normalerweis sech ophalen, res-
pektéiert ginn oder net. Si kënnen
dohinner goen onugemellt oder
mat Umeldung. Si kënnen och Ex-
perte mathuelen. An dësem Co-
mité, dem Comité pour la préven-
tion de la torture, ass och ee Re-
présentant vun all Land, deen also
mat un dëse Missiounen deelhëlt.
Déi Kommissioun stellt dann och
no all Visite e Rapport vir.

E staarke Punkt war am Fong bis
elo ëmmer deen, dass déi Rap-
porte vun deem CPT do geheim
bliwwe sinn. Doduerjer war am
Fong och keng Obstruktioun vun
de Memberstate fir déi Visitë vum
CPT ze empfänken. Hautdësdags,
wou mer d’lescht Woch zum Bei-
spill Rieds haten iwwer suspekt
Flich vun der CIA am Zesummen-
hang mat de sou genannten Terro-
risten, déi zu Guantánamo vun den
amerikanesche State festgehale
ginn a wou der sollen iwwer euro-
päeschen Territoire geflu gi sinn,
respektiv hir Torture an eu-
ropäesch, eventuell souguer eu-
ropäesch Memberstaten ausge-
sourced gi sinn, stellt sech natier-
lech d’Fro, ob den CPT, wann dann
déi Campë sollten identifizéiert
sinn, soll weiderfueren déi Rap-
porten, déi eventuell da kënnen
erstallt ginn, secret ze halen.

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

Dénge se eppes, och dann, wann
d’international Communauté kollek-
tiver Verantwortung ass, wa se net
kënnen dëser internationaler Com-
munauté, besonnesch der interna-
tionaler Press, zougängeg ge-
maach ginn? Dat ass eng Fro, déi
ech fir haut hei an dësem Raum
wëll stoe loossen, op déi mer sé-
cherlech nach zu Stroossbuerg
oder soss nach anzwousch zréck-
kommen.

En nächste Punkt seet: Zu den Auf-
gabe vun dësem Conseil de l’Eu-
rope gehéiert och d’Wahlbeobach-
tung. An do adresséieren ech
mech méi speziell un Iech, Här
President, well mir als Lëtzebuer-
ger Delegatioun beim Conseil de
l’Europe am Fong déi eenzeg De-
legatioun sinn, déi prinzipiell net
d’Autorisatioun vun der Chamber
huet, deelzehuele wéi aner Parla-
mentarier aus anere Länner, wann
an iergendengem Memberstat
oder net, wéi zum Beispill elo kierz-
lech a Palästina, den Europarot na-
tional Parlamentarier delegéiert fir
d’Wahlobservatioun.

Als eent vun deene wierklech wuel-
gestanene Länner aus dëser Orga-
nisatioun, mengen ech, ass dat
eng Décisioun, déi een onbedéngt
revidéiere misst, an et ass och an
deem Sënn, wou déi heiten Diskus-
sioun eventuell iwwert de Sujet
eraus, deen haut eigentlech um
Ordre du jour steet, kann interes-
sant sinn, du moins fir déi Leit, déi
an der Delegatioun vum Conseil de
l’Europe sinn.

D’Assemblée parlementaire vum
Conseil de l’Europe huet sech awer
och Kompetenzen arrogéiert, kënnt
ee bal soen, déi eigentlech net am
Grënnertext stoungen. Esou gëtt et
zum Beispill all Joer e Rapport an
der Commission juridique iwwert
d’Exekutioun vun de Arrêtë vun der
Cour vu Stroossbuerg, well et geet
natierlech net duer, dass Arrêtë
gesprach si vun enger Cour, där hir
Geriichtsbarkeet obligatoresch fir
all Memberstaten ass, wann déi
Décisiounen, déi geholl gi sinn, an
de Länner net exekutéiert ginn.

Lëtzebuerg huet do – an une fois
n’est pas coutume – eng Kéier eng
Virrangstellung, well Lëtzebuerg
exemplaresch déi Décisiounen, déi
vu Stroossbuerg komm sinn, ëm-
gesat huet. Esou geet zum Beispill
eis Groussreform vun 1996, men-
gen ech, iwwert de Statsrot zréck
op en Arrêt, dee vu Stroossbuerg
koum, dee berühmten Arrêt, zu

Lëtzebuerg jiddefalls berühmten
Arrêt Procola, deen eis dozou for-
céiert huet, eis internationale Kritä-
ren unzepassen, wat d’Gewalten-
trennung, d’Aviséieren, d’Juridic-
tiounen an esou weider ubelaangt.

E leschte Punkt zu de Kompetenze
vum Conseil de l’Europe ass eng
Procédure de suivi. Och déi huet
d’Assemblée praktesch erfonnt an
déi geet am Fong dorëms, dass
Länner, déi am Conseil d’Europe
dra sinn, geleeëntlech, wa sech e
konkrete Problem stellt oder awer
wann Délaien oflafen, déi ver-
schidde Länner bei hirem Antrëtt
an dës Gemeinschaft kritt hunn, ze
kucken, ob déi Engagementer, déi
agaange gi sinn, och an der Praxis
ëmgesat gi sinn. Och op dësem
Punkt sinn natierlech déi leschtge-
nannte Memberstaten, déi nei
Memberen, méi oft um Tour wéi déi
al.

Eent vun deenen ale Memberen,
d’Türkei zum Beispill, war awer net
méi spéit wéi d’lescht Joer Objet
vun esou enger Procédure de suivi,
wou dunn awer décidéiert ginn
ass, déi Prozedur opzehalen a wou
just Konditioune gesat gi sinn, déi
da sollten nach an där nächster
Zäit och vun der Türkei erfëllt ginn.
Dëst sécherlech och an Hisiicht op
déi Diskussioun iwwer en even-
tuelle Bäitrëtt vun der Türkei an
d’Europäesch Unioun, deen natier-
lech nëmmen da kënnt passéieren
– an ech soen dat am Conditionnel
–, wa virun allem, ausser deenen
ekonomesche Kritären an dem Ac-
quis communautaire, all Froen um
Niveau vun de Mënscherechter,
vum Demokratieverständnis a vum
Rechtsstat erfëllt sinn.

D’Basisdokument vum Conseil de
l’Europe ass d’Convention euro-
péenne des Droits de l’Homme, déi
Protokoller vun deene mir haut
Rieds hunn an déi mer herno soll-
ten interpretéieren.

Mir hunn also am éischten, dem
Protokoll N° 12, de Champ d’appli-
cation vum Artikel 14 vun der Kon-
ventioun erweidert, an ech zitéie-
ren dësen Artikel 14, dee seet: «La
jouissance des droits et libertés re-
connus dans la présente Conven-
tion doit être assurée, sans distinc-
tion aucune, fondée notamment sur
le sexe, la race, la couleur, la
langue, la religion, les opinions po-
litiques ou toutes autres opinions,
l’origine nationale ou sociale, l’ap-
partenance à une minorité natio-
nale, la fortune, la naissance ou
toute autre situation.»

Dësen Artikel, dee wuel de Prinzip
vun der Non-discrimination fest-
hält, beschränkt awer déiselwecht
nëmmen op Rechter, déi an der
Konventioun festgehale sinn. De
Protokoll N° 12 awer bréngt eng
Extensioun vum Champ d’applica-
tion vun dësem Prinzip, andeem
dass e seet, dëse Prinzip wennt
sech un net nëmmen op d’Rechter
aus der europäescher Mënsche-
rechtskonventioun, mä och op all
legal Dispositiounen an deenen na-
tionale Staten.

Dëse Champ d’application, deen
erweidert gëtt, ass also och fir Lët-
zebuerg vu fundamentalem Inter-
essi, well en eng Base légale gëtt
fir all Cas de non-discrimination,
déi mir net onbedéngt an engem
spezielle Gesetz scho festgehalen
hunn, an ech mengen, dass bei-
spillsweis d’Commission de l’Éga-
lité entre les hommes et les
femmes gutt géif dorunner doen,
sech dëse Protokoll N° 12 e bës-
selche méi genee unzekucken a
sech ze iwwerleeën, wat fir eng Ak-
tiounsméiglechkeete sech even-
tuell aus dësem Protokoll zu Lëtze-
buerg kënnten erginn.

Mir hunn zu Lëtzebuerg iwwert
dëse Prinzip de Non-discrimination
verschidden international Texter,
déi ech net onbedéngt wëll opzie-
len, mä virun allem d’Convention
sur l’élimination des discrimina-

tions entre les hommes et les
femmes, op déi mer ëmmer erëm
zréckkommen a par rapport zu dä-
rer mer och zu Lëtzebuerg nach
Lacunen hunn, déi eventuell dëse
Protokoll N° 12 kann opfëllen.

Lacunen hu mer an eiser Gesetz-
gebung wat d’Non-discrimination
ubelaangt nach zwou, jiddefalls
zwou, déi mer bis elo festgestallt
hunn, an zwar zwou, déi sech aus
dem Code civil erginn, an zwar
geet et ëm déi Artikelen 380 am
Fall vun der Autorité parentale të-
schent bestueten an net bestueten
Elteren an den Artikel 349,…

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

…deen eng Diskriminatioun duer-
stellt tëschent Adoptivkanner a le-
gitime Kanner.

Et ass wichteg fir zu dësen zwou
Lacunen ze soen, dass dat d’Ur-
saache waren, firwat de Statsrot
esou laang gebraucht huet, fir den
Avis zu dësem Protokoll ze ginn,
well bis haut huet Lëtzebuerg am
Prinzip seng Législatioune geän-
nert fir sech konform ze setzen zu
internationalen Instrumenter, déi
mer adoptéiert hunn, während hei
am Fong op eemol eng Adoptioun
vun engem internationalen Text soll
kommen, ouni dass mir am Viraus
scho konform sinn. Duerfir meng
Invitatioun un d’Regierung, un
deem gudden ale Gebrauch, dee
mer zu Lëtzebuerg haten, festze-
halen an an nächste Konventiou-
nen, déi kommen, och d’national
Incompatibilitéiten aus der Welt ze
schafen, ier mer nei Instrumenter
unhuelen.

Elo ass et natierlech duerfir ze
spéit. Net ze spéit ass et aller-
déngs, fir deem zoustännege Mi-
nistère – an dat ass de Ministère de
la Justice – an Erënnerung ze ruf-
fen, dass, fir konform zu dësem
Protokoll N° 12 ze sinn, d’Artikelen
380 an 349 vun eisem Code civil
musse geännert ginn, fir dësem
Prinzip gerecht ze ginn.

Den Text vum Protokoll wéi en elo
virläit war an ass, wat mech ube-
laangt jiddefalls, fir d’Assemblée
parlementaire vum Europarot net
zefridde stellend. Firwat? Well an
eisen Aen, an den Ae vun der As-
semblée, de Prinzip vun der Net-
diskriminatioun zesummen Hand
an Hand ze goen huet mam Egali-
téitsprinzip. Duerfir hat och d’As-
semblée an engem Avis zu dësem
Protokoll N° 12 proposéiert, den
Netdiskriminatiounsprinzip ze
verstäerken duerch eng explizit
Aschreiwung vum Egalitéitsprinzip
an d’Convention européenne des
Droits de l’Homme.

Dunn ass vu Leit, déi vläicht Fach-
leit si wat d’Mënscherechter ube-
laangt, mä net onbedéngt ëmmer
och nach gläichzäiteg Fachleit si
wat Fraerechter ubelaangt, ge-
mengt ginn, dat kënnt een net
maachen, well wa géif en Egali-
téitsprinzip tëschent Männer a
Fraen drastoe kommen, da wier
dat eng Atteinte op de Principe
d’universalité.

Dat ass e ganz uraalt Argument
wat ëmmer erëm aus der Täsch
gezu gëtt, wann et ëm Fraerechter
geet, awer wat absolut net richteg
ass, well Fraen a Männer sinn zwou
Komponente vun der Mënschheet,
a wann een de Prinzip vun der
Gläichheet vun dësen zwou Kom-
ponente feststellt, dann heescht
dat net, dass och nach Jugendlech
a Chômeuren an handicapéiert Leit
eventuell e Recht hätten, sech op
deen nämlechten Egalitéitsprinzip
an engem Verfassungstext kënnen
ze beruffen.

Et ass also op Basis vun engem
falsche Räsonnement wou den
Egalitéitsprinzip zesumme mat
dem Netdiskriminatiounsprinzip
net an dësem Protokoll agedroen
ass, mä mir hunn, Här Ausseminis-
ter an Dir Kolleegen, eng eenzeg-
aarteg Chance deemnächst, wa
mer den Artikel 11 vun eiser eege-
ner Verfassung zu Lëtzebuerg än-
neren, dem Conseil de l’Europe ze
beweisen, wat hei Sache ass, an
dass dat eent ouni dat anert am

Fong nëmmen eng hallef Saach
ass.

Mir sinn zwar elo scho laang am-
gaang, mä vläicht brénge mer et jo
dann och fäerdeg, eng Kéier aus
Lëtzebuerg eraus eng Lektioun ze
ginn op internationalem Plang, an-
deem mer net nëmmen den Egali-
téitsprinzip tëschent Männer a
Fraen an eisem Artikel 11 festha-
len, mä och den Netdiskrimina-
tiounsprinzip zesumme mat der
Méiglechkeet, Action-positiven ze
maachen, fir eben déi zwee Prinzi-
pien an der Praxis kënnen ëmze-
setzen.

Zur Konklusioun ass ze soen, dass
de Protokoll N° 12 also ganz kloer
eng Valeur ajoutée ass fir Lëtze-
buerg, fir seng Législatioun an na-
tierlech fir seng Bewunner, well se
am Fong en Instrument juridique
méi kréien, op dat se sech kënne
beruffen, fir eng eventuell Diskrimi-
natioun vun eise Geriichtsbarkeete
kënne kontrolléieren ze loossen.

■ Une voix.- Très bien.
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■ Mme Lydie Err (LSAP), rap-
porteuse.- Zum Artikel 13: Do si
mer – une fois n’est pas coutume –
nach eng Kéier wierklech exempla-
resch. Et geet bei dësem Protokoll
ëm d’Ofschafung vun der Dou-
desstrof an alle Memberslänner. De
Protokoll N° 6 vun 1983 ass deen
éischten,…

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

…deen iwwert dëse Sujet ënner-
schriwwe ginn ass. Hien hat datsel-
wecht Objektiv, huet de Member-
staten awer deemools nach
d’Méiglechkeet gelooss, se a
Krichszäiten erëm anzeféieren.

Eis Législatioun ass an der Rei, an
zwar scho vun engem Gesetz vun
1979 un, wat ofgeschaaft ginn ass
op Initiativ vum deemolege Justiz-
minister Robert Krieps, deen an
enger Zäit wou d’öffentlech Mee-
nung nach fir d’Doudesstrof war,
dëst Gesetz an d’Chamber bruecht
huet, ofstëmme gelooss huet a Lët-
zebuerg am Fong domadder er-
laabt huet, eng Virreiderroll ze
spillen op dësem Punkt vun der Of-
schafung vun der Doudesstrof.

E puer Joer drop, dräi Joer drop,
hu mer d’Doudesstrof och zu Lët-
zebuerg aus dem Katalog vun de
Militärstrofe gestrach, an 1999 ass
souguer an eiser Verfassung fest-
gehale ginn: «La peine de mort ne
peut plus être établie.» Mir sinn
also, kann ee soen, am Viraus méi
wéi konform zu deem Protokoll,
dee mer haut unhuelen, an dat ass,
Här Ausseminister, am Fong
d’ideal Situatioun.

Et wier besser, wann all internatio-
nal Konventioun, déi kënnt, kéint
kommen, well mer eis virdrun a
Konformitéit gesat hunn, well soss
ass et am Fong eng theoretesch
Moossnam, wa mer fir d’éischt
d’Konventiounen unhuelen an
dann eis Hausaufgabe maachen.
Logescherweis misst een d’Haus-
aufgabe maachen ier een eng
Konventioun unhëlt.

D’Doudesstrof ass awer sécher-
lech, och wann et hei zu Lëtze-
buerg kee striddegt Thema méi
ass, e grousse Problem an eiser
Welt, a besonnesch bei verschid-
dene Länner, déi beim Europarot
Beobachterstatus hunn, an zwar
Japan an Amerika. An deem Mo-
ment, wou nämlech de Conseil de
l’Europe e weidere Schrëtt mécht
fir d’Doudesstrof ze veruerteelen,
ass an den USA den 30. November
vum leschte Joer den dausendste
Prisonnéier exekutéiert ginn.

Hei gëtt d’Roll vum Conseil de l’Eu-
rope nach eng Kéier ganz kloer. De
Conseil huet nämlech am Joer
2003 eng Resolutioun ugeholl, an
där en d’USA a Japan dozou op-
fuerdert, d’Doudesstrof ofzescha-
fen. De Conseil kann nämlech an
deem Beräich en Afloss hunn. A
woufir? Well déi zwee Länner zën-
ter 1996 beim Europarot Beobach-
terstatus hunn. Déi missten am
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Prinzip och déi Konditiounen a
Prinzipië vun deenen normale
Memberstate respektéieren.

Et ass also absolut onlogesch,
dass mir vun eisen neie Member-
state verlaangen, dass si konform
sinn zu de Protokollen an zu der
Konventioun vun de Mënscherech-
ter, ouni datselwecht vun deene
Länner ze verlaangen, déi Obser-
vateursstatus hunn, an ech kann
Iech och soen, vu dass et ganz
schwiereg, wann net onméiglech
ass, mat den USA oder mat den
Deputéierten aus den USA e wierk-
lechen Dialog iwwert d’Ofschafung
vun der Doudesstrof ze féieren,
dass mir wierklech seriö dorun
denken, fir de Beobachterstatus
vun den USA eventuell opzehie-
wen, well de Moratorium, dee ver-
laangt ginn ass, net ugesot ginn
ass, a well am Fong aus den USA
nach ëmmer Zeeche kommen, déi
wierklech an déi entgéigegesate
Richtung ginn.

Sou gëtt jo viru kuerzem och erëm
geplangt, d’Doudesstrof erëm an-
zeféiere fir déi Leit, déi zu Guantá-
namo festgehale ginn, ënnert der
Inculpatioun, mä net ënnert der
Condamnatioun, Terroristen ze
sinn. Et ass also, wéi ee ka soen,
une affaire à suivre.

Duerfir ass et natierlech kloer, dass
och déi Diskussioun ënner anerem
d’lescht Woch um Conseil de l’Eu-
rope d’Wellen héich schloe ge-
looss huet iwwert d’Suspicioun vu
Flich vun der CIA mat sou genann-
ten Terroriste vu Guantánamo, déi
sollen iwwer europäeschen Terri-
toire geflu sinn, well – ech soen
alles am Conditionnel – a verschid-
dene Länner, och an Europa, no-
tamment an deem neien Europa,
Campen opgeriicht solle gi si fir déi
Torturen, déi zu Guantánamo net
méi akzeptabel wieren – nach ëm-
mer am Conditionnel –, souzesoen
auszesourcen.

Ech ginn Iech herno, Här Aussemi-
nister, zesumme mat dëser Mo-
tioun, eng Lëscht vu Flich, déi mer
zu Stroossbuerg ausgedeelt kritt
hunn d’lescht Woch um Conseil de
l’Europe, a wou eng Hällewull vu
Flich vun der CIA drop stinn, wou
een net genau weess, wat se trans-
portéiert hunn, wou se geflu sinn
an ob se Autorisatiounen hate fir de
Survol vum europäeschen Terri-
toire. Mir wëssen also net wou se
higeflu sinn, an all Memberstat vum
Conseil de l’Europe ass d’lescht
Woch opgefuerdert ginn, Kloerheet
um nationale Plang ze schafen iw-
wer verschidde Froen, op déi ech
ganz zum Schluss vu menger Ried
nach eng Kéier ganz prezis drop
aginn, an der Hoffnung, dass mer
hei eng Äntwert kréien, déi mer och
kënne mat op Stroossbuerg hue-
len, well déi Affär ass net eriwwer,
déi ass eréischt ugaangen.

Mir haten elo just en Débat d’ac-
tualité d’lescht Woch an am Abrëll
kënnt e richtege Rapport, wou
dann och d’Resultater vun deenen
Investigatiounen, déi a sämtleche
Memberstate solle kommen, ze-
summegefaasst ginn an dann och
d’Konklusiounen aus dësem Tat-
bestand solle kënne gezu ginn.

Projet de loi 5423

Da bleift de leschte Protokoll, de
Protokoll N° 14. Dat ass gegebe-
nenfalls dee wichtegsten, net vum
Prinzip hier, mä vum Fonctionne-
ment vum Conseil de l’Europe hier,
well et geet ëm eng Reform vun der
Cour européenne des Droits de
l’Homme, déi am Fong dat éischt
internationaalt europäescht Ge-
riicht ass, wat de Moment fir 800
Milliounen Europäer zoustänneg
ass a Saache Mënscherechter.

Dës Cour existéiert zënter 1958,
mä eréischt zënter 1998 ass et eng
permanent Geriichtsbarkeet, an
den Impakt vun dëser Geriichts-
barkeet ass enorm wichteg, well
ëmmer méi Leit, wa se onzefridde
sinn a Saache Mënscherechter, ier
se ugefaangen hunn nozedenken,
soen: A wann et hei net opgeet, da
ginn ech op Stroossbuerg!

Et muss een natierlech soen, dass
et net esou einfach ass mat enger

Affär bis op Stroossbuerg ze kom-
men, a mat der Garantie, dass se
recevabel ass an dass de Fong
kann analyséiert ginn. Well ier
d’Stroossbuerger Cour zoustänneg
ass, muss ee fir d’éischt um natio-
nale Plang all aner Geriichtsweeër
ausgeschafft hunn, fir kënnen zu
Stroossbuerg eng Décisioun ze
verlaangen.

Dëse Protokoll ass enorm wichteg,
an dat geet och dorauser ervir,
dass an dësem Protokoll exzeptio-
nell absolut keng Reserv méiglech
ass an dass d’Entrée en vigueur
vun dësem Protokoll eréischt ka
passéieren dräi Méint nodeem dee
leschte Memberstat säin Instru-
ment de ratification beim Secré-
taire général ofginn huet.

De Moment sinn et nach 21 Länner
vun deene 46, déi net ratifizéiert
hunn – hoffentlech sinn et der muer
nëmme méi 20. Dat just fir Iech ze
soen, dass och wa mir hei ratifi-
zéiert hunn, nach 20 Länner iw-
wreg bleiwen, ier dëse wichtege
Protokoll kann a Kraaft trieden. An
ënnert dëse Länner, déi nach net
ratifizéiert hunn, sinn och Länner
wéi eis Nopeschlänner Holland
oder aner europäesch Länner,
Spuenien, Irland an Ähnleches. Mir
sinn also bis elo jiddefalls net an
esou schlechter Gesellschaft wéi
dat heiansdo gemengt ginn ass an
dëser Saach.

Wat de Protokoll 14 selwer ube-
laangt, sou gëtt do virun allem
d’Prozedur geännert, déi um Ge-
riicht zu Stroossbuerg suivéiert
gëtt.

Deen zweete wichtege Punkt – an
ech kommen herno nach eng Kéier
op d’Prozedur zréck – ass den Arti-
kel 59, deen d’Méiglechkeet gëtt,
dass d’Union européenne kann der
Mënscherechtskonventioun bäitrie-
den. Dat ass eng vun deene
grousse Revendicatiounen, mä et
ass awer e Punkt, deen am Fong
elo an der Praxis ofgeschwächt
muss ginn doduerjer, dass
d’Unioun zwar duerch den «Traité
établissant une Constitution pour
l’Europe» eng personnalité juri-
dique fir d’Unioun virgesinn huet,
mä vu dass den Traité net en vi-
gueur ass, huet also de Moment
d’Unioun d’Personalitéit net fir kën-
nen dësen Artikel 59 unzewenden
an der Konventioun bäizetrieden.

Mir heibannen – oder jiddefalls eng
Majoritéit – hoffe jo awer sécher-
lech, dass mer dat deemnächst
kënnen ophuelen an dass esou
eng Zesummenaarbecht och um
Plang vun de Mënscherechter të-
schent der Europäescher Unioun
an dem Conseil de l’Europe weider
sollt méiglech sinn.

Da war an dësem Protokoll nach
eppes dran, wat awer duerch den
Avis vum Statsrot erauskomm ass,
an zwar eng Fro, déi am Zesum-
menhang stoung mat der Publika-
tioun vun den Arrêtë vun der Cour
vu Stroossbuerg, wou hei eng Dis-
positioun vun der Regierung virge-
schloe ginn ass. Eng Dispositioun,
déi awer erausgeholl ginn ass, well
se éischtens näischt mam Protokoll
selwer ze dinn huet an anerersäits
och ouni formellt Gesetz kann a
Kraaft gesat ginn.

D’Cour vu Stroossbuerg, dat eu-
ropäescht Mënscherechtsgeriicht,
ass – kann ee soen – Opfer vu sen-
gem eegene Succès. Sou geet
d’Zuel vun den Affären, déi zu
Stroossbuerg unhängeg sinn, dra-
matesch an d’Luucht. 1990 waren
et 5.300 Affären, 1998 waren et der
18.000 an 2003, dat heescht virun
zwee Joer, waren et 65.000 Affä-
ren.

Dat léisst een erschrecken, well ee
sech freet, wéi da 46 Länner et jee
solle fäerdeg bréngen, dee ganzen
Arriéré judiciaire hei opzeschaffen.
Abee, dëse Protokoll N° 14 soll
eben d’Instrumenter, d’Méiglech-
keete schafen, dësen Arriéré aus
der Welt ze schafen.

Derbäi kënnt, dass de President
vun der Cour uganks Januar e
Rapport gemaach huet iwwert
d’Joer 2005, aus deem ervirgaan-
gen ass, dass d’lescht Joer 54%

méi Affäre liquidéiert, also ofge-
schloss gi sinn, wéi dat Joer vir-
drun. Sou dass souguer ouni déi
Reform aus dem Artikel 14 am
Fong d’Organisation interne vun
der Cour et méiglech gemaach
huet, fir no an no deen Arriéré do
opzeschaffen.

Well et kann net sinn, dass Eu-
ropäer géint hir eege Geriichtsbar-
keete kloen, well se d’Affären ze
laang schleefe loossen, an da
schleefe se zu Stroossbuerg nach
eng Kéier méi laang wéi dat hei de
Fall ass. Dat Ganzt ass also on-
plausibel, an dofir kommen ech
dann och elo dozou fir ze erklären,
wat fir eng Méiglechkeeten dëse
Protokoll gëtt, fir méi schnell iwwert
d’Ronnen ze kommen.

De President vun der Cour huet
viru 14 Deeg awer och nach aner
interessant Saache gesot. An zwar
huet hien d’Zuel genannt vun dee-
nen Décisioune vun hirer Cour, déi
Violatioune vu Mënscherechter
feststellen, also eng Hitparade sou-
zesoe vun de Länner opgestallt,
déi am meeschte respektiv am wéi-
negste Mënscherechtsviolatiounen
hunn.

A mir sinn do – an dat wäert Iech
net wonneren – bei där Kategorie
vun deene 27 Länner, déi manner
wéi zéng Violatiounen d’Joer repro-
chéiert respektiv zu Stroossbuerg
festgestallt kréien. Déi meescht
Violatiounen op sengem Aktiv –
wann een esou ka soen – oder Pas-
siv huet d’Türkei mat 270,
d’Ukraine mat 119, Griichenland
mat 100, Frankräich mat 51, etc.
Mir sinn also do ganz ënnen, wat
am Fong och e bësselche logesch
ass, well mer jo méi e klengt Land
sinn, manner Leit hunn a forcément
manner Rekurse missten hunn.

Wat fir eng Affären hu mer zu Lët-
zebuerg? Dat si mer gewuer gi bei
enger Entrevue, déi mer mat dem
Lëtzebuerger Représentant op der
Cour européenne des Droits de
l’Homme zu Stroossbuerg haten.
Mir hunn de Moment 32 Affären
unhängeg zu Stroossbuerg:

- Aacht Affäre ginn iwwert d’Durée
de procédure – Dir gesitt also,
dass et och fir eis wichteg ass,
dass et zu Stroossbuerg weider-
geet, fir dass déi Cour do hir
Glaubwürdegkeet och vis-à-vis vun
eise Bierger behält;

- véier Affäre ginn iwwert den Droit
à la liberté (den Artikel 5 vun der
Konventioun);

- véier iwwert d’Équitéit vun der
Prozedur;

- dräi Affäre ginn iwwert d’Protec-
tion de la propriété (am Zesum-
menhang mat der Expropriation
pour cause d’utilité publique – do
si jo Affären, déi an där Hisiicht
scho ganz bekannt sinn);

- eng aner Affär nach iwwert d’Pro-
zedursfroen;

- eng Affär iwwert den Artikel 8 an

- eng iwwert den Artikel 10, d’Li-
berté d’expression.

Dat einfach fir Iech e klengen
Aperçu ze ginn iwwert dat, wat
d’Lëtzebuerger wichteg genuch
fannen, fir domat op Stroossbuerg
ze goen.

Zur Prozedur: D’Méiglechkeete fir
méi schnell virunzekomme mat en-
gem ganze Koup vun Affären ass
éischtens d’Méiglechkeet vun
neien Irrecevabilitéiten, déi age-
fouert ginn an déi kënnen toiséiert
ginn, net vun enger ganzer Kom-
positioun, mä vun engem eenzelne
Riichter. Wann also bis elo 54% méi
vun den Affäre konnten eliminéiert
gi wéi dat Joer virdrun, da war dat
ëmmer a Kompositioune mat dräi
Riichteren, während elo d’Méig-
lechkeet agefouert gëtt, Irrecevabi-
litéite vun engem eleng ze kucken.
Mir kënnen also dovunner aus-
goen, wann dëse Protokoll en vi-
gueur ass, dass dräimol méi Affäre

kënnen toiséiert ginn an därsel-
wechter Zäit, vun deeneselwechte
Leit. Besonnesch och dann ass dat
nach de Fall, dass Affäre kënnen ir-
recevabel erkläert ginn, wann de
Préjudice net wichteg ass.

Lëtzebuerg war – an ech mengen,
dat ass derwäert ënnerstrach ze
ginn – zu senger Éier der Mee-
nung, et wier eigentlech besser,
wann dës Irrecevabilitéit net géif
agefouert ginn. Ënner anerem
wéinst der Lëtzebuerger Reklama-
tioun op dësem Prinzip, deen do-
vunner ausgeet, dass eng Affär net
onbedéngt muss e grousse
Schued gemaach hunn, fir eng
wichteg Fro um Niveau vun de
Mënscherechter duerzestellen, ass
am Fong den Text vum Protokoll e
bësselche geännert ginn. Et steet
also elo am Text: «Sauf exception,
si le respect des droits de l’Homme
exige un examen de fond et sans
pouvoir rejeter une affaire qui n’a
pas été dûment examinée par une
juridiction nationale.»

Ech ginn Iech e Beispill. Mir ass
eng Affär bekannt, déi vu Lëtze-
buerg aus op Stroossbuerg komm
ass, well eng Zeiin an engem Di-
vorce-Prozess sech hannert dem
Secret de la vie privée verschanzt
huet fir auszesoen, ob se oder net
eppes wéisst iwwert d’Relatioune
vun engem vun deenen zwee Part-
neren.

Dat ass eng Affär, déi eigentlech
kee grousse Préjudice duerstellt,
mä déi awer prinzipiell esou wich-
teg ass, dass ee muss kucken, ob
eis Geriichter nach kënne fonction-
néieren, wann dee Prinzip géing
generell unerkannt ginn, well wann
d’Justiz ganz muss op Zeienaus-
soe verzichten, well jiddfer Zeie
sech potenziell kéint hannert der
Protection de la vie privée verstop-
pen, da wier dat natierlech en en-
ormen Impakt, deen och fir Lëtze-
buerg kéint dramatesch ginn.

Dofir hu mer also hei eng Fomula-
tioun, un där Lëtzebuerg matgehol-
lef huet se ze kréien, déi misst kën-
nen dat Utilet mat deem Wichtege
verbannen, dat heescht et erlabe
méi schnell weiderzekommen, ouni
awer doduerjer ze verhënneren,
dass eventuell Prinzipienaffären
net kéinten um Fong gekuckt ginn.

Eng drëtt Méiglechkeet, déi an dë-
ser Prozedur dozou wäert bäi-
droen, den Arriéré opzeschaffen,
ass, dass formell an dësem Proto-
koll drasteet, dass op allen Ni-
veaue vun der Prozedur zu
Stroossbuerg soll gekuckt ginn, fir
e Règlement amiable ze kréien, dat
heescht fir d’Mediatioun um Niveau
vun den internationale Mënsche-
rechter anzeféieren, dat heescht
eng Procédure confidentielle. An
da steet souguer nach dran, dass,
wann déi Mediatioun, déi confiden-
tielle ass, duerchgeet, an d’Déci-
sioun vum Tribunal nëmmen nach
drastoe kënnt, ëm wat fir eng Fai-
ten dass et gaangen ass a wat bei
där Affär erauskomm ass, esou
dass et ganz kloer ass, dass et net
nëmmen dozou féiert, Affären aus
der Welt ze schafen, mä déi Proze-
dur also och ganz prezis festgeha-
len ass.

Den Âge limite vun de Riichtere läit
bei 70 Joer. Dat schéngt vill, dat
war awer bis elo net evident. A wat
ech och nach wichteg fannen, dat
ass, dass d’Durée vun hirem Man-
dat op néng Joer ausgewäit ginn
ass, während hire Mandat awer net
méi ka renouveléiert ginn.

Wat och interessant ass, beson-
nesch fir all déi Leit aus der Com-
mission juridique, mengen ech, an
ech fannen et duerfir awer och
wichteg ze ënnersträichen, dat
ass, dass zu Stroossbuerg e Riich-
ter kann eng Révocatioun vu senge
Kolleegen ausgesprach kréien,
wann zwee Drëttel vun deenen
anere Riichteren aus deenen anere
Länner der Meenung sinn, dass ee
vun hire Kolleege seng Aarbecht
net méi seriö erfëllt. Ech mengen,
dass dat interessant ass, well dat
hält engersäits d’Indépendance
vun de Riichtere fest an et gëtt
awer anerersäits eng Méiglechkeet
fir Leit, déi hiren Aufgabe wierklech

net méi nokomme kënnen, aus
dem Verkéier ze zéien, natierlech
am Intérêt vun der Saach vun de
Mënscherechter, ëm déi et hei
geet.

Et gëtt mir elo leider alles ze laang,
Här President, dofir, wann Dir er-
laabt, géing ech Iech hei d’Konklu-
sioune matgi vun engem Rapport,
fir se eventuell u meng Resolutioun
unzeheften. Dat do si Konklusiou-
nen, déi geholl gi si vun engem
Groupe d’experts, dee sech iwwer-
luecht huet, wat een iwwert déi Dis-
positiounen eraus, déi elo am Arti-
kel 14 stinn, nach kéint maachen,
fir dass et géing weidergoen.

Dat ass duebel interessant, net
nëmme well dat sech zu Strooss-
buerg kéint als effikass erweisen,
mä besonnesch well och do Saa-
chen drënner sinn, déi ee fir eis
eege Geriichtsbarkeete kéint an
d’A faassen, well wa 46 Représen-
tanten aus ganz Europa zu Konklu-
sioune kommen, da brauch och
Lëtzebuerg sech net ze genéieren,
fir sech un där enger oder anerer
Dispositioun dovunner ze inspiréie-
ren. Dofir wëll ech elo hei net op
den Detail agoen, mä ech mengen,
dass et interessant ass an dass
jiddfereen, dee speziell interes-
séiert ass, sech dat ukucke soll.

Zum Schluss kommen ech dann zu
den Aktivitéite vun der leschter
Woch, Här President an Här Minis-
ter. Deen éischten a wichtegste
Punkt ass deen op deen ech herno
nach eng Kéier zréckkommen, mat
e puer Froen un Iech, d’Allégation
de détention secrète dans les États
membres du Conseil de l’Europe,
am Zesummenhang also mat
deene sou genannten Terroriste vu
Guantánamo.

Do kënnt also am Abrëll e Bericht,
a mir brauchen, fir dee Bericht kën-
nen ze erstellen, Kloertext. Dofir
déi Froen un Iech, Här Ausseminis-
ter – wann ech se elo direkt erëm-
fannen. Voilà!

Éischtens: Ass et esou, dass d’Lët-
zebuerger Regierung systema-
tesch informéiert ass iwwert dat,
wat sech um Niveau vun eisem Ge-
heimdéngscht an dem Geheim-
déngscht vun deenen anere Län-
ner ofspillt, plus particulièrement
wat d’CIA betrëfft, an dat, wat d’Ak-
tivitéiten op oder iwwer eisem na-
tionalen Territoire betrëfft?

Zweet Fro, Här Minister: Huet d’Lët-
zebuerger Regierung Informatiou-
nen, dass et iergendwou op euro-
päeschem Territoire géing geheim
Plaze ginn, wou Leit détenéiert
ginn, déi vu Guantánamo aus an
Europa géifen ausgesourced ginn,
fir hei Saache mat hinnen ze maa-
chen, déi no all deem Gedäisch,
dat zu Guantánamo war, schwie-
reg, wann net onméiglech wieren,
do ze maachen?

Déi nächst Fro: Huet d’Regierung
Connaissance driwwer, dass ame-
rikanesch Fligeren, vun deenen
ech Iech d’Lëscht derbäiginn, Här
Minister, wou d’Immatriculatioun a
verschidden Date bekannt sinn, iw-
wer Lëtzebuerger Territoire geflu
sinn? Wësse mir eppes dovunner?
Huet Lëtzebuerg jee eng Autorisa-
tioun ginn, fir dass dat kéint pas-
séieren? A wann dat esou sollt ge-
wiescht sinn, kënnt Dir eis iergend-
eppes soen iwwert d’Frequenz vun
deene Volen?

Déi aner Fro ass: Gëtt et eng Base
juridique, déi et méiglech mécht,
dass en Transport vu Persoune vun
engem Drëttland iwwer eisen Terri-
toire ka stattfannen? Wa jo, wat fir
eng sinn dës Konditiounen?

An déi lescht Fro, Här Minister:
Huet eis Regierung Connaissance
doriwwer, datt Fligeren, déi hei op
der Lëscht opgezielt sinn an no-
tamment vun der CIA bedriwwe
ginn, iwwer Lëtzebuerg geflu sinn
oder hei stallgehalen hätten?

Dir musst Iech bewosst sinn, Här
Minister, dass d’Äntwerten op dës
Froe ganz wichteg si fir d’Erstel-
lung vun deem Rapport, an dass
mer jo natierlech och déi Äntwer-
ten, déi mer hei kréien, mussen op
Stroossbuerg weiderginn. Dat dote
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sinn also déi Dokumenter fir den
Ausseminister, Här President.

Weider zur Aktualitéit. Do hate mer
d’lescht Woch zu Stroossbuerg en
Débat d’urgence iwwert d’Biélorus-
sie, wou jo Presidentewahle statt-
fannen. Et muss ee wëssen, dass
de Conseil de l’Europe am Fong
nach just ee Memberstat envisa-
géiert opzehuelen, an dat ass
Wäissrussland, wat bis elo e Beob-
achterstatus respektiv en Invités-
status hat a souguer dee verluer
huet, well eben d’Fonctionnéiere
vun der Demokratie a vum
Rechtsstat a Wäissrussland abso-
lut onzefridde stellend ass.

(M. Laurent Mosar prend la Pré-
sidence)

Mir haten da souzesoen zwee klas-
sesch Dossieren, déi awer e ganz
groussen Intérêt an de Medien er-
virgeruff hunn.

Dat eent war deen iwwert d’Rekla-
matioune vun der Assemblée beim
Conseil des Ministres, deen net dat
gemaach huet, wat mir gäre gehat
hätten, wat d’Violatioun vun de
Mënscherechter an Tschetsche-
nien ubelaangt huet. Dat heescht
och, dass et ganz kloer en Ënner-
scheed gëtt tëschent der Opfaas-
sung vun de Parlamentarier en-
gersäits, déi vläicht méi e kritesche
Langage schwätze kënnen, an där
vum Conseil des Ministres, wou
d’Verantwortung muss geholl ginn
an de bilaterale Relatiounen. Et
bleift awer, dass déi staark Kritiken
aus der Assemblée parlementaire
iwwert d’Mënscherechtsverletzun-
gen an Tschetschenien kenges-
wees ausgefouert gi sinn, ob-
schonn am Fong de Comité des
Ministres dat hätt missen als e
Mandat ukucken.

En anere Rapport huet d’Press
d’lescht Woch zu Stroossbuerg dé-
chaînéiert. Et war de Rapport iw-
wert d’Condamnation internatio-
nale des crimes des régimes com-
munistes totalitaires. Dat ass e Be-
richt, dee fir vill Oprou gesuergt
huet an dee wahrscheinlech vill
méi pertinent gewiescht wier, wann
en iwwert d’Condamnatioun vun de
Crimë vun alle Régimes totalitaires
gaange wier, awer net op eng spe-
ziell Zort vu Régime totalitaire
eleng gemënzt gewiescht wär. Well
wann ee ka soen, dass an den Ex-
sowjetrepublike sécherlech mun-
ches geschitt ass, wat kengeswees
ze recommandéieren ass, esou
wësse mer awer och, dass notam-
ment an Chile ënner engem ganz
anere Virwand datselwecht ge-
schitt ass, wat hei net zur Sprooch
komm ass.

Dofir ass et och net weider erstaun-
lech, dass eng Resolutioun, déi
den Avis vun der Assemblée aus-
dréckt, ugeholl ginn ass, well mer
dofir nëmmen eng Halschent vun
de Représentantë gebraucht hunn,
während d’Recommandatioun un
d’Memberstate refuséiert ginn ass.

Mir haten ”guest speakers“, wéi öf-
ters de Fall, a mir hate par ailleurs
– an ech soen Iech dat just à titre
d’exemple – e puer Berichter, déi
notamment vu groussem Interessi
och um nationale Plang kënne
sinn. Esou ass eise Kolleeg, den
Norbert Haupert, intervenéiert an
engem Bericht, deen iwwert
d’«Conséquences pour l’Europe
de l’essor économique de la
Chine» gaangen ass. Mir haten e
ganz interessante Bericht iwwert
den «concept de ‚nation‘» – ech
kënnt mer virstellen, dass déi Leit
aus der Institutiounskommissioun
beispillsweis hir Freed un esou en-
gem kënnten hunn – a mir haten
och en anere Bericht iwwert
d’«gestion de l’eau».

Ee leschte Bericht awer, op deen
ech wëll agoen, Här President, an
deen ech Iech besonnesch wëll un
d’Häerz leeën, dat ass eng Debatt,
an där ech och intervenéiert sinn,
iwwert d’«dimension parlementaire
de l’ONU». Et ass esou, wann
d’Assemblée générale all Hierscht
ass, dass d’Regierung mat de
Fonctionnairen op New York geet,
an dass ganz wéineg europäesch
Memberstaten am Fong Parlamen-

tarier mat an déi Delegatioun
ophuelen, während et awer be-
kannt ass, dass d’UNO keng aner
Méiglechkeet gëtt, fir eng parla-
mentaresch Dimensioun mat eran-
zehuelen, an d’Debatt vun der Re-
form vun der UNO beispillsweis
och esou an d’national Parlamenter
mat eranzedroen.

Dir kënnt also sécher sinn, dass
mir deemnächst, Här President an
Här Ausseminister, wäerte probéie-
ren, dësen Text, deen d’lescht
Woch zu Stroossbuerg gestëmmt
ginn ass, och zu Lëtzebuerg ëmze-
setzen.

Da kommen ech zu enger Resolu-
tioun, fir opzehale mat dëser De-
batt, déi ech Iech elo net virliesen,
mä déi da jiddfereen ausgedeelt
kritt, déi am Fong dorëms geet fir
ze kucken de Rapport iwwert d’Ak-
tivitéite vum Conseil de l’Europe
notamment, mä eventuell och vun
aneren Organisatiounen, wann déi
dat da wëllen, op eng Manéier hei
an d’Chamber mat eranzebréngen,
dass jiddfereen d’Méiglechkeet
kritt ze wëssen, wat do passéiert, a
sech also kann utilement vun dee-
nen Texter inspiréieren, déi an ane-
ren internationale Parlamenter aus-
geschafft ginn.

Résolution 1

La Chambre des Députés,

- vu l’importance du Conseil de
l’Europe dans l’échiquier des orga-
nisations internationales à dimen-
sion parlementaire;

- vu la qualité du dialogue qui s’est
établi entre ses 46 États membres,
concernant les droits de l’Homme,
la prééminence du droit et la dé-
mocratie pluraliste;

- vu l’influence que les conclusions
de ce dialogue peuvent avoir sur la
qualité des travaux des parlements
nationaux;

- vu l’intérêt que la présente résolu-
tion aura pour d’autres organisa-
tions à dimension parlementaire;

souhaite être informée régulière-
ment sur les travaux au sein du
Conseil de l’Europe et en débattre
le cas échéant;

invite partant la Commission des
règlements

- à mener une réflexion sur le cadre
le plus approprié dans lequel les
parlementaires luxembourgeois,
membres de l’Assemblée parle-
mentaire du Conseil de l’Europe,
pourront informer les députés
luxembourgeois sur les travaux
menés au Conseil de l’Europe.

(s.) Lydie Err, Anne Brasseur, Mar-
cel Glesener, Jacques-Yves
Henckes et Jean Huss.

Ech wëll mech elo net ausloossen
iwwert d’Manéier wéi dat soll pas-
séieren. Duerfir froen ech an dëser
Resolutioun, déi iwwregens – an
ech soen duerfir all de Kolleege
vun alle Fraktiounen hei Merci –
vun all Fraktioun ënnerschriwwe
ginn ass, fir eng Reflexioun ze me-
néieren, fir ze kucken, ënner wéi
enger Form een dat ka maachen.
Et ass kloer, et ass keen Débat
d’actualité, et ass keng Interpella-
tioun, et ass och net ëmmer wäert,
sécherlech eng Stonn driwwer ze
verléieren, mä sécherlech – an ech
mengen, dat huet den Exercice
vun haut de Mëtteg bewisen – ass
méi iwwer eng Woch Aarbechten
zu Stroossbuerg ze erzielen, wéi
dat an 32 Sekonnen hei an engem
schrëftleche Bericht, dee vum Pre-
sident virgelies gëtt, kann zum
Ausdrock kommen.

Duerfir meng Invitatioun un d’Kol-
leegen aus der Chamber, dës Re-
solutioun wa méiglech unanime un-
zehuelen, an ech wëll ofschléissen
andeem ech den Accord vu men-
ger Fraktioun brénge fir déi dräi
Protokoller, déi haut zum Vote stinn.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Ech soen
der Madame Err Merci. Als éischte
Riedner ass den Här Marcel Glese-
ner agedroen. Här Glesener, Dir
hutt d’Wuert.

Discussion générale

■ M. Marcel Glesener (CSV).-
Merci, Här President. Här Presi-
dent, Kolleeginnen a Kolleegen,
haut de Mëtteg hu mer iwwert dräi
Gesetzestexter ofzestëmmen, déi
an hirem Inhalt fir Lëtzebuerg
hautdësdags keng grondleeënd
Ännerunge mat sech bréngen, mä
déi symbolesch awer vu grousser
Bedeitung sinn.

Fir d’alleréischt awer géif ech gä-
ren eiser Rapportrice, eiser Kollee-
gin Lydie Err, Merci soe fir hir ganz
interessant an detailléiert Presenta-
tioun iwwert den Inhalt an d’Bedei-
tung vun deenen dräi Zousazproto-
koller zur Mënscherechtskonven-
tioun, déi haut zum Débat stinn.

Eis Kolleegin Lydie Err huet, och
am Numm vun eiser Delegatioun,
an enger Resolutioun drop higewi-
sen, wéi dat an der Zukunft kéint
matgedeelt ginn, wat an der parla-
mentarescher Versammlung an
aner Institutiounen esou diskutéiert
gëtt, a si huet am Fong geholl der
Äntwert scho virgegraff, andeem
se eng Presentatioun gemaach
huet, wat déi lescht Woch zu
Stroossbuerg war.

Dat war ganz explizit, an et wär
eng vun de Méiglechkeeten, wéi
een an der Zukunft och d’Parla-
ment an doriwwer eraus d’Öffent-
lechkeet kéint méi opklären iwwert
dat an iwwert déi Aarbecht, déi mir
Lëtzebuerger Parlamentarier an
deenen eenzelnen Institutiounen
an Ärem Numm verriichten. Duerfir
wëll ech och elo schonn den Ac-
cord vun eiser Fraktioun zu där Re-
solutioun ginn.

■ Mme Lydie Err (LSAP).- Très
bien.

■ M. Marcel Glesener (CSV).-
Dir Dammen an Dir Hären, e puer
Wuert awer elo zu deenen dräi Pro-
jeten. De Projet 5325: Säit dem 4.
November 2000 läit den Zousaz-
protokoll N° 12 zur europäescher
Mënscherechtskonventioun, deen
en allgemengt Diskriminéierungs-
verbuet virgesäit, um Dësch. 50
Joer no der Signature vun der Mën-
scherechtskonventioun mécht
dëse Protokoll aus deem op Kon-
ventiounsrechter beschränkten
Diskriminéierungsverbuet – et ass
dat den Artikel 14 – en allgemengt
Diskriminéierungsverbuet.

Hei gëtt d’Bedeelegung un alle ge-
setzleche Rechter ouni Diskrimi-
néierung aus iergendengem Grond
assuréiert, sief et wat d’Ge-
schlecht, d’Rass, d’Hautfaarf,
d’Sprooch, d’Relioun, d’politesch
oder soss Usiichten, d’national
oder d’sozial Hierkunft, d’Apparte-
nance zu enger nationaler Minori-
téit, Verméigen, d’Gebuert oder
soss iergendeen anere Status ube-
laangt. Keen däerf duerch dës
Grënn vun den öffentlechen Autori-
téiten diskriminéiert ginn. Ech men-
gen, dat seet d’Mënscherechts-
konventioun.

Bei dësem Virstouss vum Europa-
rot handelt et sech ëm eng sënn-
voll a wesentlech Ergänzung vun
der Mënscherechtskonventioun,
wou hire Kontrollmechanismus ver-
bessert gëtt. Dëse spezielle juris-
teschen Outil gëtt zwar just a ganz
spezifesche Fäll agesat, mä grad
an dëse Fäll ass et wichteg, dass
een esou en Instrument zur Verfü-
gung huet.

Och wa mir hei zu Lëtzebuerg gutt
équipéiert sinn am Domän vun der
Gläichbehandlung an der Netdis-
kriminatioun an hei schonn esou e
sëllech Dispositioune geholl hunn,
presentéiert och eis Législatioun
an dësem Beräich nach ëmmer e
puer Lacunen, déi et heescht an
nächster Zukunft ze fëllen. Dat ass
noutwendeg, fir eis national Légis-
latioun esou séier wéi méiglech op
der ganzer Linn a Konformitéit mat
dëser neier Dispositioun ze setzen.

An dësem Kontext begréissen ech
ganz besonnesch, dass eis Verfas-
sungskommissioun, Här Meyers,
hir Aarbechten, wat d’Ëmännerung
vum Artikel 11 vun der Constitu-
tioun ugeet, amgaangen ass ofze-
schléissen. Souwäit ech informéiert
sinn, gëtt op den Avis vum Statsrot
gewaart, an da kann an absehba-
rer Zäit, dëst no laangen Diskus-
siounen, d’Gläichberechtegung të-
schent Mann a Fra an eiser Verfas-
sung verankert ginn.

Trotzdeem kann natierlech dëst
eleng net duergoen. Et ass eis Auf-
gab, d’Artikelen 380 an 349 aus
dem Code civil am Sënn vum Arti-
kel 10bis vun der Constitutioun ëm-
zeänneren – och dat ass nach net
geschitt –, fir allen Diskriminatiou-
nen tëschent deenen zwee Elteren-
deeler en Enn ze maachen. An dë-
sem Kontext géif ech gären, Här
President, dem Här Laurent Mosar
seng Proposition de loi iwwert
d’Autorité parentale aus dem Joer
2003 besonnesch ervirhiewen, déi
mat Sécherheet an déi richteg
Richtung geet.

Ech géif och nach gäre bäifügen,
dass ech zouversiichtlech sinn,
datt de Protokoll N° 12, deen elo
zur Diskussioun steet, eng Rechts-
vereenheetlechung an Diskrimi-
néierungsfroen a ganz Europa mat
sech bréngt. Konkret heescht dat,
dass dëse Protokoll op laang Siicht
dozou bäidroe wäert, d’Rechts- a
Verwaltungsstandarden an de mët-
tel- an osteuropäesche Länner méi
no un déi vu Westeuropa unzeban-
nen, wat natierlech ganz wichteg
ass fir déi zukünfteg Entwécklung
och hei an Europa.

Dir Dammen an Dir Hären, Kollee-
ginnen a Kolleegen, den zweete
Projet um Ordre du jour vun haut
ass de Projet mat der Nummer
5422. Hei geet et dorëms – an
d’Madame Err huet dat schonn er-
virgestrach –, de Protokoll N° 13
zur Mënscherechtskonventioun ze
approuvéieren, deen déi vollstän-
neg Ofschafung vun der Doudes-
strof virgesäit, an dëst ënner allen
Ëmstänn. Ech ginn elo net weider
an den Detail iwwert den Objet vun
dësem Projet de loi an, well d’Ma-
dame Err dat schonn am Detail ge-
maach huet. Ech wollt just e puer
wesentlech an zousätzlech Be-
mierkungen zu dësem Zousazpro-
tokoll maachen, dee menger Frak-
tioun besonnesch wichteg er-
schéngt.

D’Doudesstrof, Kolleeginnen a Kol-
leegen, ass a bleift déi schrooste
vun all de Mënscherechtsviolatiou-
nen iwwerhaapt. Aus dësem Grond
ass et besonnesch ervirzehiewen,
dass den Europarot mat der Adop-
tioun vun dësem Protokoll dee
leschte Schrëtt ënnerholl huet, fir
d’Doudesstrof innerhalb vu senge
Memberstate komplett ofzescha-
fen. Mat dësem Protokoll verflichte
sech nämlech d’Memberstaten –
an domat och Lëtzebuerg –, och a
Krichszäiten oder bei onmëttelba-
rer Gefor kee méi zum Doud ze
veruerteelen an hinzeriichten.

Viru gutt 20 Joer nach gouf d’Dou-
desstrof als en allgemengt Stats-
recht ugesinn. Hautdësdags gëtt
se als Violatioun vun de Mënsche-
rechter considéréiert a gouf aus de
Strofgesetzbicher vun deene
meeschten Demokratien a Rechts-
state gestrach.

Ech mengen, et ass wichteg ze
soen, dass den Europarot an dëser
Entwécklung als Promoteur vun de
Mënscherechter an de fundamen-
tale Fräiheete schlechthin eng we-
sentlech Roll gespillt huet. Iwwert
déi lescht Jorzéngte gouf nämlech
d’Oflehnung vun der Doudesstrof
zum distinctiven Zeeche vun dëser
Organisatioun an hiren Effortë fir de
Respekt an d’Verbreedung vun de
Mënscherechter an der Dignitéit
vun de mënschleche Wiesen.

Et war zudeems den Europarot, als
éischt international Organisatioun,
deen e juristescht Instrument op
d’Bee gesat huet, fir d’Doudesstrof
a Friddenszäiten ze verbidden.
Sou gouf den Zousazprotokoll N° 6
zur Mënscherechtskonventioun,
deen am Joer 1985 a Kraaft ge-

trueden ass, zur offiziell erfuerder-
lecher Konditioun, fir iwwerhaapt
kënnen dëser Organisatioun bäize-
trieden.

Haut kann ee behaapten, dass déi
46 Memberstate vum Europarot
eng Zon bilden, wou d’Doudesstrof
aus de Gesetzestexter verschwon-
nen ass, mat der grousser Aus-
nahm vu Russland, dat awer säit
dem Joer 1996 e Moratoire op dës
Kapitalstrof verhaangen huet. Mä
mir erwaarde vu Russland, dass
och si dëse Moratoire an eng Abo-
litioun en bonne et due forme ëm-
wandele wäerten.

Leider – an d’Madame Err huet dat
och ervirgestrach – kann een net
behaapten, dass dëst iwwerall op
der Welt de Fall ass. Ech géif an
dëser Hisiicht kuerz op zwee Fäll
ze schwätze kommen, déi eis als
besonnesch pertinent erschéngen.
Wéi mer wëssen, gëtt et zwee Län-
ner, déi, obwuel se en Observa-
teursstatus beim Europarot hunn a
sech mat dëser Organisatioun hire
Valeuren identifizéieren, awer nach
ëmmer d’Doudesstrof bei sech ap-
plizéieren: Ech schwätzen hei vun
den USA a vu Japan.

Ech mengen, et ass un eis, als
Member vum Europarot, si am Dia-
log dovun ze iwwerzeegen, hiren
eegenen Normen a Valeure Rech-
nung ze droen an domat d’Dou-
desstrof aus hire Gesetzestexter
definitiv och ze sträichen.

Grad an onser Zäit kënnt ee Fac-
teur derbäi, deen et leider mat
sech bréngt, dass verschidde Län-
ner hir Législatioun zu Gonschte
vun der Doudesstrof renforcéieren,
an zwar ass dëst den Terrorismus.
Vill ze vill grujelech sinn oft d’Biller,
déi mer op der Televisioun gesinn,
wann d’Terroriste wéi zu London
oder zu Amman op ganz arbiträr
Aart a Weis zouschloen an on-
schëlleg Leit mat an den Doud rap-
pen.

En allgemengt Onsécherheetsge-
fill, dat duerch dës regelméisseg
Terrorattacken opkënnt, bréngt et
mat sech, dass een ufänkt och bei
sech selwer Konzessiounen ze
maachen, andeems een d’Dou-
desstrof fir Krimineller vun där Zort
ënner Ëmstänn kéint guttheeschen.
Et ass noutwendeg, dass mir och
am Kampf géint den Terrorismus
un eise Valeure festhalen.

D’Tortur an d’Exekutioun vu Leit,
och wa se Terroriste sinn, däerf ni
eng Optioun sinn. D’Mënscherech-
ter musse fir jiddfereen ouni Aus-
nahm gëllen. D’Doudesstrof er-
laabt weder d’Gewalt ze verrénge-
ren nach bréngt se Fridden a Sta-
blilitéit mat sech. D’Doudesstrof
hält d’Gewalt net op, ganz au
contraire, si hëlleft se ze verbree-
den. Heibäi ginn d’Mënscherechter
op eng erbaarmungslos an irréver-
sibel Aart a Weis violéiert.

Kolleeginnen a Kolleegen, beim
drëtte Projet vun haut geet et
drëms, den Zusazprotokoll mat der
Nummer 14 zu der Mënscherechts-
konventioun ze approuvéieren,
deen den 13. Mee 2004 vum Minis-
tercomité am Europarot guttge-
heescht gouf. Dëse Protokoll soll
de Kontrollsystem vun der Konven-
tioun verbesseren, deen op dem
europäesche Geriichtshaff fir
d’Mënscherechter baséiert.

Ech begréissen dëse Protokoll
ganz besonnesch, well en dem
Geriichtshaff zu Stroossbuerg er-
labe wäert, eng méi effizient Aar-
becht ze leeschten. Ouni dëse Pro-
tokoll, an domat seng aschränkend
an aschneidend Mesuren, wär net
kloer, dass dës dach esou wichteg
Jurisdiktioun zum Affer vun hirem
eegenen Erfolleg an hirem eegene
System gi wär. D’Madame Err ass
am Detail op d’Aarbechte vum Ge-
riichtshaff zu Stroossbuerg agaan-
gen, esou dass ech net méi weider
wéilt dozou Stellung huelen.

Wann Der mer et erlaabt, géif ech
nach just gären e puer Bemier-
kunge maachen iwwert d’Zukunft
vum europäesche Mënscherechts-
geriichtshaff zu Stroossbuerg. Et
wäert an Zukunft entscheedend
ginn, fir déi wesentlech Roll vum
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Stroossbuerger Geriichtshaff als
eenzegaartege Kontrollsystem vun
der Mënscherechtskonventioun
géintiwwer vun der Europäescher
Unioun festzeschreiwen. De Proto-
koll, dee mer haut solle gutthee-
schen, modifizéiert den Artikel 59
vun där Konventioun en vue vun
enger Bäitrëttsperspektiv vun der
Europäescher Unioun zur europäe-
scher Mënscherechtskonventioun.

Den Traité fir eng europäesch
Constitutioun, deem mer jo als Lët-
zebuerger zougestëmmt hunn,
gesäit op senger Säit vir, dass am
Fall vu Mënscherechtsviolatiounen
et méiglech gëtt, eng Klo virun
dem europäesche Geriichtshaff zu
Lëtzebuerg virzebréngen. Mir mus-
sen an dëser Saach ganz beson-
nesch dorop oppassen, dass zwee
international Geriichtshäff, deen
een zu Stroossbuerg an deen ane-
ren hei zu Lëtzebuerg, déi allen
zwee spezifesch Kompetenzen am
Beräich vun de Mënscherechter
hunn a kréie wäerten, sech net am
Wee stinn. All Iwwerschneide vu
Kompetenzen, all Double emploi
an eventuell Rivalitéite musse vu
vireran évitéiert ginn. Jiddferee vun
deenen zwee Geriichtshäff muss
iwwer säi prezisen Aufgabeberäich
verfügen.

Här President, wat de Protokoll 14
ubelaangt, géif ech gär mat der
Ausso ofschléissen, dass deen ak-
tuellen Débat iwwert d’Mënsche-
rechtsverletzungen an Europa – an
ech denken hei besonnesch, an
d’Madame Err huet dat jo gesot, un
d’Affär mat de geheime Flich vun
der CIA – d’Wichtegkeet, d’Nout-
wendegkeet wéi och d’Drénglech-
keet vun der Roll, déi dem Europa-
rot an dësem Beräich zoukënnt,
méi wéi gutt ënner Beweis stellt an
och ënner Beweis stelle wäert.

Ech géif also zu deenen dräi Proto-
kollen, déi haut zum Débat stinn,
ofschléissend am Numm vun der
CSV-Fraktioun eisen Accord zu
deenen dräi Gesetzestexter ginn.

Här President, Kolleeginnen a Kol-
leegen, wann Der mer awer er-
laabt, géif ech nach gären zum
Schluss kuerz op déi heiteg Roll an
Daseinsberechtegung vum Euro-
parot ze schwätze kommen. D’Ma-
dame Err huet dat uganks vun hirer
Presentatioun vun de Rapporten
hei gemaach. Ech hätt deem seele
wéineg bäizefügen. Mä erlaabt
mer, dass ech e puer prinzipiell
Aussoen awer och am Numm vun
eiser Fraktioun zu der Daseinsbe-
rechtegung vum Europarot op dë-
ser Plaz hei maachen, ulehnend un
dat, wat mer gesot hu beim Débat
iwwert d’Aussepolitik virun e puer
Méint.

Am Mee 2005 huet den drëtte
Sommet an der Geschicht vun dë-
ser Organisatioun, also vum Euro-
parot, zu Warschau stattfonnt, wou
sech d’Stats- an d’Regierungs-
chefe genau iwwert den Europarot
hir Gedanke gemaach hunn. Dëst
ass natierlech net vu Muttwëll, well
d’Evolutioun vun Europa huet et
mat sech bruecht, dass hautdës-
dags d’Kompetenze vun der Euro-
päescher Unioun, dem Europapar-
lament an dem Europarot net méi
kloer genuch definéiert sinn a sech
ganz oft iwwerkräizen.

Während deenen éischte Jorzéng-
ten nom Zweete Weltkrich war
d’Verdeelung vun de Kompetenzen
tëschent deenen zwou Institutioune
relativ kloer: Währenddeem den
Europarot kompetent war am
Beräich vun de Mënscherechter an
de fundamentale Fräiheeten, an
der Rechtsstaatlechkeet an den
Normen deementspriechend, huet
sech déi europäesch Communau-
téit virun allem ëm d’wirtschaftlech
Entwécklung, och e bëssen ëm
d’sozial Entwécklung vun Europa
gekëmmert.

D’Entwécklung vun de Kompeten-
zen an der Europäescher Unioun
am Beräich vun der Aussepolitik,
der Justiz, der Immigratioun, der
Verteidegungspolitik, der Verteide-
gung vun de Mënscherechter
souwéi och hir Erweiderung hunn
et awer iwwert déi Joren zu vill
Duerchernee bruecht.

Den Europarot mécht sech zu-
deem de Moment eescht Gedan-
ken driwwer, dass d’Europäesch
Unioun sech lues mä sécher seng
eegen – dem Europarot seng –
Kompetenzen zu engem Deel
uneegent. Sou bereet ënner ane-
rem dem Europarot d’Ëmwandlung
vum europäeschen Observatoire
vun de rassisteschen a xenophobe
Phenomeener zu Wien an eng eu-
ropäesch Agence vun de funda-
mentale Rechter besonnesch vill
Suergen. D’Gefor besteet, dass en
Double emploi kann entstoen an
dass d’Kompetenzen onkloer defi-
néiert ginn. Et heescht dat mat al-
ler Entschiddenheet awer ze évi-
téieren, wat deelweis am Intérêt
vum Fonctionnement vum eu-
ropäesche Geriichtshaff fir d’Mën-
scherechter zu Stroossbuerg ass
wéi och vis-à-vis vun där eventuell
nei ze crééirender Agence.

Ënnert dësen Ëmstänn ass et nëm-
men ze begréissen, dass de Som-
met zu Warschau sech der Defini-
tioun vum Europarot a sengen Auf-
gaben ugeholl huet. Hei si sech
d’Stats- an d’Regierungschefen –
Här Asselborn, Dir waart mengen
ech och present – zu Warschau
eens ginn, dass d’Verteidegung
vun de Mënscherechter souwéi
d’Promotioun vun Demokratie a
Rechtsstaatlechkeet d’Haaptmis-
sioun vum Europarot ass a bleiwe
muss.

(Interruption)

Hei gouf dann awer och décidéiert,
fir en neie Kader ze schafe fir
d’Kooperatioun an d’Interaktioun
tëschent dem Europarot an der Eu-
ropäescher Unioun, fir virun allem
de Beräich vun de Mënscherech-
ter, der Demokratie an dem
Rechtsstat genau ze determinéie-
ren a festzeleeën. Déi dräi Geset-
zestexter vun haut beweisen op en
Neits, dass den Europarot all seng
Aktualitéit a Wichtegkeet behält,
soss hätte mer haut net bräichten
iwwert déi dräi Projeten ze disku-
téieren.

Den Europarot bleift also onver-
zichtbar an och onersetzlech. Als
Gespréichsforum um europäesche
Plang ass et dat kontinentaalt
Schutzinstrument vun de Mënsche-
rechter schlechthin souwéi och
d’Denkfabrik vun de Rechtsnormen
an de sou genannten „bonnes pra-
tiques“.

Fir kënnen en effizient Fonction-
néiere vum Europarot ze garantéie-
ren, musse mer also versichen, all
Double emploi an d’Iwwerschneide
vu Kompetenzen tëschent dem Eu-
roparot an der Europäescher
Unioun hiren Institutiounen an Zu-
kunft ze évitéieren. Heirop muss
besonnesch elo bei der Entste-
hung vun enger europäescher
Agence vun de fundamentale
Rechter zu Wien opgepasst ginn.
Jiddfer Organisatioun, jiddfer Insti-
tutioun muss iwwer hire prezisen
Aufgabeberäich och haut a muer –
muer nach méi wéi gëschter –
verfügen, an et ass wichteg, et
muss eng effikass Kollaboratioun
tëschent deenen zwou Institutioune
Parlament an Europarot op d’Bee
gesat a gefestegt ginn.

Et ass och vu grousser Bedeitung,
dofir ze suergen, dass d’Attribu-
tioune vun deene verschiddenen
Organisatiounen no baussen hi méi
sichtbar ginn. Et ass och dat, wat
der Madame Err hir Resolutioun
bezweckt, fir effektiv och d’Aar-
bechte vum Europarot méi effikass
ze presentéieren, méi sichtbar ze
maachen an der Opinion publique.

Fir all dësen Erausfuerderungen,
déi sech dem Europarot stellen,
gerecht ze ginn, wär et net vu
Muttwëll fir och d’Zuel – Här Ausse-
minister, dat betrëfft Iech direkt –
vun de Vertrieder, déi op eiser Am-
bassade zu Stroossbuerg akkredi-
téiert sinn, ze erweideren. En Ee-
mannbetrib geet haut net méi duer,
fir all deenen Aufgaben nozekom-
men, déi Lëtzebuerg am Engre-
nage vum Europarot ze bewierk-
stellegen huet.

Ofschléissend wëll ech soen, dass
eise Premier mat enger Clarifica-

tiounsmissioun vun de Rolle vun
der Europäescher Unioun an dem
Europarot zu Warschau chargéiert
gouf. Den Här Juncker huet
ugekënnegt, dass hien der Com-
mission permanente vum Europa-
rot de 17. Mäerz en Tëscherapport
presentéiere kënnt, éier dann deen
offizielle Rapport am Mee fäerdeg
gi soll. Et ass dat d’Geleeënheet, fir
mam Premier iwwert d’Missioune
vum Europarot an déi méiglech
Konklusiounen ze diskutéieren.

Net eleng déi Lëtzebuerger Dele-
gatioun, Här President, ass interes-
séiert un dësem Rapport, mä
d’Parlamentarier vu 46 Member-
state sinn et ganz besonnesch.
Och mir, als Lëtzebuerger Delega-
tioun, sinn drun interesséiert, well
mir als Lëtzebuerger ëmmer erëm
gefrot ginn am Europarot: Wéi
gesäit et aus mat dem Rapport
vum Lëtzebuerger Premierminis-
ter?

Duerfir, mengen ech, wier et och
gutt – an de Wonsch ass och aus-
gedréckt gi vun eiser Delegatioun
an eiser Commission des Affaires
étrangères – wann de Statsminis-
ter, wann hie méi wäit fort ass mat
sengem Rapport, an eis Kommis-
sioun kéim, fir och eng Diskussioun
mat de Lëtzebuerger Vertrieder ze
féieren iwwert d’Konklusiounen, déi
hien eventuell gedenkt de 17.
Mäerz zu Paräis ze presentéieren,
wou d’Commission permanente
vum Europarot dann tagt.

Mir waarden also mat vill Span-
nung op dee Rapport vum Här Jun-
cker. Mir wäerte mat Sécherheet
nach op dee Rapport zréckkom-
men. Domat wëll ech fir haut of-
schléissen, andeem ech Iech alle-
guerte Merci soe fir Är frëndlech
Opmierksamkeet.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Ech soen
dem Här Marcel Glesener Merci.
Als nächste Riedner ass den Här
Charles Goerens agedroen. Här
Goerens, Dir hutt d’Wuert.

■ M. Charles Goerens (DP).-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, mir hunn eng interessant
Diskussioun de Mëtteg iwwert dräi
Protokollen, déi d’Chamber gebie-
den ass ze approuvéieren. Ech
hunn och keen Zweifel iwwert den
Ausgang vun deem Vote. Wann
een och do ka mat der Madame Err
d’accord sinn, datt de Protokoll N°
13 am Fong oppen Dieren op-
stéisst, well mer d’Doudesstrof of-
geschaaft hunn, ass de Rappel
awer utile an enger Zäit, wou oft déi
zivilisatoresch Errongenschaft a
Fro gestallt gëtt vun eenzelne vun
eise Matbierger.

Iwwert de Prinzip vun der Non-dis-
crimination générale kann ech och
näischt Zousätzleches méi soen zu
deene Remarquen, déi d’Madame
Err als Rapporteur op eng ganz de-
tailléiert Manéier hei virgedroen
huet.

Datselwecht gëllt fir de Protokoll N°
14, am Fong de Filterprotokoll fir
d’Cour des Droits de l’Homme,
deen absolut noutwendeg ass, fir
och d’Crédibilitéit vun der Cour
des Droits de l’Homme erëm hier-
zestellen, well an der Convention
européenne des Droits de
l’Homme steet engersäits, datt -
d’Staten opgefuerdert ginn, Justiz
ze spriechen an engem räsonna-
belen Délai, a wann d’Cour, déi am
Fong déi lescht Instanz ass, no-
deem all national Instanzen aus-
geschöpft sinn, selwer Jore brauch
bis se iwwerhaapt un d’Affären
erukënnt, dann dréit dat net zur
Crédibilitéit vun därselwechter bäi.

Zweet Remarque: De Conseil de
l’Europe ass eng paneuropäesch
Organisatioun mat 46 Membersta-
ten, déi ganz ënnerschiddlech ma-
teriell Situatiounen an och ganz ën-

nerschiddlech Situatiounen am
Domän vum Recht hunn. Ob-
schonn eng Partie Virkonditioune
mussen erfëllt sinn, fir kënne Mem-
ber vum Conseil de l’Europe ze
ginn, kënnt een awer net der-
laanscht fir ze soen, datt nach
munches ze kläre bleift an deenen
eenzelne Memberstaten; an dee-
nen alen, mä besonnesch och an
deenen neien.

Ech weess net, wat d’Leit vun där
Debatt de Mëtteg hei matkréien an
ob et ganz kloer ass, iwwer wat
datt mer hei schwätzen, ob e klo-
ren Ënnerscheed gemaach gëtt të-
schent engem Conseil de l’Europe
engersäits an engem Conseil euro-
péen anerersäits, oder ob déi Be-
grëffer net awer matenee ver-
mëscht ginn.

Fir déi, déi an der Verantwortung
drastinn, dierft et am Fong geholl
keng Vermëschung sinn, well déi
verschidden Organisatiounen hu
spezifesch Opträg, an et wier net
gutt, wann et zu ze villen Iwwer-
schneidunge respektiv Vermë-
schunge vun de Kompetenze kéim.
Duerfir ass et och sënnvoll, datt e
Klärungsbericht gemaach gëtt,
deen eise Statsminister um leschte
Sommet zu Warschau uvertraut
krut, fir ze kucke wéi ee kann
d’Synergië besser organiséieren
tëschent der Europäescher Unioun
engersäits an dem Conseil de l’Eu-
rope anerersäits.

Dat gesot, wëll ech awer och am
Numm vun der demokratescher
Fraktioun ënnersträichen, datt een
ni däerf d’Spezifissitéit vum
Conseil de l’Europe aus den Ae
verléieren, déi indispensabel ass
an déi och wegweisend ass fir Län-
ner op anere Kontinenter, déi och
no rechtleche Repèrë sichen, fir
kënnen zu engem ziviliséierten Ze-
summeliewen tëschent Natiounen
an och innerhalb vun den Natiou-
nen ze fannen.

Ech hunn ëmmer versicht mengen
Interlocuteuren an den Zillänner
vun der Lëtzebuerger Koopera-
tioun de Sënn vun esou Démar-
chen ze erklären, andeems ech ge-
sot hunn, datt grad kleng Länner –
an déi meescht vun eisen Zillänner
si jo kleng Länner – en Intérêt drun
hunn, datt se genuch Partenairë
fannen, déi méi grouss si wéi si an
déi sech dann net nëmmen un der
Definitioun vun Norme mat bedee-
legen, mä sech och Mechanisme
ginn, fir déi Normen da rechtlech
ofzesécheren.

Domat kënnt een am Dialog iwwert
d’Mënscherechter schonn e bësse
méi wäit, wéi wann een nëmme just
e puer Zeitungsartikele mention-
néiert oder eventuell eng direkt
massiv politesch Attack reit. Den
Dialog ass net ëmmer einfach, mä
e muss awer gefouert ginn. E muss
op eng subtil Manéier gefouert
ginn, awer och op eng effikass Ma-
néier.

Drëtt Remarque: D’Relatiounen të-
schent dem Conseil de l’Europe an
der Europäescher Unioun sinn
heiansdo problematesch, awer och
sënnvoll. Ech wëll emol dat Sënn-
vollt a menger kuerzer Interven-
tioun ervirsträichen.

Als sënnvoll huet sech zum Beispill
d’Zesummespill tëschent der Euro-
päescher Unioun an dem Conseil
de l’Europe erwisen, wat de Res-
pekt an d’Evolutioun vun de
Rechtsnormen a vun de Mënsche-
rechter, besonnesch an der Türkei,
ubelaangt. Ech mengen, mir kënne
mat u Sécherheet grenzender
Wahrscheinlechkeet soen, wann
d’Türkei keng Bäitrëttsperspektiv
déi Zäit an d’Europäesch Unioun
gehat hätt, datt dann och d’interna-
tional Communautéit engem
Drockmëttel verloschteg gi wier, fir
se unzehalen, emol alleguer déi
Engagementer, déi se schonn ën-
nerschriwwen hunn, ze ratifizéieren
an notamment d’Mënscherechts-
konventioun bei sech ze applizéie-
ren.

Et ass jo eréischt nodeem d’Eu-
ropäesch Unioun am Dialog mat
der Türkei virukomm ass an der
Perspective d’élargissement, datt

d’Türken en fin de compte bereet
waren, mat sech iwwert d’Ofschafe
vun der Doudesstrof schwätzen ze
loossen. Dat ass eng zolidd Erron-
genschaft! Dat wier ouni dat Ze-
summespill tëschent Europäescher
Unioun an dem Conseil de l’Europe
net méiglech gewiescht.
Oder fir et anescht ze soen: Wann
net iwwert den Drock vun de Ko-
penhagener Kritären d’Türken do-
runner erënnert gi wieren, datt se
eng Partie Engagementer ze erfël-
len hunn, déi och an der europäe-
scher Mënscherechtskonventioun
sinn, da wiere se vläicht vum sel-
wen net drop komm – fir et emol
gelënd auszedrécken –, well
d’Türke si jo awer bal vun Ufank un
derbäi a si sinn enorm laang Mem-
ber vum Conseil de l’Europe.
Et kann een engersäits begréissen,
datt elo endlech eppes geschitt,
wéi een och implizit muss bedaue-
ren, datt et esou laang gedauert
huet bis an där doter Hisiicht Neel
mat Käpp gemaach goufen.
An esou bréngen dann déi Rela-
tiounen tëschent deene 46 Länner,
déi doudsécher nach ausbaufäeg
sinn an déi verschidde Qualitéiten
hunn, jee nodeem wat fir eng Orga-
nisatioun datt een do uschwätzt, et
zu enger Vernetzung, déi d’Schick-
saler vun deene 46 ëmmer méi enk
matenee verbënnt. Et ass wichteg,
datt mer eis Instrumenter an Dé-
marchë ginn, déi an der Europäe-
scher Unioun d’Spannunge jugu-
léieren, d’Spannungen ofbauen an
aner Perspektiven opmaachen.
Véierte Punkt, de Rôle vun der As-
semblée, wou jo dräi Effektiv an
dräi Suppléants vun dëser Cham-
ber och zu Stroossbuerg dra sinn.
Déi huet e wichtege Rôle ze
spillen. Ech géing soen en duebele
Rôle: e Rôle, engersäits, d’impul-
sion politique an anerersäits, e
Rôle de contrôle. Eng Kontrollfunk-
tioun an eng Impulsgeberfunk-
tioun, déi wichteg sinn, well de
Conseil am Dialog mat de Vertrie-
der vun de 46 nationale Parlamen-
ter absolut eppes ze gewannen
huet, grad ewéi och d’Assemblée
eppes dorun ze gewannen huet,
wa se mam Conseil dialogéiert. Dat
dréckt sech aus a Form vun direk-
ten Aussproochen am Parlament,
dat dréckt sech awer och aus a
Form vun Avisën, déi d’Assemblée
vum Conseil de l’Europe gëtt zu
Virgäng, déi am Ministerrot pas-
séieren.
Eng Kommissioun, déi enorm wich-
teg ass, niewent der Commission
des Droits de l’Homme an der As-
semblée, ass déi sou genannt
Commission de suivi, déi kuckt wat
passéiert an deene Länner, déi
Member si vum Conseil de l’Eu-
rope, a besonnesch déi, déi
eréischt viru kuerzem drakomm
sinn. An, dee Commentaire wëll
ech mat deem leschte Punkt, deen
ech uspriechen, an dëser kuerzer
Interventioun verbannen, dee vun
der Spezifissitéit an dem Optrag an
der Daseinsberechtegung vum
Conseil de l’Europe op laang
Siicht.
Déi Commission de suivi setzt sech
och zesummen aus Vertrieder vu
ganz ville Länner, déi Member si
vum Conseil de l’Europe, an nor-
malerweis gëtt e Rapport gemaach
vun zwee Parlementairë vun zwou
verschiddene Fraktiounen iwwert
den Inventaire vun de Verfehlun-
gen oder iwwert d’Evolutioun ganz
einfach vun de Länner, déi Member
sinn, Member gi si viru kuerzem
vum Conseil de l’Europe, wéi se et
dann elo hale mat deenen Engage-
menter, déi se geholl hunn. Dat
léisst heiansdo ze wënschen iw-
wreg. Et kënnt heiansdo zu ganz
heftegen Debatten, notamment no
Wahlen, deenen hiren Déroulement
contestéiert gëtt.
Dat war elo d’lescht Woch zu
Stroossbuerg de Fall bei de Wah-
len an Aserbaidschan, wou et villes
ze soe ginn ass, a wou d’Assem-
blée sech am Fong duerchgeron-
gen huet, fir éischter méi e realpoli-
tesche Wee ze goen, wéi elo eng
direkt Condamnatioun ausze-
schwätzen. Dat ass engersäits eng
Méiglechkeet fir virunzekommen
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an anerersäits besteet awer eng
ganz grouss Gefor, well wann eng
international Organisatioun, déi
sech am Fong zum Zil gesat huet,
fir Rechtsnormen ze vereenheetle-
chen, flächendeckend applicabel
ze maachen, do ze vill nosiichteg
ass, dat muss net onbedéngt am
Intérêt si vun der Crédibilitéit vun
deemselwechten. Kloer erkennbar
muss awer den Trend bleiwen, fir
dohinner ze kommen.

An ech mengen och no laanger
Erwägung, datt et keng 36 aner al-
ternativ Méiglechkeete gëtt zu
deem wat elo gemaach gëtt, zu
deem e bësse méi realpolitesche
Kurs, well mir kënnen eis all dorun
erënneren: Wéi Russland Member
ginn ass vum Conseil de l’Europe,
ass dat vu ganz ville Säite contes-
téiert ginn, well se ganz einfach –
dat musse mer zouginn – net zei-
deg ware fir an de Conseil de l’Eu-
rope ze kommen. A wann een och
d’Zuel vun de Plaintë gesäit, déi
vun de russesche Bierger ge-
maach gi virun der Cour des Droits
de l’Homme, da mierkt ee jo och,
datt dat net aus der Loft gegraff
ass, wat vu mir hei als Behaaptung
opgestallt gëtt.

Russland ass e Produkt vun enger
realpolitescher Approche, wou Eu-
ropa net wëllt hunn, datt eng Partie
Länner um Kontinent keng Pers-
pektiven hunn. Déi eng hunn
d’Perspektiv vun der Verdéiwung
vun der Europäescher Unioun an
där se schonn dra sinn, déi aner
hunn d’Perspektiv vum Élargisse-
ment, kënnen also eng Kéier Mem-
ber ginn. Eng drëtt Kategorie huet
Perspektiven iwwert d’Politique de
voisinage, wou d’Länner kënnen
alles kréien, tout sauf les institu-
tions, fir och méi no un d’Eu-
ropäesch Unioun erunzewuessen.
Anerer sinn nach Liichtjoren dovun
ewech a brauchen awer iergend-
eng Opfangstruktur. D’OSCE ass
eng vun deenen.

Mir huet et deemools geschéngt,
wéi Russland Kandidat war, et wier
vläicht besser gewiescht, et hätt
een eng Zort Feegefeier gehat,
wou d’Länner sech emol hätte
kënne preparéieren, fir duerno méi
spéit dann an deen europäeschen
Himmel eranzekommen. Mais les
choses étant ce qu’elles sont: Mir
hunn nun emol haut 46 Memberen.

Et muss een och wëssen, datt e
Broch vun enger Perspektiv oder e
Politikbroch och en Zeechen ass,
wat net onbedéngt ëmmer gutt
verstane gëtt a wat net ëmmer zu
der Verbesserung vun der Situa-
tioun an de Länner bäidréit. Mir
sinn also elo op enger Gratwande-
rung, an d’Crédibilitéit steet net
méi an net manner um Spill wéi
d’Crédibilitéit vum Conseil de l’Eu-
rope selwer, dee muss Dag fir Dag
a ganz viller Klengaarbecht wei-
sen, oft am groussen allgemengen
Desinteresse, datt en awer eng
spezifesch Funktioun ze erfëllen
huet. Wann de Conseil de l’Europe
net do wier, da géing ee mierken,
wat engem géing feelen. Dat ass
nun eben emol d’Lous vun der Poli-
tik, a mir mussen dat och virun
esou maachen.

Ech weess och net wat déi beschte
Kommunikatiounspolitik ass. D’Ma-
dame Err huet, zesumme mat de
Signatairë vun där Resolutioun hei,
emol ee Wee opgezeechent, och
nach keng definitiv Léisung propo-
séiert, mä mir mussen zesumme
mat de Kolleegen aus der Commis-
sion du règlement kucken, wéi mer
et fäerdeg bréngen, datt mer deen
dote wichtegen Deel vun der Lët-
zebuerger Aussepolitik kënne mat
eisen Aarbechten hei intern ver-
zahnen.

Ech soen Iech Merci fir Är Op-
mierksamkeet.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Ech soen
dem Här Goerens Merci. Als
nächste Riedner ass den Här Huss
agedroen. Här Huss, Dir hutt
d’Wuert.

■ M. Jean Huss (DÉI GRÉNG).-
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, ech wëllt hei och am Numm
vun der grénger Fraktioun der Ma-
dame Err, der Rapporteuse vun dë-
sen dräi Protokollen, déi sech mat
der Problematik vun de Mënsche-
rechter beschäftegen, Merci soe fir
hiren excellente Rapport. E Rap-
port, deen et mer erlaabt, just nach
kuerz op dat eent oder dat anert
dovunner anzegoen an dobäi och
kuerz de Rôle vum Conseil de l’Eu-
rope a vun der Cour européenne
des Droits de l’Homme ze sträifen.

De mëndlechen an de schrëftleche
Rapport zu de virleiende Protokol-
len a Gesetzesprojete war, wéi ge-
sot, esou iwwersiichtlech an och
detailléiert, och hei nach um Pult,
datt all Widderhuelung dovun als
véierte Riedner näischt méi géif
bréngen an ech mech dofir och
just op e puer Remarquë wëll kon-
zentréieren.

Am Protokoll N° 12 geet et dorëm
fir jiddfer Diskriminatioun, also all-
méiglech Forme vun Diskrimina-
tioun opgrond vu Geschlecht,
Rass, Hautfuerf, reliéis, sozial oder
politesch Zougehéiregkeet oder
Zougehéiregkeet zu Minoritéiten an
esou virun ze ënnerbannen. Et
brauch een déi oft traureg a brutal
Realitéit jo vu Mënscherechtsver-
letzungen an eiser Welt, déi all Dag
vun de Medië bericht gëtt, nëm-
men ze kucken oder och Berichter
vun amnesty international iwwert
déi verschidde Länner ze liesen, fir
ze wëssen, wéi wäit mer leider och
haut nach vun der Respektéierung
vun den elementaarste Mënsche-
rechter ewech bleiwen.

Ech ginn hei op dëser Plaz be-
wosst keng Beispiller, well et gëtt
der leider esou vill, datt eleng
d’Opzielung vun nëmmen deene
schlëmmsten dovunner de Kader
vu menger Riedezäit géif spren-
gen. Et ass aus grénger Siicht dofir
natierlech och nëmme logesch,
datt mer dëse Projet de loi iwwert
dëse Protokoll N° 12 géint d’Diskri-
minatioun voll ënnerstëtze kënnen,
a mir hoffen, datt domadder net
nëmme schéi Prinzipien décla-
méiert ginn, zum Beispill datt
gläich Rechter a Flichte fir Mann a
Fra och an eiser Verfassung elo
solle verankert ginn, mä datt alles
dofir soll gemaach ginn, datt dës
Prinzipien dann awer och an der
alldäglecher Realitéit zum Droe
kommen, do wou et eben nach La-
cunen och hei zu Lëtzebuerg gëtt.

Op internationalem Plang kann ee
just hoffen, datt sech lues a lues
d’Prinzipië vun de Mënscherechter
a vun der Netdiskriminéierung
wäerten duerchsetzen. Mir men-
gen dobäi allerdéngs – an d’Bei-
spill vun der US-Presenz am Irak
weist et all Dag –, datt dat net
méiglech ka gemaach ginn duerch
Krich, duerch Bommen a militä-
resch Gewalt, mä éischter duerch
Dialog, duerch wirtschaftlech a so-
zial Opbauhëllef an duerch Ën-
nerstëtzung vun Organisatioune
vun der Zivilgesellschaft, déi aktiv
fir Fridden, fir Toleranz a Réconci-
liatioun antrieden.

Dir Dammen an dir Hären, de Pro-
jet de loi iwwert de Protokoll N° 13
bezitt sech op d’Ofschafung vun
der Doudesstrof an alle Member-
staten an ënner alle Konditiounen,
ob a Friddens- oder a Krichszäiten.
Selbstverständlech stëmme mer
och dëst Gesetz, well mir Gréng
zënter eiser Grënnung ëmmer scho
géint d’Doudesstrof agetratt sinn.

Leider gëtt et d’Doudesstrof nach
an ëmmerhi 70 Länner op dëser
Welt. Laut amnesty international
ass d’Doudesstrof am Joer 2004
offiziell nach 3.700-mol vollstreckt
ginn. Dat ass eng offiziell Zuel,
woubäi allerdéngs d’Donkelziffer
eleng fir déi sou genannte Volleks-
republik China op ronn 10.000 pro
Joer geschätzt gëtt. Den autoritä-
ren a repressive Regime zu Peking
ass net eleng duerfir nach ganz
wäit ewech vun der Respektéie-
rung vun de Mënscherechter. Méi
wëllt ech op dëser Tribün haut net
dozou soen.

Mä d’Barbarei vun der Doudesstrof
gëtt et leider och nach am sou ge-
nannten ziviliséierte Westen, an no-
tamment bei eisem sou genannte
Bündnispartner, den USA, déi Beo-
bachter beim Conseil de l’Europe
sinn. Iwwert déi amerikanesch Zivi-
lisatioun géif et hei villes ze soe
ginn. Munech Positives sécher-
lech, mä leider vill méi, wat ech als
negativ emfannen, ugefaang mat
där aktueller Regierung an hirer mi-
litärescher Rüstungspolitik.

D’USA gehéieren ouni Zweifel zu
deene Länner, an deene proportio-
nell immens vill Leit an de Prisonge
sëtzen, an dorënner proportionell
haaptsächlech Leit aus de sozial
benodeelegte Schichte vun der
Bevölkerung. D’USA sinn och dat
Land, wat regelméisseg an
d’Schlagzeile geréit, well et do
praktesch ouni Gnod ëmmer erëm
zu grausamen Hiriichtunge kënnt.

Laut enger rezenter interessanter
Pressematdeelung vun deene
jonke Gréngen, déi sech ganz in-
tensiv an deene leschte Woche
mat der Problematik vun der Dou-
desstrof beschäftegt hunn, waar-
den de Moment 3.500 Veruerteelter
an den USA op hir Hiriichtung. Laut
amnesty international sinn am ver-
gaangene Jorhonnert eleng an den
USA 450 Leit zum Doud veruerteelt
ginn, a wou d’Uerteel vollstreckt
ginn ass, woubäi sech spéider
erausgestallt huet, datt si absolut
onschëlleg waren.

Zwou skandaléis Hiriichtungen a
Kalifornien vum republikanesche
Gouverneur Arnold Schwarzeneg-
ger sinn nach viru kuerzem duerch
d’Weltpress gaangen. Engersäits
d’Hiriichte vum Stanley „Tookie“
Williams, nodeem e 24 Joer an der
Doudeszell souz an ënner anerem
do Kannerbicher geschriwwen
huet, wou e géint Drogen a Gewalt
agetratt ass. E Mann, dee souguer
e puermol souwuel fir de Literatur-
wéi fir den Nobelpräis virgeschloe
gi war.

De Schwarzenegger huet do keng
Gnod kannt, genausou wéineg wéi
kuerz duerno de 17. Januar 2006,
dat heescht viru 14 Deeg, wéi e 76
Joer alen, schwéier kranken, hallef
blanne Greis am Rollstull higeriicht
gouf, dee knapp véier Méint vir-
drun e schwéieren Häerzinfarkt ge-
maach hat, an dee se du véier
Méint virun der Vollstreckung vun
der Doudesstrof erëm reaniméiert
haten.

Déi jonk Gréng hunn an deem dote
Kontext an hirem Communiqué vun
der Barbarei a vun der Absurditéit
vun der Doudesstrof geschwat.
Ech muss soen, datt mir dozou iw-
wert dem Här Schwarzenegger säi
Verhalen iwwerhaapt keng Wierder
méi afalen.

Dir Dammen an Dir Hären, de Pro-
tokoll N° 14 vun der Konventioun
bezitt sech op d’Aarbechtsweis an
d’Aarbechtsmethode vun der Cour
européenne des Droits de
l’Homme zu Stroossbuerg. Als
Member vum Conseil de l’Europe
hate mer zu e puer heibanne virun
e puer Méint d’Geleeënheet, d’Aar-
becht an d’Problemer vun dëser
wichteger Cour méi genau kënne
kennen ze léieren, well mer vum
Här Dean Spillmann, eisem Repre-
sentant op dëser Cour, zu enger Vi-
site mat Diskussioun invitéiert gi
waren an dobäi e gudden Abléck
an d’Entwécklung vun den Affäre
konnte gewannen. D’Madame Err
ass schonns op dës interessant Vi-
site an och Entrevue agaangen, an
ech ka mech duerfir och nëmmen
hire Wierder, déi si gebraucht huet,
hei uschléissen.

Well d’Zuel vun den individuelle
Requêtë bei der Cour européenne
des Droits de l’Homme mat der Er-
weiderung vun der Zuel vun de
Memberstate vum Conseil de l’Eu-
rope, mä och allgemeng gesinn, an
de vergaangene Joren ëmmer méi
drastesch zougeholl huet, ass mat

dësem Protokoll N° 14 d’Méiglech-
keet gesicht ginn, fir iwwerhaapt
nach effikass kënnen ze schaffen,
dat heescht, Uerteeler a räsonna-
belen Délaie kënnen ze schwätzen.
Duerfir ass gekuckt ginn, fir scho
beim Ukomme vun de Requêtë Fil-
teren anzebauen, fir en neie Rece-
vabilitéitskritär opzestellen an och
nach aner Mechanismen anze-
bauen.

D’Madame Err huet dës Mesuren
am Detail an och kritesch aus der
Vue vu Lëtzebuerg hier beliicht,
virun allem och an hirem schrëft-
leche Rapport, deem eigentlech
näischt bäizefügen ass an deem
mer duerfir och eis Zoustëmmung
kënne ginn.

Inwéiwäit d’Effikassitéit ka verbes-
sert a gläichzäiteg awer déi indivi-
duell Rekursrechter op eng positiv
Aart a Weis kënnen oprechterhale
bleiwen, dat wäerten eis an der
Praxis sécherlech déi kommend
Jore weisen. Mir hoffe jiddefalls,
datt dat sech zu Gonschte vun den
individuelle Rekursrechter a wierk-
lech wichtegen Dossiere positiv
wäert auswierken. An ech wéilt als
Member vun eiser parlamentare-
scher Delegatioun beim Conseil de
l’Europe nach eng Kéier dem Här
Spillmann Merci soe fir dës instruk-
tiv Visite a fir seng permanent posi-
tiv Kontakter mat der Lëtzebuerger
Delegatioun.

Insgesamt, an domadder kommen
ech zum Schluss, bleiwe fir eis
Gréng d’Froe vun de Mënsche-
rechter an all déi politesch Froen a
Problemer, déi am Conseil de l’Eu-
rope diskutéiert ginn a wouzou re-
gelméisseg Resolutiounen, mä och
Recommandatiounen un d’Regie-
runge vun de 46 Memberstaten
ausgeschafft an adresséiert ginn,
vu ganz grousser Wichtegkeet.
Duerfir ass et och kloer, datt mir eis
och an Zukunft ganz aktiv an dës
Aarbechte vum Conseil de l’Europe
wëllen an all dës Froen abréngen,
déi déi mënscherechtlech Aspek-
ter vun der Europapolitik betreffen.

Et ass natierlech aus deem Grond
och kloer, datt mer déi Resolutioun,
déi mer gemeinsam ënnerschriw-
wen hunn an déi vun der Madame
Err presentéiert ginn ass, hei wäer-
ten ënnerstëtzen. Merci.

■ Une voix. Très bien.

■ M. le Président.- Ech soen
dem Här Huss Merci. Als leschte
Riedner ass elo den Här Henckes
agedroen. Här Henckes, Dir hutt
d’Wuert.

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Här President, ech wëll
grad ewéi meng Virriedner der Ma-
dame Rapporteuse – elo hätt ech
et scho bal falsch gesot – Merci
soe fir hire Bericht. Si ass bekannt
dofir, datt se am Conseil de l’Eu-
rope an och hei am Parlament sech
ganz staark fir d’Mënscherechter
asetzt. An eng vun deene Missiou-
nen, déi den Europarot huet, ass
justement déi Missioun fir d’Mën-
scherechter ze verdeedegen. Well
déi eenzel parlamentaresch As-
sembléeën, déi mer hunn, hunn
natierlech am Kader vum Europa-
parlament hir Missiounen, déi mer
kennen.

(M. Lucien Weiler reprend la
Présidence)

Dann ass et d’OSZE, d’parlamen-
taresch Kommissioun, déi sech ëm
d’Relatiounen tëschent de fréiere
Sowjetstaten an der EU këmmert.
D’Parlament vum Europarot huet
haaptsächlech d’Missioun, fir sech
ëm d’Mënscherechter ze bekëm-
meren. Duerfir si mer och frou, datt
déi dräi Gesetzer, déi dräi Protokol-
ler, déi mer haut solle stëmmen, elo
endlech an ons Législatioun era-
kommen.

Ee vun de Problemer, dee mer bei
dëser Geleeënheet wäerte festha-
len, ass, datt mer ons resolut géint
d’Doudesstrof dans toutes ses
formes ausschwätzen. Als Member
vun enger Associatioun, déi
heescht ”Parliamentarians for Glo-
bal Action“, déi sech ganz spezi-
fesch op individueller Basis enga-

géiert géint d’Doudesstrof iwwerall
an der Welt, sinn ech natierlech
frou, datt mer op deem Gebitt do
lues a lues ëmmer méi Fortschrët-
ter kréien. Et ass just bedauerlech,
datt eng vun deene gréissten,
wann net déi gréissten Demokratie
an der Welt, Amerika, nach ëmmer
a veschiddene Staten d’Doudes-
strof als déi normal Strof bei
schwéiere Verbriechen ugesäit.

Mir gesinn, datt d’Doudesstrof
meeschtens dozou féiert, datt et,
wa se eng Kéier bis vollstreckt ass,
an et gesäit een herno, datt et en
anere war, dee schëlleg war, da
kann een nëmme just nach soen, et
ass domm gaangen, mä d’Persoun
ass gestuerwen. Dat ass inakzep-
tabel! Dat huet och a muneche Fäll
zu ganz grave Konsequenze ge-
fouert.

Mä och generell ass et inakzepta-
bel, datt eng Gesellschaft sech
nees erëm op den Niveau vun den
Déieren erofsetzt, andeem se Re-
vanche hëlt a selwer kalbliddeg
mort. Duerfir ass dee Kampf géint
d’Doudesstrof, deen de Conseil de
l’Europe mécht, e ganz noble
Kampf.

Deen zweete Punkt, deen an der
Debatt steet, ass dee vun dem
Kampf géint d’Diskriminéierung.
An och do, mengen ech, ass et
wichteg, datt mer d’Konsequenzen
a ville Gesetzgebungen, och hei an
onsem Land, mussen duerchzéien.
Ech wëll drun erënneren, zum Bei-
spill fir dat ze illustréieren, datt eng
Direktiv iwwert d’Marchés publics,
déi mer hätte sollen Enn d’lescht
Joer an ons Gesetzgebung inte-
gréieren, virgesäit, datt Entrepri-
sen, déi condamnéiert gi si wéinst
Diskriminéierungen, kënnen aus de
Marché-publicen ausgeschloss
ginn. Esou Aktioune sinn absolut
wichteg fir Akzenter ze setzen a fir
déi néideg Pressiounen duerchze-
zéien.

Den drëtte Punkt, deen ech wollt
diskutéieren, an deen d’Madame
Rapporteuse och hei am Kader
vun enger Resolutioun wollt illus-
tréieren, dat ass, datt mer sollte
méi esou Debatten, déi mer am Ka-
der vun der OSZE maachen als
Parlamentarier, mä och am Kader
vun allen: vum Europarot, vun der
OSZE, vun dem Euro-Méditerra-
née, hei an der Chamber duerch-
féieren, fir datt mer an der Cham-
ber an domat ons Bevölkerung do-
baussen, ons Leit dobaussen infor-
méieren, wat debattéiert gëtt, wat
diskutéiert gëtt a wat d’Theme sinn
an ob et net dozou féiere muss,
datt mer och hei am Land ver-
schidde Konsequenze mussen
duerchzéien.

E leschte Punkt, op deen ech wëll
agoen, ass dee vum Mënsche-
rechtsgeriichtshaff. Effektiv ass et e
ganz nëtzleche Geriichtshaff, dee
munech nei Weeër gewisen huet,
deen och heiansdo an importente
Fäll hei zu Lëtzebuerg zu Ännerun-
gen an onser Législatioun gefouert
huet. Et ass dat ee vun deene
Grënn, woufir mer mussen dat Ge-
setz elo stëmmen, fir datt mer do
méi Effikassitéit drakréien.

Well et nëtzt näischt, datt een,
wann een hei zu Lëtzebuerg eng
Plainte mécht, well d’Délais judi-
ciaires ze laang sinn, well an enger
Affär während véier, fënnef, sechs
Joer näischt geschitt ass, deen
Ablack dann op den europäesche
Mënscherechtsgeriichtshaff geet
an do nach eng Kéier dräi, véier
Joer muss waarden, bis et zu en-
gem Uerteel kënnt. Duerfir ass et
scho wichteg, datt mer déi Refor-
men, déi haut virgeschloe sinn,
duerchzéien.

Duerfir wëll ech och den Accord
vun der ADR-Fraktioun zu dem Ge-
setzesprojet bréngen an och zu
där Resolutioun, déi mer wäerte
stëmmen an déi mer och mat ën-
nerschriwwen hunn.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. Domadder ass d’Gene-
raldebatt ofgeschloss. D’Wuert
huet elo den Här Ausseminister
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Jean Asselborn. Här Ausseminis-
ter!

■ M. Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Im-
migration.- Merci, Här President.
Dir Dammen an Dir Hären, léif Kol-
leegen, ech wëll och un alleréisch-
ter Plaz der Madame Err e grousse
Merci soe fir hir ganz wichteg Aar-
becht, déi si hei als Rapporteur vun
deenen dräi Konventioune ge-
maach huet, mä awer och doriw-
wer eraus fir déi wichteg Aarbecht,
déi si zu Lëtzebuerg an zu Strooss-
buerg mécht am Kader vum
Conseil de l’Europe.

Ech si mam Här Goerens absolut
d’accord, an och mat der Madame
Err, dass a Saache Mënscherech-
ter de Conseil de l’Europe eng Vir-
reiderroll hat an Europa a selbst-
verständlech och déi Roll behale
muss an Zukunft an net a Konkur-
renz mat der Europäescher Unioun
soll sinn.

Vläicht ganz séier eppes zum Pro-
tokoll N° 12. Déi Remarque, déi
d’Madame Err gemaach huet, dass
mer mussen zwee Artikele vun ei-
sem Code civil änneren, ass natier-
lech pertinent, mä wichteg ass och
– an ech mengen, de President vun
der Institutiounskommissioun, den
Här Meyers, ass mat mir d’accord
–, dass mer als Chamber, oder
dass Dir als Chamber, entschël-
legt, wou ech Iech selbstverständ-
lech ganz staark encouragéieren,
de Conseil d’État mat Nodrock en-
couragéiert, säin Avis dach end-
lech ofzeginn iwwert den Artikel 11
vun eiser Verfassung, fir dass
d’Chamber do ka légiféréieren.

Wat de Protokoll N° 13 ubelaangt,
do huet den Här Huss absolut
Recht, dass mir als Europäer, och
als Lëtzebuerger, all déi Länner,
wou mer international a Kontakt
sinn, ëmmer erëm mussen drop
uschwätzen, dass mer als Eu-
ropäer wëllen, dass d’Doudesstrof
iwwerall op der Welt ofgeschaaft
gëtt, ob dat Japan ass oder ob et
d’USA sinn.

D’lescht Woch war ech an dräi
Länner: China, Laos an Thailand,
wou d’Doudesstrof nach ass. Mir
hunn dat all Kéier och erwähnt. Mä
et gëtt natierlech och Géigenden
op der Welt, wou ee mengt, dass
se dat missten agesinn, wéi zum
Beispill d’Palästinensesch Autori-
téit. Déi huet och nach d’Doudes-
strof, a mir mussen hei aus Europa
wierklech do Drock maachen, dass
an all deene Regioune vun der
Welt d’Doudesstrof ofgeschaaft
gëtt.

De Protokoll N° 14 ass dat Wich-
tegst effektiv, wat d’Substanz
ugeet. Zil ass et jo, fir e Remède ze
fanne bei der Iwwerbelaaschtung
vun der Cour européenne des
Droits de l’Homme.

Vläicht just dräi Chifferen. Enn
2004 waren 78.000 Requêten nach
en suspens. Tëschent dem 1. Ja-
nuar 2005 an dem 31. August 2005
sinn eleng 29.950 Requêten
abruecht ginn. Wann een déi Evo-
lutioun kuckt am Conseil de l’Eu-
rope, da stellt ee fest, dass 3.007
Demanden 1999 virlouchen an elo
2004 sinn iwwer 20.000 Fäll era-
bruecht ginn.

Mä wann een da kuckt, dass zum
Beispill 2004 20.000 Requêten irre-
cevabel erkläert gi sinn an nëmme
730 Arrêtë prononcéiert gi sinn, dat
heescht 97% vun de Requêtë sinn
irrecevabel erkläert ginn, da gesäit
een, dass méi wéi zwee Drëttel vun
der Aarbecht eigentlech investéiert
gëtt fir ofzeweisen, anstatt dass
d’Energië kënnen drop konzen-
tréiert ginn, fir eng gutt Justice ze
schwätzen. D’Qualitéit vun der Jus-
tice kann also nëmme steigen,
wann een de Riichter do méi Zäit
gëtt, fir sech kënne mam Fong vun
den Affären ze beschäftegen.

Et muss een och wëssen, dass ei-
gentlech aacht Staten de Monopol
praktesch hu vu 75% vun den Affä-
ren, déi en instance sinn. 75% also.
Un éischter Plaz steet d’Türkei, da
komme Polen, Russland an da
Rumänien.

Wat d’Remèden ugeet, do wëll ech
vu menger Säit och net alles wid-
derhuelen, wat hei gesot ginn ass,
just vläicht ee Saz zu deem Mana-
gement review, deen d’Madame
Err och zitéiert huet. Dat ass e Rap-
port, dee finanzéiert gëtt vu
Groussbritannien a vum Lord Woolf
of Barnes gemaach gëtt. Eng vun
den Iddien an deem Rapport ass,
fir dass ee kleng lokal Strukturen,
net judiciaire Strukturen, déi och
dann onofhängeg si vun den natio-
nale Länner, wou se sinn, géif na-
tional, lokal implantéieren, fir eben
dee grousse Flot vun de Requêtë
kënnen ofzewieren.

Vum Protokoll N° 14 gëtt och gesot
vu Spezialisten, dass dat keng So-
lution miracle ass. Den Traitement
vun den Affären ze accéléréieren,
de Juge unique, deen iwwert
d’Kritäre vun der Recevabilitéit da
statuéiert, anstatt dass dat e Co-
mité mécht vu siwe Jugen, e Co-
mité nëmme vun dräi Jugen, fir déi
répétitiv Affären ze tranchéieren:
Dat ass alles positiv. D’Kritäre vun
der Recevabilitéit – an d’Madame
Err huet och ganz pertinent hir Ap-
proche dozou gesot -: Ech fannen,
dat ass och richteg, dass de Préju-
dice muss important sinn; mä et
ass wichteg, och wann en net im-
portant ass, dass do d’Droits de
l’Homme, dass d’Mënscherechter
also net däerfe vergiess ginn.

Dann ee Punkt, dee vläicht manner
de Mëtteg elo zur Sprooch komm
ass, mä dee mer och wichteg
schéngt, dat ass, dass de Comité
des Ministres kann d’Mise en
oeuvre an d’Hand huele vun Arrêtë
vun der Cour, déi net exekutéiert
ginn. Dat heescht, dass d’Cour
erëm ka saiséiert ginn, wann eng
vun de Parteien oder e Land, wat
d’Obligatioun kritt duerch d’Cour,
d’Exekutioun vun den Arrêten net
weiderdreift. Dat ass fir verschidde
Länner ganz, ganz wichteg, mä
awer virun allem fir d’Bierger aus
deene Länner wichteg, dass et déi
Dispositioun an Zukunft gëtt.

Da wësst Der och, dass eelef Leit,
e Groupe des sages agesat ass,
presidéiert vum Gil Rodríguez Igle-
sias. Dee Comité des sages muss
eigentlech d’Quadratur vum Cercle
fäerdeg bréngen. Mir hunn 800 Mil-
lioune Bierger, wann een d’Länner
alleguer zesummen hëlt, déi 46
vum Conseil de l’Europe, a si all,
jidder Eenzelnen, soll do den Ac-
cès kréien zu der Justiz. Op där
anerer Manéier muss da Strooss-
buerg sech och an Délais raison-
nables kënne prononcéieren.

Wat de Fong ugeet, erlaabt mer
vläicht meng perséinlech Ap-
proche do dozou. Selbstverständ-
lech, mengen ech, an Zukunft, wa
mer wëllen erëm op eng méi nor-
mal Situatioun erauskommen, dierft
eigentlech d’Justice vu Strooss-
buerg nëmme subsidiairë Charak-
ter hu vun enger gudder nationaler
Justice, fir dass de Rekurs op
Stroossbuerg net automatesch bei
all Fall e leschte Rekurs gëtt. Ech
mengen, dat ass net de Sënn do-
vunner. Domadder géife mer et
dann och do mat enger Ännerung
an der Astellung selbstverständ-
lech da fäerdeg bréngen, fir d’Zuel
vun den Affären ze reduzéieren.

Nun, d’Madame Err huet iwwert
d’Wahlbeobachter geschwat. Ech
wëll mech selbstverständlech elo
net amëschen an dat wat d’Cham-
ber hei décidéiert. Ech wëll just
soen, dass mer am Ministère vun
den Affaires étrangères jo en ex-
trae Service hunn, dass Lëtze-
buerg bei praktesch alle Wahlen,
wou am Kader vun der EU oder
vun der OSCE Wahlbeobachter de-
signéiert ginn, matmécht.

Mir sinn elo present gewiescht a
Palästina mat fënnef, sechs Leit;
mir ginn och elo a Wäissrussland,
wat jo ganz, ganz wichteg ass, well
do si vläicht Embryoë vun enger
demokratescher Revolutioun. Vun
deene muss ee profitéieren, ob-
schonn dass mer alleguerte wës-
sen, dass dee Regime alles
aneschters ass wéi demokratesch.
Mä d’Wahlbeobachtung ass wich-
teg, a Lëtzebuerg hëlt un all deene
Missiounen ëmmer deel.

De Marcel Glesener huet eppes
gesot, wat ech selbstverständlech
als zoustännege Minister nëmme
kann ënnerschreiwen, dass mer et
misste fäerdeg bréngen, an eise
Représentation-permanenten an
och an eisen Ambassadë mindes-
tens zwee Diplomaten do ze hunn.
Zwee ausgebilten Diplomaten, déi
dann do hir Aarbecht zesummen
an engem Sënn maachen, dass
mer dignement vertruede sinn, an
dorobber schaffe mer och hin.

Wat mer gutt gefall huet, dat ass
och wat den Här Goerens gesot
huet eigentlech iwwert d’Substanz
vum Conseil de l’Europe a Saa-
chen Türkei. D’Ofschafe vun der
Doudesstrof an der Türkei ass net
ëmsoss gewiescht an ass och net
gratis komm. Duerfir soll een elo an
deem Prozess géint dee Journalist
Orhan Pamuk wierklech net ze vill
pousséieren. Ech hu gëschter
nach d’Geleeënheet gehat zu Lon-
don, fir mam türkeschen Aussemi-
nister ze schwätzen an ech hunn
em wierklech félicitéiert, dass en
op dee Wee do gaangen ass.

Och d’Minoritéitsrechter, all dat si
jo déi fundamental Froen, déi am
Conseil de l’Europe diskutéiert
ginn, an do huet schonn déi Institu-
tioun an der Türkei zum Beispill
villes bewierkt. Ech hoffen och,
dass mer a Russland nach méi
kënne pousséieren, och wann et
elo, wat d’ONGen ugeet, jo e wéi-
neg an eng aner Richtung gaan-
gen ass, mä dass mer och do kën-
nen de l’avant goe mam Conseil de
l’Europe.

Ech wëllt da fir ofzeschléisse
selbstverständlech mech och net
drécken, fir déi Froen ze évitéieren,
déi d’Madame Err hei gestallt huet.
Wann een d’Madame Err kennt, da
konnt ee sech jo och e wéineg pre-
paréieren op dat wat…

(Interruption)

…hei vu Froe gestallt ginn ass. Déi
Froe si selbstverständlech keng Iw-
werraschung, an ech wëll se och
mat aller Transparenz an aller Éier-
lechkeet selbstverständlech, wéi
sech dat fir e Minister gehéiert, hei
beäntwerten.

Déi éischt Fro, mengen ech, war jo
déi, ob d’Regierung systematesch
informéiert ass iwwert d’Geheim-
déngschter, och auslännesch Ge-
heimdéngschter, déi hei zu Lëtze-
buerg da mat communiquéieren.
Do kann ech nëmmen zwou
Saache soen:

Dir wësst, an der Struktur vun der
Regierung ass de Geheim-
déngscht ënnert der Tutelle vum
Statsminister. De Statsminister an
de Chef vum Geheimdéngscht si
konstant am Gespréich matenaner.
Do fléisst den Informatiounsfloss
an do gëtt d’Regierung selbst-
verständlech informéiert, mä awer
och d’Chamber. Mat deem neie
Gesetz besteet jo elo och scho re-
gelméisseg en Informatiounsfloss
tëschent eben dem Geheim-
déngscht an där Kommissioun, déi
hei an der Chamber duerfir
zoustänneg ass.

Déi zweet Fro ass, ob d’Regierung
– wann ech richteg verstan hunn –
iwwer Informatioune verfügt, wat
d’Existenz vu geheime Centres de
détention op eisem Territoire ugeet
oder an Europa oder soss an der
Welt. Do kann ech formell sinn: Hei
zu Lëtzebuerg ass dat selbst-
verständlech net de Fall. Mir hunn
och keng prezis Informatiounen iw-
wer esou Centren an Europa oder
soss iergendwou an der Welt. Mir
sinn eis Meenung do net gefrot
ginn, a wa mer se gefrot gi wären,
wësst Der, wat mer geäntwert hät-
ten.

■ Une voix.- Bien!

■ M. Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Im-
migration.- Dann deen drëtte
Punkt, vläicht dee wichtegsten: Ob

d’Regierung Connaissance huet vu
Volen oder vu Survolen iwwer eisen
Territoire vu Fligeren, déi affrétéiert
gi si vun der CIA oder och vun An-
nexe-de-servicen, déi also outge-
sourced sinn. Ech kann elo direkt
soe wat d’Survolen ugeet, dass
d’Regierung ni gefrot ginn ass fir
eng Autorisatioun, also huet se och
ni eng ginn.

Wat elo Volen ugeet, ass et esou,
dass ech mech selbstverständlech
och virun dëser Debatt kloer an
d’Bild setze gelooss hunn. Den
30.1.2006 an den 31.1.2006, dat
ass also virgëschter a gëschter,
ass jeeweils ee Fliger hei um Findel
gelant a gläich drop och erëm fort-
geflunn, no kuerzer Zäit. Fligere
vun enger Gesellschaft, déi an der
Vergaangenheet mat der CIA a
Verbindung bruecht ginn ass. Dës
Fligeren hunn hei zu Lëtzebuerg
opgetankt a si gläich drop zréck-
geflunn op Frankfurt, wou déi Flige-
ren och hierkomm sinn.

D’Luxair huet den Handling ge-
maach vun deene Fligeren. Am Fli-
ger, ass mer confirméiert ginn, war
kee Passagéier deklaréiert. Et si
keng Persounen – och zu Lëtze-
buerg – an dee Fliger agestiegen.
D’Fligere ware Mëttelstreckeflige-
ren, a wéi aus de Frachtpabeieren
ervirgeet, huet et sech ëm zwee
technesch Volë gehandelt. Et gëtt
absolut keen Hiweis, dass dës
zwee Volë kënnen an de Kontext
gestallt gi vum Transport vu Prison-
néier oder Persounen tout court,
déi solle vun engem auslännesche
Geheimdéngscht iwwer Lëtze-
buerg transportéiert ginn.

Dann déi nächst Fro ass: Wat ass
d’juristesch Base, déi erlaabt, dass
aus engem Drëttland Persounen
iwwert den Nationalterritoire kën-
nen transportéiert ginn oder mat
hinnen eng Escale ka gemaach
ginn? Ass d’Regierung esou eng
Autorisatioun gefrot ginn, a wa jo,
wat fir Zorte vun Assurancë kann
een do exigéieren?

Do kann ech der Madame Err änt-
werten – an ech mengen, si weess
dat vläicht besser wéi ech –, dass
et zwou Konventioune gëtt vum
Conseil de l’Europe, eng vun 1957
an eng vun 1959 iwwert d’Entraide
judiciaire pénale, wou Escalen a
Survolen, wann et sech ëm Ge-
faangener handelt, mussen ugefrot
ginn.

Zënter 2000, wësst Der hei an der
Chamber, ass et de Parquet géné-
ral, dee sech dorëm bekëmmert. Et
ass esou, dass mer fir d’Fäll, déi
hei viséiert sinn, weder eng Autori-
satioun gefrot gi si fir eng Escale
nach ass eng Aide judiciaire pé-
nale bei eis ugefrot ginn.

Dann déi lescht Fro: Huet d’Regie-
rung Kenntnis vum Atterrissage vu
Fligeren, déi hätte kënnen Déte-
nuën transportéieren? Ech hu
mech do explizéiert: D’Regierung
huet keng Connaissance dovun-
ner.

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. D’Madame Err wëllt, den-
ken ech, eng Zousazfro stellen.
Madame Err!

■ Mme Lydie Err (LSAP).- Jo,
Här President, eigentlech keng
Zousazfro. Ech wollt just d’Cham-
ber froen, ob et méiglech wier, déi
Äntwerte vum Minister esou schnell
wéi méiglech ze kréien, fir se wei-
derzeginn un do wou mer se sug-
géréiert krut hunn.

■ M. le Président.- Madame
Err, mir wäerten duerfir suergen,
dass deen Text vun der Ried vum
Minister esou schnell wéi méiglech
zur Verfügung steet, fir dass Dir
kënnt Ären Aufgaben nokommen.

Mir kommen dann zur Ofstëmmung
iwwert d’Projets de loi. Fir d’éischt
de Projet 5325.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

(Interruptions diverses)

Här Santer, wann d’Maschinn net
geet, da sot mer just, ob Der mat
Jo oder mat Nee stëmmt. Mat Jo?
Ah.

De Projet de loi 5325 ass ugeholl
mat 60 Jo-Stëmmen, bei kenger
Nee-Stëmm a kenger Abstentioun.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Michel Wolter),
MM. Marcel Glesener, Norbert
Haupert, Mme Françoise Hetto-
Gaasch, MM. Ali Kaes, François
Maroldt, Paul-Henri Meyers, Lau-
rent Mosar, Marcel Oberweis, Pa-
trick Santer (par M. Lucien Thiel),
Marcel Sauber, Jean-Paul Schaaf
(par M. Marcel Oberweis), Marco
Schank, Marc Spautz, Mme Mar-
tine Stein-Mergen, MM. Fred Sun-
nen, Lucien Thiel, Lucien Weiler et
Michel Wolter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err, MM. Ben Fayot,
Jean-Pierre Klein (par Mme Clau-
dia Dall’Agnol), Mme Lydia Mutsch
(par M. Roger Negri), MM. Roger
Negri, Jos Scheuer (par M. Marc
Angel), Romain Schneider, Roland
Schreiner et Mme Vera Spautz (par
M. Alex Bodry);

MM. Xavier Bettel (par M. Niki Bet-
tendorf), Niki Bettendorf, Mme
Anne Brasseur, M. Emile Calmes
(par M. Claude Meisch), Mme Co-
lette Flesch, MM. Charles Goerens,
Henri Grethen (par M. Charles
Goerens), Paul Helminger (par
Mme Colette Flesch), Claude
Meisch et Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter;

MM. Gast Gibéryen (par M.
Jacques-Yves Henckes), Jacques-
Yves Henckes, Aly Jaerling, Jean-
Pierre Koepp et Robert Mehlen.

■ M. Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Im-
migration.- Merci, Här President!

■ M. le Président.- Gëtt
d’Chamber d’Dispens vum zweete
Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Mir stëmmen dann of iwwert de
Projet de loi 5422.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet de loi 5422 ass ugeholl
mat 60 Jo-Stëmmen, bei kenger
Nee-Stëmm a kenger Abstentioun.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Lucien Thiel), MM.
Marcel Glesener, Norbert Haupert,
Mme Françoise Hetto-Gaasch,
MM. Ali Kaes, François Maroldt,
Paul-Henri Meyers, Laurent Mosar,
Marcel Oberweis, Patrick Santer,
Marcel Sauber, Jean-Paul Schaaf
(par M. Marcel Oberweis), Marco
Schank, Marc Spautz, Mme Mar-
tine Stein-Mergen, MM. Fred Sun-
nen, Lucien Thiel, Lucien Weiler et
Michel Wolter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err, MM. Ben Fayot,
Jean-Pierre Klein (par M. John
Castegnaro), Mme Lydia Mutsch
(par M. Roger Negri), MM. Roger
Negri, Jos Scheuer (par M. Marc
Angel), Romain Schneider, Roland
Schreiner et Mme Vera Spautz (par
M. Alex Bodry);

MM. Xavier Bettel (par M. Niki Bet-
tendorf), Niki Bettendorf, Mme
Anne Brasseur, M. Emile Calmes
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(par M. Claude Meisch), Mme Co-
lette Flesch, MM. Charles Goerens,
Henri Grethen (par M. Charles
Goerens), Paul Helminger (par
Mme Colette Flesch), Claude
Meisch et Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter;

MM. Gast Gibéryen (par M.
Jacques-Yves Henckes), Jacques-
Yves Henckes, Aly Jaerling, Jean-
Pierre Koepp et Robert Mehlen.

Gëtt d’Chamber d’Dispens vum
zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Da komme mer zur Ofstëmmung
iwwert de Projet de loi 5423.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet ass ugeholl, grad ewéi
déi vu virdrun, mat 60 Jo-Stëmmen.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Lucien Thiel), MM.
Marcel Glesener, Norbert Haupert,
Mme Françoise Hetto-Gaasch,
MM. Ali Kaes, François Maroldt,
Paul-Henri Meyers, Laurent Mosar,
Marcel Oberweis, Patrick Santer,
Marcel Sauber, Jean-Paul Schaaf
(par Mme Françoise Hetto-
Gaasch), Marco Schank, Marc
Spautz, Mme Martine Stein-Mer-
gen, MM. Fred Sunnen, Lucien
Thiel, Lucien Weiler et Michel Wol-
ter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err, MM. Ben Fayot,
Jean-Pierre Klein (par M. John
Castegnaro), Mme Lydia Mutsch
(par M. Roger Negri), MM. Roger
Negri, Jos Scheuer (par M. Marc
Angel), Romain Schneider, Roland
Schreiner et Mme Vera Spautz (par
M. Alex Bodry);

MM. Xavier Bettel (par M. Niki Bet-
tendorf), Niki Bettendorf, Mme
Anne Brasseur, M. Emile Calmes
(par Mme Colette Flesch), Mme
Colette Flesch, MM. Charles Goe-
rens, Henri Grethen (par M. Claude
Meisch), Paul Helminger (par Mme
Anne Brasseur), Claude Meisch et
Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter;

MM. Gast Gibéryen (par M.
Jacques-Yves Henckes), Jacques-
Yves Henckes, Aly Jaerling, Jean-
Pierre Koepp et Robert Mehlen.

Gëtt och hei d’Chamber d’Dispens
vum zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Résolution 1

Mir hunn dann nach eng Resolu-
tioun, déi déi honorabel Madame
Err déposéiert huet, déi vun alle
Fraktiounen – wann ech dat richteg
gesinn – ënnerschriwwen ass.
Also, kënne mer par main levée do-
riwwer ofstëmmen?

(Assentiment)

D’accord.

Vote

Wien ass mat där Resolutioun d’ac-
cord?

Ech gesinn, dat ass d’Unanimitéit,
also ass d’Resolutioun unanime
ugeholl.

Mir kommen elo zur Diskussioun
vum Projet de loi 5463, en Of-
kommes iwwert de Corps euro-
péen. D’Wuert huet de Rapporteur,
den honorabelen Här Marcel Gle-
sener. Här Glesener!

5. 5463 – Projet de loi
portant approbation du
Traité entre le Royaume
de Belgique, la Répu-
blique fédérale d’Alle-
magne, le Royaume
d’Espagne, la Répu-
blique française et le
Grand-Duché de Luxem-
bourg relatif au Corps
européen et au statut
de son Quartier géné-
ral, ainsi que de l’Acte
final de signature, faits
à Bruxelles, le 22 no-
vembre 2004
Rapport de la Commission des
Affaires étrangères et europé-
ennes, de la Défense, de la
Coopération et de l’Immigration

■ M. Marcel Glesener (CSV),
rapporteur.- Jo, Merci. Här Presi-
dent, Kolleeginnen a Kolleegen, ei-
sen Débat wäert mat Sécherheet
net esou spannend sinn an net
esou laang dauere wéi dee vu vir-
drun. Ech ka mech och ganz kuerz
faassen. D’Detailer vun deem, wat
do zur Diskussioun steet, fannt Der
a mengem schrëftleche Rapport.
U sech kann ech soen, datt dee
Projet absolut keng Changementer,
wat d’Verteidegungspolitik vu Lët-
zebuerg betrëfft, mat sech wäert
bréngen. Et geet ledeglech drëm,
fir en Traité ze approuvéieren, deen
den 22.11.2004 tëschent der
Belsch, Däitschland, Spuenien,
Frankräich a Lëtzebuerg ënnerzee-
chent ginn ass. Dat ass e juris-
tesch-techneschen Text, deen eng
juristesch Basis vun der Zesum-
menaarbecht vun all deene Staten,
déi dem Corps européen ugehéie-
ren, festleet, an deen och déi nout-
wendeg Rechtsbasis fir de Quar-
tier général, dee sech zu Strooss-
buerg befënnt, definéiert an och
festleet.
Den Dépôt vun dësem Projet war
de 15. Abrëll 2005. De Statsrot
huet säin Avis ginn am Juli 2005 an
hien huet absolut keng Objektioune
presentéiert a virfonnt opgrond vun
der Verfassungsméiglechkeet vun
deem internationalen Traité. Hien
hat just e puer juristesch Formula-
tiounen uginn, déi mer am Artikel 1
och respektéiert hunn. U sech wa-
ren dat nëmmen textuell Observa-
tiounen, déi de Statsrot gemaach
huet. De Statsrot steet also och
hannert deem Projet.
Mir haten de 17. November an der
zoustänneger Kommissioun den
Exposé vum Verteidegungsminis-
ter, dem Här Frieden, dee méi an
den Detail op de Corps européen
an iwwert de Quartier général
agaangen ass an d’Bedeitung,
d’Admissiounen nach eng Kéier
virgedroen huet.
Mir hunn dann ebenfalls den Avis
vum Conseil d’État duerchdisku-
téiert an och déi textuell Ännerun-
gen ugeholl. Den 19. Dezember
hunn ech dann an der Kommis-
sioun mäi schrëftleche Rapport,
deen Der alleguerten hutt, virge-
luecht, an d’Kommissioun huet
unanime dee Rapport och esou
ugeholl.
A mengem Rapport gesitt Der – an
ech wëll dat ganz kuerz erwähnen,
fir déi, déi sech duerfir interesséie-
ren -: D’Organisatioun oder d’Ori-
ginë vum Corps européen datéiere
vum 22. Januar 1963; dat war jo
nach d’Fro fir d’Verteidegungen të-
schent Frankräich an Däitschland.
Doriwwer eraus sinn déi Missiou-
nen erweitert ginn am Mee 1992, et
si Länner bäigetratt: d’Belsch
1993, Spuenien 1994 a Lëtzebuerg
1996, dat opgrond vun enger Déci-
sioun och vun eiser Chamber.
Am Joer 2002 sinn d’Aufgaben an
och d’Méiglechkeeten, dem Corps
européen bäizetrieden, erweitert
ginn, andeem d’Nato-State kënne
sech vertriede loossen an dem
Corps européen an ebenfalls am
Quartier général. Dat hu gemaach:
Kanada, d’Türkei, Griichenland a
Polen. Si sinn och mat bedeelegt
un der Organisatioun vun deem
Quartier général.

Doriwwer eraus fannt Der a men-
gem Rapport déi lescht rezent Mis-
sioune vun dem Corps européen,
wat virun allem Friddensmissioune
waren um Balkan, wou och Lëtze-
buerger Zaldote sech dru bedee-
legt hunn, dat opgrond vun enger
spezieller Prozedur, déi gesetzlech
festgeluecht ass, wou eis Chamber
muss den Accord ginn. Mir sinn de
Moment befaasst mat enger Re-
form vun der Participatioun vun de
Lëtzebuerger Arméibedingungen
hei an der Chamber. An da waren
nach Missiounen, wou och Lëtze-
buerger dru bedeelegt waren, an
Afghanistan.

Deen neien Traité, deen och op-
grond vun der Ëmännerung vun
der europäescher Sécherheets- a
Verteidegungspolitik zustane
komm ass, ass ënnerzeechent ginn
no enger Rei Verhandlungen, déi
ee Joer gedauert hunn, den 22.
November 2004, an haut ass et un
der Chamber, deen Traité, deen,
wéi ech gesot hunn, keng Veränne-
rung an der Verteidegungspolitik
an an der Zougehéiregkeet vu Lët-
zebuerg zur Nato bedeit a be-
déngt, och ze ratifizéieren. D’Com-
mission des Affaires étrangères,
wéi gesot, huet dee Rapport esou
unanime ugeholl a si biet och
d’Chamber, deen Traité hei ze rati-
fizéieren. Et ass also en Opruff un
Iech alleguerten, Kolleeginnen a
Kolleegen, mat Ärer Stëmm deem
Traité Är Zoustëmmung ze ginn.

Datselwecht maachen ech am
Numm vun der CSV-Fraktioun, déi
dann net nach extra brauch hei
d’Wuert ze ergräifen. D’CSV-Frak-
tioun gëtt selbstverständlech och
den Accord zu deem Traité.

Dat gesot, soen ech Iech Merci.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Glesener. Den honorabelen Här
Goerens huet d’Wuert.

Discussion générale

■ M. Charles Goerens (DP).-
Här President, zu deem Traité do
ass alles gesot, duerfir brauch ech
nëmme just nach der Chamber
d’Zoustëmmung vu menger Frak-
tioun ze iwwerbréngen.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Goerens. Den honorabelen Här An-
gel.

■ M. Marc Angel (LSAP).- Jo,
Här President, och d’sozialistesch
Fraktioun stëmmt dëse Projet mat a
wëllt dem Här Marcel Glesener
Merci soe fir säin ausféierleche
schrëftlechen an awer och mënd-
leche Bericht. Merci.

■ M. le Président.- Voilà. Wa
soss kee Riedner méi do ass, da
wär et un der Regierung. Den dele-
géierte Minister, den Här Schmit,
huet d’Wuert.

■ M. Nicolas Schmit, Ministre
délégué aux Affaires étrangères et
à l’Immigration.- Ech ka mech och
dorop limitéieren, dem Rapporteur
Merci ze soen, an ënnersträiche
wéi wichteg et ass, datt Lëtze-
buerg an alle Kooperatiounsstruk-
turen, och an der Défense, an Eu-
ropa deelhëlt. Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Da komme mer zur Of-
stëmmung.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet de loi 5463 ass ugeholl
mat 60 Jo-Stëmmen.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par M. Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-

Koullen (par M. Marcel Oberweis),
MM. Marcel Glesener, Norbert
Haupert, Mme Françoise Hetto-
Gaasch, MM. Ali Kaes, François
Maroldt, Paul-Henri Meyers, Lau-
rent Mosar, Marcel Oberweis, Pa-
trick Santer, Marcel Sauber, Jean-
Paul Schaaf (par Mme Françoise
Hetto-Gaasch), Marco Schank,
Marc Spautz, Mme Martine Stein-
Mergen, MM. Fred Sunnen, Lucien
Thiel, Lucien Weiler et Michel Wol-
ter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err, MM. Ben Fayot,
Jean-Pierre Klein (par M. Ben
Fayot), Mme Lydia Mutsch (par
Mme Claudia Dall’Agnol), MM. Ro-
ger Negri, Jos Scheuer (par M. Ro-
main Schneider), Romain Schnei-
der, Roland Schreiner et Mme Vera
Spautz (par M. Alex Bodry);

MM. Xavier Bettel (par M. Carlo
Wagner), Niki Bettendorf, Mme
Anne Brasseur, M. Emile Calmes
(par Mme Anne Brasseur), Mme
Colette Flesch, MM. Charles Goe-
rens, Henri Grethen (par M. Niki
Bettendorf), Paul Helminger (par
M. Charles Goerens), Claude
Meisch et Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter;

MM. Gast Gibéryen (par M.
Jacques-Yves Henckes), Jacques-
Yves Henckes, Aly Jaerling, Jean-
Pierre Koepp et Robert Mehlen.

Gëtt d’Chamber d’Dispens vum
zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Mir kommen dann zum Projet de loi
5505, eng Konventioun iwwert déi
Persounen, déi ënner internationa-
lem Schutz stinn. D’Wuert huet de
Rapporteur, den honorabelen Här
Marc Angel.

6. 5505 – Projet de loi
portant approbation de
la Convention sur la
prévention et la répres-
sion des infractions
contre les personnes
jouissant d’une protec-
tion internationale, y
compris les agents di-
plomatiques, adoptée à
New York, le 14 dé-
cembre 1973
Rapport de la Commission des
Affaires étrangères et européen-
nes, de la Défense, de la
Coopération et de l’Immigration

■ M. Marc Angel (LSAP), rap-
porteur.- Här President, léif Kollee-
ginnen a Kolleegen, bei dësem
Projet de loi geet et ëm d’Approba-
tioun iwwert d’Konventioun zur Pre-
ventioun a Repressioun vun Infrak-
tioune géint Persounen, déi vun en-
ger Protection internationale profi-
téieren, wourënner och diploma-
tesch Agente falen. Dës Konven-
tioun ass scho viru 34 Joer adop-
téiert ginn zu New York am Dezem-
ber 1973.

No ville Joren huet dunn den Aus-
seminister de 14. November 2005
dee Projet de loi hei déposéiert.
Den 21. November gouf ech Rap-
porteur genannt. De Conseil d’État
huet säin Avis de 15. November
gemaach, an den 19. Dezember
hunn ech der Commission des Af-
faires étrangères e schrëftleche
Rapport virgeluecht a presentéiert.

Déi Konventioun, iwwert déi mer
haut ofstëmmen, gouf am Kader
vun de Vereente Natiounen 1973
ugeholl. Et war dëst eent vun den
éischten internationalen Instrumen-
ter ufanks de 70er Jore fir op en
Usteige vun terroristeschen Akten
ze äntwerten.

An de 70er Jore waren d’terroris-
tesch Ziler besonnesch d’Fligeren,

d’Aviation civile, an zweetens och
d’Diplomaten an d’diplomatesch
Installatiounen, d’Ambassaden.
Zwou Konventioune goufen dunn
direkt ausgeschafft fir géint d’Pira-
terie vun der Aviation civile virze-
goen. An eng – dat ass déi, iwwert
déi mer haut, wéi gesot, ofstëm-
men –, déi gouf ausgeschafft fir
ebe genau d’Diplomaten an d’Am-
bassaden, wat jo deemools en Zil
vun den Terroriste war, ze schüt-
zen.

Wann Der mer erlaabt, wëll ech
eng kleng Klammer opmaachen a
soen, dass an de 70er Joren och
scho grouss Problemer waren, fir
den Terrorismus ze definéieren.
Deemools ass vill driwwer disku-
téiert ginn, ob ee muss en Ënner-
scheed maachen tëschent Terroris-
mus an Akte vun nationale Fräi-
heetsmouvementer.

Mä elo zréck zur Konventioun. Wéi
gesot, 1973 gouf deen Text zu New
York ugeholl. Dräi Joer duerno ass
en a Kraaft getratt. Haut hunn 159
Staten dës Konventioun ugeholl,
dovun 23 EU-Länner. Irland a Lët-
zebuerg sinn déi zwee lescht EU-
Länner, déi dat nach musse maa-
chen.

D’Décisioun, fir elo dëser Konven-
tioun ze adhéréieren, geet op En-
gagementer zréck, déi um eu-
ropäesche Plang, awer och am Ka-
der vun der UNO geholl gi sinn no
den Attentater vum 11. September
2001, fir dass mer engem Ensem-
bel vun zwielef antiterroristeschen
Instrumenter kënne bäitrieden oder
se ëmsetze kënnen.

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

Mam Ëmsetze vun dëser Konven-
tioun hu mer vun deenen zwielef
Instrumenter der schonn néng ëm-
gesat. Dës Konventioun presen-
téiert sech als eng Convention d’in-
crimination, mä si enthält och Dis-
positiounen, wat d’Preventioun
ugeet, notamment duerch
d’Entraide judiciaire.

Déi Konventioun hei besteet aus 20
Artikelen. Zum Beispill den Artikel
1, deen definéiert d’Notiounen, wéi
eng Persoune vun esou enger Pro-
tektioun kënne profitéieren. Dat
sinn d’Statschefen, d’Regierungs-
chefen, d’Ausseministeren, hir Fa-
milljen, awer och d’Fonctionnairë
vun intergouvernementalen Institu-
tiounen. An et gëtt och d’Notioun
vum Auteur présumé de l’infraction
definéiert.

Den Artikel 8 zum Beispill regelt
alles, wat mat Extraditiounen ze
dinn huet.

Dee wichtegsten Artikel an dëser
Konventioun ass awer den Artikel
7. Dee viséiert fir géint d’Impunitéit
vun den Auteure vun Infraktiounen,
géint Diplomaten an Ambassadë
virzegoen. Et geet hei an deem
Kontext och ëm de Prinzip «extra-
der ou juger». Onse Statsrot ap-
prouvéiert dëse Projet de loi, well e
sech an eng logesch Suite vun Ins-
trumenter um internationale Plang
areit, fir ebe géint den Terrorismus
ze kämpfen.

Genau wéi bei dem Projet de loi
5344, deen am Dezember 2004 hei
ofgestëmmt ginn ass, wou et ëm
Amendementer zur Convention eu-
ropéenne pour la répression du ter-
rorisme geet, erënnert de Conseil
d’État drun, dass soll ënnersicht
ginn, ob eise Code pénal am
Aklang mat dëser Konventioun ass.
De Statsrot proposéiert duerfir, ge-
nau wéi beim Projet 5344, deen
ech elo grad zitéiert hunn, den Ar-
ticle unique an den Artikel 1 ëm-
zeschreiwen an en zweeten Artikel
derbäizesetzen.

Dësen zweeten Artikel soll dat
kloerstellen, wat am Artikel 7 vun
der Konventioun steet. An do geet
et ëm déi Clause d’extraterritoria-
lité. Voilà. Wann dësen zweeten Ar-
tikel zum Beispill net do wär, kéint,
wann et zu enger Geriichtsaffär an
dësem Kader kéim, déi ganz Affär
platzen. An dat muss een évitéie-
ren.
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Erlaabt mer eng Remarque zum
Ofschloss, déi elo net direkt mat
där Konventioun hei ze dinn huet.
Ech mengen, et wär interessant, an
der Chamber, a vläicht mat eise Ju-
risten, déi mer an der Commission
juridique hunn, eng Kéier iwwert
déi Clause d’extraterritorialité ze
schwätzen an aneren Domäner vun
internationaler Kriminalitéit, wéi
zum Beispill Fraenhandel oder
Kannerhandel oder dee ganze Vo-
let, dee mat Sextourismus ze dinn
huet, wou jo d’Kanner oft d’Victimë
sinn.

Dat gesot, wëll ech zum Ofschloss
den Accord vu menger Fraktioun
zu dësem Projet ginn, an ech soen
Iech Merci fir Äert Nolauschteren.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Angel. Freet keen d’Wuert dozou?

(Négation)

Ech gesinn, dat ass net de Fall.
D’Regierung och net. Da kënne
mer direkt zur Ofstëmmung kom-
men.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet de loi 5505 ass ugeholl
mat 60 Jo-Stëmmen, bei kenger
Nee-Stëmm a kenger Abstentioun.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par M. Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Lucien Clement),
MM. Marcel Glesener, Norbert
Haupert (par M. Michel Wolter),
Mme Françoise Hetto-Gaasch,
MM. Ali Kaes, François Maroldt,
Paul-Henri Meyers, Laurent Mosar,
Marcel Oberweis, Patrick Santer,
Marcel Sauber, Jean-Paul Schaaf
(par Mme Françoise Hetto-
Gaasch), Marco Schank, Marc
Spautz, Mme Martine Stein-
Mergen, MM. Fred Sunnen, Lucien
Thiel, Lucien Weiler et Michel Wol-
ter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err, MM. Ben Fayot,
Jean-Pierre Klein (par M. Roger
Negri), Mme Lydia Mutsch, MM.
Roger Negri, Jos Scheuer (par M.
Romain Schneider), Romain
Schneider, Roland Schreiner et
Mme Vera Spautz (par M. Alex Bo-
dry);

MM. Xavier Bettel (par Mme Anne
Brasseur), Niki Bettendorf (par M.
Claude Meisch), Mme Anne Bras-
seur, M. Emile Calmes (par M.
Charles Goerens), Mme Colette
Flesch, MM. Charles Goerens,
Henri Grethen (par M. Carlo Wag-
ner), Paul Helminger (par Mme Co-
lette Flesch), Claude Meisch et
Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox (par M.
Claude Adam) et Mme Viviane Lo-
schetter (par M. François Bausch);

MM. Gast Gibéryen (par M.
Jacques-Yves Henckes), Jacques-
Yves Henckes, Aly Jaerling, Jean-
Pierre Koepp et Robert Mehlen.

Gëtt d’Chamber d’Dispens vum
zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Merci, dann ass et esou décidéiert.

Mir kommen dann zum leschte
Punkt vun eisem Ordre du jour vun
haut. De 26. Januar hat den Här
Lucien Clement eng Motioun iw-
wert de Konferenzzentrum um
Kierchbierg déposéiert, iwwert déi
d’Chamber haut de Mëtteg soll de-
battéieren. Wat d’Riedezäit ube-
laangt, stinn dem Autor, also dem
Här Clement, an de Fraktiounen an
der Regierung jeeweils fënnef Mi-
nutte Riedezäit zou. Den Här Cle-
ment huet elo d’Wuert, fir d’Motioun
ze presentéieren.

7. Motion de Monsieur
Lucien Clement relative
à la réalisation du Cen-
tre de Conférences à
Luxembourg-Kirchberg
■ M. Lucien Clement (CSV),
auteur.- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, ech hat de 26.
Januar eng Motioun déposéiert,
déi de Bau vum neie Centre de
Conférences betrëfft. 

Motion 1
La Chambre des Députés, consi-
dérant
- que par la loi du 24 juillet 2001 re-
lative à l’extension et à la moderni-
sation du Centre de Conférences à
Luxembourg, le Gouvernement a
été autorisé à faire procéder à l’ex-
tension et à la modernisation du
Centre de Conférences à Luxem-
bourg-Kirchberg (ci-après le
«CCK») pour un montant global de
161.130.791,10 euros;
- que si l’intention du Gouverne-
ment à l’époque était d’achever le
projet sous rubrique pour la Prési-
dence luxembourgeoise de l’Union
européenne du premier semestre
2005, il s’est avéré très vite qu’un
projet d’une telle envergure n’était
pas réalisable dans le laps de
temps prévu par le Gouvernement;
- que le Gouvernement de
l’époque a de ce fait décidé en
mars 2003 d’ériger un Centre de
Conférences provisoire dans les
halles 3 et 4 des Foires Internatio-
nales de Luxembourg, et qu’il a
alors été accepté par la Chambre
des Députés, la Commission du
Contrôle de l’exécution budgétaire
et des Comptes entendue en son
avis, que les frais en relation avec
la construction du Centre de
Conférences provisoire soient im-
putés sur le budget de la loi du 24
juillet 2001 précitée;
- que depuis l’adoption de cette loi
d’autorisation, des concertations
entre le Secrétariat général du
Conseil de l’Union européenne et
le Comité de coordination pour
l’installation d’institutions et d’orga-
nismes européens au cours de
l’année 2003 ont révélé la néces-
sité d’une actualisation du pro-
gramme des besoins du Conseil
de l’Union européenne;
- qu’en définitive, le projet de
construction remanié devra être
autorisé par une nouvelle loi spé-
ciale;
- que l’enveloppe financière prévue
par la loi d’autorisation de 2001
laisse une marge de manœuvre
par rapport au budget actuelle-
ment autorisé pour accommoder
des modifications aux plans de
construction initiaux;
- que l’option d’introduire d’ores et
déjà un projet de loi d’adaptation
ne peut être retenue, alors qu’un tel
projet devra se baser sur l’avant-
projet détaillé du nouveau CCK qui
ne sera prêt qu’au cours de l’année
2006, et qui devra être entériné par
un engagement formel du Conseil
de l’UE portant acceptation défini-
tive du programme de construction
modifié;
- que la visibilité et le rayonnement
européens du Luxembourg dé-
pendent dans une très large me-
sure de la tenue des réunions du
Conseil des Ministres de l’Union
européenne à Luxembourg pen-
dant trois mois de l’année;
- que les Commissions des Travaux
publics et du Contrôle de l’exécu-
tion budgétaire et des Comptes de
la Chambre des Députés ont mar-
qué leur accord à la poursuite des
travaux en vue de la réalisation
d’un nouveau CCK correspondant
aux exigences et besoins actuels
et futurs de l’Union européenne;
invite le Gouvernement
- à poursuivre les travaux de
construction du nouveau CCK sur
la base de la loi du 24 juillet 2001
en les réorientant en direction d’un
nouveau projet de construction dé-
finitif, et à accommoder dans ces
travaux les modifications substan-
tielles des plans de construction
initiaux rendues indispensables

par la conception nouvelle du nou-
veau projet de construction;
- à obtenir, dans les meilleurs dé-
lais, l’engagement définitif écrit du
Secrétariat général du Conseil des
Ministres de l’Union européenne
portant acceptation des nouveaux
plans de construction du CCK;
- à déposer au cours de l’année
2006 un projet de loi d’autorisation
des travaux définitifs comprenant
une nouvelle enveloppe budgé-
taire globale.
(s.) Lucien Clement, Ben Fayot,
Henri Grethen, Viviane Loschetter,
Michel Wolter.
Duerch d’Gesetz vum 24. Juli 2001
ass d’Regierung déi Zäit autori-
séiert ginn, fir fir gutt 161 Milliounen
Euro en neie Centre de Confé-
rences um Kierchbierg ze bauen.
Ursprénglech ass awer d’Regie-
rung dovun ausgaangen, datt de
Projet fir d’Présidence, also fir
ufanks 2005, fäerdeg gestallt sollt
ginn. Mä ganz séier huet sech
awer erausgestallt, datt déi zäitlech
Virgab net an deem Mooss konnt
agehale ginn. An aus dësem
Grond ass dann dunn och be-
schloss ginn, fir e Centre de Confé-
rences provisoire an de Foiresha-
len ze aménagéieren. Mä well
duerfir awer keng Sue virgesi wa-
ren, huet d’Regierung mam Accord
vun der Comexpo beschloss, dës
Gelder op de Budget vum Gesetz
vum 24. Juli 2001 ze amputéieren.
Säithier sinn awer nei Fuerderunge
baulecher Aart säitens dem Con-
seil vun der Europäescher Unioun
un d’Regierung erugedroe ginn, an
zwar an deem Mooss, datt de be-
stehende Projet, wat déi baulech
Moossname betrëfft, allerdéngs
net esou déi finanziell Enveloppe,
ëmgeännert gi muss. En neie Pro-
jet de loi, deen d’Extensioun be-
trëfft, muss also élaboréiert ginn.
Déi baulech Ëmännerungen um ale
Projet, déi en vue vun deenen neie
Fuerderungen néideg gi sinn, pas-
sen awer nach, wéi ech scho gesot
hunn, an déi finanziell Enveloppe
vum Gesetz vun 2001.
Et ass einfach wichteg fir Lëtze-
buerg – an ech denken, do ass
jiddfereen heibanne mat mer d’ac-
cord –, datt de Conseil och an Zu-
kunft hei zu Lëtzebuerg siégéiert,
och wann dat nëmme fir dräi Méint
am Joer ass. Fir dat awer elo sé-
cherzestellen, muss Lëtzebuerg
dann och déi néideg Infrastruktu-
ren zur Verfügung stellen.
Nodeems de Bauteminister, den
Här Claude Wiseler, déi zwou
zoustänneg Kommissiounen,
d’Bautekommissioun an d’Com-
exbu, gemäss eiser neier, nach net
ofgeschlossener Prozedur infor-
méiert hat an och den Accord an
deenen zwou Kommissioune krut,
wëlle mir dësen Accord dann och
hei an der Chamber per Motioun
bekräftegen.
D’Chamber wëllt mat dëser Mo-
tioun d’Regierung an den zoustän-
nege Minister invitéieren, weider-
zefuere mat den Ëmännerunge vun
de Pläng. Pläng, déi dann och dee-
nen neie Fuerderunge vum Conseil
européen Rechnung droen. Des
Weidere gëtt d’Regierung opge-
fuerdert, esou schnell wéi méiglech
en definitive schrëftlechen Accord,
wat d’Pläng an d’Fuerderungen
ugeet, vum Sekretariat vum Conseil
ze kréien. D’Regierung gëtt dann
och nach opgefuerdert, am Laf vun
2006 en neie Projet de loi mat en-
ger neier globaler Enveloppe finan-
cière a mat deenen neie Pläng ze
déposéieren.
Här President, Lëtzebuerg huet
mat Sécherheet keen entschee-
denden Afloss wéi gebaut soll ginn
a wat gebaut soll ginn, wann et
sech ëm europäesch Projeten han-
delt. Au contraire, mir lafe souguer
Gefor, datt de Conseil net méi hei
zu Lëtzebuerg tagt, wann d’Infra-
strukturen net deem entspriechen,
wat sech do virgestallt gëtt.

Zum Schluss wëll ech awer nach
soen, datt de Bauteminister, den
Här Wiseler, sech virbildlech un déi
nei Prozedur, déi mir eis zesumme
mat him jo selwer operluecht hunn,
gehalen huet. En huet, an dat net
nëmmen an dësem Projet wëll ech
soen, souwuel d’Comexbu wéi…
(Coups de cloche de la Prési-
dence)
…och d’Bautekommissioun zur
richteger Zäit informéiert an dunn
och den Accord an deene Kom-
missioune krut.
Ech denken, Här President, no-
deems all d’Fraktiounen, mat Aus-
nahm vum ADR, déi mer am Virfeld
signaliséiert hunn, datt si sech géi-
fen enthalen, déi Motioun mat ën-
nerschriwwen hunn, datt dës Mo-
tioun dann och mat enger grousser
Majoritéit hei d’Chamber passéiere
wäert. Ech soen Iech Merci fir
d’Nolauschteren.

■ M. le Président.- Merci, Här
Clement. Den Här Fayot huet
d’Wuert gefrot.

Discussion générale

■ M. Ben Fayot (LSAP).- Här
President, ech wollt just soen, dass
dee Centre de Conférences jo eng
ganz laang Geschicht huet an
dass ee muss drop hiweisen, dass
dat vun Ufank un ënner engem on-
gléckleche Stär stoung, well mer jo
– wéi den Här Clement richteg ge-
sot huet – deemools 2001 ver-
sprach kruten, dat wär fir 2005
fäerdeg, an et war schonn 2001
kloer, dass dat net méiglech wär.
Also ech mengen, eng Regierung
soll ni méi esou Versprieche maa-
chen, wou se vu virera weess, dass
se se net kann anhalen.
Bei deem Centre de Conférences
erliewe mer awer eng Neierung,
wéi mer se hei nach ni an engem
Projet fir europäesch Institutiounen
haten – ech wëll dat ënnersträi-
chen. Dat heescht, dass mer hei
baue fir d’europäesch Institutiou-
nen, awer nëmmen da bauen an
och nëmmen e Projet hei an der
Chamber unhuelen, wa mer eng
formell schrëftlech Zouso fir dee
Projet hunn, wéi d’Regierung en
dann ausschafft, opgrond vun
deem Programm, dee se vun deem
Ministère virgeluecht kritt, dee jo
responsabel ass fir d’Politique du
siège, dat heescht an dësem Fall
den Ausseministère.
Ech wëll drop hiweisen, dass et fir
d’éischt ass wou mer dat maachen
an dësem Land, an et schéngt mer
äusserst wichteg – och fir d’Zukunft
–, dass mer dat ëmmer op déi Ma-
néier maachen, well mer eis et net
méi kënne leeschten, Milliounen a
Milliarden ze investéieren ouni ge-
nee ze wëssen, wou mer higinn. An
dofir fannen ech et wichteg, dass
mer dës Motioun och stëmmen an
dass mer mam Här Wiseler, dee jo
och während fënnef Joer an der
Comexbu souz an och verfollegt
huet, wéi schwiereg dat war fir Pro-
jeten op d’Linn ze kréien, dat och
weiderhin an Zukunft esou maa-
chen.
Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Fayot. D’Madame Brasseur huet
d’Wuert.

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Här President, Dir Dammen Dir Hä-
ren, den Här Fayot huet elo mat
Recht ënnerstrach, wéi wichteg et
ass, dass mer elo an eng Richtung
ginn, dass mer e schrëftlechen En-
gagement kréie vun den europäe-
schen Institutiounen. Den Här
Fayot huet sech geiergert – an och
zu Recht –, dass d’Regierung e
Verspriechen agaangen ass, wat
se net konnt halen, an dass déi Ge-
baier net fir 2005 fäerdeg gi sinn.
Mä Gott sei Dank si se net fäerdeg
ginn, soss hätte mer Gebaier zur
Verfügung gestallt, déi elo net méi
esou kéinte gebraucht ginn, well
entre-temps d’Wënsch geännert
hunn.

Do muss een awer och soen, déi,
déi Demandeur bei eis sinn, näm-
lech d’Europäesch Institutiounen,
missten awer och ee fir allemol

wëssen, wat se gären hätten, well
soss ass et awer fir eng Regierung
a fir e Parlament onméiglech, fir ze
wëssen, wou een drun ass.
Mir sinn hei eng Procédure agaan-
gen, wou kee ganz begeeschtert
driwwer ass, mä ech mengen, mir
hunn hei eng Richtung age-
schloen, wou et awer de Sënn vum
pragmatesche Wee ass, dee mer
zesummen, souwuel an der Kom-
missioun vun dem Contrôle budgé-
taire wéi och an der Kommissioun
vun den Travaux publics, disku-
téiert hunn; e Wee, dee mir als
Fraktioun ënnerstëtzen. An ech
géing dem Här Clement wëlle féli-
citéiere fir dee Rapport, deen hien
do gemaach huet iwwert déi Mo-
tioun, déi hien erabruecht huet, fir
dass mer hei e Stéck weiderkom-
men.

Merci.

■ M. le Président.- Merci, Ma-
dame Brasseur. Den Här Mehlen
huet d’Wuert.

(Interruption)

Ah, den Här Bausch.

■ M. François Bausch (DÉI
GRÉNG).- Här President, ech wëll
et ganz kuerz maachen a mech
menge Virriedner alleguer
uschléisse fir dat, wat gesot ginn
ass, an et ass alles gesot ginn. Ech
wëll just dem Här Clement och
nach eng Kéier Merci soe fir säi
Rapport a soen, datt mir déi Mo-
tioun stëmmen.

■ M. le Président.- Merci, Här
Bausch. Den Här Mehlen.

■ M. Robert Mehlen (ADR).-
Här President, den Här Rapporteur,
deem ech och wëll Merci soen,
huet et schonn ugekënnegt, datt
mir eis hei wäerten enthalen.
Éischtens ass an deem Projet hei
munches schif gelaf wat mir net
kënne guttheeschen. Déi Aart a
Weis wéi d’Regierung décidéiert
huet, ouni d’Chamber virdrun ze
froen, dee Centre provisoire ze
bauen, déi Aart a Weis wéi dat
duerchgezu ginn ass, wou mer, wéi
d’Chamber schonn an der Vakanz
war, zesummegetrommelt gi sinn
an den Här Statsminister himself
eis nodräglech ëm en Accord ge-
frot huet fir e Fait accompli, dee ge-
schafe war, wou Investitioune ge-
maach gi waren, wou d’Marchés-
publics-Gesetz net respektéiert
ginn ass, wou einfach vu Grouss-
marchéen déi Gré-à-gréë ge-
maach waren an zum allergréiss-
ten Deel schonn duerchgezu wa-
ren, ass eng Aart a Weis, déi een ni
an nimmer ka guttheeschen.
Et kann een elo soen: Dat ass
Passé. Mä et beweegt sech alles
am Kader vun deem Kredit, dee
gestëmmt ginn ass duerch dat
éischt Gesetz, wou mer elo en
zweet mussen nostëmmen. An ech
wollt dat bei dëser Geleeënheet –
an do passt et hin – ernimmen.
Dat Zweet ass, datt mer elo bei der
Extensioun och soi-disant d’Hand
erëm forcéiert kréien, well dat, wat
elo investéiert ass, dat ass jo inves-
téiert, dat steet do, mir kënnen net
méi zréck, mir mussen hei einfach
no vir, egal wat et kascht, an et
kascht schrecklech deier. Dofir
muss ech soen: Och dat kann een
nu wierklech net mat Satisfaktioun
erfëllen.
Ech kann awer och novollzéie wat
d’Madame Brasseur gesot huet,
datt déi Leit, déi ursprünglech
d’Demande u Lëtzebuerg gestallt
hunn, och schlecht geplangt hunn.
Deemools war jo gesot ginn: Dat,
wat elo realiséiert gëtt, dat ass et.
Mir gesinn awer, datt d’Commu-
nautéit wiisst a si bleift wahrschein-
lech och net bei 25 stoen. Ergo
muss ee sech schonn erëm mat
grousser Suerg froen: Wat kënnt
dann iergendwann duerno eng
Kéier?
Dann, déi Unanimitéit vun deem ri-
segen Avantage, dee Lëtzebuerg
soll doduerch hunn, datt de
Conseil während dräi Méint, an
zwar verdeelt iwwert d’ganz Joer –
wann ech mech gutt erënneren ass
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och an der Rediffusioun all Sëtzungsdag vun 19:00 Auer un

et Abrëll, Juni, Oktober – hei zu
Lëtzebuerg taagt.

Här President, mir hunn als eent
vun deene klengste Länner, dat
zweetklengst, esou vill Institutiou-
nen hei zu Lëtzebuerg, déi och
permanent wuessen: D’Cour de
Justice, déi wierklech europawäit
méi eng grouss Visibilitéit huet wéi
wann de Conseil während dräi
Méint hei ass, d’Cour des Comptes
an eng ganz Partie anerer, wéi och
nach d’Iwwersetzungsdéngschter
sinn hei, d’Europäesch Investi-
tiounsbank, EUROCONTROL an
ech weess net wat nach – vläicht
net direkt – mat der Communautéit
ze dinn huet.

Mä mir hunn immens vill hei a mir
gesinn, datt mer Schwieregkeeten
hu fir aner Infrastrukturen, déi och
à charge de l’État sinn, wéi zum
Beispill d’Europaschoulen, an der
Rei ze halen an neier opzeriichten,
sou datt ee sech leschtenends op
d’allermannst awer d’Fro iwwert
d’Opportunitéit vun deem risegen
Investissement, deen hei gemaach
gëtt, däerf stellen. D’autant plus,
wou an deem Mooss wéi d’Zuel
vun de Memberstate wiisst an eis
Welt ëmmer méi onsécher gëtt,
wann een d’terroristesch Aktivitéi-
ten iwwerall kuckt, mer eis wierk-
lech mussen d’Fro stellen, ob mer
den Ufuerderungen, déi un eis ge-
stallt ginn, an Zukunft, wann de
Conseil hei zu Lëtzebuerg ass, an
deem Mooss gewuess sinn, wéi ee
sech dat géing wënschen.

Ech wëll déi Fro hei just opgeworf
hunn. Mir schéngt et nämlech,
wann ee gesäit wat dat do alles
kascht, disproportionéiert ze sinn
zu deem Avantage, dee Lëtze-
buerg doraus zitt. Op där anerer
Säit widderhuelen ech nach eng
Kéier: Mir sinn op deem Wee, mir
kënnen net méi zréck, soss war
dee ganzen Invest, dee bis elo ge-
maach ginn ass – an deen ass
scho bedeitend –, fir d’Kaz.

Dofir hoffen ech och, datt et viru-
geet an datt net dat antrëtt wat ge-
faart gëtt, datt iergendwann eng
Kéier gesot gëtt: Elo geet et duer,
elo bleiwe mer ganz hei zu Bréis-
sel. Dat wär dann awer wierklech fir
Lëtzebuerg den totale Flop. Dofir
bedaueren ech och, datt dee
Chantier net méi séier virukënnt
oder net an deem Mooss virukënnt
wéi et geplangt war.

Ech wëll awer zum Schluss als
lescht Remarque soen, datt mir dat
ganz positiv gesinn, datt elo déi
Prozedur gewielt ginn ass. Et sinn

nach largement genuch Kreditter
disponibel fir déi Aarbechten, déi
elo musse gemaach ginn. Mä
wann déi Aarbechte gemaach
ginn, da stinn d’Weichen automa-
tesch a Richtung Modifikatioun an
Extensioun vun deem ursprün-
gleche Projet, dat heescht mir
brauchen eng zousätzlech Enve-
loppe.

An an deem Sënn wëlle mer hei eis
Satisfaktioun ausdrécken, datt et
net méi geet wéi soss, datt mer ëm-
mer hannendru lafe mam Stëmmen
– dës Kéier wäerte mer jo dann hof-
fentlech zur Zäit stëmmen. Mä
nach eng Kéier: Mir sinn net frou
mat där ganzer Aart a Weis wéi dat
hei gelaf ass, an dofir wäerte mir
eis och bei dëser Motioun entha-
len.

Ech soen Iech Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Mehlen. Ech denken, dass de Bau-
teminister, den Här Wiseler, och
d’Wuert zu där Motioun wëllt hunn.
Här Wiseler!

■ M. Claude Wiseler, Ministre
des Travaux publics.- Merci, Här
President. Ech soen dem Rappor-
teur respektiv dem President vun
der Kommissioun, deen déi Mo-
tioun hei virgestallt huet, villmools
Merci. Ech brauch och elo, men-
gen ech, net am Detail op déi ganz
Geschicht anzegoen. Si ass elo
gesot ginn, Dir kennt se: 2001 hu
mer e Gesetz gestëmmt, 2003 hu
mer gesinn, datt mer fir d’Prési-
dence net fäerdeg géinge ginn.
Duerfir ass e Provisorium gemaach
ginn, dee mam Accord vun der
Commission de l’exécution budgé-
taire esou finanzéiert ginn ass iw-
wert deen heiten Text.

Den Här Mehlen huet ganz léif ge-
sot, dat wär schonn am Summer
gewiescht. Et war den 21. Juli
2003, wou d’Chamber nach am
Prinzip do war, wou déi Diskus-
sioun do gelaf ass. An déi Diskus-
sioun huet missen dee Moment la-
fen, well d’Décisiounen do hu
misse geholl ginn.

D’Demande-d’adaptationë sinn au
fur et à mesure komm an do ass et,
mengen ech, noutwendeg, datt ee
sech einfach konforméiert, well de
Risque, fir et net ze maachen,
grouss wär. An ech mengen, d’Re-
gierung huet hei d’Décisioun ge-
holl, datt mer dee Risque net wël-
len agoen, datt mer all déi Atouten
– an ech mengen, dat ass jo en
Atout, fir hei de Conseil op Lëtze-
buerg dräi Méint d’Joer ze kréien –,

datt mer do och all eis Méiglech-
keete géingen a Bewegung setzen,
fir deen Atout, dee mer hunn, och
kënnen zu Lëtzebuerg ze halen.

Ech wëll e puer Remarquen zu
deem Kontext do maachen. Déi
éischt ass déi, wann ee kuckt, wéi
vill a wat fir eng Investissementer
de Lëtzebuerger Stat ze bezuelen
huet aus dem Budget oder aus de
Fonds-d’investissementen eraus,
da stellt ee fest, datt dat der haapt-
sächlech zwee sinn: Dat ass dee
Centre de Conférences, iwwert
deen haut déi Motioun geet, an op
där anerer Säit ass et déi zweet Eu-
ropaschoul, déi mer zu Mamer/Bar-
treng bauen, déi iwwert de Budget
finanzéiert gëtt. Dat ass dat eent.

Op där anerer Säit muss een awer
och gesinn, datt eng ganz Rei In-
vestissementer, déi hei op de
Kierchbierg oder anerwäerts op
Lëtzebuerg gemaach gi sinn, In-
vestissementer sinn, déi mir scho
virstrecken, déi och d’Chamber hei
ze stëmme kritt, mä déi awer
duerno rembourséiert gi vun dee-
nen europäeschen Institutiounen.
Dat sinn all déi Bauten, déi mer fir
d’europäesch Parlament maachen,
wou mer och amgaange sinn ze
kucken, ob déi net direkt vum Par-
lament kënne bezuelt ginn. Dat
sinn all déi Bauten, déi fir d’Kom-
missioun hei gemaach ginn. Dat
sinn déi Bauten, déi fir d’Cour de
Justice respektiv fir d’Cour des
Comptes gemaach ginn. Déi préfi-
nanzéiere mer zwar, déi baue mer
zwar, mä déi ginn awer iwwer ee
Wee op an iwwert deen anere rem-
bourséiert.

Fir just e puer Zuelen ze nennen,
déi sinn zwar nëmmen approxima-
tiv, mä fir mech ass et awer wich-
teg, datt bekannt ass, iwwer wat fir
eng Proportioune mer hei schwät-
zen: Déi Investissementer, déi de
Lëtzebuerger Stat wäert maachen,
déi bedroe ronn tëschent 400 a
450 Milliounen Euro an deenen
nächste Joren. An déi Gebaier, déi
ech elo virdru gesot hunn, déi In-
vestissementer, déi awer duerno
vun den europäeschen Institutiou-
nen nobezuelt ginn, déi bedroen
awer ronn eng Milliard Euro an
deenen nächste siwen, aacht Joer.

Eng Milliard Euro, déi vun den eu-
ropäeschen Institutiounen op de
Site Lëtzebuerg investéiert gëtt,
dat ass net näischt. Dat ass fir eis
Betriber vill an dat ass och duerno
fir de Fonctionnement vill. Ech wëll
dat just eng Kéier soen, well een
och d’Proportioune vun där ganzer
Saach do muss gesinn a well een

och muss gesinn, wat déi eu-
ropäesch Institutiounen, sief dat
schonn nëmmen an den Direkt-
investissementer, dem Site Lëtze-
buerg bréngen. A schonn an den
direkten Investissementer bréngt et
eis vill, net ze schwätze vun all
deem, wat nach duerno fir eist
Land duerch déi Institutioune ka
kommen. Duerfir, mengen ech,
musse mer eis där doter Saach
och stellen. Dat war mäin zweete
Punkt.

Et ass och net ëmmer einfach – an
dat ass hei ugeklongen –, déi Dos-
sieren ze géréieren. D’Chamber
huet mech mat Recht gefrot: Wa
mer elo dee Gesetzestext abrén-
gen, dann hätte mer gär vum Ge-
neralsekretariat och eng Confirma-
tioun, datt dat, wat elo gebaut gëtt,
dann och definitiv dat ass, wat sollt
gebaut ginn. Ech fannen dat och
richteg, datt dat esou ass.

Ech wëll just soen, mir hunn déi
Pläng dann och ufanks des
Moundes erageschéckt. Mir kruten
och elo schonn eng Äntwert vun
dem Generalsekretariat, vun dem
Conseil. Déi Äntwert, déi besteet
awer aus enger Rei neien Deman-
den, déi nach an de Pläng elo
derbäizefüge sinn. Och dat wëll
ech eng Kéier soen. Dat sinn De-
manden iwwert den Accès vun der
Circulatioun, Demanden iwwert
den Accès vun de Konferenzen,
iwwert d’Zone-de-pressen an iw-
wert d’Sanitären. Da musse mer
also erëm kucken, wéi mer dat do
maachen, fir datt dee Projet korrekt
gëtt.

Mä ech soen, et ass en Hin an Hier,
fir en Definitiv ze kréien, dee fir eis
Servicer, fir d’Bâtiments publics,
och net ëmmer einfach ze géréie-
ren ass. Mir kucken, datt mer déi
Engagementer, déi mer do virun
der Chamber aginn, och anhalen.
Ech fanne se och richteg, mä ech
wëll awer och heiansdo op
d’Schwieregkeeten hiweisen, déi
se mat sech bréngen.

Datselwecht gëllt fir de Centre de
Conférences provisoire. Net méi
spéit wéi d’lescht Woch krut d’Ver-
waltung, de Ministère des Travaux
publics, d’Administration des Bâti-
ments publics nach e Bréif vun
zousätzlechen Demanden, fir an
de Centre provisoire Saachen dran
ze bauen. Do geet et ëm d’Exten-
sioun vun der Zuel vun de Lokaler,
ëm d’Augmentatioun vun den Tele-
visiounskabinnen, d’Amélioratioun
vun der Sécherheet vum Komplex
an d’Installatioun vun engem elek-
tronesche Vote, deen elo nach

zousätzlech soll derbäikommen.
Dat datéiert vun der leschter Woch.
Mir wäerten dat och an der Com-
mission des Travaux publics an an
der Commission de l’exécution
budgétaire duerchdiskutéieren.

Ech wollt hei just soen, datt dat
alles net esou einfach ass an datt
et vill méi einfach gesot ass: Dat
do, dat geet net richteg! Oder: Hei
hu mer Problemer, do hu mer Pro-
blemer. Mir mussen déi Problemer
hei an der Praxis géréieren, an ech
probéieren dat – an dat ass mäi
leschte Punkt – zesumme mat der
Chamber op eng korrekt, op eng
uerdentlech an op eng fair Aart a
Weis ze maachen. Duerfir hu mer
zesummen eng Rei nei Prozeduren
entwéckelt.

Ech soen der Commission de l’exé-
cution budgétaire an der Commis-
sion des Travaux publics villmools
Merci fir dat Verständnis, wat se
entwéckelt hunn, well déi Aart a
Weis, wéi mer schaffen, déi mer elo
festgeluecht hunn, déi hëlleft eis
weider. Déi hëlleft eis weider och
am Kader vun der Legalitéit ze
bleiwen an dem Opbau vun de
Projeten. Ech hu mech engagéiert,
wa Schwieregkeete sinn, an
d’Chamber ze kommen, fir déi
Schwieregkeeten ze léisen. Ech
wäert dat och an deenen Dos-
sieren, déi an deenen nächste
Méint a Joren op eis zoukommen,
esou maachen. Ech soe Merci fir
dësen Dossier an ech soe Merci fir
d’Kollaboratioun, déi ech konnt an
deene leschte Méint mat Iech
hunn.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Ech denken, dass de Vote
électronique verlaangt ass? Neen.
Mir kënne par main levée ofstëm-
men.

Vote

Wien d’accord ass mat der Mo-
tioun, deen ass gebieden, d’Hand
an d’Luucht ze hiewen.

Wien ass dergéint?

Wien enthält sech?

Ech gesinn, dass d’Motioun mat
écrasanter Majoritéit ugeholl ass.

Domadder si mer um Enn vun eiser
Sitzung ukomm. Déi nächst Sitzung
ass muer de Mëtten um hallwer
dräi.

D’Sitzung ass opgehuewen.

(Fin de la séance publique à
17.11 heures)
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■ M. le Président.- D’Sitzung
ass op.

Huet d’Regierung eng Kommunika-
tioun ze maachen?

■ M. François Biltgen, Minis-
tre du Travail et de l’Emploi.- Neen,
Här President.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister.

Dir Dammen an Dir Hären, léif Kol-
leeginnen a Kolleegen, mir hunn
als éischte Punkt vun eiser Dages-
uerdnung vun haut d’Question
avec débat Nummer 4 vum Här
Jacques-Yves Henckes iwwert
d’Salariéen am öffentlechen
Déngscht. Den Auteur vun der Fro
huet fënnef Minutten Zäit fir seng
Haaptfro an no der Äntwert vum
Minister seng Zousazfro virze-
droen. Der Regierung stinn zéng
Minutten zou. D’Wuert huet elo den
Auteur vun der Fro, dat ass den ho-
norabelen Här Henckes. Här
Henckes!

1. Question avec débat
N°4 de M. Jacques-Yves
Henckes relative aux
droits de représenta-
tion active et passive
des salariés engagés
en qualité d’employés
dans le secteur public

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Merci, Här President.
Duerch d’Gesetz vum 18. Mee
1979 gouf festgehale wéi am pri-
vaten an am öffentleche Secteur
d’Leit hir Delegéierte vum Personal
kéinte wielen. Deen Ablack ass
festgehale ginn, datt den Employés
privés, déi bei Stat a Gemenge
schaffen, hire Problem géing spéi-
derhi gekuckt ginn, mä et ass awer
näischt geschitt zanter 1979 an an
der Regierungserklärung vum 12.
August 1999 vun der viregter Re-
gierung huet de Statsminister
erkläert, datt hie wéilt de Problem
an där Legislatur ugoen. 

Well net vill geschitt war hunn ech
dann den 13. Dezember 2001 eng
Proposition de loi déposéiert mat
der Demande, mat der Iddi fir Pro-

positiounen ze maachen, fir datt
eppes sollt geschéien. D’Regie-
rung huet an hirer Stellungnahm
vun 2002 – dat heescht e Joer méi
spéit – gesot, si wier un engem
Projet de loi amgaangen ze schaf-
fen, deen d’Problemer vun den Dé-
légations du personnel d’une façon
générale géing léisen an datt fir
Enn 2003 spéitstens e Projet de loi
géing virgeluecht ginn, fir de Pro-
blem vun den Employés privés bei
Stat a Gemengen ze regelen.
Näischt ass geschitt – wéi ëmmer.

Den 18. Juni 2004 huet d’Verfas-
sungsgeriicht gesot, datt déi Situa-
tioun, wéi mer se kennen, eng Vio-
lation vum Artikel 10bis vun onser
Verfaassung géing duerstellen an
datt also elo hei d’Regierung,
d’Land an enger verfassungswid-
dereger Situatioun géing bleiwen. 

Ech hunn dunn d’Chamber an
d’Regierung gefrot, wat dann elo
geschéie soll. Den 10. Dezember
2004, sechs Méint méi spéit, ass
déi zoustänneg Chamberskommis-
sioun zesummekomm a si huet den
zoustännege Minister héieren,
deen ons ugekënnegt huet, datt a
ganz nächster Zäit géing e Projet
de loi finaliséiert ginn, deen de Pro-
blem léise géing – dat war Enn
2004, ee Joer méi spéit ass nach
näischt geschitt.

Dofir hunn ech mer geduecht, wa
mer dee Problem elo bal annerhal-
lef Legislatur schleefen, da misst
awer iergendeppes geschéien. Mir
kënne jo net déi ganzen Zäit an en-
ger verfassungswiddereger Situa-
tioun sinn. Mir kënnen net déi gan-
zen Zäit domadder liewen, datt
Projets de loi, déi een allgemenge
Charakter hunn an déi ganz kom-
plizéiert sinn, sollen diskutéiert
ginn an an der Tëschenzäit hu Leit,
déi fir de Stat a fir d’Gemenge
schaffen, kee Moyen, fir sech ver-
trieden ze loossen, fir en Dialog
mam Patron ze féieren, fir sech ier-
gendwéi ze betätegen, fir deen
Dialog ze féieren, mä datt dat
hinne systematesch verwiert gëtt.

Ech mengen, datt een net soll
grouss Problemer matenaner ver-
mëschen, mä datt een emol soll déi
kleng Saachen ugoen an einfach
dat aktiivt an dat passiivt Wahlrecht
fir d’Employés privés soll bei Stat a
Gemengen aféieren. 

Dat ass d’autant méi néideg, datt
mer wëssen, datt a ganz ville Fäll
d’Gesetz iwwert d’Delegatioune
sech géing applizéieren, notam-
ment bei de Chargés de cours bei
Stat a Gemeng, wou et der ganz oft
iwwer 15 Stéck sinn a wou Dele-
géierte kéinten a misste gewielt
ginn. Elo hu si keen, dee fir si an-
trëtt, keen, dee si representéiert, et
sief dann, datt si iergendee Ge-
werkschaftler fanne vun enger ane-
rer Partei, dee Fonctionnaire ass
oder esou, deen hir Intérête vertei-
degt, mä dee si net kënne wielen
an deem si net kënne soen, wat
geschéie soll. 

Ech mengen, datt mir eis hei iwwert
d’Joren eraus verfassungswidde-
reg verhalen an urgent eng Léi-
sung brauchen. Dofir wëll ech der
Regierung dräi Froe stellen:

- Wéi wäit si mer mat der Ausschaf-
fung vun engem Projet de loi, dee
kuerzfristeg kann hei an der Cham-
ber deponéiert ginn an dann och
ka kuerzfristeg décidéiert an de-
battéiert ginn?

- Wéini mengt d’Regierung, datt si
kéint de Problem léisen? Well mir
mussen hei séier a mat Datume vi-
rufueren.

- A wann d’Problemer wierklech
musse ganz global gekuckt ginn,
wa wierklech alles bis op de
klengsten i-Tëppelchen – all Pro-
blemer vun Delegatiounswahle vu
Personal – muss debattéiert ginn,
ob Dir dann net wëllt en attendant
an à titre provisoire wéinstens
meng Proposition de loi gutt-
heeschen, datt mer Neel mat Käpp
maachen an endlech deene Leit hir
Verfassungsrechter géingen zou-
gestoen, déi si absolut zegutt
hunn.

■ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. D’Wuert huet elo den Här
Minister François Biltgen. Här Mi-
nister!

■ M. François Biltgen, Minis-
tre du Travail et de l’Emploi.- Här
President, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, ier datt ech kann op d’Froen
äntwerten, muss ech awer e puer
Saachen en droit erëm riicht pla-
céieren. 

D’Gesetz vun 1979 iwwert d’Dele-
gatiounen ass e Gesetz, wat sech
prinzipiell eben net op de sou ge-
nannten „secteur public“ – an op
déi Notioun kommen ech nach eng
Kéier zréck – applizéiert, wat
eppes ass, wéi de sou genannten
„secteur privé“. De Problem beim
Gesetz vun 1979 läit doranner,
dass et vu Secteur public a vu Sec-
teur privé schwätzt, wat net evident
ass – an dofir wëll ech dat direkt vi-
rausschécken –, well wa mer vu
Secteur public oder vu Secteur
privé schwätzen, da schwätze mer
vun der Natur vum Employeur, mir
schwätzen awer net vun der Nature
des relations contractuelles. 

Alles, wat mer an där leschter Zäit
gemaach hunn, notamment zënter
dass ech Aarbechtsminister sinn –
awer och scho virdrun –, ass en
Ënnerscheed ze maachen, zum
Beispill bei der Reform vun der
Chambre des Fonctionnaires pu-
blics an esou weider, fir eben net
méi vu Secteur public a Secteur
privé ze schwätzen, mä vun Nature
des relations contractuelles, ent-
weder si sinn de droit public oder
si sinn de droit privé. 

D’Delegatiounsgesetz vun 1979
seet effektiv a sengem éischten Ar-
tikel, dass iwwerall do, wou ee 15
Leit schaffen huet, eng Delega-
tioun muss gewielt ginn, an da seet
et effektiv: «Pour tout employeur du
secteur public occupant régulière-
ment au moins 15 ouvriers» an net
Employés privés, missten och De-
legatioune gewielt ginn. Dat
heescht – an do huet den Här
Henckes Recht –, do hu mer een

No-man’s-land u sech kreéiert, well
näischt iwwert d’Employés privés
dans le secteur public gesot ginn
ass. 

Elo huet den Här Henckes hei esou
bësselche liichtfankeg Stat a Ge-
menge matenee vermëscht, wou
ee muss fir d’éischt en Ënner-
scheed en droit maachen. 

Beim Stat ass et esou, dass mer
den Artikel 36 hu vum Fonction-
nairesstatut, dee seet: „A.s.b.l.en,
déi sech an enger Administratioun“
– dat gëtt och definéiert, wat dat
ass a wat dat net ass – „zesumme-
fannen, kënnen agrééiert gi vum
Minister an déi sinn dann d’Repré-
sentation du personnel.“ Do gëtt
also net bei alle gewielt, mä do fan-
nen d’Leit sech an enger A.s.b.l.
zesummen, déi agrééiert gëtt.
Heiansdo kënnen der och e puer
agrééiert ginn. Dat gouf et schonn
a Verwaltungen, wou d’Leit Sträit
haten, do hate si e puer A.s.b.l.en
an dann hate mer e puer Repre-
sentatiounen. Dat ass beim Stat. 

Beim Stat ass et och esou, dass et
praktesch keng Employés privés
méi gëtt, well et eng Reform gouf –
wou ech awer d’Joer elo net méi
am Kapp hunn, dat muss nach an
den 80er Jore gewiescht sinn –,
wou gesot ginn ass: Majo, jiddfer
Employé, och deen, deen am
Ufank nëmmen e Kontrakt kritt nom
89er Gesetz, ass u sech en Em-
ployé public. Dat heescht beim
Stat si mer bis op e puer Grenzfäll,
op déi ech nu wierklech net brauch
anzegoen, eigentlech ëmmer an
engem öffentlech-rechtleche Sta-
tut. Mir hu keng Employés privés
au sens strict du terme. 

Bei de Gemengen ass et anesch-
ters, an dat aus zwee Grënn:

Engersäits hu mer d’Delegatiouns-
gesetz bei de Gemenge vun 1985.
Do ass effektiv gesot ginn, dass
gewielt gëtt bei de Fonctionnaires
communaux an do sinn d’Em-
ployés communaux assimiléiert.

A bei de Gemengen hu mer zënter
dem Gesetz vun 1995 – wat ech re-
lativ gutt kennen, well ech Rappor-
teur dovunner an dësem Haus war
– zwou Kategorië vu Leit, déi mer
net méi beim Stat hunn.

Bei de Gemengen hu mer Em-
ployés communaux, déi en öffent-
lech-rechtleche Statut hunn, a mir
hunn Employés privés, déi privat-
rechtlech Statuten hunn. An dat
sinn déi Leit, wou mer Problemer
hunn. Dofir wëllt ech emol eng
Kéier awer d’Diskussioun op dat
zréckbréngen, wou mer effektiv e
Problem hunn. Mir hu bei de Ge-
mengen Employés privés, déi elo
weder iwwert de Gemengebeam-
testatut nach iwwert d’Delega-
tiounsgesetz, wat dem Aarbechts-
minister ënnersteet, kënne wiele
goen. Dat ass eng Situatioun, déi
ech scho laang als schlecht uner-
kannt hunn, schonn éier dass
d’Verfassungsgeriicht dat eigent-
lech bestätegt huet, also wat ech
selwer a vill anerer och scho gesot
hunn. 

Elo ass d’Fro: Wéini léise mer dat a
wéi léise mer dat? Ech wollt vläicht
op déi zwou Saachen agoen. Ech
hunn am Dezember – wéi Dir et
richteg gesot hutt – 2004 gesot, mir
komme mat engem Gesetzesprojet
eraus. Ech hunn dann och effektiv
de 24. Dezember 2004 d’Sozial-
partnere mat engem Avant-projet
de loi befaasst, deen ech, mengen
ech – den Här Glesener weess et
vläicht besser –, och eng Kéier vir-
gestallt hunn an der Chambers-
kommissioun – ech sinn awer net
méi sécher, mä den Avant-projet
de loi hunn ech op alle Fall de So-
zialpartneren zougestallt –, iwwer
eng ganz Reform vun den Delega-
tiounen, de Comité-mixten an esou
weider an esou fort. Also dat, wat
ech nennen Dialogue social inté-
rieur aux entreprises. 

An deem Text hunn ech ganz kloer
virgesinn, dass een an Zukunft net
méi seet, wat ass d’Natur vum Em-
ployeur, mä wat ass d’Natur vum
Statut. Dat heescht, d’Gemengen-

aarbechter ënnerstinn engem öf-
fentlech-rechtlechen Employeur,
mä si wielen nom privatrechtleche
Statut, well si hunn e privatrecht-
leche Kontrakt. Genee dat schloen
ech an deem Avant-projet de loi
och vir fir d’Privatbeamten aux ser-
vices de la commune. Dat heescht,
mir schreiwen et net expressis ver-
bis dran, mä dat ass d’Konse-
quenz, well mer soen, do, wou pri-
vatrechtlech Kontrakter virleien am
Aarbechtsrecht, do spillt eist Ge-
setz a wann da 15 Leit an engem
Betrib sinn, da muss gewielt ginn;
an dat schéngt mer logesch ze
sinn.

Ech mengen, dass dat déi besch-
ten Aart a Weis ass, an déi och
konform ass mat all deem, wat mer
an der Vergaangenheet gemaach
hunn, fir eben net méi ze kucken,
bass de Secteur public oder Sec-
teur privé, mä fir eben ze kucken,
wat sinn d’Relatiounen, déi een
huet, an da solle mer dat esou ap-
plizéieren. 

Elo ass et richteg, dass dat nach
ëmmer en Avant-projet de loi ass a
kee Projet de loi, an zwar well ech
gemäss dem Lëtzebuerger Modell
an och gemäss menge wierklech
internen Iwwerzeegungen der
Meenung sinn, dass ee muss e lar-
gen Débat mat de Sozialpartnere
féieren, well dat sinn awer ëmmer
déi, déi hei gefuerdert sinn.

Ech hat déi och opgefuerdert, fir
mer bis zum Enn vun der Lëtze-
buerger Présidence eng Stellung-
nahm ze maachen, well ech do-
vunner ausgaange sinn, d’Regie-
rung hätt do méi ze dinn, wéi d’So-
zialpartneren. Elo ass et awer
esou, dass mer do nach net alles
an dem richtegen Zäitpunkt era-
komm ass. Ech hunn allerdéngs
elo gesot, well mer och Bréissel
äntwerte mussen, well mer duerch
dat Gesetz och eng aner Direktiv
ëmsetze wëllen, an zwar déi iwwert
d’Information an d’Consultation,
dass elo bis zum Schluss vum Ja-
nuar dee leschten Einsende-
schluss ass, duerno maache mer
da wierklech e Projet de loi. 

Dat heescht, mir schaffen elo op
deem Projet de loi, deen en ëm-
faassende Projet de loi gëtt an net
nëmmen een, dee sech ëm deen
dote Punkt këmmert. Dat ass elo
eng Optioun, déi ee kann hunn, a
mir waren der Meenung, dass ee
soll alles hei zesummen diskutéie-
ren, well nämlech dat eent och
ërem op déi aner Diskussioune
kann Influenz hunn. Déi Solutioun,
déi ech hei virschloen, ass eng, déi
vu menger Convictioun ausgeet,
dass ee muss d’Natur vum Kon-
trakt kucken.

Elo kënne vläicht an der Diskus-
sioun aner Saachen erauskommen.
Dofir wéilt ech dat heiten net vir-
schéissen, mä dat wierklech an
deem dote Kader maachen, mat
och mengem Engagement, dass
mer dat elo esou séier wéi méig-
lech maachen, well ech elo wierk-
lech zu jidderengem gesot hunn,
dass den 31. Januar Einsende-
schluss wier. Ech hunn elo zum
Beispill nach effektiv de leschten
Dag vun der UEL eppes kritt. Mir
schaffen dann elo intern drun, fir e
Projet de loi ze deponéieren, wou
mer dat doten och léise kënnen. 

Dat bedéngt natierlech, dass elo
en attendant déi Leit net wiele kën-
nen, mä ech mengen déi nächst
grouss Wahle sinn eréischt an e
puer Joer an ech hu wierklech déi
grouss Hoffnung mat Iech zesum-
men, dass wa mer dee Projet bis
deponéiert hunn, dass mer do kën-
nen Neel mat Käpp draus maa-
chen. 

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Da komme mer zum
nächste Punkt

(Interruption)

Ah, den Här Henckes wëllt nach
eng Zousazfro stellen. Dir hat aller-
déngs Är Riedezäit scho largement
ausgeschöpft, mä da kuerz a
schnell.
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Ordre du jour

1. Question avec débat N°4 de M. Jacques-Yves Henckes
relative aux droits de représentation active et passive des
salariés engagés en qualité d'employés dans le secteur
public

2. Interpellation de M. Félix Braz au sujet de la politique na-
tionale pour la promotion du trafic cycliste

(Discussion générale - Motion)

3. 5378 - Projet de loi portant approbation des amende-
ments aux articles 25 et 26 de la Convention du 17 mars
1992 sur la protection et l'utilisation des cours d'eau
transfrontières et des lacs internationaux, adoptés par les
Parties à la Convention le 28 novembre 2003 

(Rapport de la Commission des Affaires intérieures et de
l'Aménagement du Territoire - Discussion générale -Vote
et dispense du second vote constitutionnel)

4. 5493 - Projet de loi portant fixation du cadre du person-
nel du Service de contrôle de la comptabilité des com-
munes et modifiant la loi du 16 août 1966 portant:

a) modification de la loi du 31 mars 1958 portant organi-
sation des cadres de l'administration gouvernemen-
tale;

b) organisation des cadres de la Trésorerie de l'État, de
la Caisse générale de l'État et du Service de contrôle
de la comptabilité des communes et de certains éta-
blissements publics

(Rapport de la Commission des Affaires intérieures et de
l'Aménagement du Territoire - Discussion générale -Vote
et dispense du second vote constitutionnel)

5. Demandes en naturalisation

Au banc du Gouvernement se trouvent: MM. François Biltgen,
Lucien Lux, Jean-Marie Halsdorf et Claude Wiseler, Ministres.

(Début de la séance publique à 14.31 heures)

Prés idence:  M.  Lucien Wei ler,  Prés ident
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■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Ech wollt nëmme kuerz
drop reagéieren. Här Minister, ech
huelen Akt dovunner, datt mer déi-
selwecht Vue hunn, souwuel a
menger Proposition de loi, wéi an
deem, wat Dir wëllt elo ausschaffe
bis den 31. Januar, datt mer a
Funktioun…

(Interruptions diverses)

■ M. François Biltgen, Minis-
tre du Travail et de l’Emploi.- Bis
den 31. Januar ass mer awer e
bësse knapps.

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Dir hat elo deen Datum do
gesot.

■ M. François Biltgen, Minis-
tre du Travail et de l’Emploi.- Ech
sot, d’Sozialpartnere missten...

■ M. le Président.- Jo, lausch-
tert emol, Här Henckes, ech hu ge-
mengt Dir wëllt eng Zousazfro stel-
len a keen Zousazkommentar maa-
chen.

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Ech muss awer elo dat no-
froen, fir datt ech gesinn, datt mer
eis do eens sinn. Ech hoffen, Här
Minister, wann Der mat deem
ganze Reformprojet déck Schwie-
regkeete sollt hunn, datt Der dann
awer wéinstens dee Problem, vun
deem mer schwätzen, géingt
virzäiteg léisen, net datt mer nach
eng Kéier een, zwee Joer hunn,
wou näischt geschitt. Dat heescht,
wann et iwwer e gewëssenen Délai
erausgeet, sidd Dir dann awer be-
reet eng Deelweisléisung unze-
goen?

■ M. le Président.- Jo, ech
muss soen, Här Henckes, Är Hoff-
nungen an Är Wënsch, dat ass eng
Saach…

(Hilarité)

…, d’Anhale vun der Riedezäit ass
awer eng aner Saach, an ech hunn
net gesi wéi eng Fro, datt Dir ge-
stallt hutt. 

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- ...an do ass keng Limite an
der Zäit.

■ M. François Bausch (DÉI
GRÉNG).- Neen, dat ass net wouer,
et si fënnef Minutte virgesinn...

■ M. Robert Mehlen (ADR).-
Also, wann Der drop haalt, da géif
ech soen, da kucke mer bei jidde-
rengem no.

■ Plusieurs voix.- Oooohh!

■ M. François Bausch (DÉI
GRÉNG).- Jo, selbstverständlech
hale mer drop.

■ M. le Président.- Ech ver-
siche bei jidderengem esou large
wéi méiglech ze sinn, mä et gëtt
bei alles Grenzen. 

(Interruption)

Här Minister, Är Zäit ass nach net
ganz fäerdeg.

■ M. François Biltgen, Minis-
tre du Travail et de l’Emploi.- Also
ganz séier. Éischtens, ech hu ge-
sot: Fir d’Sozialpartner war den 31.
Januar Einsendeschluss. Dat ass
elo geschitt. Elo schaffe mer drun
an ech wëll dee Projet de loi esou
séier wéi méiglech deponéieren.

Wa mer herno géifen an der Cham-
berskommissioun soen, ma mir
splitten dee Projet, well mir huele
verschidde Saache vir a verschid-
dener huele mer duerno, dann
hunn ech kee Problem domat, mä
ech wëll elo déi ganz Problematik
vun dem Dialogue social interne
aux entreprises als Gesetzesprojet
deponéiere mat deem dote Punkt.
Voilà.

■ M. le Président.- Voilà.
Merci, Här Minister. Da komme mer
zum nächste Punkt vum Ordre du
jour, zur Interpellatioun vum hono-
rabelen Här Félix Braz iwwert
d’Opwäertung vum Vëlostrafic. Bis

elo sinn ageschriwwen: den Här
Schank, d’Madame Brasseur, den
Här Angel an den Här Mehlen.
D’Wuert huet elo den Interpellant,
den honorabelen Här Braz. Här
Braz!

2. Interpellation de M.
Félix Braz au sujet de la
politique nationale pour
la promotion du trafic
cycliste

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG),
interpellateur.- Merci, Här Presi-
dent.

Lëtzebuerg ass am internationale
Verglach statistesch ganz oft re-
marquabel. Dat gëllt fir ganz vill
Matièren, beispillsweis fir den
Energieverbrauch, dat gëllt fir
d’CO2-Emissiounen, et gëllt fir den
Alkoholkonsum an et gëllt fir den
Tubakkonsum. An do gëtt et natier-
lech och fir déi statistesch Extrava-
ganze gutt Erklärungen, déi be-
leeën, datt do natierlech och den
héijen Impakt, beispillsweis vun de
Frontalieren, oder den héijen Im-
pakt vun der Arcelor, wat d’Energie
betrëfft, spillen, firwat datt dat dann
hei zu Lëtzebuerg esou ass. 

Et gëtt awer nach eng aner Ma-
tière, wou Lëtzebuerg statistesch
och remarquabel ass, an do hu
mer keng esou eng einfach Erklä-
rung fir ze soen, dass dat alles
awer an der Rei ass, esou wéi
d’Zuelen et aussoen. An déi aner
Matière, dat ass d’Mobilitéit an no-
tamment deen Undeel vu Mobilitéit,
deen zu Lëtzebuerg zréckgeluecht
gëtt ouni Motoriséierung.

Wann een d’Zuele kuckt, déi dem
IVL zu Gronn leien, da stellt ee fest,
dass zu Lëtzebuerg nëmmen 18%
vun den dagdeeglechen Déplace-
menter net motoriséiert zréckge-
luecht ginn. Dat beinhalt souwuel
de Vëlo, mä och am Wesentlechen
eigentlech de Foussgänger. Dat
heescht also, dass 82% vun all den
Déplacementer, déi zu Lëtzebuerg
all Dag gemaach ginn, motoriséiert
stattfannen. 

Besonnesch remarquabel ass – an
op deem Punkt ass Lëtzebuerg
wierklech notablement anescht,
wéi all eis Länner ronderëm –, do,
wou aner Länner ufänke sech mo-
toriséiert ze déplacéieren, notam-
ment den Individualverkéier, also
den Auto, benotzen, do si mir zu
Lëtzebuerg scho laang amgaan-
gen eis an der Moyenne haapt-
sächlech mam Auto ze déplacéie-
ren. 

Am Konkreten: Zu Lëtzebuerg gi
souguer Distanze vun ënner en-
gem Kilometer an der Moyenne zu
ronn 50% mam Auto zréckge-
luecht. Do, wou aner Länner wierk-
lech nach e ganz héije Pourcen-
tage hu vun der Mobilitéit zu Fouss
oder mam Vëlo, do si mir wierklech
notablement anescht, well mer
souguer esou minimal Distanze vu
bis zu engem Kilometer zu 50%
mam Auto zréckleeën. Bei den Dis-
tanze bis zu zwee Kilometer sinn et
souguer 60% vun den Déplace-
menter, déi zréckgeluecht gi mam
Auto. 

An dobäi ass et haut gewosst, datt
de Vëlo bis zu Distanze vu véier,
fënnef Kilometer eigentlech ëmmer
dat bessert, dat méi rapid an dat
méi effikasst Transportmëttel ass,
an dat besonnesch an de Centres
urbains, dat heescht an engem méi
urbane Milieu. Dat mag liicht
anescht sinn an de méi rurale Géi-
genden, mä et ass kloer, dass et an
engem städteschen Ëmfeld ganz
evident ass, dass näischt méi rapid
a méi effizient ass, wéi d’Mobilitéit
op zwee Rieder. 

De Vëlo huet awer, onofhängeg
vun Distanzen a vu Kontexter, ganz
einfach e puer Avantagen, déi e
mat an d’Woschuel geheit, mä déi
en awer zu Lëtzebuerg, wéi gesot,
bis haut net valoriséiert kritt.

De Vëlo huet ganz einfach den
Avantage, dass et e gesond Trans-
portmëttel ass, besonnesch fir
dagdeeglech Bewegungen. Do

gëtt et wierklech ganz vill Literatur,
déi beleet, dass och nëmmen zéng
bis 15 Minutten um Vëlo pro Dag,
fir also e klengt Déplacement, wat
een all Dag misst zréckleeën a
béid Richtungen, schonn duerginn,
fir déi kleng physesch Aktivitéit pro
Dag ze realiséieren, déi ee brauch,
fir no allgemeng gültege Kritären
sech selwer e bësse gesond an e
bëssen op Trapp ze halen. Dat ass
kee Sport, dat ass kee Leesch-
tungssport, dat ass ganz einfach e
bësse Bewegung, eppes anescht,
wéi alles am Sëtzen ze maachen,
mä ganz einfach sech e bësse be-
wegen un der frëscher Loft, zéng
bis 15 Minutte pro Dag géingen
duergoen. An dat ass dat, wat een
eigentlech op enger klenger Dis-
tanz ouni Problem kéint zréck-
leeën.

De Vëlo huet nach en aneren Avan-
tage, e suergt och an engem méi
urbanen Ëmfeld mat dofir, dass
mer eng besser Loftqualitéit hunn.
Et ass kloer, dass all Déplacement,
wat net muss mat engem Verbren-
nungsmoto zréckgeluecht ginn,
och dofir suergt, dass et manner
Emissioune gëtt.

A wa mer och hei zu Lëtzebuerg
d’Diskussioune kucken, déi mer
scho virun e puer Méint haten iw-
wert d’Qualitéit vun der Loft – do
weess och den Här Minister a sen-
ger Eegeschaft als Ëmweltminister
mat Sécherheet drop ze reagéieren
–, dann ass dat mëttlerweil och zu
Lëtzebuerg eppes, wat ee muss
eescht huelen, ouni et wëllen ze
dramatiséieren. Et ass op jiddfer
Fall awer e Phenomeen, dee muss
eescht geholl ginn.

An do gëtt et eigentlech keng Ur-
saach, fir eng Pist lénks leien ze
loossen, déi op deem dote Punkt
kéint Verbesserunge bréngen. Et
gëtt net just eng Voie royale mat
där all Problemer géinge geléist
ginn, mä et gëtt eng Partie Metho-
den an eng Partie Pisten, déi ee
verdéiwe kann, an eng dovunner
ass mat Sécherheet, dass mer pro-
béieren an de städteschen Ëmfel-
der méi konsequent op d’Mobilitéit
mam Vëlo ze setze fir déi Déplace-
menter, wou et Sënn mécht, a fir
déi Déplacementer, wou et ebe
wierklech en Angebot ass.

Dat ass och net egal um Hanner-
grond vun eise Kyoto-Diskussiou-
nen. Och do spillt de Verkéier eng
wesentlech Roll. Et ass haaptsäch-
lech do, wou an de leschte Joren
d’Situatioun komplett aus dem
Rudder gelaf ass, well mer am
Beräich vun der Mobilitéit Steige-
rungsraten hunn, déi enorm sinn.
Et ass aus där Diskussioun vu
Kyoto a vun den CO2-Emissiounen
eraus och wichteg, dass een de
Vëlo eescht hëlt an net belächelt
oder dat wëllt ofdinn, als eppes,
wat nëmme fir e puer Freake géing
gëllen a fir Leit, déi sech an engem
normalen alldeeglechen Ëmfeld
misste bewegen, eigentlech keng
Offer wär.

De Vëlo huet nach en Avantage, en
ass ganz bëlleg. Ouni op dee so-
ziale Volet dovunner elo direkt an-
zegoen, ass et ganz einfach fir jid-
dereen en Angebot, well wann een
haut den Auto benotzt an et mécht
een eng éierlech Rechnung, da
weess een, dass ee Kilometer an
der Moyenne, mat engem normale
Mëttelklassauto, Minimum am
Beräich vu 40 Cent pro Kilometer
läit, wann een déi éierlech Rech-
nung mécht, déi, wou net nëmmen
de Bensin dran ass, mä déi ganz
Rechnung mat dem Wäertver-
loscht, mat de Revisiounen, mat de
Pneuen an esou weider.

Et gesäit een, dass de Vëlo do,
wou e kann effikass sinn, och kann
dozou bäidroen, dass ee carré-
ment Geld an engem Stot ka spue-
ren, ouni, wéi gesot, wëllen d’Theo-
rie opzestellen, dass dat elo eleng
d’Argument ass, fir all déi aner op-
zeweien, mä et ass och en Argu-
ment, an dat soll een och net wël-

len ënnert den Dësch kieren. Dat
Argument, dat steet do, dat ass
eng Realitéit, déi ee kann an Zue-
len ausdrécken, an déi sollen en-
gem och dann net egal sinn.
De Vëlo brauch virun allem och
ganz wéineg Plaz, erëm eng Kéier
d’Stéchwuert vun den Diskussiou-
nen am städteschen Ëmfeld. E
brauch wesentlech manner Plaz,
wéi en Auto. En Auto à l’arrêt
brauch an enger Stad plus/minus
ëm déi 15 bis 20 m2, dat ass gewal-
teg. Wann een dat géing héich-
rechne par rapport zum Prix de
l’immobilier, dann hätt ee séier
d’Rechnung gemaach, wéi oninte-
ressant et eigentlech fir eng Stad
ass Autoen am öffentleche Raum
ofzeparken, souguer wa Park-
gebühren opgehuewe ginn. Dat
ass och e reelle Käschtepunkt,
deen e Vëlo enger Stad net occa-
sionnéiert, well e Vëlo ofzestellen,
dat hëlt ganz ganz wéineg Plaz
ewech, an et ass schlussendlech,
wéi gesot, dat Transportmëttel, wat
am effikassten ass.
Firwat insistéiere mir esou op dat
Stéchwuert vum urbane Milieu? Ma
ganz einfach, wa mer d’Zuele ku-
cken, déi dem IVL zu Gronn leien,
da stellt een eppes fest, wat net on-
wesentlech ass, nämlech datt zu
Lëtzebuerg – an dat sinn elo Zue-
len aus dem Joer 2002, déi
d’Grondlag bilde vum IVL – nëmme
ronn 28% vun der Mobilitéit grenz-
iwwerschreidend sinn. Déi aner
72% fannen eigentlech mat Quell
an Zil zu Lëtzebuerg statt.
Dovu geet deen allergréissten Deel
an d’Stad Lëtzebuerg oder vun der
Stad Lëtzebuerg aus fort, mä och
nach déi zwee aner iwwergeuerd-
net Zentren aus dem IVL, dat
heescht, d’Stad Esch respektiv
d’Nordstad, Dikrech an Ettelbréck,
huelen e relativ importenten Un-
deel vu sämtlechen nationale Ver-
kéiersbewegungen, a besonnesch
– an déi Zuel muss ee sech wierk-
lech zu Gemitt féieren –, ronn 25%
vun den nationalen Déplacemen-
ter, déi all Dag gemaach ginn,
fanne bannent deenen dräi ge-
nannte Stied statt, dat heescht an
der Stad Lëtzebuerg dee gréissten
Deel dovun, an der Stad Esch an
och an der Nordstad.
Also, all véiert nationaalt Déplace-
ment huet als Zil an als Quell
d’Stad Lëtzebuerg, d’Nordstad
oder d’Stad Esch. All véiert Dépla-
cement fënnt bannent deene Stied
statt, net déi Leit agerechent, déi
erausfueren aus deene Stied an
zréckkommen, mä dat sinn nëm-
men Déplacementer vun der Stad
an d’Stad, vun Esch op Esch a vun
der Nordstad an d’Nordstad. Dat
mécht all véiert nationaalt Déplace-
ment aus!
Wann een da weess, dass de Vëlo
op Distanze vu véier bis fënnef Ki-
lometer dat effikasst Transportmët-
tel ass, wann et ëm d’Rapiditéit
geet, wann et och ëm d’Bequeem-
lechkeet geet, well ee sech ka
ganz séier dräi-, véiermol dépla-
céieren, wat mam Auto, mam Bus
wesentlech manner liicht de Fall
ass, da weess een, wat fir e Poten-
zial de Vëlo eigentlech huet, fir zu
Lëtzebuerg notablement a sensibel
an de Verkéiersstatistiken opze-
dauchen.
An déi Zuelen, dat si keng Zuelen,
déi iergendwellech Befürworter
vun dësem oder deem Trans-
portmëttel opgestallt hätten, mä
dat si ganz offiziell Zuelen, déi jidd-
fereen am IVL-Dokument noliese
kann, wou se, wéi gesot, kloer aus-
soen, wat d’Potenzial vum Vëlo si
kann. Wa 25% vun den Déplace-
menter also bannent deene Stied
op ganz kuerzen Distanzen statt-
fannen, da weess een, do ass e
Potenzial, wat mer bis haut net not-
zen.
Eng Remarque wëll ech och direkt
virausschécken: Wa vum Vëlo ge-
schwat gëtt, da kënnt natierlech
ëmmer direkt déi Remarque vun
deem berühmte schlechte Wieder,
wat jo zu Lëtzebuerg soll esou
sinn, dass et net géing méiglech
kënne sinn sech bemierkbar oft a
regelméisseg mam Vëlo ze dépla-
céieren.

Mir hate viru kuerzem d’Geleeën-
heet e Mann hei zu Lëtzebuerg ze
hunn aus Holland, deen eis e bës-
sen erkläert huet, wéi se bei sech
déi Saach ugepaakt hunn. Deen
huet dann och eng ganz interes-
sant Zuel kënnen nennen iwwert
d’Wieder an eise Breedegrader, an
déi Zuel ass ganz einfach déi hei,
dass et och zu Lëtzebuerg an an
der Belsch, also an dëse Géigen-
den, nëmme 6% vun der Zäit reent.
Dat heescht 94% vun der Zäit fält
kee Ree vum Himmel. Do gëtt et da
méi waarm Deeg an et gëtt méi kal
Deeg an et gëtt och dofir méi déck
a méi dënn Mäntel. Mä d’Tempera-
ture si keen Argument, dat ass net
eng Saach vu Wieder, mä eng
Saach vu Kleedung.

Dat Argument vum Reen, wat et
géing onméiglech maachen sech
um Vëlo ze déplacéieren, dat soll
een och einfach ee fir allemol si
loossen. Dat mag gutt kléngen, mä
zu Lëtzebuerg reent et 6% vun der
Zäit. Dat mag erstaunen, well ee
vläicht subjektiv d’Gefill huet, dass
et anescht wier.

(Interruption et hilarité)

D’Stroosse bleiwe méi laang
naass, dat ass an der Rei. Wa 6%
vun der Zäit Ree fält, da bleiwen
d’Stroosse vläicht e puer Prozent
méi laang och naass, bis se erëm
gedréchent sinn, dat mag an der
Rei sinn, mä et muss een awer
wëssen, et schwätzt een nëmme
vu 6% vun der Zäit, wou et hei zu
Lëtzebuerg reent, a 94% vun der
Zäit reent et net. Dat soll een ein-
fach wëssen an da si vläicht ver-
schidde Remarquen net méi esou
pertinent, wéi se heiansdo klén-
gen.

Wichteg ass et eiser Meenung no
och, datt sech zu Lëtzebuerg end-
lech eng Erkenntnis duerchgesat
huet am Kader vun den Diskus-
sioune ronderëm den IVL, nämlech
déi, datt ee muss zwou Vernet-
zunge virhuelen.

Déi éischt Vernetzung ass déi, datt
een déi eenzel Mobilitéitsträger, an
dozou gehéiert am IVL och de
Vëlo, muss matenee vernetzen an
enger Logik vun Intermodalitéit.

Déi zweet Vernetzung, déi ee vir-
huele muss, ass déi, datt een
d’Transportproblematik, d’Mobili-
téitsproblematik och muss mat där
vernetze vun der Stad- a vun der
Landesentwécklung respektiv vun
der Gemengenentwécklung.

Do si mer mëttlerweil zu Lëtze-
buerg glécklecherweis esou wäit,
dass et scho fir déi Saachen eng
Base légale gëtt. Dat gëtt oft ver-
giess an dat ass méiglecherweis
och an de Gemengen nach net ge-
nuch gewosst, mä et gëtt awer och
zënter dem Programme directeur
de l’aménagement du territoire,
deen am Mäerz 2003 vun der Re-
gierung ugeholl ginn ass, eng Ba-
sis op där geschafft gëtt.

Et gëtt e Gesetz vum 19. Juli 2004
iwwert den Aménagement commu-
nal an den Développement urbain
an et gëtt e Règlement grand-
ducal vum 25. Oktober 2004 en ap-
plication vun deem Gesetz vum
Juli 2004 iwwert den Aménage-
ment communal, deen notamment
déi Questioune regelt vun den Etü-
den, déi préparatoirement musse
gemaach ginn, wann eng Gemeng
sech wëllt en neie Plan d’aména-
gement général ginn.

De Vëlo huet awer, onofhängeg
vun Distanzen a vu Kontexter, ganz
einfach e puer Avantagen, déi e
mat an d’Woschuel geheit, mä déi
en awer zu Lëtzebuerg, wéi gesot,
bis haut net valoriséiert kritt.

De Vëlo huet ganz einfach den
Avantage, dass et e gesond Trans-
portmëttel ass, besonnesch fir
dagdeeglech Bewegungen. Do
gëtt et wierklech ganz vill Literatur,
déi beleet, dass och nëmmen zéng
bis 15 Minutten um Vëlo pro Dag,
fir also e klengt Déplacement, wat
een all Dag misst zréckleeën a
béid Richtungen, schonn duerginn,
fir déi kleng physesch Aktivitéit pro
Dag ze realiséieren, déi ee brauch,
fir no allgemeng gültege Kritären
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sech selwer e bësse gesond an e
bëssen op Trapp ze halen. Dat ass
kee Sport, dat ass kee Leesch-
tungssport, dat ass ganz einfach e
bësse Bewegung, eppes anescht,
wéi alles am Sëtzen ze maachen,
mä ganz einfach sech e bësse be-
wegen un der frëscher Loft, zéng
bis 15 Minutte pro Dag géingen
duergoen. An dat ass dat, wat een
eigentlech op enger klenger Dis-
tanz ouni Problem kéint zréck-
leeën.

De Vëlo huet nach en aneren Avan-
tage, e suergt och an engem méi
urbanen Ëmfeld mat dofir, dass
mer eng besser Loftqualitéit hunn.
Et ass kloer, dass all Déplacement,
wat net muss mat engem Verbren-
nungsmoto zréckgeluecht ginn,
och dofir suergt, dass et manner
Emissioune gëtt.

A wa mer och hei zu Lëtzebuerg
d’Diskussioune kucken, déi mer
scho virun e puer Méint haten iw-
wert d’Qualitéit vun der Loft – do
weess och den Här Minister a sen-
ger Eegeschaft als Ëmweltminister
mat Sécherheet drop ze reagéieren
–, dann ass dat mëttlerweil och zu
Lëtzebuerg eppes, wat ee muss
eescht huelen, ouni et wëllen ze
dramatiséieren. Et ass op jiddfer
Fall awer e Phenomeen, dee muss
eescht geholl ginn.

An do gëtt et eigentlech keng Ur-
saach, fir eng Pist lénks leien ze
loossen, déi op deem dote Punkt
kéint Verbesserunge bréngen. Et
gëtt net just eng Voie royale mat
där all Problemer géinge geléist
ginn, mä et gëtt eng Partie Metho-
den an eng Partie Pisten, déi ee
verdéiwe kann, an eng dovunner
ass mat Sécherheet, dass mer pro-
béieren an de städteschen Ëmfel-
der méi konsequent op d’Mobilitéit
mam Vëlo ze setze fir déi Déplace-
menter, wou et Sënn mécht, a fir
déi Déplacementer, wou et ebe
wierklech en Angebot ass.

Dat ass och net egal um Hanner-
grond vun eise Kyoto-Diskussiou-
nen. Och do spillt de Verkéier eng
wesentlech Roll. Et ass haaptsäch-
lech do, wou an de leschte Joren
d’Situatioun komplett aus dem
Rudder gelaf ass, well mer am
Beräich vun der Mobilitéit Steige-
rungsraten hunn, déi enorm sinn.
Et ass aus där Diskussioun vu
Kyoto a vun den CO2-Emissiounen
eraus och wichteg, dass een de
Vëlo eescht hëlt an net belächelt
oder dat wëllt ofdinn, als eppes,
wat nëmme fir e puer Freake géing
gëllen a fir Leit, déi sech an engem
normalen alldeeglechen Ëmfeld
misste bewegen, eigentlech keng
Offer wär.

De Vëlo huet nach en Avantage, en
ass ganz bëlleg. Ouni op dee so-
ziale Volet dovunner elo direkt an-
zegoen, ass et ganz einfach fir jid-
dereen en Angebot, well wann een
haut den Auto benotzt an et mécht
een eng éierlech Rechnung, da
weess een, dass ee Kilometer an
der Moyenne, mat engem normale
Mëttelklassauto, Minimum am
Beräich vu 40 Cent pro Kilometer
läit, wann een déi éierlech Rech-
nung mécht, déi, wou net nëmmen
de Bensin dran ass, mä déi ganz
Rechnung mat dem Wäertver-
loscht, mat de Revisiounen, mat de
Pneuen an esou weider.

Et gesäit een, dass de Vëlo do,
wou e kann effikass sinn, och kann
dozou bäidroen, dass ee carré-
ment Geld an engem Stot ka spue-
ren, ouni, wéi gesot, wëllen d’Theo-
rie opzestellen, dass dat elo eleng
d’Argument ass, fir all déi aner op-
zeweien, mä et ass och en Argu-
ment, an dat soll een och net wël-
len ënnert den Dësch kieren. Dat
Argument, dat steet do, dat ass
eng Realitéit, déi ee kann an Zue-
len ausdrécken, an déi sollen en-
gem och dann net egal sinn.

De Vëlo brauch virun allem och
ganz wéineg Plaz, erëm eng Kéier
d’Stéchwuert vun den Diskussiou-
nen am städteschen Ëmfeld. E
brauch wesentlech manner Plaz,
wéi en Auto. En Auto à l’arrêt
brauch an enger Stad plus/minus
ëm déi 15 bis 20 m2, dat ass gewal-
teg. Wann een dat géing héich-

rechne par rapport zum Prix de
l’immobilier, dann hätt ee séier
d’Rechnung gemaach, wéi oninte-
ressant et eigentlech fir eng Stad
ass Autoen am öffentleche Raum
ofzeparken, souguer wa Park-
gebühren opgehuewe ginn. Dat
ass och e reelle Käschtepunkt,
deen e Vëlo enger Stad net occa-
sionnéiert, well e Vëlo ofzestellen,
dat hëlt ganz ganz wéineg Plaz
ewech, an et ass schlussendlech,
wéi gesot, dat Transportmëttel, wat
am effikassten ass.

Firwat insistéiere mir esou op dat
Stéchwuert vum urbane Milieu? Ma
ganz einfach, wa mer d’Zuele ku-
cken, déi dem IVL zu Gronn leien,
da stellt een eppes fest, wat net on-
wesentlech ass, nämlech datt zu
Lëtzebuerg – an dat sinn elo Zue-
len aus dem Joer 2002, déi
d’Grondlag bilde vum IVL – nëmme
ronn 28% vun der Mobilitéit grenz-
iwwerschreidend sinn. Déi aner
72% fannen eigentlech mat Quell
an Zil zu Lëtzebuerg statt.

Dovu geet deen allergréissten Deel
an d’Stad Lëtzebuerg oder vun der
Stad Lëtzebuerg aus fort, mä och
nach déi zwee aner iwwergeuerd-
net Zentren aus dem IVL, dat
heescht, d’Stad Esch respektiv
d’Nordstad, Dikrech an Ettelbréck,
huelen e relativ importenten Un-
deel vu sämtlechen nationale Ver-
kéiersbewegungen, a besonnesch
– an déi Zuel muss ee sech wierk-
lech zu Gemitt féieren –, ronn 25%
vun den nationalen Déplacemen-
ter, déi all Dag gemaach ginn,
fanne bannent deenen dräi ge-
nannte Stied statt, dat heescht an
der Stad Lëtzebuerg dee gréissten
Deel dovun, an der Stad Esch an
och an der Nordstad.

Also, all véiert nationaalt Déplace-
ment huet als Zil an als Quell
d’Stad Lëtzebuerg, d’Nordstad
oder d’Stad Esch. All véiert Dépla-
cement fënnt bannent deene Stied
statt, net déi Leit agerechent, déi
erausfueren aus deene Stied an
zréckkommen, mä dat sinn nëm-
men Déplacementer vun der Stad
an d’Stad, vun Esch op Esch a vun
der Nordstad an d’Nordstad. Dat
mécht all véiert nationaalt Déplace-
ment aus!

Wann een da weess, dass de Vëlo
op Distanze vu véier bis fënnef Ki-
lometer dat effikasst Transportmët-
tel ass, wann et ëm d’Rapiditéit
geet, wann et och ëm d’Bequeem-
lechkeet geet, well ee sech ka
ganz séier dräi-, véiermol dépla-
céieren, wat mam Auto, mam Bus
wesentlech manner liicht de Fall
ass, da weess een, wat fir e Poten-
zial de Vëlo eigentlech huet, fir zu
Lëtzebuerg notablement a sensibel
an de Verkéiersstatistiken opze-
dauchen.

An déi Zuelen, dat si keng Zuelen,
déi iergendwellech Befürworter
vun dësem oder deem Trans-
portmëttel opgestallt hätten, mä
dat si ganz offiziell Zuelen, déi jidd-
fereen am IVL-Dokument noliese
kann, wou se, wéi gesot, kloer aus-
soen, wat d’Potenzial vum Vëlo si
kann. Wa 25% vun den Déplace-
menter also bannent deene Stied
op ganz kuerzen Distanzen statt-
fannen, da weess een, do ass e
Potenzial, wat mer bis haut net not-
zen.

Eng Remarque wëll ech och direkt
virausschécken: Wa vum Vëlo ge-
schwat gëtt, da kënnt natierlech
ëmmer direkt déi Remarque vun
deem berühmte schlechte Wieder,
wat jo zu Lëtzebuerg soll esou
sinn, dass et net géing méiglech
kënne sinn sech bemierkbar oft a
regelméisseg mam Vëlo ze dépla-
céieren.

Mir hate viru kuerzem d’Geleeën-
heet e Mann hei zu Lëtzebuerg ze
hunn aus Holland, deen eis e bës-
sen erkläert huet, wéi se bei sech
déi Saach ugepaakt hunn. Deen
huet dann och eng ganz interes-
sant Zuel kënnen nennen iwwert
d’Wieder an eise Breedegrader, an
déi Zuel ass ganz einfach déi hei,
dass et och zu Lëtzebuerg an an
der Belsch, also an dëse Géigen-
den, nëmme 6% vun der Zäit reent.
Dat heescht 94% vun der Zäit fält

kee Ree vum Himmel. Do gëtt et da
méi waarm Deeg an et gëtt méi kal
Deeg an et gëtt och dofir méi déck
a méi dënn Mäntel. Mä d’Tempera-
ture si keen Argument, dat ass net
eng Saach vu Wieder, mä eng
Saach vu Kleedung.

Dat Argument vum Reen, wat et
géing onméiglech maachen sech
um Vëlo ze déplacéieren, dat soll
een och einfach ee fir allemol si
loossen. Dat mag gutt kléngen, mä
zu Lëtzebuerg reent et 6% vun der
Zäit. Dat mag erstaunen, well ee
vläicht subjektiv d’Gefill huet, dass
et anescht wier.

(Interruption et hilarité)

D’Stroosse bleiwe méi laang
naass, dat ass an der Rei. Wa 6%
vun der Zäit Ree fält, da bleiwen
d’Stroosse vläicht e puer Prozent
méi laang och naass, bis se erëm
gedréchent sinn, dat mag an der
Rei sinn, mä et muss een awer
wëssen, et schwätzt een nëmme
vu 6% vun der Zäit, wou et hei zu
Lëtzebuerg reent, a 94% vun der
Zäit reent et net. Dat soll een ein-
fach wëssen an da si vläicht ver-
schidde Remarquen net méi esou
pertinent, wéi se heiansdo klén-
gen.

Wichteg ass et eiser Meenung no
och, datt sech zu Lëtzebuerg end-
lech eng Erkenntnis duerchgesat
huet am Kader vun den Diskus-
sioune ronderëm den IVL, nämlech
déi, datt ee muss zwou Vernet-
zunge virhuelen.

Déi éischt Vernetzung ass déi, datt
een déi eenzel Mobilitéitsträger, an
dozou gehéiert am IVL och de
Vëlo, muss matenee vernetzen an
enger Logik vun Intermodalitéit.

Déi zweet Vernetzung, déi ee vir-
huele muss, ass déi, datt een
d’Transportproblematik, d’Mobili-
téitsproblematik och muss mat där
vernetze vun der Stad- a vun der
Landesentwécklung respektiv vun
der Gemengenentwécklung.

Do si mer mëttlerweil zu Lëtze-
buerg glécklecherweis esou wäit,
dass et scho fir déi Saachen eng
Base légale gëtt. Dat gëtt oft ver-
giess an dat ass méiglecherweis
och an de Gemengen nach net ge-
nuch gewosst, mä et gëtt awer och
zënter dem Programme directeur
de l’aménagement du territoire,
deen am Mäerz 2003 vun der Re-
gierung ugeholl ginn ass, eng Ba-
sis op där geschafft gëtt.

Et gëtt e Gesetz vum 19. Juli 2004
iwwert den Aménagement commu-
nal an den Développement urbain
an et gëtt e Règlement grand-
ducal vum 25. Oktober 2004 en ap-
plication vun deem Gesetz vum
Juli 2004 iwwert den Aménage-
ment communal, deen notamment
déi Questioune regelt vun den Etü-
den, déi préparatoirement musse
gemaach ginn, wann eng Gemeng
sech wëllt en neie Plan d’aména-
gement général ginn.

Do gëtt et notamment zwee Artike-
len: den Artikel 13 an den Artikel
25. Deen éischte beschäftegt sech
mat der sou genannter Évaluation
globale vun de Réseaux existants
an der Gemeng, éier een dann, wéi
gesot, op d’Entwécklung vun en-
gem neie PAG ka goen; dozou ge-
héieren expressis verbis och déi
Aspekter vu Mobilité alternative,
wéi Foussgänger a wéi Vëlo.

Am Artikel 25 geet dann och, wa
vun dem sou genannte Concept
global de mobilité, deen d’Ge-
menge sech gi sollen, geschwat
gëtt, dovunner Rieds, dass déi
eenzel Réseauë mussen ënner
sech interconnectéiert ginn an
dass och d’Réseauë vu Foussgän-
ger a vu Vëlo musse verbessert
ginn. Dat si keng hehr Absichten,
dat si keng Rieden, déi vun dëser
oder där Partei hei am Parlament
gehale ginn, dat ass zu Lëtzebuerg
d’Base réglementaire.

Mir hunn eng Base réglementaire,
déi all d’Gemenge bënnt, déi sech
wëllen an Zukunft Stadentwéck-
lungsinstrumenter ginn – a si mus-
sen sech alleguerten där Instru-
menter ginn –, an do gëtt et eng
Method, déi all d’Gemengen appli-
zéiere mussen, fir op dee Wee kën-
nen ze goen, an déi beinhalt haut
schonn, dass se net laanscht d’Fro
kënne kommen, wéi se och wëlle
mat deenen dote Forme vu Mobili-
téit ëmgoen an net nëmmen
d’Stroossen als isoléiert Voirie
kënne betruechten, respektiv dass
een nëmme kann déi motoriséiert
Mobilitéit betruechten.

Mir hunn dann als lescht Stéch-
wuert vu Base réglementaire res-
pektiv légale, natierlech och de
Code de la route. Och de Code de
la route huet haut schonn eng ganz
Partie Artikelen, déi sech mat dë-
ser Matière beschäftegen. Vläicht
wär et eng Fro, ob een net sollt, wéi
an der Belsch, éischter op de Wee
goe vun engem Code de la rue.
Déi sinn do eigentlech schonn eng
Etapp méi wäit. Déi hu scho versta-
nen, dass et net nëmmen drëms
geet d’Stroossen ze reglementéie-
ren, mä eigentlech drëms geet
d’Benotzung vum gesamten öffent-
leche Raum ze reglementéieren,
also net nëmmen d’Behuele vun
den Automobilisten oder vun de
Buschaufferen, mä och d’Behuele
vun de Cyclistë respektiv vun de
Foussgänger, a virun allem wéi een
déi alleguerte ka beienaner kréien.

Och do vläicht eng Ureegung un
de Minister: Et wär vläicht keng
schlecht Iddi, wa mer eis géingen,
wéi an der Belsch, mat der Fro be-
schäftegen – och wa se vläicht
nëmmen e symbolesche Charakter
huet, mä dat ass net onwichteg –,
ob een net wierklech op de Wee
sollt goe vun engem Code de la
rue an net nëmme vun engem
Code de la route, deen de ganzen
öffentleche Raum am Beräich vun
der Mobilitéit just suggéréiert aus
der Vue, déi een hannert dem
Lenkrad huet, an dat ass eben net
déi ganz Vue.

Besonnesch well een, wann ee vu
Mobilitéit schwätzt: vu Bus, vun
Auto, vu Vëlo, vu Foussgänger, da
gëtt och oft esou gemaach, wéi
wann dat alles ënnerschiddlech
Leit wären, déi näischt matenaner
ze dinn hätten. A Wierklechkeet
sinn dat praktesch ëmmer déisel-
wecht Leit, well all déi Leit, déi
sech déplacéieren, sinn tantôt dat
engt, tantôt dat anert.

Wann ee mam Auto iergendwou hi-
fiert an et huet een den Auto bis of-
gestallt, dann ass ee fir de Rescht
vu sengem Déplacement ënner
Ëmstänn e Foussgänger. Deemno
wou een hifiert, wou et öffentlech
Angeboter gëtt vu Vëloen, ass een
à la fois ënner Ëmstänn Automobi-
list gewiescht, wann een doheem
bis bei seng nootste Gare gefuer
ass; wann ee vun do mam Zuch
gefuer ass, da beispillsweis bis an
d’Stad Esch, da war ee schonn
deen Dag Automobilist a Benotzer
vum öffentlechen Transport; dann
hëlt een och nach vläicht en öffent-
leche Vëlo, da war ee Cycliste; an
da mécht een och nach en Deel vu
sengem Trajet zu Fouss, da war
een à la fois déi véier. Esou dass et
déi Kontradiktioun, déi ëmmer
nees probéiert gëtt tëschent déi
eenzel Acteuren eranzerieden, an
där Däitlechkeet iwwerhaapt net
gëtt an der Realitéit.

An der Realitéit sinn déi meescht
Leit, net ëmmer, awer regelméis-
seg zumindest, zwou vun deene
Saachen. Et gëtt keng getrennte
Welten an där dote Matière, të-
schent deenen engen an deenen
aneren.

Dofir sollt een och vläicht dat am
Hannerkapp hunn, wann een iw-
wert d’Thematik vum Vëlo disku-
téiert. Dat eent ass ee vläicht méi
oft, wéi dat anert, mä eigentlech
ass praktesch jiddfereen alles vun
all deem, wann et och nëmmen zu
bestëmmte Momenter ass.

En nächste Punkt, dee mir wëllen
als positiv eraussträichen, ass
deen, datt mer haut, och op Grond

vun deenen Diskussiounen, déi an
de leschte Jore scho waren, op
Grond vun deenen Dokumenter an
Erkenntnisser, déi et haut mëttler-
weil scho gëtt, eng ganz Partie mo-
tivéiert Acteuren hunn, och um Ni-
veau vun de staatleche Verwaltun-
gen.

Wann een un enger Rei vun Dis-
kussiounen an de leschte Jore
konnt bedeelegt sinn, da gesäit
een, dass et um Niveau vun enger
ganzer Partie vu Verwaltungen
haut scho wierklech Leit gëtt, déi
sech ganz vill Méi maachen. Sief
dat um Niveau vum Transportminis-
tère, wou et och mëttlerweil schonn
eng responsabel Persoun fir deen
dote Beräich gëtt. Sief et um Ni-
veau vum Aménagement du Terri-
toire respektiv vum Ministère de
l’Intérieur, sief et am Ëmweltminis-
tère, oder och ganz wichteg am
Travaux publics. Oft gëtt de Rôle
vun der Administration des Ponts
et chaussées beispillsweis ënner-
schat, de Rôle, dee se ka spillen,
an de Rôle, dee se och deelweis
haut scho spillt. Et gëtt ëmmer ge-
maach, wéi wann déi Verwaltung
mam Vëlo näischt wéilt um Hutt
hunn. Dat ass net esou. Et gëtt ef-
fektiv och do schonn Inputen, déi
een als positiv bewäerte kann.

Um Niveau vun de Verwaltungen,
mä awer och um Niveau vu ville po-
tenzielle Partneren, sief dat d’Vë-
losinitiativ, d’Eisebunn oder och
den Office national du tourisme,
deen e ferventen Interessent vu po-
sitiven Entwécklungen an deem
dote Beräich ass, wéi bei enger
ganzer Rei vu Gemengen an na-
tierlech och dem Syvicol, hu mer
also eng ganz Partie Partneren, déi
schonn haut méi sensibiliséiert a
méi motivéiert sinn, wéi et vläicht
an der Realitéit vum Terrain, wou
de Vëlo nach ëmmer Mangelware
ass, erkennbar ass. Et weess een,
dass scho ganz vill Saachen am-
gaange sinn an et goufen och
schonn an der Vergaangenheet
verschidden Initiative geholl, wéi
beispillsweis deen Hearing zu
Miersch virun e puer Joer oder och
aner rezent Initiativen am Beräich
vun der Sensibiliséierung fir de
Vëlo.

Wichteg ass et, an dat ass och
ganz kloer fir eis, datt mer déi ganz
Diskussioun ronderëm de Vëlo net
isoléiert kucken. Éischtens emol
net isoléiert vun der Thematik vum
Foussgänger, där gesamter Mobi-
lité alternative, awer och an der Lo-
gik vun der Intermodalitéit vum
Vëlo mam Bus, vum Vëlo mam
Zuch, awer och vum Vëlo mam
Auto.

Dofir si fir eis esou Projeten och be-
sonnesch wichteg, wéi déi, déi et
op anere Plaze scho gëtt, zu Lëtze-
buerg eben och, an der Stad Esch,
wou intermodal probéiert gëtt de
Vëlo am urbanen Zentrum esou
kënnen duerzestellen, dass e ka fir
Leit, déi mat aneren Transportmët-
telen erakommen, en Angebot
duerstellen, fir herno verschidden
aner Déplacementer am urbane
Milieu ze maachen. An do gëtt et
och nach aner Iddien.

Et héiert een och, dass aner Ge-
mengen sech mat esou enger Iddi
am Moment scho beschäftegen, fir
wierklech dofir ze suergen, dass
och déi Leit, déi net mam Auto an
eng Stad erafueren, wa se bis an
der Stad sinn, net op eemol d’Gefill
kréien, elo sinn ech gehandicapt,
wann ech mech misst zwee-, dräi-
mol a kuerzer Zäit déplacéieren,
wat mam Auto natierlech relativ
kammoud ka goen, ofgesinn elo
emol vun der Parkplazproblematik,
wat awer natierlech mam Zuch
oder mam Bus manner expéditif
ënner Ëmstänn ka realiséiert ginn.
An dat do ass eben och nach en
Deel, wou déi Intermodalitéit mam
Vëlo, besonnesch am urbane Mi-
lieu, wierklech kann e Plus an eng
Plus-value bréngen.

Wichteg ass och fir eis, datt een
dat net beschränkt op den urbane
Milieu. Et gëtt och an deene méi ru-
rale Géigenden natierlech e
grousst Potenzial, an deene Re-
gioune besonnesch am Fräizäit-
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beräich, fir de Vëlo auszebauen.
Stéchwuert: d’Aktivitéite vun de Ju-
gendleche während de schoul-
fräien Nomëtteger. Do gëtt et wierk-
lech an deene méi ländleche Ge-
menge Potenzialer, déi ee kann
notzen, wann natierlech och do
d’Infrastrukture fonctionnéieren.

Do gëtt et allerdéngs eng Proble-
matik – an ech hat gëschter och
d’Geleeënheet mam Kolleeg Mi-
chel Wolter kuerz doriwwer ze
schwätzen –, nämlech déi, dass
wann een déi Pisten an de méi
ländleche Géigenden aména-
géiere wëllt, ee sech do heiansdo
dorunner stéisst, dass een dëst
oder dat Stéck einfach net huet, fir
eng Streck kënnen ze bauen. Do
muss een dann a Verhandlungen
triede mat Propriétairen; wat net
einfach ass.

An do si mir ganz däitlech, well mir
sinn do mam Kolleeg Wolter enger
Meenung, dass ee vläicht och do
sech da muss eng Kéier mat der
Fro beschäftegen, ob een net och
fir dës Zort vun Infrastrukturen
d’Stéchwuert vun der Expropria-
tioun muss kënnen an de Mond
huelen, net well een dat onbedéngt
wëllt als eenzegt Instrument aset-
zen, mä et muss och do méiglech
sinn doriwwer ze diskutéieren, ob
een dorunner wëllt scheiteren a
seet et kapituléiert ee virun deem
doten Ëmstand, oder ass et net
awer méiglech méi reng Léisungen
ze fannen, déi et trotzdeem géin-
gen erméigleche verstänneg Vë-
losweeër unzeleeën, och am rura-
len Ëmfeld. Déi Fro ass zumindest
och gestallt, well dovun hänke
schlussendlech och vill Punkten of.

Wichteg ass och, dass mer eis
beim Vëlo op engem Punkt näischt
virmaachen: Et kann ee ganz vill a
ganz laang flott interessant Ver-
sammlungen ofhalen, Rieden ha-
len, Prospekter maachen, et ass
alles schéin a gutt, mä ënnert dem
Stréch bleift eng Regel awer be-
stoen, nämlech déi, datt wann et
keng Infrastrukture gëtt, och kee
Mënsch mam Vëlo fiert. Dat ass fir
den Zuch net anescht, dat ass fir
de Bus net anescht an dat ass och
fir den Auto net anescht. Do, wou
keng Stroosse sinn, fiert keen Auto,
an do, wou keng adequat Infra-
strukture fir de Vëlo sinn, kann och
kee Vëlo, oder soe mer emol esou,
da kënnen och net an notabler Zuel
d’Leit sech entscheeden, fir en
Deel vun hiren Déplacementer
mam Vëlo zréckzeleeën.

Zu den Infrastrukture gehéieren na-
tierlech d’Vëlosstänner, kënnen
Abrien dobäigehéieren, mä et
heescht am Wesentlechen, dass
déi Strecken, op deene sech dé-
placéiert gëtt, mussen esou sinn,
dass d’Leit net nëmmen e Sécher-
heetsgefill hunn, mä dass d’Leit ef-
fektiv a beschtméiglecher Sécuri-
téit ënnerwee sinn, étant entendu
dass et am Beräich vun der Mobili-
téit ni eng 100%eg Garantie ka
ginn, net fir de Vëlo, net fir den
Auto an och net fir anerer. Et muss
een awer iergendwann eng Kéier
och de Sprong maachen an eriw-
wergoen an d’Handelen, an
d’Aménagéiere vun Infrastrukturen,
well wann een dat net mécht, dann
huet et och net vill Sënn, dass ee
sech mam Rescht do ronderëm be-
schäftegt. Ouni dat geet et
schlussendlech dann awer net.

Et ass eiser Meenung no och wich-
teg, dass een d’Acteuren an de
Gemenge probéiert dovunner ze
iwwerzeegen. Wann de Stat eesäi-
teg géing lassleeë mam Aménage-
ment vun Infrastrukturen a virdrun
net probéiert gi wär um kommunal-
politeschen Niveau och fir Akzep-
tanz fir déi Mesuren ze suergen, da
géif et natierlech och wesentlech
méi schwéier ginn, well, esou wich-
teg d’Infrastrukture sinn, muss een
och ganz kloer hannendru soen:
Infrastrukturen ouni Iwwerzeegung
ass och nëmmen den hallwe
Match. An do ronderëm, mengen
ech, musse sech och d’Effortë vun
der Regierung an den nächste Jo-
ren artikuléiere kënnen.

Déi alternativ Projeten, déi ech vir-
dru schonn erwähnt hunn, fir an en-

gem méi städteschen Ëmfeld öf-
fentlech Vëloen zur Verfügung ze
stellen – do gëtt et ganz vill ver-
schidde Varianten, wéi een dat
maache kann –, hunn net nëmmen
den Avantage, datt se da kënnen
eng intermodal Funktioun iwwer-
huelen, mä si hunn och nach den
Avantage, datt se, doduerch dass
de Vëlo méi present gëtt am Stad-
bild, och dofir kënne suergen, dass
d’Sécuritéit vun de Benotzer
klëmmt.

Et ass ganz evident, datt wann den
Automobilist méi gewinnt ass en-
gem Cycliste ze begéinen, datt en
dann einfach a sengem Alldag méi
op d’Cyclistë Rücksicht hëlt. Wa
Cyclisten, deenen hien op der
Strooss begéint, eng absolut Man-
gelware sinn, dann ass natierlech
de Reflex net esou geschäerft, wéi
e misst sinn, fir kënnen eng méig-
lechst gutt Sécuritéit vun deene
Leit ze assuréieren.

Dofir menge mir och, datt déi Pro-
jete wichteg sinn, net nëmme fir de
Volet Intermodalitéit, mä datt se
eben och wichteg sinn, fir am Stad-
bild eng gewëssen Occupatioun,
eng gewësse Presenz vum Vëlo ze
markéieren, déi ënnert dem Stréch
och dofir suergt, dass generell de
Reflex bei den anere Verkéiersteil-
nehmer dofir geschäerft gëtt, dass
ebe Leit mam Vëlo ënnerwee sinn,
dass een deene kann op der
Strooss begéinen. Déi méi héich
Unzuel u Cyclisten an hir Presenz
am Stadbild sinn och Sécherheets-
faktoren, déi een net negligéiere
soll. Dofir ass et och net onwichteg
sech mat där Fro do ze beschäfte-
gen.

Aus all deenen dote Grënn hu mir
eng Motioun preparéiert, déi ech
dem President elo hei déposéie-
ren. Wann ech gelift.

Motion 1

La Chambre des Députés,

- considérant qu’au Grand-Duché
18% seulement des déplacements
quotidiens sont effectués de façon
non motorisée;

- considérant qu’une des raisons
en est un recours intensif à l’auto-
mobile de l’ordre de 50% même
pour des distances très courtes in-
férieures à 1 km;

- considérant cependant qu’en mi-
lieu urbain ou – de façon plus gé-
nérale – sur des courtes distances
allant jusqu’à 5 km, le vélo est le
moyen de déplacement le plus ra-
pide et le plus efficient;

- considérant d’autre part que 25%
de l’ensemble des déplacements
motorisés quotidiens internes au
Grand-Duché ont lieu sur le terri-
toire (départ et arrivée) des seules
villes de Luxembourg, Esch-sur-
Alzette et EttelbrucklDiekirch;

- considérant qu’un usage renforcé
du vélo permettrait de réduire la
consommation interne du Grand-
Duché en carburant et – partant –
les émissions de CO2;

- considérant qu’un usage renforcé
du vélo permettrait d’améliorer
sensiblement la qualité de l’air
dans les centres urbains;

- considérant par ailleurs que
l’usage régulier du vélo a des
conséquences positives notables
sur la santé;

- considérant que le vélo est le
moyen de transport le plus écono-
mique;

- considérant que le vélo est le
moyen de transport le moins con-
sommateur d’espace;

- considérant que le concept inté-
gré des transports et du dévelop-
pement spatial (lVL) s’est fixé
comme but d’augmenter le nombre
de déplacements effectués à vélo;

- considérant que le programme di-
recteur Aménagement du Territoire
arrêté le 27 mars 2003 en Conseil
de Gouvernement prévoit la pro-
motion du trafic non motorisé y
compris le vélo;

- considérant que le plan directeur
sectoriel Transports est en voie
d’élaboration entre les Ministères

du Transport, de l’Intérieur et de
l’Aménagement du Territoire, des
Travaux publics et de l’Environne-
ment ainsi que la Communauté des
Transports (ancienne RGTP);

- considérant que le règlement
grand-ducal du 25 octobre 2004
pris en application de la loi du 19
juillet 2004 concernant l’aménage-
ment communal et le développe-
ment urbain définit les éléments
essentiels de l’étude préparatoire
du plan d’aménagement général
d’une commune;

- considérant que les articles 13 et
25 de ce règlement grand-ducal
soulignent l’importance de la mobi-
lité alternative en matière de déve-
loppement urbain;

- considérant que le développe-
ment de la mobilité alternative ne
pourra être réalisé que si le vélo
devient un outil de mobilité au quo-
tidien et pas seulement pour les loi-
sirs;

- considérant que ce but ne pourra
être atteint que si des infrastruc-
tures sûres, nécessaires à l’usage
du vélo, sont mises en place;

- considérant que l’ancien et le
nouveau Gouvernement ont an-
noncé la réalisation d’un plan d’ac-
tion national en faveur de la promo-
tion du trafic cycliste;

invite le Gouvernement

- à veiller à la collaboration étroite
des différents acteurs (Ministères
des Transports, de l’Intérieur et de
l’Aménagement du Territoire, des
Travaux publics, de l’Environne-
ment, du Tourisme, Communauté
des Transports, acteurs des trans-
ports publics, LVI, CFL, Syvicol,
Villes et Communes, l’Office natio-
nal du Tourisme,...);

- à dresser un état des lieux ex-
haustif (comptages, analyses sec-
torielles, infrastructures, importa-
tions et ventes, tourisme et nui-
tées,...) afin de définir le point de
départ de toute politique en faveur
de la promotion du trafic cycliste et
de permettre d’évaluer avec préci-
sion ses résultats;

- à donner au plan d’action national
une base réglementaire en le liant
au plan directeur sectoriel Trans-
ports;

- à définir avec précision les com-
pétences administratives et l’affec-
tation des crédits à mettre à dispo-
sition du plan d’action national;

- à promouvoir activement le déve-
loppement de réseaux cyclables
communaux en encourageant fi-
nancièrement leur aménagement
sur base de critères clairs et trans-
parents à l’instar de l’aménage-
ment des chemins vicinaux;

- à mettre la sécurité des cyclistes
au centre de cette politique;

- à veiller en particulier à ce que les
réseaux communaux et le réseau
national des pistes cyclables
soient reliés entre eux;

- à veiller en particulier à ce que les
réseaux cyclables et les gares fer-
roviaires soient reliés entre eux;

- à soutenir les projets novateurs vi-
sant à mettre des vélos publics à la
disposition des usagers;

- à veiller à la promotion de l’inter-
modalité entre le vélo et les autres
moyens de transport privés et pu-
blics y compris par l’aménagement
d’infrastructures spécifiques;

- à élaborer un concept de marke-
ting pour promouvoir à une échelle
nationale le trafic cycliste.

(s.) Félix Braz.

Dat ass eng Motioun, wou elo am
Moment just eng Ënnerschrëft drop
ass. Wann aner Kolleege se wëlle
mat ënnerstëtzen, da kënne si
sech nach gären androen, soss
géingen d’Kolleege vun der grén-
ger Fraktioun déi aner véier Ënner-
schrëften nach noreechen.

An där Motioun sträiche mer net
nëmmen den Argumentaire eraus,
firwat dass et wichteg wär de Vëlo
zu Lëtzebuerg ze encouragéieren
a seng Benotzung ze förderen, mä
an där Motioun verlaange mer och
eng Partie Saachen, déi eiser Mee-
nung no wichteg sinn.

Deen éischte Punkt, deen eis ganz
wichteg schéngt, ass deen, datt
mer déi Potenzialer, dee gudde
Wëllen an och déi Manpower, déi
et scho gëtt an de Verwaltungen,
awer net nëmmen an de Verwaltun-
gen, an de Ministèren: Transport,
Travaux publics, Ëmwelt, Intérieur
respektiv Aménagement du Terri-
toire an awer och am Tourismusmi-
nistère, dass een dat Potenzial pro-
béiert mat de Leit aus der Société
civile ze bündelen. Et ass wichteg,
dass et net herno ausaart an eng
Compétitioun tëschent de Verwal-
tungen, mä dass et onbedéngt do-
zou muss kommen, dass et eng
Kollaboratioun vun de Verwaltunge
gëtt. Dat ass vornehmlech eng Auf-
gab, déi um Niveau vun der Regie-
rung muss diskutéiert ginn, fir dass
mer et wierklech fäerdeg bréngen
do effizient ze schaffen, an net mat
Reiwungsverloschter.

En zweete Punkt, deen eis ganz
wichteg schéngt, ass deen, dass
een emol eng Kéier géing eng
ganz prezis Bestandsopnam
maache vun deem, wat zu Lëtze-
buerg iwwert déi aner Mobilitéiten
existéiert. Do brauch ee beim Sta-
tec nëmmen unzeruffen oder iw-
wert den Internet ze fueren, do gëtt
een am Detail informéiert iwwert
d’Zuel vu Bussen, vun Autoen, vun
Zich, vun Déplacementer, déi et hei
zu Lëtzebuerg gëtt. Beim Vëlo, sief
dat um Punkt vun den Importatiou-
nen oder vun de Venten, sief dat
um Punkt vun den Infrastrukturen,
déi et gëtt, ass dat nach ëmmer
Mangelware.

An dat ass fir eis e ganz wichtege
Punkt, dass ee fir d’éischt emol
eng prezis Bestandsopnam reali-
séiert: Wat ass zu Lëtzebuerg den
Zoustand vum Vëlo? Well nëmme
wann een déi Erkenntnisser prezis
a geséchert huet, kann een och
Politiken développéieren, déi de
Vëlo solle förderen, a virun allem
kann een och dann nëmmen iw-
werpréiwen, wéi effikass déi Poli-
tike sinn, déi ee fir de Vëlo maache
wëllt, wann ee ka feststellen: Gëtt
et dann elo tatsächlech méi Leit,
déi e Vëlo kafen? Sinn d’Ventë vun
de Vëloen an d’Luucht gaangen?
An esou weider. Dofir schéngt dat
eis e ganz wesentleche Punkt.

En drëtte Punkt, dee vun dëser Re-
gierung an och vun der viregter
Regierung schonn ugekënnegt gi
war, ass dee vum Plan d’action na-
tional. Mir si jo elo schonn zënter
enger Zäitchen amgaangen um
Plan directeur sectoriel transports
ze schaffen, op Grond vum Pro-
gramme directeur de l’aménage-
ment du territoire.

Nieft deem Dokument ass – dat
war déi Zäit och nach de Kolleeg
Wolter a senger Zoustännegkeet
als Innenminister, an haut den Här
Lux – schonn zweemol ugekënnegt
ginn, dass och e Plan d’action na-
tional soll opgestallt ginn, deen na-
tierlech och vum Personal hier, vun
de Finanzmëttel hier schonn en
anert Dokument ass, wéi de Plan
directeur sectoriel transports. Eis
schéngt et bei deem awer och
wichteg ze sinn, dass een do ganz
kloer festleet op wéi engem Niveau
Décisioune kënne geholl ginn, och
fir d’Kreditter ze affectéieren, déi
herno zu deem Plang gehéiere
wäerten.

Och do, mir hu jo eng Partie Ver-
waltungen a Ministèren, déi sech
mat der Problematik beschäftegen,
an dat ass och gutt esou, mä et wär
natierlech net gutt, wa mer
schlussendlech no der Opstellung
vum Plan d’action national do keng
Kloerheeten dran hätten, wéi
schlussendlech dee Plang kann
ëmgesat ginn, wat d’Rouagë sinn a
wou d’Limitë si vun de Kompeten-
zen tëschent de Verwaltungen. Dat
ass e wichtege Punkt; net nëmmen
de Plang u sech, do gëtt dru ge-
schafft.

Dofir wëlle mir haut net soen:
Maacht deen emol! Mir wëssen,
dass Dir amgaang sidd deen ze
maachen. Mir loossen dat Doku-
ment kommen. Mä mir mengen,
dass et e ganz wichtege Punkt ass,
onofhängeg vu sengem prezise
Contenu, dass déi Rouagen të-
schent den eenzelne Verwaltun-
gen, och wat d’Affectatioun herno
vun de Kreditter betrëfft, kloer
musse sinn, soss kréie mer do
erëm eng Kéier bedauerlecherweis
manner Effizienz an de System, wéi
mer dat gären hätten.
E véierte Punkt ass deen, dass och
de Stat de Gemenge muss hëlle-
fen. Vill Gemenge si bereet op
deen dote Wee ze goen, dat muss
awer och mat enger finanzieller
Hëllef kënne verbonne sinn. Et
geet schlussendlech dodrëms, fir
se och iwwert deen dote Wee ze
encouragéieren de Vëlo ze déve-
loppéieren, net nëmme fir lokal Ré-
seauen hierzestellen, mä och fir déi
Vernetzung mam Réseau vun de
Pistes cyclables, mat de PCen, ze
verbannen.
Och dat ass e wesentleche Punkt,
dass ee ka vun där enger Gemeng
an déi aner Gemeng kommen,
deelweis iwwert de lokale Réseau,
dee bei der Hausdier ufänkt, bis
hin iwwert den nationale Réseau, fir
schlussendlech erëm iwwert de lo-
kale Réseau seng Fahrt beenden
ze kënnen. Dat ass völleg normal
beim Auto, dat ass völleg normal
beim Bus. Wann een dat fir de Vëlo
plädéiert mengt een heiansdo et
géing ee fir eppes Ongeheier-
leches plädéieren, mä dat ass eng
ganz banal Saach, dass ee wëllt
mat där adequater Struktur vun A
no B fueren. An dass dat eben
deelweis lokal Voirië beinhalt an
deelweis ebe regional respektiv
national Voirië beinhalt, dat
schéngt eis och e ganz wichtege
Punkt ze sinn.
Den zweetleschte Punkt ass dee
vun der Ënnerstëtzung fir esou in-
novativ Projeten, déi eben am ur-
banen Ëmfeld fir Intermodalitéite
kënne suergen. Och do soll de Stat
probéieren, finanziell mat eranze-
klammen. Et ass beispillsweis och
am Intérêt vun der CFL a vun eisem
Busréseau, dass et um Enn vum
Quai oder vum Arrêt eng Méiglech-
keet gëtt, fir sech flexibel a rapid
kënne weider ze déplacéieren.
De leschte Punkt wär dann deen,
dass mer och d’Regierung wëllen
opfuerderen, wierklech eng breet
ugeluechten Informatiounscam-
pagne ze maachen, wann natier-
lech déi aner Punkten och schonn
zum Deel visibel a spierbar sinn, fir
wierklech och massiv dofir ze suer-
gen, dass sech mat den Avantagë
vun dem Déplacement um Vëlo ka
beschäftegt ginn.
Et ass wichteg, dass et do e polite-
schen Appui gëtt vun nationaler
Säit. D’Gemenge maachen deel-
weis schonn hire Match, an dat ass
och net ëmmer e ganz liichte
Match, wann een do probéiert
deelweis a Gewunnechten agräifen
ze goen. Dofir ass et och ganz
ganz wichteg, dass déi Efforten,
déi gemaach ginn, fir déi national
Réseaue mat de lokale Réseauen
ze vernetzen a si doduerch och ze
encouragéieren an hirem Dévelop-
pement, do ass et ganz wichteg,
dass de Stat do och seng Verant-
wortung iwwerhëlt a wierklech Rek-
lamm dofir mécht, informéiert, d’Ar-
gumenter op den Dësch leet, fir
dass d’Leit am Land vläicht och
méi prezis kënnen dat, wat um
Béierdësch gesot gëtt, vun deem
trennen, wat eigentlech richteg
Saach ass.
An deem Sënn géinge mir Iech bie-
den eis Motioun ze ënnerstëtzen.
Ech soen Iech Merci fir d’No-
lauschteren.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ Une voix.- Excellent!

■ M. le Président.- Merci, Här
Braz. Den nächste Riedner ass
den honorabelen Här Marco
Schank. Här Schank, Dir hutt
d’Wuert.
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Discussion générale

■ M. Marco Schank (CSV).-
Här President, Kolleeginnen a Kol-
leegen, wa mer hei zu Lëtzebuerg
iwwer Vëlosverkéier schwätzen, da
menge mer meeschtens de Vëlo
als Fräizäitvehikel, als touriste-
schen Hannergrond ganz dacks.
Par conter gëtt de Vëlo als Trans-
portmëttel bei kuerze Strecken,
wou en dann och Sënn mécht, fir
an d’Schoul oder op d’Aarbecht ze
fueren, éischter wéi e Stéifkand be-
handelt; mä do wollt ech méi spéit
nach eppes dozou soen.

Elo, de Vëlo als Fräizäitvehikel, do
sinn an de leschte Joren, ech men-
gen, dat wëssen déi meescht hei-
bannen, eng ganz Partie Ustren-
gunge gemaach gi fir eisen natio-
nale Vëlosréseau ze moderniséie-
ren an auszebauen. Ronn 600 km
hu mer de Moment an de Réseau
soll op 900 km ausgebaut ginn,
verdeelt op zirka 23 Tracéen.

Et ass esou, dat, wat do geschitt,
baséiert op engem Gesetz vum 6.
Juli 1999, d’Gesetz iwwert
d’Schafe vun engem nationale Ré-
seau fir Vëlospisten. Dat Gesetz,
ech erënnere mech nach, war dee-
mools eigentlech eng Äntwert op
déi Entwécklung, déi et dobausse
gouf, vun ëmmer méi Leit, déi sech
op de Vëlo gesat hunn, sief dat aus
gesondheetleche Grënn, aus Fräi-
zäitgrënn, aus sportleche Grënn
oder ganz limitéiert, wéi gesot, de
Vëlo eventuell och benotzt ginn ass
iwwert déi Weeër, fir op d’Aarbecht
ze kommen. An deemools gouf
ebe mat deem Gesamtplang där
Entwécklung do Rechnung ge-
droen, fir eben e koordinéiert a
kohärent Vëlosnetz ze schafen.

Wann een elo sechs Joer méi spéit
kuckt, wat da geschitt ass, dann,
mengen ech, si mat e puer Aus-
nahmen déi Aarbechten eigentlech
ganz gutt virukomm. Wann emol
eng Kéier alles fäerdeg ass, da
verfüge mer – an dat kann ee
roueg houfrech soen – iwwer e per-
formanten an e gutt vernetzte Vë-
losréseau, wou Vëlosfuerer eben
och dann op deene Pisten, ofsäits
vun de Stroossen, ongeféierlech hi-
rem Sport respektiv Hobby kënnen
nogoen.

Déi bestehend Vëlospistë sinn
awer net nëmmen interessant fir
déi Leit, loosse mer soen, déi hei
am Land oder an de Grenzre-
gioune wunnen, mä déi stellen – an
ech wollt och ee Moment dobäi
bleiwen – och eng touristesch At-
traktioun duer. Dat ass ganz kloer.
Fir déi Leit, déi op Lëtzebuerg an
d’Vakanz kommen, mengen ech,
ass de Vëlo e gudde Moyen fir
d’Schéinheet vum Land, fir d’Land-
schaft insgesamt kennen ze léie-
ren.

Wann een op den touristesche Foi-
ren am Ausland ass, da mierkt een,
datt do eng immens grouss Nofro
ass fir Radwandern, fir Vëlo ze
maachen op touristeschem Ni-
veau. An ech mengen, et ass och
vill gemaach gi vun deem zoustän-
nege Ministère, fir eise Réseau un
déi auslännesch Achsen unze-
schléissen – dat ass jo och enorm
wichteg –, mat deem Zil eben och,
Vëlostouristen op Lëtzebuerg ze
lackelen.

Wann een d’Statistike kuckt, déi
touristesch Statistiken, esou huet
d’Entwécklung vum Vëlostouris-
mus an deene leschte Joren e
ganz groussen Essor geholl, virun
allem a Westeuropa, a mir sinn der
Meenung, datt déi Zort Tourismus
nach zu Lëtzebuerg e ganz
grousse Wuesstumspotenzial huet,
well d’Statistike weise ganz kloer,
datt d’Tendenz steigend ass fir dee
Beräich Tourismus. Duerfir pro-
béiert och den Tourismusministère,
den ONT, verstäerkt och do mat
engem kohärente Marketingskon-
zept virzegoen, well och do ass
nach Potenzial, fir e gudde Marke-
ting ze maachen.

Et ass esou, dass een och misst en
Opruff maachen un d’Hotels-,
d’Campings- an d’Restaurantsbe-
triber, fir déi ganz sënnvoll Nisch
vum Vëlostourismus verstäerkt ze

notzen, fir eben och vëlosgerecht
Infrastrukturen innerhalb vun hire
Betriber ze schafen, fir datt d’Leit
Loscht hu fir do stallzehalen, fir do
ze iwwernuechten. Dat gëtt et och
schonn. Den ONT probéiert och iw-
wer Packages, Package-Offerten,
zum Beispill Radwanderen ouni
Gepäck an esou weider an esou
fort, déi Saachen ze stimuléieren.
Et kann een ouni weideres iwwert
déi entspriechend Homepagen déi
Broschür vu 54 Säiten «Tout un
pays à vélo», déi iwwregens ganz
gutt ass, als PDF-Fichier eroflue-
den, fir Reklamm ze maache fir Lët-
zebuerg ze entdecken iwwert de
Vëlo.

Gutt, dat ass dee Volet, deen ech
wollt uschneiden, dee méi touris-
tesche Volet, dee Fräizäitvolet.
Wann an deene leschte Joren – wéi
ech et virdru beschriwwen hunn –
ganz vill geschitt ass fir d’Infras-
trukturen auszebauen, vill Effortë
gemaach gi sinn, dann ass et awer
esou, datt de Vëlo als Trans-
portmëttel am alldeegleche Stroos-
severkéier nach ëmmer wäit ënner-
representéiert oder nobäi inexis-
tent ass. An et ass eben déi grouss
Diskrepanz, déi et do gëtt, të-
schent deenen Ustrengungen en-
gersäits am touristesche Beräich,
wou ganz vill Suen investéiert gou-
fen, an anerersäits fir d’Situatioun
vu Vëlosfuerer am Alldag ze ver-
besseren.

(M. Laurent Mosar prend la Pré-
sidence)

Statistesch, wéi gesot, ass de Vë-
losverkéier nëmmen e minimalen
Undeel um Stroosseverkéier. Ech
ginn net op déi Zuelen an, déi si
virdru ganz gutt hei vum Interpel-
lant opgezielt ginn.

Duerfir wier et an enger éischter
Phas – dat ass dat wat den Inter-
pellant zum Schluss gesot huet a
wat ech elo soe wollt – wichteg, fir
den Ist-Zoustand vum Lëtzebuer-
ger Vëlosverkéier ze analyséieren,
ier mer konkret Mesuren an d’Wee
leeden, fir hei eng Steigerung ze
kréien.

Déi éischt Fro, déi sech stellt: Fir-
wat ass de Vëlosverkéiersundeel
um Gesamtverkéier esou minimal?
Et gëtt duerfir eng ganz Partie
Grënn, ech wollt der och am Laf vu
menger Interventioun e puer nen-
nen.

Dat Éischt ass, datt mer nach ëm-
mer keng Vëloskultur zu Lëtze-
buerg hunn, wéi dat an anere Län-
ner ass – et ass vun Holland virdru
geschwat ginn, Dänemark, et gëtt
aner Länner, et gëtt Stied am noen
Ausland, wou dat de Fall ass. Dat
ass – esou ass dat richteg och vir-
dru scho gesot ginn – net nëmmen
eng Fro vum Wieder an och net
nëmmen eng Fro vun der Topogra-
phie. Et ass sécher eng Fro, datt
op ganz ville Plazen déi Infrastruk-
ture feelen, fir datt ee sech als Vë-
losfuerer sécher an ongehënnert
am Stroosseverkéier bewege kann.

Et ass nach wie vor net üblech, bei
der Planung an dem Realiséiere
vun neie Stroossen a priori Vëlos-
weeër ze integréieren, oder awer
dacks sinn d’Vëlosweeër ze
schmuel oder si sinn entsprie-
chend onsécher. Datselwecht zielt
och beim Bau vun neie Schoulen,
Lycéeën an esou weider. Et feele
ganz dacks Plaze fir Vëloen ofze-
stellen – och dat ass schonn er-
nimmt ginn. Richteg vëlosfrëndlech
Stied, ech denken zum Beispill u
Freiburg, ech denken u Münster,
wou de Vëlo zum Alldagsbild ge-
héiert, wéi bei eis de Bus an den
Auto, gëtt et bei eis am Land nach
net.

Dir kënnt Iech jo parfaitement vir-
stellen, apropos Uni, wa mer eng
Weiderentwécklung vun der Uni
kréien op deenen zwee Siten, datt
grad d’Studenten an d’Studentin-
nen en interessante Public cible
wiere fir de Vëlo, an datt een op
deem Niveau ganz sécher e Projet
pilote sollt lafe loossen, fir dat wei-
derzeentwéckelen.

(Interruption)

Ech hu vu Freiburg a vu Münster
geschwat: Wann ee Freiburg ge-
sinn huet – an ech hat déi Méig-
lechkeet eng Kéier –, da weess
een, datt et do eng extrem gutt
fonctionnéierend Mobilitéitszentral
gëtt. An dat ass den A an den O fir
dem Vëlo eng Chance ze ginn.
Wann nämlech eis Mobilitéitszen-
tral zu Lëtzebuerg, wa se da bis
operationell ass, mat deem neie
Beoptragten, deen et am Trans-
portministère gëtt fir d’Mobilité
douce, zesummeschafft, da kënnt
ee sech virstellen, datt do eng
ganz wichteg Roll fir de Vëlosver-
kéier an Zukunft gespillt kéint ginn.

Dem Transportminister säi Plä-
doyer op der Generalversammlung
2005 vun der Vëlosinitiativ fir d’Ver-
besserung vum Vëlosverkéier léisst
hoffen. Ech erënneren un zwou
Fuerderungen do, un zwou Aussoe
fir den „modal split“ 25/75%, also
luese Verkéier vis-à-vis vum motori-
séierte Verkéier, fir an déi Richtung
ze goen, respektiv datt de Stat
sech déi adequat Mëttel gëtt, fir
insgesamt de Vëlosverkéier ze
pushen. An d’Regierung wëllt,
wann een deenen Aussoe gleeft,
kucken, datt de Vëlo net weider
eben d’Stéifkand ass, mä datt en
eng partnerschaftlech Positioun in-
nerhalb vum Stroosseverkéier an
am Stroossebild kann an Zukunft
anhuele vis-à-vis vum Moto, vum
Auto a vum Bus respektiv Camion.

Grënn fir den Autosverkéier anze-
schränken, mengen ech, gëtt et
eng ganz Partie. All Auto, dee man-
ner op der Strooss ass, ass manner
Gefor fir e Mënscheliewen, et ass
manner Kaméidi, et ass manner
déck Loft an et kann een och elo
schonn ufanks Februar erëm drop
hiweisen, datt mer doudsécher am
Summer och e Misär wäerten hu
mat Ozon respektiv der Reng-
stëbs-Problematik, alles dat ass
erëm virprogramméiert, an och dat
spillt eng Roll, wann een iwwer Vë-
losverkéier diskutéiert.

Här President, ee vun de Kärpro-
blemer a ville Stied ass eben den
intensive motoriséierte Kuerzstre-
ckeverkéier. Dat ass relativ gutt
erauskomm bei der Interventioun
vum Interpellant, datt de Vëlo en
enorm flexibelt an enorm séiert
Verkéiersmëttel ass an der Stad,
op kuerze Strecke virun allem, déi
éischt zwee Kilometer an och nach
doriwwer eraus. En huet e ganz
grousse Mobilitéitsgrad, en ass er-
schwinglech, dat ass scho gesot
ginn. An et muss ee wëssen, datt
zu Lëtzebuerg bal all Strecken të-
schent zwee respektiv véier, fënnef
Kilometer mam Auto zréckgeluecht
ginn, a bis zwee Kilometer ass de
Vëlo an der Stad effektiv net ze
schloen.

En héijen Undeel u Vëloen um Ge-
samtverkéier kann dozou bäidroen,
d’Verkéierssituatioun am Nobe-
räich ze entspanen an eis Stied ze
entlaaschten, dat hunn ech scho
gesot, an eben och e positive Bäi-
trag a Saache Reduzéierung vun
den CO2-Emissioune leeschten.
Deen Aspekt, deen a mengen Ae
ganz wichteg ass, den Ausstouss
vu Schadstoffen ass ebe grad an
de Stied op kuerze Strecken, am
Stop and Go, enorm grouss, be-
sonnesch wann een och elo d’Lët-
zebuerger Verhältnisser kuckt, well
mir déi Autosflott an Europa hunn,
mat deenen déckste Motoren.
Wann een dat alles zesumme-
rechent, da gesäit een, datt dat
alles Sënn mécht.

De Vëlo kann awer och net – an dat
ass och scho gesot ginn – all Mobi-
litéitswënsch befriddegen. Donieft
muss den öffentlechen Transport
weider ausgebaut ginn. Et ass
kloer, datt mer en optimale Mix
brauchen, wou den Transport pu-
blic, den Individual- an de Vëlos-
verkéier matenee koexistéieren.

Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, wéi kënne mer elo den Un-
deel un deem luese Verkéier – ech

nennen en emol esou – am Kader
vum Gesamtverkéier eropsetzen?
Wat muss geschéien, datt de Vëlo
als Transportmëttel dobaussen ak-
zeptéiert gëtt?

Do huet sech och d’Lëtzebuerger
Vëlosinitiativ, déi sech do zënter
Jore ganz staark engagéiert, eng
Rei Saachen afale gelooss. Ech
wëll soen, datt dat Éischt ganz sé-
cher e Mentalitéitswiessel ass, dee
komme muss. Duerfir brauche mer
eng breet gefächert Öffentlech-
keetsaarbecht, fir d’Virdeeler vum
Vëlo par rapport zum Auto och
däitlech ze maachen. An ech men-
gen, datt d’Asetze vun engem Res-
ponsabele fir d’Mobilité douce am
zoustännege Ministère och e wich-
tege Schratt an déi Richtung war.

Et muss een awer och aner Ac-
teuren hunn. Nieft de Verwaltun-
gen, de Ministèren an de Schoule
wier et sënnvoll, wa pedagogesch
Konzepter géifen ausgeschafft
ginn, an datt een och eise Kanner
seet, datt een net ëmmer nëmmen
den Auto brauch, fir vun A op B ze
kommen, mä datt de Vëlo a ver-
schiddene Fäll dat bessert Trans-
portmëttel ass.

A wann ech bei eise Kanner sinn,
mir hunn all Joer eng Coupe sco-
laire, do fueren d’Kanner mam
Vëlo, mä awer da just fir de Code
de la route kennen ze léieren.
D’Feele vu séchere Schoulweeër,
an ech kenne ganz vill Elteren, déi
recommandéieren de Kanner iw-
werhaapt net de Vëlo ze huelen,
well déi Mentalitéit dobaussen ass,
an och deelweis zu Recht. Wa Vë-
losweeër, wa sécher Infrastrukture
feelen, dann hunn d’Elteren
Angscht, wann d’Kanner op de
Vëlo klammen. Si fueren déi puer
Meter, wann et och nach net wäit
ass bei d’Schoul. Wann d’Viraus-
setzungen net stëmmen, da kann
een do den Elteren näischt verden-
ken. 

Duerfir muss een an deem Beräich
enorm vill nach maachen, fir datt
de Vëlo dobaussen als séchert
Transportmëttel gëllt, als ëmwelt-
frëndlech souwéisou, mä datt do
een anere Punkt dobäikënnt. Ech
ka mer zum Beispill de Moment
nach zu Lëtzebuerg schwéier vir-
stellen, datt ee mat enger Aktioun
„Mam Vëlo an d’Schoul“ géif
duerchkommen, well ganz vill El-
tere géifen do negativ reagéieren.
Op anere Plazen am Ausland gëtt
dat awer gemaach. Dozou musse
mir och no an no kommen, net
nëmmen an eise Schoulen, wéi ge-
sot, Promotioun fir de Vëlo ze maa-
chen, mä och eis Gemenge kën-
nen do mam positive Beispill vir-
goen, wa se probéieren am Ein-
zuchsgebitt zum Beispill vu Schou-
len oder vu Geschäfter, vu Sport- a
Fräizäitanlagen e bessert Ëmfeld,
e séchert Ëmfeld fir de Vëlosver-
kéier ze schafen. 

Ech wëll och dat Beispill hei soen,
well do ganz vill geschitt ass, dat
ass d’Beispill vun der Stad Esch. Et
ass selbstverständlech vum Inter-
pellateur virdrun hei ernimmt ginn.
Do ass op dräi Niveaue probéiert
ginn aktiv ze ginn: d’Bereetstelle vu
Vëloen op verschiddene Plaze fir
de Kuerzstreckentransport; zwee-
tens, d’Aménagéiere vun engem
Réseau am Stadkär mat de Kon-
nexiounen un d’Peripherie, an drët-
tens och d’Zurverfügungstelle vun
Déngschtvëloe fir d’Mataarbechte-
rinnen an d’Mataarbechter. Och
dat ass sënnvoll. Ech hunn héieren,
datt och dovun eng relativ grouss
Zuel vu Leit profitéieren. Och wann
net alles perfekt ass, dat hunn ech
mer och soe gelooss, mä ech men-
gen, bei engem Projet pilote muss
ee jo och emol kucken, datt een an
d’Wee kënnt, fir eppes ze erree-
chen. 

Zweetens, ech hunn dat scho ge-
sot, d’Sécherheet am Verkéier ass
wuel dat Wesentlecht, net nëmme
fir de Vëlo selwer, mä och an der
Partnerschaft mat deenen anere
Verkéiersteilnehmer. Fir vill Auto-
chaufferen, dat wësse mer jo, wa
mer Autochauffer sinn, dann ass
de Vëlo ze vill, da muss dee séier
iwwerholl ginn, oder och de

Foussgänger ass ze vill. Wann
awer deeselwechten Autofuerer
Vëlo fiert oder zu Fouss geet, dann
ass et eng ganz aner Saach. Et
mengt een, dann hätt een en anere
Mënsch vis-à-vis vu sech, oder als
Partner am Verkéier. An do muss
nach ganz vill geschéien, datt een
et fäerdeg bréngt do selwer méi
vernetzt ze denken, wann ee sech
am Stroosseverkéier beweegt. De
Vëlosfuerer huet eben den Nodeel,
datt en dat schwächste Glidd an
där Rei vun deene Verkéiersteil-
nehmer ass, an immens vulnérabel
ass. 

Mir mussen och duerfir suergen,
datt déijéineg, déi sech aus gud-
den Ursaache mam Vëlo dépla-
céiere wëllen, dat an aller Sécher-
heet maache kënnen. Dat geet
eben insgesamt nëmmen duerch
flächendeckend Verkéiersberoue-
gung a vëlosspezifesch Infrastruk-
turen. 

Apropos Infrastrukturen, a ganz
ville Gemengen uechtert d’Land
gëtt et keen optimaalt Vëlosver-
kéiersnetz, oder et ass net existent.
Et kann een och en Opruff maa-
chen un d’Gemengen, datt ee sech
– an do hu mer effektiv en Instru-
ment mat deem neie Gesetz iwwert
den Aménagement communal –,
wann ee plangt, direkt vu vireran
am Kontext vun neien Infrastruktu-
ren, Schoulen, Supermarchéen,
Geschäfter iwwerleet, wat ech
scho gesot hunn, bei der Erschléis-
sung vun neie Baugebidder, datt
een de Vëlosverkéier einfach mat
virgesäit, datt een e mat aplangt.
Nach eng Kéier, och déi Vernet-
zung vu Schoulen, Busarrêten, Ga-
ren, Geschäfter, Fräizäitanlagen,
ass noutwendeg, ass immens
wichteg.

Am Kloertext, wann een en neie
PAG plangt, muss een déi Fläche
mat virgesinn, déi Flächen duerfir
reservéieren. Do muss een zwar
derbäisoen, Fläche reservéieren
ass eng Saach um Plang, Flächen
hunn, Fläche kréien dobaussen um
Maart ass eng aner. Dat ass och
scho virdrun ugeklongen. Ech wëllt
op deem Niveau och d’Regierung
opfuerderen, sech emol Gedanken
ze maachen. Mir hunn zwar mat
deem neie Gesetz iwwert den
Aménagement communal eppes
méi Méiglechkeete kritt am Kontext
Expropriatioun, mä trotzdeem feele
ganz einfach awer nach déi fiabel
Weeër a Prozeduren, fir dat ze
maachen. 

Ech wëll och op ee Projet pilote vun
der Gemeng Kärjeng, zesumme
mam Innenministère hiweisen, wou
effektiv dat do eng Kéier gekuckt
ginn ass, fir en zesummenhän-
gende lokale Vëlosréseau ausze-
schaffen, dat Ganzt eben och am
Kader vun der Adaptatioun vun en-
gem neie PAG. 

Eng aner Initiativ aus dem Joer
2004 wëll ech och nach hei ernim-
men. Dat war am Juli 2004, wou
den deemolegen Innenminister ee
Colloque mam Thema „Trafic non
motorisé“ organiséiert hat, eben
och am Kontext Foussgänger a Vë-
losverkéier, a wou et am Fong déi
éischte Kéier war, datt déi concer-
néiert Ministèrë beieneesouzen.
Also Innen-, Transport-, Ëmwelt- a
Bauteministère, déi sech getraff
hunn, fir zesumme mat Gemengen,
mat Büroen, Landesplaneren ze
kucken, wéi een à la longue dem
„luese Verkéier“ zu Lëtzebuerg
kann eng Chance ginn. 

Deemools gouf festgehalen, datt
dat de Moment schwiereg wier,
datt et net sënnvoll wier direkt Sen-
sibiliséierungscampagnen ze maa-
chen, wann een net virdru Viraus-
setzunge schaaft, fir eng Verbesse-
rung ze maachen, wéi ech et am
Laf vu menger Interventioun elo
beschriwwen hunn, eng Verbesse-
rung fir méi Sécherheet, méi Quali-
téit, e bessert Aménagéiere vun
den Infrastrukture fir de Vëlo. Wann
een dat net virdru mécht, dann ass
dat enorm schwéier. Ech mengen
also, datt ee genee op dëse Punkte
muss den Hiewel usetzen. Wann
een eppes wëllt erreechen, da
misst de Vëlo no an no och als
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Transportmëttel sech lues a lues zu
Lëtzebuerg bei eise Leit dobaus-
sen duerchsetzen.

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Ech soen
dem Här Schank Merci. Als nächst
Riednerin ass d’Madame Anne
Brasseur ageschriwwen. Madame
Brasseur, Dir hutt d’Wuert.

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Här President, Dir Dammen, Dir
Hären, mir féieren hei an der
Chamber eng Debatt iwwert de
Vëlo zwee Deeg éiert den Autos-
festival ugeet. An ech mengen, mir
sinn all domat d’accord, dass den
Autosfestival nach vill méi Be-
geeschterung wäert bei de Leit er-
virruffen, wéi déi Debatt, déi mer
haut hei féieren. Mä ech wëll awer
direkt uganks ënnersträichen, dass
a mengen Aen an an den Ae vun
der DP et keng Kontradiktioun gëtt
tëschent dem Vëlo an dem Auto,
mä dass et en Zousaz ass, dass et
e Mateneen ass, en Niewenteneen,
an dass et och complémentaire
ass. 

De Vëlo huet eng ganz Rei vu
Fonctiounen. Den Interpellateur
ass, an esou war d’Interpellatioun
och ugekënnegt ginn, haaptsäch-
lech op d’Fonctioun vum Trans-
portmëttel agaangen. Erlaabt mir
awer, éier ech dat maachen – a
meng Virriedner hunn dat och
schonn zum Deel gemaach –, déi
dräi aner Fonctiounen ze nennen.
Déi éischt Fonctioun vum Vëlo ass
déi vum Fräizäitsport; déi zweet
Fonctioun ass déi – an déi ass och
net ze negligéieren hei zu Lëtze-
buerg – vum Leeschtungssport;
déi drëtt Fonctioun ass déi, wat de
Vëlo op d’Spectateure fir en Attrait
ausriicht, an déi véiert, dat ass
eben de Vëlo als Transportmëttel. 

Wann een de Vëlo als Fräizäitsport
hëlt, da gesäit een, dass mer do zu
Lëtzebuerg awer zesummen e
ganz grousse Wee gemaach hunn,
an et sinn ëmmer méi Leit, déi dovu
profitéieren. Mir wësse jo och all,
dass dat vu ganz ville Leit ka prak-
tizéiert ginn, vun allen Alterskate-
gorien, a well e Bienfaiten och op
d’Gesondheet huet, ob een elo als
Fräizäitsportler mam Vëlo fiert oder
ob een de Vëlo als Fortbewe-
gungsmëttel hëlt, fir op d’Aarbecht
ze kommen. 

Den Här Interpellateur ass dorop
agaang, dass hie gesot huet, et
wier bewise wellech Bienfaiten de
Vëlo op d’Gesondheet hätt. Ech
hunn an der „Times“ vum 27. Ja-
nuar gelies, dass den Här Braz do
a gudder Gesellschaft ass, well de
Prince Charles aus England huet
deen Thema och ugeschnidden,…

■ Plusieurs voix.- Ooohhh!

■ Une voix.- Abee jo!

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
…an zwar op engem Colloque,
wou de Prince Charles sech
Suerge gemaach huet, Här Presi-
dent, dass d’Englänner ëmmer méi
déck géinge ginn an dass se op
eemol d’Obésitéit vun den Ameri-
kaner hätten, well d’Englänner net
géinge genuch zu Fouss goen
oder mam Vëlo fueren. 

An hie seet, dass d’Recherche ën-
nersträicht, dass zu Fouss goen
oder mam Vëlo fuere fir nëmmen
eng hallef Stonn pro Dag schonn
dozou bäidréit, dass d’Gesondheet
sech verbessert. An da freet hien
och: Firwat mécht een dat net méi?
Dann ass déi typesch Äntwert, déi
ee vun de Leit kritt, ma well keng
appropriéiert Infrastrukturen do
sinn. An ech wäert spéider nach
dorop zréckkommen. Also, de Vëlo
ass och e gutt Mëttel fir sech ze be-
wegen, fir géint d’Obésitéit virze-
goen. 

Mir hunn hei zu Lëtzebuerg ganz
vill Pistes cyclables, et si 600 Kilo-
meter uechtert d’Land, fir de
Fräizäitsport. Et feelen awer nach
eng Rei Verbindungsstécker. Et
ass awer och e Problem, wat den
Entretien ubelaangt, obwuel mer

do e Gesetz gestëmmt hunn, mä
den Entretien op verschiddene
Plaze léisst ze wënschen iwwreg a
bréngt heiansdo d’Cyclisten an
eng net confortabel Situatioun.

Den zweeten Domän vum Vëlo ass
dee vum Leeschtungssport, an do
hu mer jo hei zu Lëtzebuerg exzel-
lent Resultater um héchsten inter-
nationalen Niveau, souwuel wat de
Stroossevëlo ubelaangt, mä och
elo am Cyclocross. Doriwwer
kënne mer ons freeën, dass mer
esou gutt Ambassadeure vum Lët-
zebuerger Sport hunn.

Et feelt do awer nach eng Infra-
struktur, déi säit Jore reklaméiert
gëtt, dat ass déi vun engem Vëlo-
drom. Ech wëll soen, dass d’Stad
Lëtzebuerg bereet ass hiren Ap-
port ze bréngen, fir eng Piste cou-
verte op dem Territoire vun der
Stad Lëtzebuerg ze bauen. Déi Pist
gouf och ageschriwwen an dee
leschte Plan quinquennal fir den
Équipement sportif, an d’Stad Lët-
zebuerg huet sech och un de
Sportsminister gewannt, fir ze
soen, dass d’Stad Lëtzebuerg
d’accord ass esou eppes ze reali-
séieren, natierlech awer nëmmen
ënnert der Massgab, dass et sech
ëm e Projet national handelt an en
och esou subsidéiert gëtt, well dat
ass wierklech en nationale Projet.

Dann de Vëlo fir d’Spectateuren.
Dat ass heiansdo en Domän, dee
vergiess gëtt, mä do si mer jo hei
zu Lëtzebuerg wierklech duerch
enorm grouss Organisatioune ver-
winnt gewiescht an der Vergaan-
genheet, zum Beispill duerch Etap-
pen oder den Départ vum Tour de
France. Dëst Joer kënnt den Tour
de France op Esch a fiert da virun
duerch d’Land. Mir hunn och den
Tour de Luxembourg, deen dëst
Joer méi prestigiéis wäert sinn, wat
d’Zuel vun de Participanten ube-
laangt an d’Qualitéit vun den Équi-
pen. Den Départ an d’Arrivée sinn
an der Stad Lëtzebuerg. Da gëtt et
eng Partie vu lokale Courssen, déi
ganz vill Spectateuren unzéien, be-
sonnesch elo an dëser Saison de
Cyclocross. Esou dass den Intérêt
vum Public dauernd klëmmt an do-
duerch d’Ausstrahlung och iwwert
d’Grenze geet.

De Gala Tour de France, deen all
Joer am Hierscht um Gebitt vun
der Stad Lëtzebuerg organiséiert
ginn ass mat der Participatioun vu
grousse Championen, wäert och
dëst Joer stattfannen. Vun elo u
wäert dee Gala den Numm vum
Charly Gaul droen, en hommage
un dee gréisste Cycliste, dee Lët-
zebuerg hat, en Hommage un
deen ech mech ganz gären hei op
dëser Tribün uschléissen.

An dann, de véierten Domän vum
Vëlo, de Vëlo als Verkéiersmëttel.
Déi éischt dräi Domäne si wierk-
lech ganz positiv besat, mä mam
véierten Domän, mam Vëlo als Ver-
kéiersmëttel, ass et nach e bësse
méi schwiereg, obwuel een och do
an de leschte Jore Progrèsë fest-
stellt a mer méi Cyclisten an onse
Stied gesinn.

D’Avantagë sinn hei opgezielt ginn:
et ass d’Gesondheet, et ass d’Ëm-
welt, et ass e bëllegt Verkéiersmët-
tel, an et ass elo grad en Term ge-
braucht gi vum „luese Verkéier“.
De Vëlo ass awer jee no der Zäit zu
där ee sech op de Vëlo sëtzt, a
wann eng getrennte Vëlospist do
ass, dann ass de Vëlo méi e rapid
Transportmëttel, wéi den Auto,
esou dass den Term „de luese Ver-
kéier“ net ëmmer op de Vëlo wäert
zoutreffen.

Et gëtt och eng Rei Désavantagen,
dat ass de Klima, woubäi de Reen
awer désagréabel ass, och wann
den Här Braz seet, et géing
nëmme 6% vun der Zäit reenen.
Ech muss Iech soen, wann et
reent, da klammen ech wierklech
net gären op de Vëlo an ech kann
och all déi Leit verstoen, deenen et
d’selwecht geet. En aneren Obsta-
kel kann d’Topographie sinn. D’To-
pographie an der Stad Lëtzebuerg
ass, jee nodeem wou ee wunnt,
awer schwiereg, fir alles ouni Pro-
blem mam Vëlo ze maachen. An
dann ass et e Problem vu Sécher-

heet, d’Sécherheet fir de Cycliste
selwer.

All dat, wat mer am Moment un Dis-
positiounen iwwert de Vëlo hunn,
ass an engem Dokument vum
viregten Transportminister, dem
Henri Grethen, zesummegestallt
ginn, an zwar de 7. Februar 2001.
Dat ass en Avis vun der Commis-
sion de Circulation de l’État, deen
«La circulation cycliste sur la voie
publique» heescht. Et ass, Här Pre-
sident, fir d’éischt, dass iwwer-
haapt esou eng Bestandsopnam
gemaach ginn ass, an dat ass eng
exzellent Viraarbecht fir elo dorop
opzebauen.

Et sinn och eng ganz Rei Ureegun-
gen dran, Ureegungen, déi awer
nach net ëmgesat gi sinn. An do
wollt ech den Transportminister
froe wéi seng Vuë sinn, wat d’Be-
notze vun de Busspuren duerch
d’Vëlosfuerer ugeet. Et stinn eng
ganz Rei Restriktiounen an deem
Dokument, déi och richteg sinn,
well dat ass och e Geforepunkt. Et
kann een net soen, all Busspur
muss och fir de Cycliste op sinn,
wann de Bus am Contresens zum
normalen Trafic fiert.

Wann de Bus awer am selwechte
Sënn wéi d’Autoe fiert, dann, muss
ech als Cycliste soen, ass et vill
méi agréabel op der Busspur ze
fueren, wou ganz seelen e Bus
kënnt, wougéint wann een op der
Autosspur steet déi meeschtens da
méi enk ass. Wann dann e Bus
kënnt, dann ass ee gequëtscht të-
schent den Autoen an dem Bus.
Do wollt ech de Minister froen, ob
hie gedenkt de Code de la route op
deem Punkt ze änneren. Dat ass
eng Dispositioun vum Code de la
route, déi do misst adaptéiert ginn.

Dann ass hei vum Vëlo geschwat
ginn, fir an d’Schoul ze fueren. Wéi
mer de Réidener Lycée geplangt
hunn, zesumme mat de Gemengen
aus dem Réidener Kanton, mat
den zoustännege Stelle vun den
Travaux publics, do hu mer och ge-
sot, dat ass e Lycée, dee läit ideal,
d’Distanze vun deenen anere Lo-
kalitéite sinn zwar méi grouss wéi
am urbane Charakter, mä mir sol-
len dovu profitéieren, fir dee Lycée
och mam Vëlo unzebannen; an
dee Projet ass mat agebaut ginn.
Och duerfir wäert dee Lycée e Mo-
dellcharakter hunn, an et soll ee
sech och bei anere Schoulen iw-
werleeën, an deem Sënn ze plan-
gen, fir ze kucken, esou wäit wéi
méiglech de Vëlo do mat anzeban-
nen.

Et brauch een Infrastrukturen, dat
ass sécher, et brauch ee Vëlospis-
ten. Et brauch een awer och eng
verbessert Signalisatioun. Weider
brauch ee Vëlosstänneren, déi
adaptéiert sinn, an et brauch een
och Trottoiren, déi abaisséiert sinn.

Do wollt ech dem Här Braz eng
Suggestioun maachen, deen hei
als Deputéierte geschwat huet, mä
deen och Schäffen zu Esch ass, do
gëtt et eng Vëlospist, déi, wann
ech et richteg weess, vu Schëff-
leng kënnt an da muss een eng
Strooss iwwerqueren an do sinn
d’Trottoiren net abaisséiert.

(Brouhaha général)

Do si wierklech d’Vëlosfuerer net
frou an et sinn nach aner Plazen –
ech sinn net extra kënneg zu Esch
–, mä et sinn nach aner Plazen, déi
mer doduerch opgefall sinn.

(Interruption)

Dofir géing ech dem Här Braz mat
op de Wee ginn, dann och zu Esch
duerno ze kucken.

■ Une voix.- An hei an der
Stad?

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Hei an der Stad gëtt et där och vill,
mä hei an der Stad sinn op 300
Kräizungen d’Trottoire schonn erof-
gesat ginn. Ech mengen, mir sinn
Iech do e Schratt viraus. Et ass eng

Suggestioun, déi ech dem Här
Braz maache wëll.

■ M. le Président.- Madame
Brasseur, den Här Braz géif Iech
gär eng Fro stellen.

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Selbstverständlech, Här President.

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG),
interpellateur.- Jo, bei alle Méritë
selbstverständlech, déi d’Stad Lët-
zebuerg schonn huet – an déi
Gréng Partei huet jo e ganz wohl-
wollend An op d’Stad Lëtzebuerg
–, si mir, wat den Abaissement vun
den Trottoirë betrëfft, och scho
ganz ganz wäit. Also do si mir net
am No-man’s-land.

Mä fir awer op Är Fro seriö ze änt-
werten, déi Streck, déi Dir
uschwätzt, dat ass de leschte Lien
mat engem PC, deen nach net rea-
liséiert ass, well do gëtt et e Projet
de règlement grand-ducal, fir en
Naturschutzgebitt auszeweisen, an
do gëtt et e Virschlag un den Här
Ëmweltminister fir déi Pist, dat
Stéck, wat nach feelt fir de Lien
mam PC vu Schëffleng ze maa-
chen, duerch dat Naturschutzge-
bitt kënnen ze féieren. Do si mir en
attente vun enger Décisioun a mir
wären net méi wéi frou, wann och
Är Interventioun géing dozou bäi-
droen, dass mer dat kënnen ëm-
setzen.

■ M. le Président.- Här Braz,
dat do war zwar keng Fro, mä trotz-
deem fiert d’Madame Brasseur elo
virun.

(Hilarité et brouhaha général)

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Här President, et ass awer eng utile
Prezisioun gewiescht, well den
Transportminister ass jo och Ëm-
weltminister, an do muss ee ku-
cken...

(Interruption)

Leider, seet hien.

(Brouhaha général)

Et gëtt effektiv dann heiansdo Kon-
tradiktiounen a sengen zwou Fonc-
tiounen. A wat zu Esch de Problem
ass mat engem Naturschutzgebitt,
fir zwee Chemins cyclables mat-
eneen ze verbannen, esou hu mer
dat och, wat d’Stad Lëtzebuerg
ubelaangt, an zwar zu Bartreng bei
der Kalchesbréck. De Minister
weess Bescheed.

Ech hänken dat dann un dem Här
Braz seng Fro drun. Och do feelen
e puer Meter, déi mer net kënnen
uschléissen, well e Biotop do ass.
Bei deem Biotop ass d’Eisebunn,
bei deem Biotop ass d’Autobunn a
bei deem Biotop ass och nach eng
Héichspannungsleitung vun der
Cegedel, an da soll een do kee Vë-
loswee kënne maachen, well deen
anscheinend géing de Biotop
stéieren. Dat ass eppes, wat ech
net verstinn, an ech mengen ech
sinn do net eleng, an ech weess,
dass de Minister…

■ Une voix.- Et ass très bien.

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
…awer wëllt do maachen, dass déi
Autorisatioun och kënnt.

Ech hunn also vun Infrastrukture
geschwat, déi missten adaptéiert
ginn, an an der Stad Lëtzebuerg
beispillsweis ginn et bis elo 68 Ki-
lometer Vëlospist. Dat geet awer
nach net duer, a mir wëllen dat kon-
sequent weiderféieren. Mä och dat
ass a mengen Aen net süffisant,
well mir kënnen net iwwerall Vëlos-
pistë maachen, well d’Stroosse
beispillsweis ze enk sinn, an dofir
brauche mer eng Sensibiliséierung
vun der Populatioun.

Et ass eng Journée sans voitures
gemaach ginn, déi dann achséiert
war op de Vëlo. Eng Journée sans
voitures, dat ass jo eng Utopie, mä
wann een dat op de Vëlo achséiert,
fir eng Promotioun fir de Vëlo ze
maachen, ass dat awer eng positiv
Saach.

An där Promotioun fir de Vëlo deen
Dag huet d’Police zum Beispill och
de Marquage vun de Vëloe ge-

maach. Dat sinn Dispositifs, déi
d’Klaue méi schwiereg maachen,
well dann de Vëlo, wann e géing
geklaut ginn an e gëtt erëmfonnt,
da kann de Propriétaire vum Vëlo
identifizéiert ginn. Am Ausland,
hunn ech gelies, konnte 40% vun
de Vëloen duerch déi Method récu-
péréiert ginn. Et ass also e Service,
dee scho vun der Police offréiert
gëtt, an dee misst een nach aus-
bauen.

Wann ech vun der Sensibilisatioun
schwätzen, da gëtt vun de Kritiker
vun de Vëlospistë gesot: Wat solle
mer da maachen, et fiert jo ni een
drop! A mir konnten d’lescht Kéier
nach op RTL, op der Televisioun,
esou eng Kritik héieren. Oder et
héiert een anerer: Ech géing jo
mam Vëlo fueren,…

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

…mä et ass ze geféierlech. Do
kann ech nëmme soen, et soll een
et emol probéieren, well wann ee
selwer probéiert, da mierkt een,
wou d’Gefore sinn.

Et muss ee selbstverständlech op-
passen an et kann een net soen et
wier ouni Geforen, mä et adaptéiert
een dann och säi Comportement.
Wat mer brauchen, dat ass, dass
méi Leit Vëlo fueren, fir dass dat
am Stadbild méi gesi gëtt, fir dass
d’Leit och méi dofir sensibiliséiert
ginn, well de Vëloswee ass, fir bis
fënnef Kilometer sech ze dépla-
céieren, en excellente Moyen fir
dat ze maachen.

An dofir soen ech: Kommt, mir pro-
béiere méi Vëlosfuerer an d’Stad-
bild ze kréien. Mir mierken och bei-
spillsweis, dass jonk Auslänner, déi
hei zu Lëtzebuerg schaffen, déi
aus skandinavesche Länner bei-
spillsweis kommen, déi huele vill
méi de Vëlo, well si dat bei sech
gewinnt waren. Also ass et och hei
méiglech.

Et ass bei eis awer en État d’esprit,
dass ee mengt, et kënnt een et net
maachen, an dofir sot ech: Kommt,
mir sensibiliséieren d’Leit, dass se
sollen dovu profitéieren, dass se
solle probéieren, an da géing ech
soen, mir sollen als Responsabel
mam gudde Beispill virgoen. Ech
kënnt mer jo virstellen, Här Presi-
dent, dass mer vläicht e Vëlos-
grupp hei an der Chamber géin-
gen initiéieren.

■ Plusieurs voix.- Aaahhh!

(Interruption)

■ Mme Anne Brasseur (DP).-
Dee wier parteiiwwergräifend. Et
ass keng Partei, déi de Monopol
dovun huet,…

(Interruption)

…an dass mer de Leit géinge wei-
sen, dass de Vëlo eng Méiglech-
keet ass, fir sech ze déplacéieren.

D’Stad Lëtzebuerg wëllt op jidde
Fall de Wee goen, d’Infrastruktur
auszebauen, an doduerch, dass
mer méi massiv Presenz vu Vëloen
an d’Stad kréien, och duerch d’Lo-
catioun vu Vëloen, dass et dann
zum alldeegleche Stadbild ge-
héiert, an dass den Automobilist
net méi erféiert, wann en e Cycliste
gesäit, an dass den Automobilist
och vläicht seet: Muer kann och
ech Cycliste ginn.

Deen État d’esprit herrscht nach
net vir, well et gesäit ee ganz oft,
wann een um Vëlo sëtzt, wéi d’Leit
een dann traitéieren. Dat ass net
ëmmer grad mat gréisster Frënd-
lechkeet. Dat hänkt awer och vum
Comportement vun de Vëlosfuerer
selwer of. Déi behuele sech och
net ëmmer esou a missten och méi
Respekt vis-à-vis vun deenen ane-
ren am Stroosseverkéier weisen.
Dofir: Matenee soll ee probéieren,
dass dat fonctionnéiert an dass ee
virun deem anere méi Respekt
weist.

Meng Froen, Här Minister, un Iech,
dat ass mat der Adaptatioun vum
Code de la route iwwert d’Buscou-
loiren. Ech mengen dat ass de
Signal D10, dee misst komplet-
téiert ginn.
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Da wollt ech froen: Dir hutt e Vëlos-
delegéierten agesat. Wéi sinn
deem seng Aarbechten? Wéi ass
do de Bilan? Wat sinn d’Resultater
bis elo? Wat gedenkt de Minister
als Sensibilisatiounscampagne ze
maachen, a wellechen „modal
split“ wëllt een erreechen, well am
Moment ass deen „modal split“,
dee mer hu vum motoriséierte Ver-
kéier an net motoriséierte Verkéier,
jo ganz kleng.

Ech hunn, Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, ugefaange mam
Autosfestival, deen elo an zwee
Deeg ufänkt. Ech géing mer wën-
schen, dass mer och kënnten e Vë-
losfestival, zwar vun enger anerer
Envergure, hei zu Lëtzebuerg or-
ganiséieren, wou all déi, déi um
Vëlo interesséiert sinn, ob et als
Fräizäitsportler ass, ob et als
Leeschtungssportler ass, ob et als
Spectateur ass oder een, deen de
Vëlo brauch fir sech ze déplacéie-
ren, dass déi e fixe Rendez-vous
sech géinge ginn, mat all deem
wat ronderëm de Vëlo ass, mat al-
len Décideuren zesummen. Ech
mengen, dann hätte mer och
eppes fir d’Sensibiliséierung ge-
maach, an da bleift nëmmen nach
eppes, wéi den Erich Kästner sot:
„Es gibt nichts Gutes, außer man
tut es.“

Ech soen Iech Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Ech soen
der Madame Brasseur Merci. Als
nächste Riedner ass den Här Marc
Angel agedroen. Här Angel, Dir
hutt d’Wuert.

■ M. Marc Angel (LSAP).- Jo,
Här President, Dir Dammen an Dir
Hären, als véierte Riedner ass
scho villes gesot, mä ech mengen,
alles wat hei nach eng Kéier wid-
derholl gëtt an engem Sujet, dee
mir besonnesch wichteg ass, dat
ass nach eng Kéier gesot a sëtzt
dann och vläicht besser. Ech freeë
mech awer iwwert dat, wat ech elo
vu menge Virriedner héieren hunn,
dass mer all dem Développement
vum Vëlosverkéier op eise
Stroosse positiv zoustinn. Ech hu
gesinn, uewen op den Tribüne
sëtze Vertrieder vun der Vëlosinitia-
tiv; déi lauschteren eis no an déi
wäerten eis och moossen, net
nëmmen un deem, wat mer soen,
mä och un eisen Taten herno.

„Lëtzebuerg brauch eng nei Vëlos-
kultur.“: Dat waren d’Wierder, déi
de Lucien Lux, eisen Transportmi-
nister, den 18. November 2006 op
enger Table ronde, oder besser ge-
sot op engem Séminaire…

■ M. Lucien Lux, Ministre des
Transports.- 2005!

■ M. Marc Angel (LSAP).-
2005, pardon. Op deem Séminaire
hutt Dir déi Wierder gesot,…

(Interruptions)

…wéi Der de Séminaire opge-
maach hutt. Ech kann dat nëmmen
ënnersträichen, an ech géing sou-
guer soen, oder verbesseren: Lët-
zebuerg brauch emol iwwerhaapt
eng Vëloskultur. Et brauch keng
nei, mä et brauch emol iwwerhaapt
eng Vëloskultur.

Dir, Här Minister, de Lucien Lux ass
am Fong deen éischten Transport-
minister, bei deem ech d’Gefill
hunn, dass dee sech dësem
Thema ganz seriö unhëlt…

■ Plusieurs voix.- Aaahhh!

■ M. Marc Angel (LSAP).- …an
och hei gewëllt ass, eppes ze reali-
séieren.

(Interruptions diverses)

Wat d’Entwécklung vum Vëlosver-
kéier zu Lëtzebuerg ugeet, men-
gen ech, setzt besonnesch d’Lët-
zebuerger Vëlosinitiativ ganz vill
Hoffnungen an Iech. Dat kann een
an hire Publikatioune liesen. Also:
Dir däerft déi net enttäuschen.

An och an allem wat d’Regierung
wëlles huet fir d’Promotioun vun
der Mobilité douce, a besonnesch

wat de Vëlo ugeet, wäert Dir vu mir
a vu menger Fraktioun grouss Ën-
nerstëtzung kréien. Ech wëll drun
erënneren, dass d’Sozialistesch
Partei op hirem Bezierkskongress,
deem leschten am Bezierk Zen-
trum, eng Resolutioun heizou of-
gestëmmt huet, fir d’Wichtegkeet
vun der Mobilité douce ze ënner-
sträichen.

Ech si ganz frou, dass de Félix
Braz haut déi Interpellatioun iwwert
de Vëlosverkéier op den Ordre du
jour bruecht huet. Dëst gëtt eis, de
Fraktiounen, d’Geleeënheet, eis
Vuen zu dësem Thema ze presen-
téieren. Et gëtt dräi Aspekter zum
Vëlo: den Aspekt Mobilitéit, Fräizäit
a Sport. Ech mengen, d’Madame
Brasseur ass ganz laang dorop
agaangen. Dozou brauch ech
näischt méi ze soen, dat loossen
ech also ewech. Ech wär just frou,
wann dee Virus, deen d’Lëtzebuer-
ger kritt hunn, wat de Vëlo a puncto
Fräizäit a Sport ubelaangt, och
eriwwer géing goen op den Aspekt
Mobilitéit vum Vëlo.

Tourismus ass en drëtten Aspekt,
deen och schonn ugeschwat ginn
ass. Ech wëll nëmme bäisetzen,
dass dat wierklech eng Nisch ass
an eiser Tourismuspolitik, déi et
gëllt mat alle concernéierten Ac-
teuren – den Hôtelieren, de Syndi-
cat-d’initiativen, dem ONT, den Ani-
mateur-touristiquen, dem Ministère
du Tourisme – auszebauen. Mir
sinn do an engem europäesche
Réseau dran, an ech mengen hei
läit nach e grousst Potenzial fir
d’Tourismuswirtschaft, a beson-
nesch fir d’Tourismuswirtschaft net
an der Stad, mä iwwer Land.

Zréck elo zu deem wichtegste Fac-
teur, dee mer haut sollen uschwät-
zen, dee vun der Mobilitéit: de Vëlo
also als Transportmëttel. Hei be-
steet, wéi mer schonn héieren
hunn, zu Lëtzebuerg en immenst
Potenzial, virun allem en immensen
Nachholbedarf. An ech erlabe mer,
e klenge Saz aus enger Broschür
ze zitéieren, an där den IVL pre-
sentéiert ginn ass. Do steet dran:
„In Luxemburg spielt das Fahrrad
im Alltag so gut wie keine Rolle.
Auch Wege im Nahbereich werden
überwiegend mit dem Auto zurück-
gelegt; Wege unter einem Kilome-
ter zu fast der Hälfte, Wege bis zu
zwei Kilometer über 60%. Dieses
Verkehrsverhalten wird begünstigt
durch die überwiegend disperse
Siedlungsstruktur und den hohen
Motorisierungsgrad.“ Dat heescht,
wann ech soe mir hunn hei en im-
mensen Nachholbedarf, hei steet
et schwaarz op wäiss an ech men-
gen, dat wësse mer och alleguer. 

Mir brauchen also hei zu Lëtze-
buerg eng vill méi voluntaristesch
Vëlos-, awer och Foussgängerpoli-
tik. A genee wéi d’Madame Bras-
seur gesot huet, ass deen Term
„Langsamverkehr“ net gutt, well
mer wëssen, dass a ville Situatiou-
nen de Vëlo oder de Foussgänger
vill méi séier ass. 

Déi Zuele kann een och ëmmer
nëmmen erëm widderhuelen, well
ee sech déi muss virun Aen halen.
Am urbane Milieu ass de Fouss-
gänger also méi schnell wéi den
Auto bei Distanze bis zu 500 Meter.
An deem nämlechten urbane Mi-
lieu ass de Vëlosfuerer méi schnell
bei Distanze bis zu véier Kilometer. 

Haut muss ee leider feststellen,
dass de Vëlo an de Foussgänger
en ofhuelenden Undeel um „modal
split“ hunn. Déi Tendenz musse
mer all zesummen ëmdréinen. Vë-
loe si bal an all Haushalt present an
eis Féiss sinn am Fong geholl dat
ursprénglechst Fortbewegungs-
mëttel, wat mer hunn. 

■ Une voix.- Très bien.

■ M. Marc Angel (LSAP).- Also
dofir musse mir wierklech méi do-
rop setzen, dass et de Leit méi ein-
fach gemaach gëtt Vëlo ze fueren
an och zu Fouss ze goen. 

An hei musse mir, als Chamber, de
Stat, also d’Regierung, awer virun
allem och d’Gemengen an do be-
sonnesch d’Stied op d’Mobilité
douce setzen, wéi gesot, fir dat

enormt Steigerungspotenzial, vun
deem ech virdru geschwat hunn,
auszenotzen. 

A mir wësse jo och all – an et ass
och, mengen ech, hei gesot ginn –,
dass d’Distanzen hei zu Lëtze-
buerg an eise Stied, an eisen Uert-
schaften, an eise Gemenge relativ
kleng sinn. Allerdéngs sinn
d’Méiglechkeeten oder d’Viraus-
setzungen, fir sech mam Vëlo oder
zu Fouss fortzebewegen, ze dépla-
céieren net ëmmer déi bescht. Et
ass do, wou de Problem läit. 

Dofir kommen ech och, mengen
ech, zu engem vun deene wich-
tegsten Aspekten, an dat ass d’Sé-
cherheet, wat fir mech den A und
O vun där ganzer Saach ass. Hei
musse mer wierklech all d’Moyen-
en, déi de Code de la route eis
gëtt, ausnotze fir de Vëlosverkéier
esou séier wéi méiglech ze maa-
chen. 

Ech mengen, d’Beispill Belsch ass
schonn ugeschwat gi vum Félix
Braz. Hien huet de Code de la rue
ugeschwat, wat a mengen Aen net
nëmmen eng symbolesch Saach
ass, mä dat si Modifikatiounen, déi
de belsche Législateur geholl huet
an an de Code de la route agebaut
huet. An dës Modifikatiounen – an
dat ass wichteg – sinn d’Resultat
vu ville Réuniounen zwëschent de
politesche Responsabelen, de
Fonctionnairë vun deene verschid-
dene Ministèren, awer och vun de
Vertrieder vu Foussgängerorgani-
satiounen, Vëlosorganisatiounen a
virun allem och vun de Vertrieder
vun Organisatiounen, déi sech mat
Victimes vun der Strooss ofginn. 

Mat deem Code de la rue wollt
eben de Législateur an der Belsch
ënnersträichen, dass d’Voie pu-
blique net nëmmen eng Fonctioun
Circulatioun huet, mä dass all Usa-
ger vun dëser Voie publique seng
Plaz do huet, a besonnesch déi,
déi am vunérabelste sinn – ech
mengen, de Félix Braz huet et scho
gesot, mä ech wollt dat nach eng
Kéier ënnersträichen. 

Niewent der Sécherheet si selbst-
verständlech d’Infrastrukture wich-
teg a mir hu scho vill investéiert an
eisen nationale Réseau. De Pro-
blem ass awer, dass et nach feelt
un dem Ubannen un d’Uertschaf-
ten. An do muss nach vill gemaach
ginn, well Vëlospisten, déi plötz-
lech am Nichts einfach esou opha-
len, nëtzen net vill. 

Ech sinn och frou, dass den Trans-
portminister a sengem Ministère
eng Persoun responsabel ge-
maach huet fir d’Vëlospolitik an
dass et doropshin och en intermi-
nisterielle Grupp gëtt zwëschent
dem Transportministère, dem Mi-
nistère des Travaux publics, wou
och e Responsabelen ass fir d’Vë-
lospolitik, an dem Innenministère,
wou och eng Persoun genannt ass,
déi responsabel ass fir déi Pro-
jeten, déi mat Vëloen ze dinn hunn.
An do wollt ech vläicht suggéréie-
ren, ob een net e véierte Ministère
soll do mat eranhuelen, an dat ass
den Tourismusministère, well jo och
deen domat ze dinn huet. 

Dësen interministerielle Grupp soll
jo zesumme mat deene verschid-
dene Stied, besonnesch och mat
der Vëlosinitiativ a mat der Police,
deen Aktiounsprogramm ausschaf-
fen, dee scho virdrun hei oft
erwähnt ginn ass. Ech wënschen
hinne vill Erfolleg an ech erlabe
mer hinnen e puer Recommanda-
tioune mat op de Wee ze ginn. 

Wat ganz wichteg ass, fannen ech,
dat ass, dass an esou engem
Plang Ziler gesat ginn. Ziler, déi net
nëmmen um Pabeier stinn, mä Zi-
ler, déi mer herno kënne moossen;
also all déi Ziler musse kënne ge-
mooss ginn. 

Eng aner wichteg Saach ass
d’Kommunikatioun an där ganzer
Vëlospolitik an déi Kommunika-
tioun muss op zwee Niveauë lafen.

Éischtens op engem Niveau in-
terne, zwëschent dem Stat an an
de Gemengen. Zwëschent dem
Stat senge verschiddene Verwal-
tunge muss eng Kommunikatioun,
eng Informatioun bedriwwe gi bei
de Planungsbüroen, déi hëllefen
der Gemeng d’Pläng ausschaffen,
do muss bei all deene Berodungs-
büroe Kommunikatioun an Informa-
tioun gemaach ginn. 

Et muss esou sinn, dass bei all Pla-
nung, déi mer als Gemengen oder
als Stat maachen, automatesch de
Reflex kënnt fir sech ze froen: Wéi
ass et hei mat der Situatioun fir de
Foussgänger? Wéi ass et hei mat
der Situatioun fir de Vëlosfuerer, fir
dass mer keng esou Situatioun méi
kréien, wéi d’Eisebunnsbréck zu
Bouneweg, déi deier kascht huet a
wou awer de Foussgänger a be-
sonnesch de Vëlosfuerer ze kuerz
kommen. 

An dann eng zweet Saach, dat ass
eng grouss Promotioun a Kommu-
nikatioun beim grand public, déi
awer eréischt däerf gemaach ginn,
wa vill an d’Sécherheet investéiert
ginn ass. Et kann een net soen,
kommt elo emol all mam Vëlo, fuert
vill Vëlo, wann d’Sécherheetskon-
ditiounen net stëmmen, dat wär net
gutt. Dat wollt ech awer och nach
eng Kéier hei ënnersträichen. 

Deenen, déi Verantwortung an de
Stied hunn, wëll ech awer och nach
eppes roden, an zwar, dass se
mussen zweegleiseg fueren.
Éischtens, wéi gesot, alles ënner-
huelen, dass de Vëlo Deel vum
Stadbild gëtt – dovunner hu mer jo
elo grad scho geschwat. Mä dat
geet net duer.

Weider mussen d’Vëlospisten aus-
gebaut a vernetzt ginn, weider
muss op Tempo-30-Zone gesat
ginn, weider mussen se eppes
maachen, wat hei zu Lëtzebuerg
nach net vill gemaach gëtt, wat
awer am Ausland grousse Succès
huet, an zwar et ze erlabe fir mam
Vëlo duerch de Sens unique ze
fueren. Dat erlaabt eise Code de la
route souguer, et brauch ee just en
anert Schëld fir d’Automobilisten
dohin ze hänken, dat gëtt et zu
Esch, dat gëtt et hei an der Stad
nach net an dat ass eppes, wat an
der Belsch, Etterbeek, eng Ge-
meng vu Bréissel, scho säit zéng
Joer huet. An do hu se festgestallt,
dass an deene Stroossen nach ni
en Accident geschitt ass. An am
Fong ass et jo och méi sécher fir de
Vëlosfuerer, wann hien den Auto
vis-à-vis huet, wéi wann hien den
Auto net gesäit. 

Weiderhi mussen, wéi gesot, och
d’Gemenge kucken, fir de Facteur
Sécherheet op hire Vëlosweeër ze
verbesseren. An da kann ech nëm-
men deene grousse Gemenge re-
commandéieren, se sollen all – wéi
vill Stied am Ausland – déi sou ge-
nannte Bypaden duerchféieren.
Bypad steet fir Bicycle policy audit
an doduerch kënne se hir Qualitéit
vun hirer Vëlospolitik verbesseren,
se kënnen hir Qualitéit sécheren a
si kënnen hir Qualitéit och zerti-
fiéiere loossen. 

Ofschléissend wëll ech awer och
nach drun erënneren – an et ass
scho gesot ginn –, dass de Vëlo
ëmweltfrëndlech ass, wéineg Ka-
méidi mécht an et Etüde gëtt, déi
beweisen, dass et duerch de méi
heefege Gebrauch vum Vëlo a
Stied zu bis zu 4% manner CO2-
Emissioune komme kann. 

D’Argument Reen ass schonn uge-
schwat ginn – de Félix Braz sot et
si 6% – an déi Länner, wou am
meeschte Vëlo gefuer gëtt, sinn
Dänemark an Holland an do reent
et nach méi wéi hei zu Lëtzebuerg. 

Zu Lëtzebuerg gëtt och oft gesot:
Jo, hei hu mer déi Topographie!
Och dat ass kee Problem: Zürich,
Edinburg si Stied, déi ganz héich
Raten u Vëlosteilnehmer hunn an
déi hunn nach méi eng kompli-
zéiert Topographie wéi mir hei. Do
gëtt iwwregens och vill op E-Bikë
gesat, dat si Vëloe mat elektro-
neschen Hëllefsmotoren, wat iw-
wregens och e Wirtschaftsfaktor
ass, an dat musse mer och nach
hei maachen. 

Zu gudder Lescht wëll ech nach op
de Faktor Aarbecht kommen. Och
do kann een nach vill maache fir de
Commerce vu Vëloen, well zu Lët-
zebuerg hu mer jo de Problem,
meeschtens kritt een nëmme Vëloe
fir Fräizäit a Sport, mä wat dee
ganze Volet Vëlo als Transportmët-
tel oder de Stadvëlo ugeet, do ass
nach relativ wéineg um Marché an
do ass nach vill ze maachen; an
och dat do ass eng Nisch, wou
kënne Beschäftegungsinitiative
ganz aktiv um Terrain vun eise
Stied ginn. 

A wat och nach ganz wichteg ass
fir deen Aarbechtsgrupp, deen
deen Aktiounsplang ausschafft,
ass, dass gekuckt gëtt, wéi een
den Zuch an de Vëlo ka besser
kombinéieren – ech mengen et ass
schonn ugeschwat ginn.

Ech wëll e ganz konkret Beispill gi
vun enger Gemeng am Zentrum,
an zwar ass dat d’Gemeng Konter.
Do ginn et dann e puer Uertschaf-
ten: Mutfert, Méideng, Konter an
Éiter, an et gëtt eng Gare, déi ass
zu Éiter. Wann een do vun deene
puer Uertschafte wëllt zu Fouss op
déi Gare goen, dat ass net ëmmer
deen nootste Wee, mä mam Vëlo
kann ee praktesch vun all deenen
Uertschaften a fënnef Minutten op
där Gare sinn, an da mussen eis
Zich esou ausgeriicht sinn, dass ee
kann ouni Problem mam Vëlo an
den Zuch klammen an dann hei op
der Gare, oder wann een op Esch
fiert, do erëm erausklammen, an
dann do säin Trajet weider mam
Vëlo ka maachen. Do ass also,
mengen ech, en immenst Potenzial
un Zesummenaarbecht zwësche
Vëlo an Zuch. Mir hunn en Zuch-
netz, wat jo net schlecht ass, a mir
sollen dat Potenzial och ausnotzen.
Voilà!

Erlaabt mer nach déi Broschür un-
zeschwätzen, déi d’Madame Bras-
seur och schonn ugeschwat huet,
déi den Här Grethen an d’Commis-
sion de la Circulation de l’État
erausginn hunn. Dat ass wierklech
e wäertvollt Instrument. Ech wär
frou, wann de Ministère déi géing
iwwerschaffen a vläicht un all déi
neigewielte Gemengeréit, déi elo
bei deene leschte Gemengewah-
len erauskomm sinn, géing ver-
schécken. Well dat ass en Instru-
ment, wat mir, als Gemengepoliti-
ker, ganz vill gehollef huet a wou
ganz vill wäertvoll Informatioune
drastinn.

Dat zum Ofschloss, an da soen
ech Iech Merci, dass Der mer no-
gelauschtert hutt.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Ech soen
dem Här Angel Merci. Als leschte
Riedner ass den Här Roby Mehlen
agedroen. Här Mehlen, Dir hutt
d’Wuert.

■ M. Robert Mehlen (ADR).-
Merci, Här President. Ech wëll der-
mat ufänken, datt ech dem Inter-
pellant Merci soe fir seng Initiativ.
Dat ass eng gutt an eng nëtzlech
Initiativ gewiescht. Et ass awer ze
hoffen, datt och iergendwou e kon-
kreten Nidderschlag an der Praxis
derbäi erauskënnt. 

Här President, domadder kënnt
ech eigentlech schonn ofschléis-
sen, well am Fong geholl huet jidd-
fereen a senger Interventioun hei
d’Virdeeler opgezielt, d’Nodeeler
opgezielt, alles opgezielt, wat misst
gemaach ginn. Ech wäert mech
duerfir och net ze laang derbäi
ophalen, trotzdeem awer ervirsträi-
chen, datt de Vëlo contrairement
zu sengem Image, deen en do-
baussen huet, e wäertvollt Instru-
ment ass, wat och nach bëlleg ass.
E muss awer net ëmmer bëlleg
sinn an der Uschafung. Mer wës-
sen, datt mer der haut och kréien,
déi ganz schrecklech deier sinn,
duerfir awer net vill besser ginn,
wéi därer, déi méi bëlleg sinn. 

E brauch kee Bensin, kee Mazout.
Et si keng Steieren drop ze bezue-
len. E mécht kee Gestank, keen
CO2-Ausstouss. E mécht och kee
Kaméidi. E stellt vill manner Be-
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laaschtung duer fir d’Stroossen a fir
de Verkéier. En ass – dat ass och
hei schonn ënnerstrach ginn, an et
kann een et wierklech net genuch
ervirhiewen – gesond fir deejéine-
gen, deen dermat fiert. Et sief dann
et fiert een hannert engem Auto
oder engem Camion, da kann et
ënner Ëmstänn méi ongesond wéi
gesond sinn. Et muss een och er-
virsträichen, datt ee vill manner
Garageplaz derfir brauch, an och
net schrecklech laang fir eng Park-
plaz brauch ze sichen, wann een
enzwousch dermat hifiert. 

Mä en huet och Nodeeler, beson-
nesch dann, wann een e ge-
braucht am Beruff, wann een zum
Beispill op e Büro fiert. Wann ee
wierklech en Effort muss maachen,
da kënnt een nawell gär an
d’Schweessen. Dat ass natierlech
net agréabel, wann een op där
Plaz ukënnt, wou ee wëllt hifueren.
Da misst een do d’Méiglechkeet
schonn erëm hunn, fir sech ze du-
schen.

Wat d’Wieder ugeet, do wësse mer,
dass ee sech géint d’Keelt schütze
kann, duerch eng adequat Klee-
dung, wann et elo net an d’ganz
Extreemt geet, mä extrem Hëtzt,
dat ënnerstëtzt nach deen negati-
ven Effet, da kënnt ee schonn an
d’Schweessen ënner Ëmstänn,
ouni datt ee sech vill midd mécht.
Et ass och hei geschwat gi vum
Reen, et kann een de Schnéi och
nach derbäi opzielen. Dat sinn na-
tierlech alles Auswierkungen, déi
een éier dozou bréngen, fir an den
Auto ze klammen, wéi op de Vëlo. 

En aneren Aspekt ass deen, datt
wann d’Stroossen naass sinn, an
net ganz propper sinn, datt een na-
tierlech och, wann een da mam
Vëlo fiert, iergendwou ënnen erëm
net ganz propper ausgesäit, wann
een op senger Aarbechtsplaz
ukënnt. Ech mengen, och dat hält
eng ganz Partie Leit dervun of, fir
mam Vëlo op d’Schaff ze fueren,
wa se sech dann an engem prop-
peren Zoustand wëlle presentéie-
ren. 

Da kënnt e wichtegen Aspekt
derbäi, dat kann ech och nëmme
bestätegen, datt et wierklech ge-
féierlech ass op Basis vun enger
gewësser Rücksichtslosegkeet vun
deenen anere Verkéiersteilnehmer,
och heiansdo wahrscheinlech, well
d’Vëloe séier iwwersi ginn. Do kann
een natierlech eppes dergéint
maachen, doduerch datt ee sech
entspriechend undeet. 

D’Fro ass fir de Lëtzebuerger Stat:
Huet de Stat en Interessi fir de Vë-
losverkéier ze förderen? Do géing
ech soen: Ganz kloer Jo! Mir si voll
an der CO2-Debatt an all Liter Sprit,
dee gespuert gëtt, wann och nëm-
men e bësselchen, mä trotzdeem,
bréngt eis virun. D’Stroossebe-
laaschtung ass manner, dat
heescht et kascht manner Entre-
tien. A virun allem, wa mer en Deel
vum Individualverkéier op de Vëlo
kriten, da bräichte mer vläicht och
manner Ausbau, dee vun eise
Stroossen an Zukunft geplangt ass. 

Ech wëll och nach eng Kéier ën-
nersträichen, datt d’Loftqualitéit
tatsächlech, besonnesch an den
Uertschaften, wesentlech géing
verbessert ginn, wat sech positiv
op d’Gesondheet géing auswier-
ken. Déi besser Gesondheet vun
de Leit selwer, déi sech bewegen,
hätt wahrscheinlech e positiven Ef-
fet op d’Krankekeesen. Och do ass
de Stat jo involvéiert. Et muss een
och soen, wa mer gutt Vëlosinfra-
strukturen hunn, datt dat sech sé-
cher – an ee vu menge Virriedner
war e bësse méi am Detail dorop
agaangen – positiv fir den Touris-
mus auswierkt, well dat awer eng
Form ass fir Vakanz ze maachen,
déi ëmmer méi Uklang dobausse
fënnt. 

Wou sti mer zu Lëtzebuerg? Ech
kann och nëmme widderhuelen,
wat anerer gesot hunn. Am nor-
male Stroosseverkéier leie mer par
rapport zu deem, wat mer an eisen
Nopeschlänner gesinn, ganz wäit
zréck. Do ass enorm vill ze maa-
chen, ganz besonnesch am Ver-
kéier an eise Stied, mä da musse

mer als Stat an och als Gemengen
eis Hausaufgabe maachen. D’Vë-
lospisten, déi méi ronderëm féieren
oder duerch d’Landschaft féieren –
et ass och hei scho gesot ginn, datt
ronn 600 km fäerdeg sinn, an datt
nach 300 km sollen derbäikommen
–, dat ass gutt, an dat muss och
esou weidergefouert ginn. 

Et ass wichteg, datt bei allen neie
Projeten, déi geplangt ginn, ob dat
Stroosse sinn, Eisebunn, oder soss
gréisser Infrastrukturprojeten, datt
een ëmmer dobäi d’Vëlospisten am
Kapp huet. Well, wann een et net
virgesäit an et muss een herno
dann dodru rappe goen, fir de Vë-
loe Passagen ze maachen, da gëtt
et natierlech vill méi deier, wéi
wann een et vun Ufank u mat
aplangt. Dat ass leider an der Ver-
gaangenheet net genuch geschitt.
Dann entstinn natierlech och, wann
een dat net entspriechend aména-
géiert, geféierlech Punkten, wou
dann Accidenter virprogramméiert
sinn. 

Bestehend Infrastrukture musse
weider ausgebaut ginn. D’Sécher-
heet vun de Cyclistë muss dobäi
onbedéngt Virrang hunn; do wou et
nëmme méiglech ass, separat Pis-
ten, déi och ofgeséchert sinn. Mir
hunn do, fir méi séier virunzekom-
men, esou Strécher op d’Stroosse
gezunn, an dann ass dann déi aner
Säit vum Stréch fir d’Cyclistë reser-
véiert. Dat ass menger Meenung
no net zumutbar. 

Ech hunn elo gesinn, tëscht Gréi-
wemaacher a Waasserbëlleg ass
eng nette Trennung gemaach ginn
duerch eng kalifornesch Mauer.
Esou soll et sinn. Dat kascht zwar
vill Geld, awer wann d’Leit net
d’Sécherheet hunn, datt se wierk-
lech virum Camionsverkéier, virum
Autosverkéier ofgeschiermt sinn,
da fiert ee mat engem schrecklech
ongudde Gefill, ganz besonnesch
do, wou vill Trafic ass a wou och
séier gefuer gëtt. Duerfir ass et…

(Interruption)

Gelift?

■ Une voix.- D’Kanner net ver-
giessen.

■ M. Robert Mehlen (ADR).-
An d’Kanner och nach net vergies-
sen, dat ass richteg, déi sech och
net ëmmer esou ganz un d’Pist ha-
len. 

Ech wëll och, Här President, drop
hiweisen, et gëtt jo elo probéiert,
bestoend Infrastrukturen ze not-
zen, Feldweeër, an dat war schonn
deemools, wou mer dat Gesetz
gestëmmt hunn, e Punkt, datt een
awer soll probéieren dat esou wäit
wéi méiglech ze évitéieren, well et
Konflikter gëtt mat den Usagere
vun de Feldweeër, mat de Baue-
ren, déi mat Maschinnen, déi
heiansdo och problematesch sinn,
geféierlech sinn, datt dat zu
Schwieregkeete ka féieren. Och an
de Wéngerten, well si do mat hire
Gefierer aus de Wéngerten, aus
den Zeilen – wéi dat dann heescht
– erausfueren an op de Weeër
dréien, fir erëm an déi nächst Zeil
eranzefueren. Do kann dat wierk-
lech zu Problemer féieren. 

Et ass natierlech net ëmmer ein-
fach eng aner Pist ze fannen. Wéi
kënnt een un déi néideg Terrainen?
Mir musse souwéisou ganz seriö a
ganz geschwë kucken, wéi mer déi
Expropriatiounsproblematik geléist
kréien am Aklang mat der Verfas-
sung oder doduerch, datt mer
vläicht déi betreffend Verfassungs-
bestëmmungen ofänneren. 

Da wëll ech nach e Wuert zur Tech-
nik soen. Ech mengen, och
d’Vëlosindustrie, och wa mir net di-
rekt en Afloss dorop hunn, kënnt
eventuell nach en Effort maachen.
Mir waren elo op enger Ausland-
srees an do hunn ech zum Beispill
gesinn, datt an anere Stied, och
méi wäit ewech, Vëloe waren, déi
en integréierten Hëllefsantrib ha-
ten, deen emol guer net opgefall
ass, dat heescht, wou wierklech en
zousätzlechen elektreschen Antrib
war, wann et méi schwéier geet
oder wann ee vläicht eng Kéier ier-

gendwou ganz séier muss duerch.
Dann ass esou eng Hëllef wierk-
lech net schlecht, besonnesch fir
eeler Leit.

Do kann een nach ganz vill maa-
chen, wann ee gesäit wéi Motor-
rieder op eng Kéier benotzerfrënd-
lech gemaach ginn, doduerch datt
och e Sichtschutz vir ass an e
Schutz géint d’Witterung a vläicht
souguer e bëssen zur Säit géint
den Dreck. Vläicht kann ee jo och
Vëloen, déi ganz liicht sinn, haut
mat moderne Materialien esou
maachen, datt ee se wierklech be-
notze kann, fir och am Kostüm op
d’Schaff ze fueren, an dann och
nach wierklech propper am
Kostüm unzekommen, ouni datt
een total verschweesst oder ver-
dreckst ass.

A wa mer scho vu Fuerschung hei
am Land schwätzen, da wär dat
vläicht och en Optrag un d’Uni Lët-
zebuerg, fir de Vëlo nach méi un
d’Ufuerderunge vun eiser Zäit oder
vun deene Leit, déi déi Problemer
hunn, unzepassen.

(M. Lucien Weiler reprend la
Présidence)

Mir ass bekannt, datt zum Beispill,
fir an de Stied de Vëlosverkéier ze
förderen, op der technescher Uni-
versitéit zu München e Projet
entwéckelt ginn ass fir Vëlospisten,
mat Liichtbauweis wéi Tunnelen,
esou ze aménagéieren, datt d’Leit
total geschützt kënne fueren, egal
wéi d’Wieder ass. Do sollen d’Cy-
clisten souguer mat engem Loft-
stroum, dat ass awer dann en Ein-
bahnsystem, Ënnerstëtzung kréien.
Dat ass wierklech geplangt, an dat
gëtt de Moment an enger asiate-
scher Stad als Pilotprojet emol ge-
kuckt ze entwéckelen – et ass inter-
essant dat ze suivéieren, fir ze ku-
cken, wat dobäi erauskënnt –, well
an deene Milliounestied wierklech
d’Erkenntnis komm ass, datt et
esou net virugeet. Mir ware viru
kuerzem mat enger Delegatioun zu
Peking, wou ee gesinn huet, datt
déi Stied wierklech total am Ver-
kéier erstécken, obschonn do nach
vill Vëloe lafen.

Dann e lescht Wuert: Changement
de mentalité. Dat ass richteg, wann
d’Leit solle méi op de Vëlo ëmklam-
men, da brauche mer Virbildfunk-
tioun. Hei ass d’éinescht vun der
Madame Brasseur, mengen ech,
eis leider verstuerwe Vedette
Charly Gaul ernimmt ginn. Esou
Symbolfiguren hunn natierlech e
positiven Effet a Gott sei Dank hu
mir de Moment erëm jonk Talenter,
mä ech mengen och déi Leit, déi
dat da propagéieren, déi musse
mam Beispill virgoen, dat heescht
d’Politiker selwer mussen do, wou
et méiglech ass, einfach mam Bei-
spill virgoen. Awer net nëmmen
d’Politiker, och d’Eltere mussen hire
Kanner e Virbild sinn a souguer
d’Léierpersonal misst och de Kan-
ner e Virbild sinn, amplaz datt jidd-
fereen och dann, wann hien nëm-
men 100 oder 500 Meter ze fueren
huet, mam Auto bis bei d’Schoul
gefuer kënnt.

Här President, et kënnt ee sech
och nach vläicht iwwerleeën, ob de
Stat, an deene beschränkte Méig-
lechkeeten, déi hien huet, steier-
lech Avantagë kënnt virgesinn.
Vläicht kënnt ee jo op de Vëloen
d’TVA och erofsetzen, wann een e
Vëlo keeft oder wann een Dépensë
bei Reparature mat sengem Vëlo
huet.

Dat gesot, Här President, sti mir
voll hannert all Initiativ, déi et fäer-
deg bréngt, fir de Vëlo ze förderen,
fir méi Leit op de Vëlo ze bréngen
an doduerch manner Autosverkéier
hei am Land ze hunn. Ech wëll och
soen, datt mir mat där Motioun, déi
déi Gréng hei abruecht hunn, kee
Problem hunn an datt mer déi och
kënne mat droen.

Ech soen Iech Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Mehlen. Dann huet d’Regierung elo
d’Wuert. Den zoustännege Minister
ass den Här Lucien Lux. Här Lux!

■ M. Lucien Lux, Ministre des
Transports.- Här President, Dir
Dammen an Dir Hären, léif Kollee-
ginnen a Kolleegen, ech mengen,
dass mir, déi dräi Ministeren, déi an
der Regierung sech direkt an indi-
rekt d’Kompetenze fir déi Vëlospo-
litik deelen, de Mëtten all Ursaach
hunn, dass mer eis kënne gléck-
lech schätzen, fir hei en unanimë
Renfort an där Politik kritt ze hunn,
déi mer an deenen nächste Jore
wëlles hunn ze maachen. Mir sinn
determinéiert – fir dat direkt am
Ufank ze soen –, fir effektiv enger
Vëloskultur hei zu Lëtzebuerg, wéi
soll ech soen, op de Vëlo ze hëlle-
fen.

Wann een effektiv d’Zuelen an dee-
nen anere Länner ronderëm eis
kuckt, da gesäit een, dass am Er-
reeche vun engem besseren „mo-
dal split“ de Vëlo zu Lëtzebuerg
nëmmen en onzefridde stellenden
Deel duerstellt, an dass et dofir vill
gutt Grënn gëtt – a si sinn de Mët-
ten hei en long et en large opge-
zielt ginn –, fir dofir ze suergen,
dass mer méi Leit op de Vëlo
kréien an dass mer vun deene
ganz profitabele Grënn, déi hei op-
gezielt gi sinn, kënnen eppes
eraushuelen.

Mir hunn dräi Ministèren, déi sech
ëm déi Politik këmmeren, an ech
mengen an den Orientéierungen,
déi mer zesummen an deem
interministeriellen Aarbechtsgrupp
huele wëllen, si mer eis eens, sou-
wuel um Niveau vum Bauteminis-
tère, deen an deene leschte Jore
scho vu ganz ville gudde Säiten hei
investéiert ginn ass, déi 600 km Vë-
losweeër sinn hei scho genannt
ginn. Et ass och kloer hei gesot
ginn, an ech mengen dat soll een
ënnersträichen, dass an der Ver-
waltung, besonnesch bei de Ponts
et Chaussées, laang net méi dee
Geescht herrscht, deen ëmmer
emol dohinner gestallt ginn ass,
dass do de Vëlo éischter als eppes
Hinderleches ugesi gi wier. Haut
gëtt et an där Verwaltung an an
deem Ministère vill Leit, déi ganz
qualifizéiert a kompetent eis hëlle-
fen hei weiderzekommen.

Datselwecht gëllt och fir de Minis-
tère vum Intérieur, souwuel an de
Relatioune mat de Gemengen, wéi
och am Aménagement du territoire
an deem Apport, dee si kënne
leeschten an dem Plan sectoriel
transports, dee mer amgaang sinn
zesummen auszeschaffen.

Dofir dem Kolleeg Félix Braz e
grousse Merci, eis gehollef ze
hunn, eis ze beräicheren duerch
eng ganz Rei vun Iddien, och ganz
konkreten Iddien, déi de Mëtten
nach eng Kéier hei opgelëscht gi
sinn an déi mer sécherlech an de
Grupp wäerte mat eranhuelen.

Net méi spéit wéi den nächste
Méindeg kënnt den Aarbechts-
grupp zesummen, fir sech en Ti-
ming ze gi fir deen Aktiounsplang,
dee mer wëlle virun der grousser
Vakanz dëst Joer festleeën.

An deem Aarbechtsgrupp sinn nie-
went deenen dräi genannte Minis-
tèren natierlech och de Syvicol, als
Vertrieder vun de Gemengen, et
sinn awer och déi zwou grouss
Stied Esch an d’Stad Lëtzebuerg
direkt mat vertrueden, well villes
dovun ofhänkt, wat mer an deenen
zwou Stied fäerdeg bréngen. Do-
niewent sinn awer och d’Vertrieder
vun der Police grand-ducale dobäi
fir all Froe vun der Sécherheet, déi
de Mëtteg jo hei en long et en large
virgezeechent gi sinn.

Ech mengen och – an et ass elo
zum Schluss nach vum Kolleeg
Mehlen gesot ginn –, dass et ganz
wichteg ass, dass et Virbiller gëtt fir
déi Vëloskultur, fir där effektiv Been
ze maachen. An ech mengen do-
zou gëtt et natierlech déi grouss
Championen engersäits, mä hei
gëlle virun allem déi, déi praktesch
all Dag weisen, dass een och um
professionelle Plang an de Stied de
Vëlo profitéiere kann.

An ech stelle fest, an ech muss dat
ganz positiv soen, dass virun allem
hei an der Stad eenzel Politiker
mam Vëlo fueren, ob dat de Mobili-
téitsschäffen ass, de Kolleeg Fränz
Bausch, oder och de Kolleeg Marc
Angel. Gëschter hat ech d’Ge-
leeënheet fir och d’Madame Anne
Brasseur um Wierk, um Vëlo ze er-
liewen, déi, wéi si et selwer hei ge-
sot huet, ganz selbstbewosst sech
virun d’Autoen drainéiert huet, an
dat, mengen ech, iwwert déi Kräi-
zung och exzellent gemaach huet.
Ech mengen, dass déi Virbiller do
wichteg sinn, fir d’Leit dovun ze iw-
werzeegen, dass et innerhalb vun
de Stied effektiv vill gutt Grënn
gëtt, fir de Vëlo ze huelen.

Ech mengen, dat ass hei gesot
ginn, dat ass gutt fir d’Gesondheet,
dat ass awer och, als Ëmweltminis-
ter gesinn, gutt fir déi CO2-Emis-
siounen, fir dee renge Stëbs, dee
mir virun allem an de Stied provo-
zéieren. A wann een eenzel Zuele
kuckt bei den CO2-Emissiounen,
wa mer vun der Basis 100 beim
Auto ausginn, da mécht de Bus
trotzdeem nach den Indicateur 29
aus, de Fliger 420 an de Vëlo 0. A
wann ech d’Pollutioun vun der Loft
huelen: Bei der Basis 100 vum
Auto mécht de Bus der nach ëm-
mer 9 aus, den Zuch der 3 aus an
de Vëlo och nach ëmmer 0. Ech
mengen, dass et also och do vill
gutt Grënn gëtt, fir an déi Richtung
ze goen.

Ech hu gëschter an enger Lëtze-
buerger Dageszeitung gelies, dass
den Ëmweltminister ëmmer géif
den Transportminister duerch
d’Gaassen dreiwen a sech ëmmer
géint dee géing duerchsetzen.

Ech muss och soen, par rapport zu
deene konkrete Fäll, déi hei ge-
nannt gi sinn, sief et zu Monnerech,
op der Escher Säit, oder sief et hei
an der Stad, et hei jiddefalls esou
ass, dass déi Décisioune scho ge-
holl gi sinn an dass den Transport-
minister sech géint den Ëmweltmi-
nister duerchgesat huet, well ech
effektiv net agesinn, dass ee bei
engem Biotop, wou heiansdo nach
iwwert d’Definitioun muss disku-
téiert ginn – wann ech esou eenzel
Fäll aus der Stad kucken, wéi och
bei enger Réserve naturelle –, ech
mengen et dach awer wichteg ass,
dass een de Vëlo och do zum Zuch
komme léisst. Ech mengen, dass
een do e bësse méi pragmatesch
heiansdo un d’Saache muss eru-
goen, wéi dat vun Eenzelne gesi
gëtt.

Wann een da ronderëm sech kuckt
a feststellt, dass an Holland – ech
weess, do gëtt et eng Vëloskultur,
déi eng enorm Traditioun huet –,
mä trotzdeem, wann ee gesäit,
dass den Undeel hei vun dem „mo-
dal split“ bei 27% um Vëlo läit. A
wann ee gesäit, dass hei all Dag
pro Persoun 2,3 km mam Vëlo of-
geleescht ginn. Wann een och sou-
guer nach gesäit an Dänemark,
wat awer, mengen ech och, eng
ganz Rei vun negative Säiten huet,
wann ech d’Wieder kucken, déi mir
och hunn, nach ëmmer e „modal
split“ vun 18% um Vëlo an insge-
samt 2,6 km pro Dag pro Persoun
um Vëlo zréckgeluecht ginn, an
ech kucken dann eis Situatioun
mat 1,5% „modal split“ an 0,1 km,
also 100 Meter, déi pro Dag hei zu
Lëtzebuerg um Vëlo zréckgeluecht
ginn, dann, mengen ech, läit et op
der Hand, dass hei en enormt Po-
tenzial ass, wat mer erauskëddele
mussen.

Duerfir muss een eng Politik maa-
chen. Duerfir muss een no baus-
sen eng besser Informatioun maa-
chen, eng Sensibiliséierung maa-
chen. Duerfir musse mer zesum-
meschaffen, de Stat mat de Ge-
mengen an och mat den ONGen,
déi sech an deenen eenzelne
Beräicher dorëmmer këmmeren.
Ech mengen, dass mer dat ganz
staark wëllte maachen. 

Ech wëll net soen – well och de
Kolleeg Claude Wiseler op eenzel
Punkten, besonnesch am Beräich
vun de Vëlospisten, op d’Regle-
mentatioun wäert agoen –, dass
mer an deene leschte Joren net
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eng Rei vu Fortschrëtter gemaach
hunn. Ech mengen, et ass dorop
higewise ginn, op deen exzellenten
Avis, deen 2001 gemaach ginn ass
vun der Commission de Circulation
de l’État, deen déi ganz Reglemen-
tatiounen um Niveau vum Vëlo
nach eng Kéier kloer gemaach
huet. Ech mengen, dass een hei
eng Aktualiséierung ka maachen
an dat och nach eng Kéier ënnert
d’Leit bréngen, well ech mengen,
dass dat bei villen nach net gesi
ginn ass. 

Mir haten déi Colloquen, déi zu
Miersch stattfonnt hunn. Mir haten
déi Table ronde, déi am November
stattfonnt huet hei an der Stad ën-
nert deenen eenzelne Partneren.
Mir hunn et virun allem och fäerdeg
bruecht, an ech halen dat fir ganz
wichteg, dass an deenen dräi be-
traffene Ministèren an der Të-
schenzäit dräi Chargéë sinn, déi
sech prezis ëm déi Politik vum Vëlo
këmmeren, ob dat am Transportmi-
nistère den Här Schiltz ass, ob dat
am Innen- a Landesplanungsminis-
tère den Här Simonis oder am Mi-
nistère vun den Travaux publics
oder bei de Ponts et Chaussées
den Här Mangen ass. 

Ech mengen, dass do dräi Gesiich-
ter sinn, dräimol Kompetenze sinn,
dräimol Asaz ka sinn, an och op
där anerer Säit d’Kreditter fräige-
maach gi sinn, fir enger Vëlospoli-
tik nozehëllefen. Ech erwaarde mer
also ganz vill, och e Méinden ze-
summe mat där neier Communauté
des transports, déi sech deenen
Aarbechten hei wäert uschléissen,
wou och erëm eng Kéier Res-
sources humaines a Méiglechkee-
ten, och finanzieller, do sinn, fir wei-
derzekommen. 

Ech denke schlussendlech och,
dass an Zesummenaarbecht mat
der nationaler Eisebunnsgesell-
schaft, mat eiser CFL, villes méi
muss méiglech sinn. Eng éischt
Décisioun hu mer am Ministère ge-
holl, nämlech déi vun der Gratuitéit
vum Vëlo um Niveau vum öffentle-
chen Transport. Et ass net anzege-
sinn, firwat dass mer bei eisem
„modal split“, deen ech virdrun no-
gewisen hunn, nach ëmmer duerfir
suergen, dass d’Leit mussen en
Ticket bezuele fir hire Vëlo kënne
matzehuelen. Et ass also eppes,
wat mer wäerten elo ofschafen à
partir vum 1. Mäerz, fir dat emol
kloer ze maachen. 

Mä ech mengen, dass mer bei der
CFL musse wierklech dozou kom-
men, fir eng Politik doraus ze maa-
chen, déi a Groussbritannien zum
Beispill ganz vill Erfolleger huet, fir
de Vëlo mam Zuch ze kombinéie-
ren. Duerfir brauch et eng ganz Rei
vun techneschen Ariichtungen an
de Garen, an esou virun. Mä ech
mengen, dass dat awer vun hinne
komme muss. Ech mengen och,
dass déi Fro vun dem weideren
Ausbau vun de Vëlospisten, hir
Verbindung mat deene lokalen a
kommunalen Initiativen, déi et gëtt,
dass dat jiddefalls geplangt ass
weiderzefueren. 

Et ass och hei vun de Sécherheets-
aspekter geschwat ginn. Dat ass
natierlech ee vun de grousse Pro-
blemer. Et ass zu Recht vun engem
Virriedner gesot ginn, vill Elteren hu
scho Problemer fir hir Kanner mam
Vëlo an d’Schoul fueren ze loos-
sen, well se einfach de Verkéier,
besonnesch an där Zäit vun esou
hallwer aacht bis Véirel op aacht,
wou déi gestressten Autofuerer an
Autofuererinnen, déi alleguer ze
spéit dru sinn a renne fir op
d’Schaff ze kommen, dass een do
muss Efforten an de Gemenge
maachen, fir zu enger Berouegung
ze kommen. Ech mengen, do gëtt
et och keng 100%eg Méiglechkee-
ten, fir duerch Vëlospisten an aner
Saachen dat an de Grëff ze kréien. 

Ech mengen, dat hei ass dat, wat
viru kuerzem och vum Här Bausch
gesot ginn ass, fir einfach duerfir
ze suergen, dass et an d’Käpp era-
geet vun de Leit, dass et eng pe-
dagogesch Aufgab ass, déi mer
musse maachen, awer och dass,
wa méi Vëlosfuerer op den een-
zelne Stroosse sinn, dat automa-

tesch soll d’Autofuerer dozou féie-
ren, fir se méi ze respektéieren an
op se anzegoen. 
Wann ech d’Accidenter kucke vun
2000, da ware bei 844 Accidenter
89 Mol Cyclistë betraff. Een Doude-
gen hate mer 2000 a 17 schwéier
Blesséierter. Wann ech déi Zuelen
elo kucke vum leschte Joer, da sinn
d’Accidenter insgesamt zréck-
gaangen op 692. Mir hunn awer
nach ëmmer 70 Cyclisten, déi be-
traff sinn. Mir haten, Gott sei Dank,
keen Doudegen, an „just nach“
fënnef schwéier Blesséierter. Et ass
also do och eng Tendenz, déi zum
Bessere geet. Dat muss een de
Leit dobausse soen, fir dass déi
Hemmschwell, déi se heiansdo
hunn, ewechgeet. 
Wéi gesot, ech kommen zum
Schluss fir ze soen: Mir wäerten elo
do erugoen. Mir hu schonn eng
ganz Rei vu Saachen an d’Weeër
geleet. Mir hunn déi dräi Ministèren
an hir responsabel Fonctionnairen;
eng ganz gutt Zesummenaarbecht.
Déi wëlle mir à partir vun e Méin-
den nach ausbauen op där ge-
meinsamer Plattform.
An ech wëll net vergiessen, dass et
hei, ier mir als Politiker heiansdo op
esou en Zuch oder e Vëlo spran-
gen, der vill virdru gouf, déi sech
scho fuseleg geriet hunn an Initia-
tive geholl hunn. Duerfir kommen
ech net derlaanscht fir praktesch
och am Numm vun der Regierung
der Lëtzebuerger Vëlosinitiativ an
aneren ONGen an all deene Leit,
déi sech do éierenamtlech agesat
hu fir de Vëlo, e Merci ze soen, an
hinne kloer ze soen, dass se natier-
lech Partnere mussen a wäerte
sinn an deenen nächste Jore vun
där Politik, déi mer mat kloren Ziler
och musse kombinéieren, fir dass
mer a véier, fënnef Joer zu bessere
Resultater kommen. 
Zum Schluss nach ee Saz zur Mo-
tioun. Déi Motioun enthält eng ganz
Rei vu ganz sympathesche Propo-
sitiounen, déi hei vun alle Riedner
zum gréissten Deel och nach eng
Kéier ervirgedroe si ginn. Et sinn
awer eng Rei vu Punkten dra fir déi
mer eis, mengen ech, nach sollten
Zäit ginn, fir eng Kéier driwwer ze
diskutéieren, virun allem och déi fi-
nanziell Relatiounen, déi et solle
ginn tëschent Stat a Gemengen.
Ech mengen, doriwwer soll een
diskutéieren, eng Rei vu reglemen-
taresche Froen.
Duerfir géif ech, och am Numm vu
mengen zwee Kolleegen, den In-
terpellant bieden ze akzeptéieren,
dass mer déi Motioun géingen eng
éischte Kéier an d’Kommissioun
ginn a se do eng Kéier am Detail
géingen duerchhuelen. Wann e
Méinden de Grupp bis zesumme-
geschafft huet, da kréie mer vläicht
nach zousätzlech Informatiounen
an da kënnte mer eng Kéier, vläicht
mat enger breet ënnerschriwwener
Motioun, déi, mengen ech, vun alle
Fraktioune kënnt ënnerschriwwe
ginn – esou wéi déi Rieden hei de
Mëtten ze verstoe waren – op déi
Motioun zréckkommen.
Merci.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Den Här Minister Claude
Wiseler freet d’Wuert. Här Minister!

■ M. Claude Wiseler, Ministre
des Travaux publics.- Merci, Här
President, just e puer Saachen, déi
ech nach wollt hannert dat setzen,
wat den Transportminister elo ge-
sot huet a wat méi speziell mat
dem Departement vun den Travaux
publics respektiv mat der Adminis-
tratioun vun de Ponts et Chaussées
zesummenhänkt.

Vëlospistë ginn hei am Land am
Fong ongeféier scho säit 30 Joer
gebaut. Am Ufank war dat méi
zoufälleg, ouni grousst Konzept
hannendrun, mat vill Begeeschte-
rung, mä awer net planifiéiert. De
Succès, deen dat an deene
leschte Joren, Jorzéngten hat, huet
et u sech esou wäit bruecht, datt
mer momentan iwwert d’Gesetz
vum 6. Juli 1999 ganz einfach an
eng aner Etapp komm sinn: 

Éischtens, well mer méi Kohärenz
an dat Ganzt erakréien, well mer
eng Organisatioun iwwert d’ganzt
Land iwwert déi 23 Vëlospisten
hunn, déi au fur et à mesure déve-
loppéiert ginn.

Zweetens, well mer och am Fong
Standarden hunn, wéi dat Ganzt
muss a soll ausgesinn, fir korrekt
uerdentlech gebraucht ze ginn. 

An drëttens, an dat ass, mengen
ech, wat den Interpellant och hei
gesot huet, well mer och d’Méig-
lechkeet ëmmer méi kréie fir d’Ge-
mengen, datt se kënnen dorop
zréckgräifen, sech uschléissen.
Well et ass absolut logesch, datt
wéi am Stroossebau och d’Finalitéit
soll sinn, datt dat nationaalt Netz
mat deenen eenzelne Gemengen-
netzer muss kënne fonctionnéie-
ren, fir en fin de compte a schluss-
endlech dee Sënn ze maachen,
dee mer gären dran hätten. 

Et sinn 950 km geplangt ge-
wiescht. Haut, dat ass scho gesot
ginn, si ronn 600 km gebaut res-
pektiv disponibel. An et sinn nach
ronn zwëschent 15 km an 20 km,
déi momentan am Bau oder an der
Planifikatioun sinn. Et muss also
weidergefuer ginn. 

Ech soen awer och hannendrun:
Dat, wat ech bal géing soe méi
liicht war ze bauen, ass zu engem
Deel scho virgeholl ginn, klasse-
scherweis. A mir kommen elo ganz
oft op déi Tronçonen, wou et méi
schwéier ass, wou et méi kompli-
zéiert ass, aus enger ganzer Rei
Grënn.

Déi Problemer, op déi mer haut
stoussen, fir verschidden Tronçon-
en ze bauen, sinn net ëmmer evi-
dent. Dat sinn deelweis Problemer
vun den Autorisatiounen. Ech
schléisse mech do – an ech soen
dat hei wierklech – net dem Ëm-
weltminister, mä ech woen hei ze
soen, ech schléisse mech do dem
Transportminister u bei deem, wat
hien elo gesot huet, datt ee muss
kucke méi Autorisatiounen trotz-
deem ze kréie fir Vëlospisten och
op Plazen, déi vläicht méi sensibel
sinn – an ech versti jo och déi Sen-
sibilitéiten –, well ech mengen, datt
mer dee Réseau musse komplett
kréien.

Mir hunn heiansdo och vill Diskus-
siounen iwwert de Belag, deen
dann eng Vëlospist soll hunn, ob
se esou oder anescht soll ausge-
sinn. Dat sinn awer Problemer, déi
mer mussen an de Grëff kréien, fir
weiderzekommen.

En zweete Problem, deen och haut
genannt ginn ass, ass dee vun den
Emprisen an den Tracéen. Momen-
tan stousse mer ganz oft op déi
Problemer, datt mer d’Emprisen net
kréie fir deen Tracé esou fäerdeg
ze maachen, wéi mer en awer
musse fäerdeg maachen. Dat si
keng einfach Problemer, well Der
do ganz oft op Terraine stousst, déi
d’Leit einfach net wëllen hierginn.
Ob mer da sollen, wéi dat hei pro-
poséiert ginn ass, direkt op eng Ex-
propriatioun higoen, ass net evi-
dent, well d’Expropriatioun ass a
mengen Ae wierklech dee leschte
Moyen, deen ee sollt gebrauchen.
Déi Fro stellt sech, an ech wéilt dat
Fragezeichen och elo hei stoe
loossen. 

Iwwert déi puer Froen, déi elo nach
hei gestallt gi sinn iwwert d’Pistes
cyclables eraus an d’Relatiounen,
déi de Stat mat de Gemengen
huet, wëll ech soen, datt do och an
deene leschte Joren eng ganz Rei
Saache changéiert hunn, fir méi ef-
fikass a méi kohärent ze sinn.

Wann am Ufank all Autorisatioun fir
eng Vëlospist huet missen iwwer
eng Permission de voirie goen,
esou ass dat awer säit 2004
anescht, an zwar esou, datt mer en
Ënnerscheed maachen tëschent
CRen op där enger Säit a Routes
nationales op där anerer Säit, an
datt bei den CRen haaptsächlech

déi kommunal Responsabilitéit
spillt, bei de Routes nationales ëm-
mer eng Autoristatioun muss do
sinn, déi eng Permission de voirie
muss sinn, dann, wa mer richteg
konstruktiv Moossnamen huelen.
Esou datt een do awer muss soen,
datt vill méi – wéi soll ech soen –
Effikassitéit an déi ganz Prozedur
erakomm ass, déi doranner be-
steet, datt mer awer, mengen ech,
duerch deen hei Fait besser wei-
derkommen an d’Gemengen och
an hire Relatioune mam Stat méi
liicht handlungsfäeg sinn. 

Mä wat ee muss soen – an dat ass
a mengen Ae wichteg a kloer –, dat
ass, datt d’Initiativ nach ëmmer bei
de Gemenge läit, dann, wann et an
enger Gemeng, an engem Duerf
oder an enger Stad ass. Ech fan-
nen dat am Prinzip och richteg
esou an et gesäit een och, datt déi
Gemengen, déi hei wëlle weider-
kommen, och net gebremst ginn,
mä datt déi ënnerstëtzt ginn, fir déi
Réseauen auszebauen a fir sech
un déi national Réseauen, esou
wäit wéi et méiglech ass, unze-
schléissen. 

Par contre dat, wat gemaach ginn
ass, dat ass, datt gekuckt ginn ass,
iwwert de Guide d’application vun
dem Code de la route, och eng Rei
Prezisiounen ze ginn, notamment
wat d’Reglementatioun vun der Cir-
culatioun ugeet an d’Definitioun
wéi d’Affektatioun vun deenen een-
zelnen Espacen un de Stroosse-
réseau soll kënne gemaach ginn,
datt dat méi oder wéineger iwwer-
all d’selwecht organiséiert gëtt,
schonn einfach fir et korrekt eriw-
wer ze kréien a fir datt och d’Leit,
wa se hei oder an enger anerer Ge-
meng fueren, net veronséchert
sinn, soll dat e wéineg harmoni-
séiert ginn. 

An dat Konzept, dat déi eenzel Ge-
mengen ausschaffen – an ech
mengen dat ass jo och deen Aar-
bechtsgrupp, deen den Transport-
minister hei ugeschwat huet, deen
d’nächst Woch zesummekënnt –,
soll kënne weider an deene kon-
zeptuellen Iwwerleeunge fueren. 

De Ministère vun den Travaux pu-
blics huet dann och nach eng vun
deene wesentlechen Aufgaben, fir
wierklech do, wou mer kënnen,
kohärent an direkt anzegräifen, an
zwar an deenen neien Deeler vu
Stied oder Gemengen, déi gebaut
ginn, an deenen neie Quartieren,
déi gebaut ginn, fir do direkt eng
Konzeptioun ab initio, géing ech
soen, ze maachen: dat ass Belval,
dat ass de Kierchbierg, dat ass de
Ban de Gaasperech – wann en da
kënnt. 

Do, mengen ech, ass et ganz kloer,
datt een einfach fräi Hand huet, fir
dat schonn an der Schafung an am
Urbanismus, deen ee virgesäit, di-
rekt mat virzegesinn. An dat ass
och ganz kloer dat, wat gemaach
gëtt. Do si Loisirsweeër fir Vëloen a
Foussgänger zesummen, et sinn
och Weeër fir d’Vëloen eleng res-
pektiv fir d’Foussgänger eleng.
Alles dat ass scho kohärent an
deene Pläng vun deene Quartiere
mat agesat ginn, esou datt dat an
Zukunft absolut propper, däitlech
an transparent soll oflafen.

Datselwecht gëllt och fir déi nei
Stroossen, déi elo individuell
concevéiert ginn, an do schéngt et
mer och evident, datt een an dee-
nen Aarbechten, déi d’Ponts et
Chaussées oder d’Travaux publics
hei maachen, einfach déi Ver-
kéierstrennung soll kënne virge-
sinn, fir datt se duerno och effikass
an der Realitéit ka fonctionnéieren. 

Et war nach eng Fro, déi ech wollt
zum Schluss beäntweren, an dat
war déi, déi d’Madame Brasseur
gestallt huet iwwert d’Buspisten,
wou et ëm de Code de la route
geet. Mengen Informatiounen no
ass et esou, datt et momentan
schonn erméiglecht ass iwwert
d’Buspistë mam Vëlo ze fueren.
Den Artikel D10 vum Code de la
route gesäit dat als Méiglechkeet
vir, à condition datt dann eng Auto-
risatioun kënnt an datt dann ënnert
dat Schëld – an ech hunn et elo hei
eriwwergereecht kritt – esou e

klengt Schëld ënnendrënner ge-
haange gëtt, wou da steet, datt déi
Buspisten och fir Vëlospistë fräi
sinn. 
Dat gëtt awer am Prinzip nëmmen
ënner verschiddene Konditiounen
accordéiert, well et jo manifeste-
ment och eng Sécherheetsfro ass.
An zwar gëtt et nëmmen ënnert
deene Konditiounen accordéiert,
datt et net méiglech ass fir eng se-
parat Vëlospist niewendrun ze
maachen, well dat natierlech déi
besser an déi méi sécher Solutioun
ass an à condition datt och déi
Buspisten enger gewëssener Breet
entspriechen. Bei 3,5 Meter Breet
sinn d’Kritäre manner restriktiv. Bei
enger Breet zwëschen 3 an 3,5
Meter kënnen eventuell och Vëloen
op der Buspist fueren, wann déi
Buspist dann och nach enger gan-
zer Rei anere Kritären entsprécht,
dat aus Sécherheetsgrënn. Ech
mengen, et wär da méi sécher iw-
wert d’Buspist kënnen ze fueren,
wéi de Vëlosfuerer zwëschent der
Buspist an deem anere Verkéier
fueren ze loossen.
Elo sot Dir mir natierlech: Dat gëllt
och fir déi méi schmuel Pisten. Dat
ass richteg, mä ech mengen, dat
hei sinn elo emol eng Rei Prinzi-
pien, déi ech awer positiv fanne fir
eis schnell weiderkommen ze loos-
sen an deem dote Dossier. 
Voilà, dat waren déi puer Prezisiou-
nen. Merci, Här President.

Motion 1

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Domat ass d’Debatt ofge-
schloss. Zur Motioun, déi den Här
Braz déposéiert huet, wann ech de
Minister richteg verstanen hunn,
huet hie proposéiert, dass mer an
der zoustänneger Kommissioun
sollten iwwert déi Motioun disku-
téieren.

Här Braz, wat sot Dir dozou?

■ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG),
interpellateur.- Mir si selbstver-
ständlech mat deem Virschlag
d’accord a freeën eis och op déi
Diskussioun. Uschléissend kënnt
déi Motioun da selbstverständlech
an de Plenum zréck.

■ M. le Président.- Dann ass
domadder déi Motioun an déi
zoustänneg Kommissioun verwi-
sen. 

Dir Dammen an Dir Hären, mir
kommen dann zum nächste Punkt
vun eisem Ordre du jour an dat ass
d’Diskussioun vum Projet de loi
5378, eng Konventioun iwwert
d’Grenzgewässer. D’Wuert huet elo
de Rapporteur vum Projet de loi,
den honorabelen Här Marco
Schank. Här Schank, Dir hutt
d’Wuert.

3. 5378 – Projet de loi
portant approbation des
amendements aux ar-
ticles 25 et 26 de la
Convention du 17 mars
1992 sur la protection
et l’utilisation des cours
d’eau transfrontières et
des lacs internationaux,
adoptés par les Parties
à la Convention le 28
novembre 2003 
Rapport de la Commission des
Affaires intérieures et de l’Amé-
nagement du Territoire

■ M. Marco Schank (CSV),
rapporteur.- Här President, Dir
Dammen an Dir Hären, mir hunn e
Gesetzesprojet virleien, deen
d’Unerkennung vun zwee Amende-
menter virgesäit zu den Artikele 25
a 26 vun enger Konventioun, déi
sech nennt „fir d’Protektioun an
d’Benotzung vu grenziwwerschrei-
dende Waasserleef respektiv inter-
nationale Séien“, eng Konventioun
vum 17. Mäerz 1992, déi den 28.
November 2003 ugeholl gouf. De
7. September 2004 huet den Aus-
seminister de Projet an der Cham-
ber déposéiert. Den 11. Oktober
2005 hate mer den Avis vum Stats-
rot an de Rapport vun der Cham-
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berskommissioun ass de 15. De-
zember 2005 ugeholl ginn. 

Lëtzebuerg hat scho mat engem
Gesetz vum 22. Mäerz 1994 d’Kon-
ventioun fir de Schutz an d’Benot-
zung vu grenziwwerschreidende
Waasserleef a Séien ugeholl. Dës
Konventioun hirersäits ass 1992 zu
Helsinki vun där zoustänneger
Kommissioun – dat ass eng Wirt-
schaftskommissioun fir Europa vun
de Vereenten Natiounen – adop-
téiert ginn. Just als Explikatioun,
déi Wirtschaftskommissioun fir Eu-
ropa vun de Vereenten Natiounen
ass nom Zweete Weltkrich dee-
mools gegrënnt ginn, fir Europa
beim Erëmopbau ze hëllefen. An
der Zwëschenzäit ass d’Missioun
vun där Kommissioun déi, sech
mat Ëmweltfroen an awer och mat
Finanzfroen ze beschäftegen. 

Dann, déi international Koopera-
tioun am Beräich vun der Gestioun
vu grenziwwerschreidende Waas-
serleef – dat wësst Dir – huet eng
laang Traditioun, notamment – dat
ass dat, wat ee besser kennt – um
Niveau vun den internationale
Kommissioune fir de Schutz vun
der Musel an och vum Rhein, an
déi datéiere schonn aus dem Joer
1961 respektiv 1963. 

An do donieft, wat mer elo
deemnächst wäerten um Métier
hunn – Dir wësst dat –, ass dann
d’Ëmsetzung vun der Direktiv
2000/60/CE, also déi berühmt
Waasserdirektiv vum 23. Oktober
2000, wou et drëm geet, fir bis
2015 entscheedend d’Qualitéit vun
eise Gewässer ze verbesseren. 

Da wollt ech soen, dass déi zwee
Amendementer, vun deene mer hei
schwätzen, vun där Commission
économique fir Europa zu Madrid
2003 guttgeheescht gi sinn an déi
zwee Amendementer änneren
d’Artikele 25 a 26 ëm, esou datt all
Stat, deen zu enger anerer Regio-
nalkommissioun vun der UNO ge-
héiert, wéi déi vun där besoter
Kommissioun, der Konventioun vun
Helsinki ka bäitrieden. Dat ass dat,
wat mer haut maachen.

D’Initiativ, fir déi zwee Amende-
menter ëmzeänneren, goung vun
der Schwäiz aus, an zwar aus dräi
Iwwerleeungen, an ech soen Iech
déi kuerz.

Déi éischt Iwwerleeung war dee-
mools, fir eng gewësse Kohärenz
zwëschent deene Verträg ze kréien
zwëschent de Länner, deene multi-
laterale Verträg, an dem Beräich
vun der Protektioun vum Waasser.
Verschidde vun deene Verträg ge-
sinn dës Dispositioun elo scho vir,
wou et iwwert d’Responsabilité ci-
vile an d’Entscheedegungen am
Fall vun engem Problem geet,
wann also e Schued geschitt.

Ech ginn Iech e Beispill vu viru
kuerzem aus China, wou dann e
gréisseren Accident an enger che-
mescher Industrie geschitt ass an
dee war esou eminent, datt och
Russland d’Auswierkunge vun
deem Accident ze spiere kritt huet.
An esou engem Fall, wéi gesot,
spillen dës Dispositiounen.

Eng zweet Iwwerleeung war déi
vun de Grenzstaten zu där Re-
gioun, déi also déi Kommissioun
vun Europa am Kontext Vereent
Natiounen ausmécht, wou da
Grenzstaten sech grenziwwer-
schreidend Waasserbassenge mat
hiren Noperlänner deelen. Do solle
méi gewiichteg juristesch Instru-
menter an d’Hand gi ginn, wéi déi
Verträg, déi bis elo bestinn.

Déi drëtt Iwwerleeung ass déi ein-
fach Iddi vum Fridden, deen nor-
malerweis bei grenziwwerschrei-
dende Projeten, bei Zesummen-
aarbecht zwësche Memberlänner,
zwëschen Nopeschlänner e wich-
tegt Argument, mengen ech, och
ass fir d’Uwendung vun dëser Kon-
ventioun.

Här President, am Kloertext, d’Ini-
tiativ vun der Schwäiz war ge-
duecht, deene Länner, däre
Gewässer iwwert d’Limitë vun der
Commission économique fir Eu-
ropa vun de Vereenten Natiounen
erausginn, iwwerhaapt d’Méiglech-
keet ze ginn, éischtens Informa-

tiounen ze kréien, wann eppes
virkënnt, zweetens ze kooperéieren
am Kontext grenziwwerschrei-
dende Waasserschutz.

Déi genannt Amendementer hu
keen direkten Afloss op Lëtze-
buerg. Dat kënnt dohier, well am
Kontext vun de regionale Kommis-
siounen, vun de Waasserdirektive
souwisou, effikass Instrumenter be-
stinn am Kontext mat eise Waas-
serleef an och mat eise Séien. Dat
heescht, datt mer vun dohier sou-
wisou eise Verflichtunge mussen
nokommen. Näischtdestotrotz, do-
duerch datt mer déi Amendemen-
ter unhuelen, stäerke mer awer déi
vun där Konventioun, wéi ech se
elo beschriwwen hunn, virgesinnen
Aktivitéiten am grenziwwerschrei-
dende Beräich fir de Schutz vum
Waasser.

Ech wollt am Numm vu menger
Fraktioun den Accord bréngen zu
dësem Projet an ech wollt awer och
an deem Kontext d’Fro un de Mi-
nister stellen, wou mer mat der
Waasserdirektiv 2000/60, déi ech
elo grad beschriwwen hunn, dru
sinn a wou mer dann dovunner
ausginn, datt mer deemnächst och
e Projet de loi an d’Kommissioun
kréien, respektiv datt den Dépôt
gemaach gëtt vun deem Projet de
loi. Also meng Fro un de Minister,
wou mer domadder dru sinn.

Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Schank. Als nächste Riedner ass
den honorabelen Här Emile
Calmes ageschriwwen.

Discussion générale

■ M. Emile Calmes (DP).- Ech
mengen, den Här Schank huet
alles zu deem Gesetz hei gesot,
wat ze soen ass. Ech wollt him
Merci soe fir dee schrëftlechen a
mëndleche Rapport an an engems
eisen Accord zu deem Gesetz hei
bréngen.

Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Calmes. Den honorabelen Här
Jean-Pierre Klein ass als nächste
Riedner agedroen.

■ M. Jean-Pierre Klein
(LSAP).- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, Merci dem Rap-
porter fir seng Rapporten. Waasser
ass eng vun deene wichtegste
Ressourcen, ouni proppert Drénk-
waasser kënne mer net liewen, kee
Liewewiesen! Et ass deemno vu vi-
talem Interesse, fir eis Quellen,
Flëss a Séien ze schützen, fir all
Pollutiounen esou wäit ewéi méig-
lech ze verhënneren a fir do, wou
Gewässer scho polluéiert sinn,
Moossnamen ze ergräifen, fir
d’Waasserqualitéit erëm hierzestel-
len a weider ze verbesseren.

D’Séien an d’Flëss kenne keng po-
litesch Grenzen. D’Politiker hu sech
awer oft un esou natierlechen Dé-
marcatiounen orientéiert, wa se
Grenze festgeluecht hunn. De
Schutz vun de Gewässer ass ganz
wichteg oder huet nëmme Sënn,
wann all d’Länner, déi Zougank zu
engem Séi hunn oder duerch déi e
Floss leeft, sech am selwechte
Mooss fir dëst Zil asetzen.

Dat war och eng vun de Grondid-
die vun der Konventioun, déi 1992
zu Helsinki adoptéiert gouf. Wat
méi Länner sech am Beräich vum
Schutz vun de Gewässer enga-
géieren, wat et besser ass. Mir
kënnen et dofir nëmme begréissen,
wa Länner, déi ursprénglech net an
de Beräich vun dëser Konventioun
gefall sinn, froen, fir mat agebon-
nen ze ginn. Dat ass net nëmmen e
Fortschrëtt fir dës Länner, mä e
Gewënn fir all Parteie vun der Kon-
ventioun a besonnesch fir déi Sta-
ten, déi op hirem Territoire Gewäs-
ser hunn, déi se mat aneren deelen
an déi bis elo net konnte bäitrie-
den.

Et ass och e Gewënn iwwert de
Problem vun der Waasserqualitéit
eraus. A ville Regioune vun der
Welt ass d’Waasser eng knapp
Ressource an net selte féiert dat zu

seriöen Ausenanersetzungen. Eng
grenziwwerschreidend Zesum-
menaarbecht fir d’Protektioun vun
de Gewässer ass och eng ideal
Plattform, fir méiglech Interesse-
konflikter bei der Waasserversuer-
gung friddlech ze léisen.

Am Exposé des motifs heescht et,
d’Amendementer, deene mer hei
zoustëmme sollen, hätte keng di-
rekt Auswierkungen op Lëtze-
buerg. Et géif hei dorëms goen
aneren de Wee fräi ze maachen, fir
am Kader vun der Konventioun e
verbindlechen Engagement anze-
goen.

Länner maachen de Schutz vu
Ressourcen a méi konkret de
Schutz vun de Gewässer zu enger
Prioritéit. Dat misst och fir eis gël-
len. Am Exposé des motifs gëtt
d’EU-Direktiv ernimmt, déi sech op
d’Konventioun, ëm déi et hei geet,
stützt an e Kader gëtt fir d’Waas-
serpolitik innerhalb vun der Euro-
päescher Unioun.

Dës Direktiv hätten all d’Member-
state misse bis Enn 2003 ëmset-
zen. Dat ass och zu Lëtzebuerg
nach net geschitt. Dëse Projet de
loi, dee mer elo haut hei sollen ar-
rêtéieren, huet zwar net direkt
eppes ze di mat der Transpositioun
vun där EU-Direktiv an nationaalt
Recht, ech hoffen awer – wann Der
mir déi perséinlech Remarque er-
laabt –, dass dës Debatt an der
Chamber eis dorun erënnert, dass
och zu Lëtzebuerg Handlungsbe-
darf besteet.

Dir Dammen an Dir Hären, d’LSAP-
Fraktioun begréisst all Efforten, déi
am Beräich vum Schutz vun de
Gewässer gemaach ginn. Si gëtt
dofir selbstverständlech hiren Ac-
cord zu dësem Projet de loi.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Klein. Den nächste Riedner ass
den Här Henckes.

(Interruption)

Pardon.
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■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Här President, ech wollt
just nuren am Numm vun onser
Fraktioun den Accord zum Projet
de loi ginn.

■ M. le Président.- Ech wëll
selbstverständlech d’Fraktioun vun
deene Gréngen hei net iwwergoen.
Dir waart net op menger Lëscht hei
ageschriwwen, dofir hat ech Iech
net ernimmt, mä den Här Gira wëllt
och eppes zum Projet soen. Här
Gira!

■ M. Camille Gira (DÉI
GRÉNG).- Här President, ech sinn
och ganz séier fäerdeg. Ech wollt
dem Rapporter Merci soe fir säi
Rapport an Iech just nach matdee-
len, dass mir dëst Gesetz selbst-
verständlech och wäerte stëmmen.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Très bien.
Dann huet elo den zoustännege
Minister, den Här Jean-Marie Hals-
dorf, d’Wuert. Här Halsdorf!

■ M. Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Amé-
nagement du Territoire.- Här Presi-
dent, Dir Dammen an Dir Hären,
ech menge bei dësem Gesetzes-
projet, wou ech heibanne spieren,
dass e grousse Konsensus be-
steet, brauch ech net onbedéngt
an de Detail ze goen. Et soll ee
sech awer bewosst sinn, dass mer
hei am Fong geholl eng Konven-
tioun maachen, wou Iwwerfläche-
waasser a Grondwaasser betraff
sinn, wat awer wierklech Elementer
sinn, déi sécherlech an der Was-
serrahmenrichtlinie, déi mir an den
nächste Wochen hei an der Cham-
ber déposéiere wäerten, eng
grouss Roll spillen.

Ech wëll gären nach eng Kéier déi
grouss Prinzipie rappeléieren, déi
hei eng Roll spillen: de Précau-
tiounsprinzip, dee vun deene Sta-
ten applizéiert gi muss; de Verur-
saacherprinzip, dee ganz wichteg
ass, an d’Nohaltegkeet solle mer
an den Iwwerleeungen am Waas-
serberäich ëmmer virun Aen hunn.
Déi preventiv a kurativ Mesuren,
déi vun de State geholl ginn, mus-
sen sech och heirun orientéieren.

Dir sollt Iech och dorun orientéie-
ren, wat de Rapporter virdru gesot
a mech och gefrot huet. Hien huet
op där enger Säit e gudde Rapport
gemaach, wou all Elementer vun
dëser Konventioun oder vun dë-
sem Projet de loi dra waren, an
hien huet mech gefrot, wou d’Was-
serrahmenrichtlinie drun ass.

Do kann ech him an Iech hei an der
Chamber soen, Dir Dammen an Dir
Hären, dass um Fong de Projet
fäerdeg ass, dat heescht all Dispo-
sitioune vun der Direktiv, déi do ge-
frot gi sinn, sinn niddergeschriw-
wen, si fäerdeg.

(Coups de cloche de la Prési-
dence)

Mir sinn elo amgaangen, géif ech
soen, nach iwwert d’Form ze disku-
téieren, dat heescht mir mussen
elo nach déi juristesch Kohärenz
an dat Ganzt kréien. Ech wäert an
den nächste Wochen déi zoustän-
neg Ministere mat deem Projet be-
faassen, dat heescht an deem
heite Fall d’Ministere vun der Agri-
culture, den Travaux publics an
dem Environnement. Duerno wäert
ech da mam Projet an de Conseil
de Gouvernement goen. Natierlech
vergiessen ech net déi sou ge-
nannte Société civile mat anzeban-
nen, mat den ONGen, dat wäerte
mer maachen.

Mir sollen eis awer bewosst sinn,
dass dat, wat mer elo an den
nächste Woche maachen, net
nëmmen d’Ëmsetze vun enger Di-
rektiv ass, mä dass et am Fong ge-
holl e richtegt neit Waassergesetz
ass, well et si wierklech Elementer,
wéi zum Beispill d’Waassermenge-
wirtschaft, d’Hydrologie op Fran-
séisch, déi gëtt am Fong och hei
nei geregelt. Do hate mer eng Ge-
setzgebung aus den 20er Joren.
Déi wëlle mer mat dësem Projet de
loi, deen also an deenen nächste

Wochen an der Chamber dépo-
séiert gëtt, änneren. Ech géif soen
am Laf vum Februar wäert dat ge-
schéien. Da wäerte mer déi Dis-
kussiounen hei féieren. Déi wäerte
spannend ginn. 

Mir hu Mëtt Februar, wann ech dat
richteg verstanen hunn, och nach
eng Interpellatioun vum Här Cal-
mes, och am Beräich vum Waas-
ser, esou dass mer eis alleguerte
bewosst sinn, dass an deem
Beräich nach munches hei zu Lët-
zebuerg ze maache bleift. 

Ech soen Iech Merci fir Är Op-
mierksamkeet an ech wier frou,
wann d’Chamber da géif dëse Pro-
jet de loi stëmmen.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. 

Mir kommen dann zur Ofstëmmung
iwwert de Projet de loi 5378. 

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet de loi 5378 ass mat 60
Jo-Stëmmen ugeholl.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par M. Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Laurent Mosar),
MM. Marcel Glesener, Norbert
Haupert, Mme Françoise Hetto-
Gaasch, MM. Ali Kaes, François
Maroldt, Paul-Henri Meyers, Lau-
rent Mosar, Marcel Oberweis, Pa-
trick Santer, Marcel Sauber, Jean-
Paul Schaaf, Marco Schank, Marc
Spautz, Mme Martine Stein-Mergen
(par M. Marcel Oberweis), MM.
Fred Sunnen, Lucien Thiel, Lucien
Weiler et Michel Wolter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err (par M. Roger Ne-
gri), MM. Ben Fayot, Jean-Pierre
Klein, Mme Lydia Mutsch, MM. Ro-
ger Negri, Jos Scheuer (par M.
Marc Angel), Romain Schneider,
Roland Schreiner et Mme Vera
Spautz (par Mme Claudia
Dall’Agnol);

MM. Xavier Bettel, Niki Bettendorf,
Mme Anne Brasseur, M. Emile
Calmes, Mme Colette Flesch (par
M. Xavier Bettel), MM. Charles
Goerens, Henri Grethen, Paul Hel-
minger, Claude Meisch (par M.
Henri Grethen) et Carlo Wagner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox et Mme Vi-
viane Loschetter;

MM. Gast Gibéryen (par M. Robert
Mehlen), Jacques-Yves Henckes,
Aly Jaerling, Jean-Pierre Koepp et
Robert Mehlen.

Gëtt d’Chamber d’Dispens vum
zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert. 

Mir kommen dann zum leschte Pro-
jet de loi fir haut, zum Projet iwwert
d’Personal aus dem Kontrollservice
vun der Gemengekontabilitéit.
D’Wuert huet de Rapporter vum
Projet de loi, den honorabelen Här
François Maroldt.

4. 5493 – Projet de loi
portant fixation du cadre
du personnel du Service
de contrôle de la comp-
tabilité des communes
et modifiant la loi du 16
août 1966 portant:

a) modification de la loi
du 31 mars 1958 portant
organisation des cadres
de l’administration gou-
vernementale;

b) organisation des ca-
dres de la Trésorerie de
l’État, de la Caisse géné-
rale de l’État et du Ser-
vice de contrôle de la

comptabilité des com-
munes et de certains
établissements publics
Rapport de la Commission des
Affaires intérieures et de l’Amé-
nagement du Territoire

■ M. François Maroldt (CSV),
rapporteur.- Här President, Dir
Dammen an Dir Hären, dëse Projet
gouf a senger aktueller Form de
16. August 2005 vum Innenminister
an der Chamber déposéiert a be-
schäftegt sech mat der Festleeung
vum Personal vum Service de
contôle de la comptabilité vun de
Gemengen.

D’Gemengegesetz vum 13. De-
zember 1988 seet a sengem Artikel
147, dass d’Kontroll vun de Bud-
geten, de Konten, der Kontabilitéit
an de Keessen duerch e spezielle
Service, genannt «Service de
contrôle de la comptabilité des
communes», stattfënnt. D’Missioun
vun dësem Service besteet doran,
periodesch d’Keesse vun der Kon-
tabilitéit vun de Gemengen am
Fong ze kontrolléieren.

De Projet 5493 huet als Zil, de Ka-
der vum Personal vum besote Ser-
vice mat Beamten aus der Carrière
supérieure de l’attaché de Gouver-
nement ze komplettéieren. De Ser-
vice fonctionnéiert momentan mat
engem Kader vun: aacht Kontrolle-
ren aus der Carrière moyenne vum
Redakter, engem Beamten aus der
Carrière vum Verwaltungsexpédi-
tionnaire, engem Coursier an zwee
Employéë beim Stat. D’Direktioun
vum Service huet e Beamte mam
Grad vum Inspecteur principal
éischten Ranges.

D’Auteure vun dësem Projet hu ver-
schidde Grënn, op Basis vun
deene se eng Ännerung vum Ser-
vice virschloen. Un éischter Stell
steet d’Komplexitéit vun de Verwal-
tungsprozeduren, déi et ze kontrol-
léiere gëllt. Donieft sinn awer um
Gemengesecteur och nei adminis-
trativ Strukturen derbäikomm. Ech
denke virun allem un d’Gemenge-
syndikater, awer och un d’Liberali-
séierung vu verschiddene Mar-
chéen, déi am Raum steet.

Dës Evolutioun mécht en Unhiewe
vun der Qualifikatioun néideg, fir
weiderhin de gudde Fonctionne-
ment am Service de contrôle ze
garantéieren. Esou soll de Poste
vum Chef vum Service vun engem
Beamten aus der Carrière supé-
rieure – en Attaché de Gouverne-
ment – besat ginn. Dëse soll vu
senger Ausbildung hier entweder
Jurist oder Ekonomist sinn.

D’Konditioune fir d’Nominatioun an
d’Beförderung vun de Beamte vum
Service de contrôle vun de Ge-
menge sinn déiselwecht wéi fir
d’Beamte vun der Regierungsver-
waltung. Si si festgeluecht duerch
e groussherzoglecht Reglement,
dat der Spezifissitéit vum Service
de contrôle vun der Gemengekon-
tabilitéit Rechnung dréit.

A sengem Avis vum 26. Oktober
2004 zum ursprünglechen Text
huet de Statsrot drop higewisen,
dass et absolut noutwendeg wier,
d’Konditioune vun der Nominatioun
an der Beförderung vum Kader
vum Kontrollservice vun de Ge-
mengen ze preziséieren. Et gouf
nämlech festgestallt, dass et säit
Abrogatioun vum Gesetz vun 1999
keng rechtlech Virschrëfte méi
gëtt, déi de besote Service concer-
néieren. Esou ass dann am Artikel
1 (5) vum aktuellen Text festgehale
ginn, dass d’Konditiounen déisel-
wecht si wéi fir d’Beamten aus der
Regierungsverwaltung. Déi besote
Konditioune sinn duerch e grouss-
herzoglecht Reglement vum 23.
September 2005 festgesat, dat
awer och der Spezifissitéit vum
Service Rechnung dréit. Esou huet
dann de Statsrot a sengem Avis
complémentaire vum 27. Septem-
ber 2005 näischt méi ze bemierken
a gëtt säin Accord.

(M. Niki Bettendorf prend la Pré-
sidence)

Erlaabt mer nach eng kuerz Be-
mierkung. An der Versammlung
vun der Commission des Affaires
intérieures et de l’Aménagement
du Territoire vum 1. Dezember
2005 huet eis den Här Minister pre-
ziséiert, dass virgesinn ass, eng
Cour des Comptes anzeriichten,
déi sech exklusiv mat der Gemen-
gekontabilitéit beschäftegt, nom
Virbild vun der Cour des Comptes
fir d’Organer, d’Servicer an d’Ver-
waltung vum Stat. Wat d’Uerdnung
vun der Nominatioun an der Beför-
derung vum Personal vum Service
de contrôle vun de Gemengen
ugeet, huet de Minister drop hige-
wisen, dass dës Leit spéiderhin
ouni Problem bei déi zukünfteg
Cour des Comptes communale
eriwwerwiessele kënnen.

Et gouf och drop higewisen, dass
bis zur definitiver Ariichtung vun
der beschriwwener Cour des
Comptes fir d’Gemengen de Ser-
vice de contrôle scho lues a lues
soll d’Aarbechtsmethode vun där
zukünfteger Cour des Comptes un-
huelen. Esou kéint een zum Beispill
Auditen a verschiddene Beräicher
virgesinn, déi dann duerch Rap-
porte kéinte finaliséiert an un déi
kontrolléiert Gemenge geschéckt
ginn.

Schlussendlech sollt ee festhalen,
dass duerch dëst neit Gesetz de
Service de contrôle net nëmmen
opgewäert gëtt, mä d’Gemenge
kréien och en Instrument zur Hand,
dat hinnen hëllefe kann, duerch e
kritesche Feedback vun der Ges-
tioun vun hire Finanzen hir Aar-
becht an dësem Beräich nach méi
effektiv ze gestalten.

Dëst gesot, ginn ech den Accord
vun der CSV-Fraktioun zu dësem
Projet a soen Iech Merci fir Är Op-
mierksamkeet.

■ Plusieurs voix.- Très bien!

■ M. le Président.- Merci vill-
mools. Den nächsten ageschriw-
wene Riedner ass den Här Calmes.

Discussion générale

■ M. Emile Calmes (DP).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hä-
ren, erlaabt mer dem Rapporteur
hei fir säi schrëftlechen a mënd-
leche Rapport ze félicitéieren. Ech
mengen, et ass bal alles gesot zu
deem Gesetz hei. Et geet a sech
drëm, fir Universitairen oder Leit
aus dem Cadre supérieur an déi
Verwaltung hei eranzehuelen. Ech
mengen, mat zwielef Leit kann een
och net soen, datt hei en Deel ass
vun der Verwaltung, deen iwwerbe-
sat ass.

Déi aacht Redaktere mat dem Ex-
péditionnaire a puer Employéën hu
bis elo missen 118 Gemenge kon-
trolléieren; an Zukunft 116. Do
kënnt Der Iech jo virstellen, datt dat
net ganz am Detail ka gemaach
ginn. Dat ass och net esou ge-
duecht gewiescht. Ech mengen,
déi Leit aus dem Contrôle, wéi mir
dat soen, si periodesch an deene
verschiddene Gemenge passéiert,
hu punktuell Kontrolle gemaach,
Stéchprouwe gemaach. Ech men-
gen och, datt se dat mat Geschéck
gemaach hunn.

Souwäit ech weess, mengen ech
och net, datt se an hirer Aufgab
schrecklech vill Irrégularitéite
konnte feststellen. Wa se der fest-
gestallt hunn, dann ass eng Note
un d’Gemeng gaangen, déi da jo
och am Kader vun de Konte ge-
maach gëtt, wou dann de Gemen-
gerot driwwer informéiert gëtt a
wou da versicht gëtt, dat Joer drop
dat da besser ze maache wat net
gutt war. Et muss ee jo och soen,
datt nieft den Dépensen, déi bei de
Gemenge gemaach ginn, am Vir-
feld jo e Contrôle ass um Niveau
vum Distriktskommissariat, awer
och am Intérieur, am Service des
Finances, wou jo alles ganz streng
gekuckt gëtt ier et autoriséiert gëtt.

Dat hei, gëtt gesot, wier de Virlee-
fer vun enger Cour des Comptes,
eng Iddi, déi a sech gebuer ginn

ass à la suite vun deem Débat, dee
mer virun zwee Joer hei haten iw-
wert d’Kompetenzverdeelung të-
schent dem Stat an de Gemengen.
Wann dat muss sinn, nach eng
zweet Cour des Comptes nieft där,
déi mer schonn hunn, da soll et
wierklech eng fir d’Gemenge sinn
an da soll déi sech och autonom
kënne mat der Kontabilitéit vun de
Gemenge beschäftegen.

Mä ech mengen, ier mer dee
leschte Schratt maachen, fir esou
eng Cour des Comptes ze maa-
chen – wéi gesot, wann dat och
nach ëmmer muss sinn –, hu mer
d’Geleeënheet, an där zoustänne-
ger Kommissioun, déi elo siégéiert
an iwwert d’Réorganisation territo-
riale vun de Gemenge schwätzt,
wou de Sujet vun der Verdeelung
vun der Kompetenz tëschent Stat a
Gemenge jo diskutéiert gëtt, dat
nach eemol am Detail ze diskutéie-
ren an dann och wat d’Kompe-
tenze vun där Cour solle sinn.

Mä dat soll eis awer net dovun of-
halen, dat Gesetz hei ze stëmmen.
An deem Sënn géif ech och den
Accord vun eiser Fraktioun hei
bréngen. Merci.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Calmes. Den nächsten ageschriw-
wene Riedner ass den Här Diede-
rich. Dir hutt d’Wuert, Här Diede-
rich.

■ M. Fernand Diederich
(LSAP).- Här President, Här Minis-
ter, Dir Dammen an Dir Hären, am
Exposé des motifs ass d’Ännerung,
déi an dësem Projet virgesinn ass,
ënner anerem dorop zréckzeféie-
ren, datt den Aarbechtsvolumen an
d’Komplexitéit vun de Matièren, déi
dem Contrôle ënnerleien, ëmmer
méi zouhuelen, wougéint den Ef-
fectif an d’Strukture vum Service
zënter 1954 net geännert hunn.

Vu datt d’Aart a Weis, wéi de
Contrôle exercéiert gëtt, haapt-
sächlech vun de Leit ofhänkt, déi
dëse Contrôle ausüben, an net vun
de Gesetzestexter an de Paragra-
phen, wëllt ech deenen zwielef
Beamten aus dësem spezifesche
Service Merci soe fir hir Aarbecht,
déi se ausféieren, ouni d’Receveu-
ren ze vill ze ploen oder ze schika-
néieren.

Et war net ëmmer esou, mä ech
mengen de Moment – et sinn nëm-
men zwielef Leit, déi kennen da bal
déi meescht – ass awer d’Situa-
tioun dann deemno besser. Dës
Leit aus der Carrière moyenne si fir
hir Aarbecht gutt outilléiert, kennen
duerch hir Erfahrung d’Rouagë vun
der Gemengekontabilitéit a wës-
sen, op wat fir enge Punkte se
haaptsächlech mussen interve-
néieren.

Ze begréissen ass och, datt d’Re-
ceveuren net méi musse mat hirem
ganze Bagage a schwéiere Wal-
lisse wéi an der Vergaangenheet
an d’Stad kommen, mä datt d’Con-
trolleure sech an d’Gemengen dé-
placéieren. D’Aarbecht vun de
Controlleure gëtt awer och erliich-
tert doduerch, datt d’Receveuren
hir Aarbecht gewëssenhaft a kom-
petent maachen an de Gemengen,
woufir ech hinnen och wëllt vun hei
aus e grousse Merci soen.

Meng Virriedner si schonn op déi
nei Cour des Comptes fir d’Ge-
mengekontabilitéit agaangen. Ech
wëll just nach soen, wa laut den
Auteure vum Projet ënner anerem
d’Komplexitéit vun den administra-
tive Prozeduren an déi nei adminis-
trativ Strukturen ënnerhalb vum
Secteur communal, wéi d’Gemen-
gesyndikater, déi virgesinnen Än-
nerungen erklären, sou ass et fir
mech awer och wichteg als Politi-
ker, datt et eng Obligatioun ass fir
eis, am Kader vun der Réforme ad-
ministrative fir eng Simplificatioun
vun de Prozeduren ze suergen.

Ech schwätzen déi lescht Zäit ganz
oft mat enger Rei vu Receveuren.
Déi soen, datt se sech géigesäiteg
ëmmer musse consultéieren, uruf-
fen, fir op eng ganz Rei praktesch
Froen ze äntwerten, well a ville
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Froen am Detail Schwieregkeete
sinn, datt d’Leit also ganz oft net
genuch am Bild sinn, datt se zum
Beispill wéinst dem Ausrechne vu
Paien dann duerch d’ganzt Land
uruffen. Ech mengen, et wier gutt,
wa mer och hei géifen déi Gesetzer
schafen an déi Reglementer maa-
chen, datt och d’Leit um Terrain
kënnte méi einfach domadder ëm-
goen.

(M. Lucien Weiler reprend la
Présidence)

Zum Schluss wëllt ech nach soen,
datt dem Bedenke vum Statsrot am
initialen Text Rechnung gedroe
ginn ass, datt mer den Text ëm-
geännert hunn an deem Sënn, datt
e konnt och an der Kommissioun
esou unanime ugeholl ginn. Ech
wëll zum Schluss dann och den
Accord vu menger Fraktioun ginn.

Merci.

■ Plusieurs voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Diederich. Als nächste Riedner ass
den Här Camille Gira agedroen.
Här Gira!

■ M. Camille Gira (DÉI
GRÉNG).- Här President, Dir Dam-
men an Dir Hären, ech wëll dem
Rapporteur Merci soe fir säi
schrëftlechen a mëndleche Rap-
port an och direkt soen, dass mir
dëse Projet selbstverständlech
wäerte stëmmen. Just zwou kuerz
Bemierkungen, déi deelweis dat
opgräifen, wat meng Virriedner
scho gesot hunn.

Déi Gréng drängen och drop, dass
mer déi Reform vum Contrôle vun
de Gemengefinanze kréien. Ech
mengen, grad a méi schwieregen
Zäite wéi se virun eis stinn ass et
wichteg, dass déi öffentlech Gel-
der, déi do sinn, effikass kënnen
agesat ginn. An ech mengen, mir
mussen et fäerdeg bréngen, beim
Contrôle vun de Gemengefinanzen
deeselwechte Qualitéitssprong ze
kréien, dee mer beim Stat iwwert
d’Aféierung vun der Cour des
Comptes kritt hunn.

Amplaz dass virdrun de President
vun der Chambre des Comptes
30.000 Rechnungen ënnerschriw-
wen huet an doduerch, dass en
alles huet misse kontrolléieren,
näischt méi konnt kontrolléieren, si
mer zu engem System komm, wou
mer geziilt eng Rei Felder probéie-
ren opzegräifen. Fir ze kucken, wéi
a verschiddene staatleche Verwal-
tunge mat den öffentleche Gelder
ëmgaange gëtt, muss et och méig-
lech sinn, dass mer eng ähnlech
Method kréie bei de Gemengen.

Näischt dergéint wann e Finanz-
kontroller kuckt, ob de Schoul-
meeschter dann och eng Rech-
nung derbäi hätt, wéi en um
Schoulausfluch eng Pizza iesse
gaangen ass mat de Schüler a
Schülerinnen, mä ech mengen et
wier méi sënnvoll, wa mer eng
Cour des Comptes des finances
communales hätten, déi zum Bei-
spill e puer Joer nom neien Aus-

schreiwungsgesetz géing kucken,
wéi an de Gemengen dat neit Aus-
schreiwungsgesetz géing ëmgesat
ginn, e Rapport virleeë mat deem,
wat richteg gemaach gëtt, mat
deem, wat falsch gemaach gëtt, fir
dass och aner Gemenge kënne
profitéiere vu gudden an och léie-
ren aus schlechte Praktike vun
anere Gemengen.

Ech mengen, dat wier e Wonsch,
dee mer hätten, dass mer esou
séier wéi méiglech dozou géingen
iwwergoen, fir dass mer nach méi
effikass kënne mat kommunale
Gelder ëmgoen.

Ech wollt dann awer direkt och
soen, dass awer eigentlech
näischt, fannen ech, verhënnert,
dass an enger Iwwergankszäit
deen aktuelle Service de contrôle
och scho kéint probéieren, déi do
Richtung anzeschloen a sech kéint
dat eent oder anert Thema virhue-
len an domat an eng ganz Rei Ge-
menge goen a kucken, ob da
wierklech Saachen uniform ëmge-
sat ginn, ob se konform zu de be-
stehende Gesetzer ëmgesat ginn.
Ech mengen net, dass déi beste-
hend Législatioun dat géing ver-
hënneren. Dat wier eng Recom-
mandatioun, déi ech dem Innenmi-
nister géing mat op de Wee ginn,
wéi gesot, mat dem Zousproch vun
eiser Fraktioun fir dëse Projet.

Ech soen Iech Merci.

■ M. le Président.- Merci, Här
Gira. Als leschte Riedner ass age-
schriwwen den Här Jaerling.

■ M. Aly Jaerling (ADR).- Den
Här Henckes ersetzt mech. Ech
hunn elo keng Ried ausgeschafft.

(Hilarité)

■ M. le Président.- Also, op
Wonsch vum Här Jaerling ersetzt
den Här Henckes hien als Riedner.

(Interruptions diverses)

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Merci, Här President, mir
wëllen natierlech och den Accord
brénge vun onser Fraktioun zu dë-
sem Projet de loi, well en noutwen-
deg ass aus ville prakteschen Ur-
saachen. Mä ech wëll awer och
d’Geleeënheet benotzen, fir drop
hinzeweisen, datt awer och muss
gekuckt gi fir verschidde Proble-
mer ze debattéieren am Kader vun
der Kontabilitéit vun de Budgeten.

Notamment déi, wann d’Gemen-
gen u verschiddene méi kommer-
ziellen Aktivitéite participéieren,
wéi déi vum Kaf a Verkaf vun Elek-
tresch beispillsweis, datt deen
Ablack awer och misst virgesi ginn,
datt d’Kontabilitéit misst kënne ge-
maach ginn net no der Budgetsge-
setzgebung, wéi mer se elo ken-
nen, mä datt ee misst sech en
conformité mat de Gesetzgebunge
setzen, déi de Kaf a Verkaf vun
Energie reglementéieren, datt een
also esou eng Comptabilité com-
merciale huet.

Datselwecht géing dann natierlech
och als Konsequenz hunn, datt de
Service de contrôle de la compta-
bilité communale och misst déi
Kompetenze kréien, fir gegebe-
nenfalls och do kënnen eng Super-
visioun ze maachen. Do leien also
nach e puer Défië virun der Regie-
rung, an ech wollt déi Reflexiou-
nen, déi mer ganz oft an der Stad
Lëtzebuerg féieren, awer och un
den Här Minister weiderginn.

Deen zweete Punkt, deen an der
Diskussioun elo stoung, dat ass,
ob ee soll e separate Service vun
der Comptabilité communale, eng
Aart Cour des Comptes commu-
nale aféieren.

Mir si relativ skeptesch vis-à-vis
vun esou enger Iddi. Wann ee sollt
eppes maachen an deem Sënn, da
géinge mer éischter eng Sektioun
gesinn an der Cour des Comptes
au niveau national, déi mer schonn
hunn, a wou kënnt roueg e separat
Departement gemaach ginn. Dat
schéngt mer vläicht nach eng Al-
ternativ ze sinn. Mä fir elo zwou
verschidden Administratiounen ze
maachen, schéngt manifestement
der Saach net dénglech ze sinn.

Dat gesot, nach eng Kéier den Ac-
cord vun onser Fraktioun zu dësem
Projet de loi.

■ M. le Président.- Merci, Här
Jaerling. Den zoustännegen Innen-
minister Jean-Marie Halsdorf…

(Hilarité)

■ M. Jacques-Yves Henckes
(ADR).- Ech sinn den Henckes.

■ M. le Président.- Pardon,
Här Henckes.

(Brouhaha général et hilarité)

Also, Här Jaerling, et war net
schlecht gemengt.

(Hilarité)

Dir Dammen an Dir Hären, loosse
mer elo eis Opmierksamkeet dem
Här Innenminister Jean-Marie Hals-
dorf zouwenden.

■ M. Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Amé-
nagement du Territoire.- Här Presi-
dent, Dir Dammen an Dir Hären,
ech gesinn, och wat dëst Gesetz
ugeet ass e grousse Konsensus
heibannen. Mir sinn eis alleguerten
eens, dass dës Administratioun,
dëse Service de contrôle de la
comptabilité des communes, deen
eng gutt Aarbecht mécht – et ass
jo e puermol haut ugeklongen –,
dee säi Maximum gëtt, awer aus
enger Zäit kënnt vun 1954 – e Saz,
deen oft gesot gëtt, och wa mer iw-
wer Réforme territoriale schwätzen.
Dunn ass dës Verwaltung nämlech,
dëse Service, gegrënnt ginn.

Sou ass et kloer, wann ee kuckt
zum Beispill 1954, wéi vill Syndika-
ter mer do am Land haten, déi
konnt ee praktesch op zwou, dräi
Hänn opzielen. Haut hu mer der
bal 80 am Land, sou dass ee
weess, dass den Aarbechtsop-
wand vun deene Leit vill méi
grouss ginn ass, dass ee sech also
muss d’Moyene ginn, fir déi Aar-
becht an de Grëff ze kréien.

Duerfir ass d’Iddi komm, fir eben
eng Carrière supérieure, en Atta-
ché de Gouvernement, heihinner
ze kréien, entweder e Jurist oder
en Ekonomist. Dat wär e richtege
Schrëtt an déi richteg Richtung, fir
am Fong geholl lues a lues, „step
by step“, wéi een esou schéi seet,
an dësem Beräich an eng Richtung
ze goe vun enger Cour des
Comptes.

Ob déi elo am Fong geholl eng
eenzel gëtt fir d’Gemeng eleng
oder ob se eng Partie intégrante
oder eng Partie annexe gëtt vun
der Cour des Comptes, déi mer elo
hunn, dat, mengen ech, ass net re-
levant. Relevant ass, dass mer wei-
derkommen an dass mer an déi

richteg Richtung schaffen. Mat dë-
sem Gesetz kréie mer dat hin.

Dat Gesetz huet awer nach en
zweet Zil, an zwar dat, fir dëse Ser-
vice de contrôle de la comptabilité
des communes am Fong geholl
och legal ze festegen. Bis elo hunn
do Dispositioune vun engem Ge-
setz vun 1966 gespillt, d’Gesetz
vum 16. August 1966. An deem
Gesetz hu sech d’Avancementer
vun deene Leit, hir Carrière, dee
ganze Fonctionnement référéiert
un der Regierungsverwaltung, et
war also eng Personne de réfé-
rence. 1986 ass awer d’Harmoni-
séierungsgesetz agefouert ginn an
do sinn déi Personnes de réfé-
rence ofgeschaaft ginn. Also huet
et och Sënn gemaach, déi Saache
kohärent ze maachen; dat ass och
hei geschitt.

D’lescht Joer hu mer duerfir och
schonn e Règlement grand-ducal
gemaach, wou d’Examen an och
d’Avancementer par rapport zur
Regierungsverwaltung vun dëse
Leit geregelt ginn, esou dass mer
elo eng Kohärenz hunn an dësem
Service an dass mer kënnen eng
gutt Aarbecht leeschten am Intérêt
vun eisen 118 Gemengen.

Duerfir wär ech och frou – an ech
mengen, dass dat de Fall wäert
sinn, well dëse Konsensus heiban-
nen ass –, wann dëse Projet dann
hei unanime géif gestëmmt ginn.
Ech sinn och gespaant op déi Dis-
kussiounen, déi mer an der Ré-
forme-territoriale-s-Kommissioun
wäerte féieren, fir méi performant a
méi staark Gemengen ze kréien.

Merci.

■ Une voix.- Très bien.

■ M. le Président.- Merci, Här
Minister. Mir kommen zur Ofstëm-
mung iwwert de Projet de loi 5493.

Vote sur l’ensemble du projet de
loi et dispense du second vote
constitutionnel

De Projet de loi 5493 ass ugeholl
mat 59 Jo-Stëmmen.

Ont voté oui: Mmes Sylvie Andrich-
Duval, Nancy Arendt (par M. Marc
Spautz), M. Lucien Clement, Mmes
Christine Doerner, Marie-Josée
Frank, Marie-Thérèse Gantenbein-
Koullen (par M. Lucien Thiel), MM.
Marcel Glesener, Norbert Haupert,
Mme Françoise Hetto-Gaasch,
MM. Ali Kaes, François Maroldt,
Paul-Henri Meyers, Laurent Mosar,
Marcel Oberweis, Patrick Santer,
Marcel Sauber, Jean-Paul Schaaf,
Marco Schank, Marc Spautz, Mme
Martine Stein-Mergen (par M. Mar-
cel Oberweis), MM. Fred Sunnen,
Lucien Thiel, Lucien Weiler et Mi-
chel Wolter;

MM. Marc Angel, Alex Bodry, John
Castegnaro, Mme Claudia
Dall’Agnol, M. Fernand Diederich,
Mme Lydie Err (par Mme Claudia
Dall’Agnol), MM. Ben Fayot, Jean-
Pierre Klein, Mme Lydia Mutsch,
MM. Roger Negri, Jos Scheuer
(par M. Romain Schneider), Ro-
main Schneider, Roland Schreiner
et Mme Vera Spautz (par M. Alex
Bodry);

MM. Xavier Bettel, Niki Bettendorf,
Mme Anne Brasseur, M. Emile
Calmes, Mme Colette Flesch, MM.
Charles Goerens, Henri Grethen,
Paul Helminger, Claude Meisch
(par M. Xavier Bettel) et Carlo Wag-
ner;

MM. Claude Adam, François
Bausch, Félix Braz, Camille Gira,
Jean Huss, Henri Kox et Mme Vi-
viane Loschetter;

MM. Jacques-Yves Henckes, Aly
Jaerling, Jean-Pierre Koepp et Ro-
bert Mehlen.

Gëtt d’Chamber d’Dispens vum
zweete Vote constitutionnel?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Als nächste Punkt op eiser Dages-
uerdnung hu mer d’Naturalisatiou-
nen.

5. Demandes en natura-
lisation
Dofir muss ech de Huis clos aus-
spriechen.

(Le huis clos est prononcé à
17.24 heures et levé à 17.50
heures.)

De Huis clos ass opgehuewen an
d’öffentlech Sitzung geet weider.

D’Chamber huet an hirer net öffent-
lecher Sitzung 90 Demandes en
naturalisation mat Dispens vum
zweete Vote constitutionnel uge-
holl. Esou wéi d’Gesetz vum 7. Juni
1989 iwwert d’Nimm an d’Virnimm
vun de Persounen, déi d’Lëtze-
buerger Nationalitéit kréien, et vir-
gesäit, huet d’Chamber sech eben-
falls mat sechs Ännerunge vun
Nimm a Virnimm averstan erkläert.

Liste des nouvelles de-
mandes en naturalisation
adoptées par la Chambre
des Députés le 2 février
2006

1. ADJIBADE Kabirou Alaou, née le
17 juillet 1965 à Sègboroué (Bé-
nin), demeurant à Luxembourg

2. AHMETI Veton, né le 7 juin 1964
à Gnjilane (Serbie-et-Monténégro),
demeurant à Grevenmacher

3. AKHTER Nazma, née le 19 no-
vembre 1984 à Chauddagram
(Bangladesh), demeurant à Lu-
xembourg

4. ALAHIANE Saida, née le 29 oc-
tobre 1966 à Beni Mellal (Maroc),
demeurant à Livange

5. ARAKELYAN Susanna, née le 23
novembre 1958 à Erevan (Armé-
nie), demeurant à Luxembourg

6. ASSANA Avampia, née le 11 juin
1952 à Matadi (République démo-
cratique du Congo), demeurant à
Howald

7. AVDIĆ Miralem, né le 23 octobre
1982 à Tuzla (Bosnie-Herzégo-
vine), demeurant à Schifflange

8. AVDIU Fatlum, né le 24 août
1983 à Vushtrri (Serbie-et-Monté-
négro), demeurant à Bettembourg

9. BAHRI Mohamed Hedi, né le 30
janvier 1948 à M’Saken (Tunisie),
demeurant à Remich

10. BARROS GOMES José, né le
20 janvier 1971 à Parada de Ga-
tim/Vila Verde (Portugal), demeu-
rant à Rodange

11. BAUER Helmut, né le 12 dé-
cembre 1956 à Trier (Allemagne),
demeurant à Wahl

12. BAYEGI Ahmad, né le 2 dé-
cembre 1982 à Téhéran (Iran), de-
meurant à Bettembourg

13. BERVAS Yannick Christophe
André, née 21 mai 1985 à Brest
(France), demeurant à Remer-
schen

14. BLAUERTZ Maxi Gabriele, née
le 1er avril 1947 à Saarbrücken (Al-
lemagne), demeurant à Bergem

15. BOIADJIEV Iordan, né le 30 dé-
cembre 1982 à Sofia (Bulgarie),
demeurant à Schifflange

16. BOJADZIĆ Mirsad, né le 1er oc-
tobre 1975 à Bijelo Polje (Serbie-et-
Monténégro), demeurant à Esch-
sur-Alzette

17. BORRACCI Olivier, né le 2
juillet 1983 à Arlon (Belgique), de-
meurant à Steinfort

18. BOULANGER Frédéric Phi-
lippe, né le 12 mai 1972 à Saint-
Mard (Belgique), demeurant à
Fischbach (Clervaux)

19. BOULANGER Marie-Jeanne
Jacqueline Huguette Ghislaine,
née le 6 mars 1963 à Verviers (Bel-
gique), demeurant à Luxembourg

20. BRIEHL Gabriele Franziska,
née le 21 avril 1955 à Riedlingen
(Allemagne), demeurant à Ramel-
dange

21. BULJUBASIĆ Admir, né le 19
novembre 1983 à Zavidovići (Bos-
nie-Herzégovine), demeurant à Lo-
rentzweiler
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22. CAMIĆ Remzija, né le 8 février
1962 à Rozaje (Serbie-et-Monténé-
gro), demeurant à Kayl

23. CATIBUSIĆ Kana, née le 5 fé-
vrier 1963 à Tuzla (Bosnie-Herzé-
govine), demeurant à Luxembourg

24. CLARAMUNT Philippe Henri,
né le 19 avril 1968 à Carpentras
(France), demeurant à Roeser

25. CIVIĆ Hata, née le 25 sep-
tembre 1972 à Rujnica (Bosnie-
Herzégovine), demeurant à Nocher

26. CROUGHS Jean Luc René
Jacques, né le 12 juin 1959 à Arlon
(Belgique), demeurant à Sanem

27. DA SILVA MATOS Paulo Jorge,
né le 23 septembre 1971 à Rheine
(Allemagne), demeurant à Berel-
dange

28. DA VEIGA RODRIGUES Euri-
dice Helena, née le 4 février 1982
à Nossa Senhora da Graça (Cap-
Vert), demeurant à Niederfeulen

29. DALLE MESE Sébastien Mehdi,
né le 20 mai 1983 à Thionville
(France), demeurant à Luxem-
bourg

30. DELGADO DA PIEDADE Isabel
Maria, née le 2 août 1969 à Bar-
reiro (Portugal), demeurant à Ru-
melange

La personne préqualifiée est auto-
risée à porter les nom et prénoms
de DA PIEDADE Isabel Maria.

31. DOS REIS AFONSO Carina
Alexandra, née le 10 janvier 1984 à
Sobral/Mortagua (Portugal), de-
meurant à Dudelange

La personne préqualifiée est auto-
risée à porter les nom et prénoms
de REIS Carina Alexandra.

32. DOSTERT Elke Josefine, née le
3 août 1966 à Trier (Allemagne),
demeurant à Mertert

33. DUHAMEL Frédéric Odiel
Anne, né le 28 décembre 1963 à
Oudenaarde (Belgique), demeu-
rant à Dudelange

34. ENGEL Hans-Jürgen, né le 14
février 1957 à Hermeskeil (Alle-
magne), demeurant à Mondorf-les-
Bains

35. ESTANQUEIRO FIGUEIREDO
Maria do Rosario, née le 28 no-
vembre 1979 à Lavos/Figueira da
Foz (Portugal), demeurant à Bet-
tembourg

36. FARIAT Salah Eddine, né le 17
juin 1972 à Casablanca (Maroc),
demeurant à Luxembourg

37. FERREIRA GONÇALVES Clara
Maria, née le 5 septembre 1976 à
Louriçal/Pombal (Portugal), de-
meurant à Differdange

La personne préqualifiée est auto-
risée à porter les nom et prénoms
de GONÇALVES Clara Maria.

38. FORTES Hirondino Espirito
Santo, né le 9 avril 1969 à Nossa
Senhora do Rosario/Ribeira
Grande (Cap-Vert), demeurant à
Luxembourg

39. FORTES DIAS Francisca, née
le 6 janvier 1951 à Santo André
(Cap-Vert), demeurant à Rollingen

40. FRITZE Bernd Wolfgang Die-
trich, né le 14 septembre 1940 à
Berlin (Allemagne), demeurant à
Olm

41. GERARD Florence Lucienne
Ginda Ghislaine, née le 28 avril
1969 à Ottignies/Nivelles (Bel-
gique), demeurant à Luxembourg

42. GORQAJ Gadaf, né le 6 juillet
1982 à Peć (Serbie-et-Monténé-
gro), demeurant à Dudelange

43. HAKIZIMANA Christine, née le
16 octobre 1954 à Gafunzo
(Rwanda), demeurant à Ettelbruck

La personne préqualifiée est auto-
risée à porter les nom et prénom
de HACK Christine.

44. HENNICO Dominique, née le
19 mars 1960 à Arlon (Belgique),
demeurant à Steinsel

45. JOUBERT Jonathan Dominique
Marie, né le 12 septembre 1979 à
Metz (France), demeurant à Gre-
venmacher

46. ISSA Béchera, né le 20 no-
vembre 1940 à Haïfa (Israël), de-
meurant à Strassen

47. KHEMICI Ouahid, né le 16 jan-
vier 1968 à Hamma-Bouziane (Al-
gérie), demeurant à Luxembourg

48. KRUSKO Elvedina, née le 5
mars 1982 à Trepce (Bosnie-
Herzégovine), demeurant à Lu-
xembourg

49. LEAL DA SILVA Juscelino José,
né le 12 octobre 1979 à Nossa
Senhora da Graça/Praia (Cap-
Vert), demeurant à Luxembourg

50. LICINA Armela, née le 9 mai
1978 à Skopje (Macédoine), de-
meurant à Bettembourg

51. LIU Suhai, né le 28 mai 1985 à
Qingtian/Zhejiang (Chine), demeu-
rant à Dudelange

52. LOPES DA SILVA Mario, né le 6
septembre 1957 à Vila Nova de
Ourem (Portugal), demeurant à
Esch-sur-Alzette

53. LOSCHATOVA Svetlana, née le
29 mars 1960 à Moscou (Russie),
demeurant à Luxembourg

54. MARKOVSKI Yan, né le 28 dé-
cembre 1980 à St-Pétersbourg
(Russie), demeurant à Luxem-
bourg

55. MONTANARI Lina Felicina, née
le 13 mars 1944 à Mont-Saint-Mar-
tin (France), demeurant à Bascha-
rage

56. MONTEIRO Luis Wagner, né le
10 juin 1972 à São Paulo (Brésil),
demeurant à Roullingen

57. VANDENBRIELE Marleen Ilse
Marina Ghislaine, née le 28 juillet
1974 à Tongeren (Belgique), de-
meurant à Roullingen

58. MOREIRA DUARTE Ana Paula,
née le 15 avril 1963 à Montelavar/
Sintra (Portugal), demeurant à
Esch-sur-Alzette

L’intéressée préqualifiée est autori-
sée à porter les nom et prénom de
DUARTE Paula.

59. MUJANOVIĆ Asmir, né le 3
mars 1983 à Zenica (Bosnie-
Herzégovine), demeurant à Lu-
xembourg

60. NIZET Pierre Armand Jeanne
Ghislain, né le 6 novembre 1958 à
Esneux (Belgique), demeurant à
Muenschecker

61. NOVAIS MENDES José Faus-
tino, né le 14 soût 1965 à Mesão
Frio/Guimaraes (Portugal), demeu-
rant à Differdange

62. OSTYN Laetitia Beatrice Erika,
née le 26 avril 1978 à Woluwe-
Saint-Lambert (Belgique), demeu-
rant à Luxembourg

63. PEREIRA FERRAZ Paulo Mi-
guel, né le 12 mai 1979 à Mortagua
(Portugal), demeurant à Greven-
macher

64. PEREIRA TAVARES Gracelindo,
né le 27 octobre 1975 à Nossa
Senhora da Graça/Sotavento (Cap-
Vert), demeurant à Schifflange

65. PLJEVALJCIĆ Tamara, née le
29 août 1981 à Sarajevo (Bosnie-
Herzégovine), demeurant à Differ-
dange

66. POPOV Andrei, né le 3 no-
vembre 1967 à Kalouga (Russie),
demeurant à Luxembourg

67. PORTELA Ferreira Luis
Alexandre, né le 24 avril 1980 à
Massarelos/Porto (Portugal), de-
meurant à Luxembourg

68. REITER Ernst Theodor, né le 5
décembre 1960 à Bitburg (Alle-
magne), demeurant à Heiner-
scheid

69. RODRIGUES Maria Eunice, née
le 2 mars 1964 à Santo Antonio das
Pombas/Paul (Cap-Vert), demeu-
rant à Diekirch

70. RODRIGUES DE MOURA Luis
Filipe, né le 29 décembre 1973 à
Lordelo/Vil Real (Portugal), demeu-
rant à Luxembourg

71. RODRIGUES PEREIRA Maria
Alice, née le 19 juillet 1961 à Cer-
vaes/Vila Verde (Portugal), demeu-
rant à Diekirch

La personne préqualifiée est auto-
risée à porter les nom et prénoms
de PEREIRA Alice Maria.

72. ROLLAND Isabelle Marie-Jo-
sèphe, née le 5 juin 1961 à Palai-
seau (France), demeurant à Ber-
trange

73. SAVIĆ Zoran, né le 7 octobre
1976 à Gnjilane (Serbie-et-Monté-
négro), demeurant à Schifflange

74. SELMANI Nebojša, né le 11
mai 1973 à Debar (Macédoine),
demeurant à Ingeldorf

75. MAMUTI Marina, née le 10 dé-
cembre 1975 à Debar (Macé-
doine), demeurant à Ingeldorf

76. SHAHRBAN Alireza, né le 12
janvier 1975 à Esfahan (Iran), de-
meurant à Colmar-Berg

77. SILVA DELGADO Vanda, née le
15 avril 1979 à São João Bap-
tista/Porto Novo (Cap-Vert), de-
meurant à Diekirch

78. TAVARES MONTEIRO Olivia,
née 10 novembre 1960 à Ango-
lares/São Tomé (Cap-Vert), demeu-
rant à Esch-sur-Alzette

79. TEMEREVA Lloudmila, née le 6
juillet 1967 à Zotino (Russie), de-
meurant à Luxembourg

80. TERKI Nadia, née le 9 août
1958 à Alger (Algérie), demeurant
à Howald

81. TIMMERMANN Patrick Jules
Roger Alain, né le 21 janvier 1966
à Addis-Abéba (Éthiopie), demeu-
rant à Saeul

82. TURBAN Isabelle, née le 18 dé-
cembre 1973 à Longwy (France),
demeurant à Itzig

83. VANINA Elena, née le 1er dé-
cembre 1970 à Nagornoie/Moscou
(Russie), demeurant à Rollingen

84. VELLILAMTHADATHIL Emma-
nuval José, né le 6 avril 1970 à East
Marady/Kerala (Inde), demeurant à
Rodange
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85. VIRAG Dražen, né le 6 mai
1964 à Osijek (Croatie), demeurant
à Remich

86. KRUPESA Brank, née le 1er

mars 1964 à Beli Manastir (Croa-
tie), demeurant à Remich

87. XHONNEUX Detlef Jean Marie-
Thérèse, né le 27 février 1967 à Eu-
pen (Belgique), demeurant à Hei-
nerscheid

88. BAUMGARTEN Alexandra, née
le 24 novembre 1970 à Eupen (Bel-
gique), demeurant à Heinerscheid

89. YMERAGA Betim, né le 30 dé-
cembre 1962 à Gjakove (Serbie-et-

Monténégro), demeurant à Luxem-
bourg

90. ZHOU Guijin, née le 26 octobre
1967 à Zhejiang (Chine), demeu-
rant à Bettembourg

Voilà. Domat si mer effektiv um Enn
vun der Sitzung ukomm. Déi
nächst Sitzunge si virgesi fir de 14.,
15. a 16. Februar. Den Ordre du
jour gëtt Iech schrëftlech zou-
komme gelooss.

D’Sitzung ass opgehuewen.

(Fin de la séance publique à
17.50 heures)



Session ordinaire 2004-2005

Question 0391 (6.4.2005) de M.
Gast Gibéryen (ADR) concer-
nant l’évolution du prix des
terrains à bâtir pour les be-
soins du secteur public:

Am Pressebriefing nom Ministerrot
vum 4. Mäerz 2005 huet de Stats-
minister ënner anerem d’Problemer
beliicht, déi de Stat huet fir Bau-
land fir nei Schoulen ze fannen. De
Stat kéim de Bedierfnisser net méi
an deem néidege Mooss no. Ee
vun de Grënn wier, esou de Stats-
minister, d’Geldgier vu récksiichts-
lose Bierger.

„Ech si radikal dergéint, dass de
Stat sech finanziell ausbludde
léisst duerch Leit, déi vu lauter
Geldgier esou récksiichtslos gi
sinn, dass se net méi bereet sinn,
Terrainen zur Verfügung ze stellen,

fir Schoulen ze bauen. Dat ass eng
anormal Welt“, esou de Statsminis-
ter.

An dësem Zesummenhang hunn
ech duerfir folgend Froen un den
Här Bauteminister:

1) Wat sinn déi aktuell Präisser fir
Bauland fir öffentlech Gebaier,
déi de Stat muss bezuele jee
nodeem de betreffenden Ter-
rain am oder ausserhalb vum
Bauperimeter läit a jee no-
deem a wéi enger Regioun
vum Land den Terrain läit?

2) Wéi hunn dës Präisser sech an
de leschten zéng Joer entwé-
ckelt?

3) Wat si ganz konkret dem Stat
seng lescht Präisoffertë fir öf-
fentlech Bauten a Lycéeën am
Besonnesche gewiescht?

Réponse (10.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre du Trésor et du
Budget:

En réponse à la question parle-
mentaire N°0391 de Monsieur le
Député Gast Gibéryen, je tiens à
rappeler que la Chambre des Dé-
putés est annuellement informée
de l’ensemble des transactions im-
mobilières réalisées par l’État au
cours de l’exercice précédent.
Ainsi les indications relatives à
l’exercice 2004 ont fait l’objectif
d’une communication à la
Chambre des Députés par courrier
de l’Administration de l’Enregistre-
ment en date du 8 juin 2005. Le re-

levé transmis à la Chambre re-
prend chaque transaction indivi-
duellement avec indication de la
surface et des prix de l’immeuble
et constitue par conséquent la ré-
ponse détaillée aux questions sou-
levées.

De façon générale, je tiens à rap-
peler que l’État pratique, par le
biais du comité d’acquisition du
Ministère des Finances, une poli-
tique de prix qui vise une juste in-
demnisation, c’est-à-dire qu’il tient
compte des prix pratiqués dans la
région entre des particuliers pour
des objets immobiliers classés de
façon identique ou similaire suivant
le plan d’aménagement général de
la commune concernée.

Pour cette raison, il n’est pas éton-
nant que notamment le prix des
emprises pour les routes natio-

nales a, en parallélisme avec les
prix pratiqués sur le marché privé
ou lors d’adjudications publiques,
augmenté tout comme le prix offert
par l’État pour l’acquisition de ter-
rains nécessités pour les infra-
structures scolaires.

Question 0477 (15.6.2005) de
M. Aly Jaerling (ADR) concer-
nant la campagne d’informa-
tion en vue du référendum
sur le Traité établissant une
Constitution pour l’Europe:

Mat groussem Opwand leeft mo-
mentan d’Informatiounscampagne
vun der Regierung iwwert dee Ver-
trag, deen, sollt en dann iergend-
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Sommaire des questions parlementaires
Question N° Auteur Objet

Session ordinaire 2004-2005

0391 M. Gast Gibéryen Évolution du prix des terrains à bâtir 
pour les besoins du secteur public

0477 M. Aly Jaerling Campagne d'information en vue du 
référendum sur le Traité établissant 
une Constitution pour l'Europe

Session ordinaire 2005-2006

0683 M. Aly Jaerling Envois postaux

0702 M. John Castegnaro Engagement de conducteurs polonais 
par une société de transports routiers 
luxembourgeoise

0731 M. Laurent Mosar Bail emphytéotique

0748 M. Marc Spautz Composition du coût moyen d’un élève
au Luxembourg

0749 M. Ali Kaes Classes d’impôt

0759 M. Laurent Mosar Convention de «non double 
imposition» entre le Luxembourg et 
l'Australie

0762 Mme Vera Spautz Étude sur la consommation d'alcool et 
de drogues chez les conducteurs

0763 M. John Castegnaro Directive européenne «Bolkestein»

0765 Mme Marie-Josée Frank Élèves qui à l'occasion de la rentrée 
scolaire de cet automne ont été 
obligés de changer d'école après les 
incidents survenus à l'école privée 
Notre-Dame, communément appelée 
«Sainte-Sophie»

0767 M. Marco Schank Carrière moyenne auprès de 
l'Administration du Cadastre et de la 
Topographie

0768 Mme FrançoiseHetto-Gaasch Politique du troisième âge dans la 
cf. 0770 circonscription est du pays

0770 M. Claude Adam Fermeture de la maison de retraite à 
cf. 0768 Junglinster

0772 Mme Viviane Loschetter Délégué à l'égalité entre femmes et
hommes auprès de la Fonction 
publique

0778 M. Aly Jaerling Alimentation en courant et en gaz des 
familles pauvres

0780 Mme Claudia Dall'Agnol Remplacement de la mesure 
disciplinaire du renvoi 
temporaire de l'école par des 
sanctions alternatives

0785 M. Aly Jaerling Affaires de drogues en relation avec la 
conduite automobile

0786 Mme Françoise Hetto-Gaasch, Extension de l'École nationale du 
MM. Ali Kaes et Marco Schank Service d'Incendie et

de Sauvetage à Niederfeulen

0791 M. Claude Meisch Protocole de Kyoto

0793 M. Robert Mehlen Prime d’encouragement écologique

0794 M. Claude Meisch Adaptation des traitements des 
fonctionnaires de l'État 

0795 M. Marc Spautz Protocole de Kyoto

0796 Mme Claudia Dall'Agnol Vote obligatoire

0797 M. Ali Kaes Service de Santé au Travail 
Multisectoriel (STM)

0798 M. Xavier Bettel Installations de chauffage et d’eau 
chaude au Centre pénitentiaire de 
Schrassig

0799 M. Jos Scheuer Contamination des poissons de la Sûre 
et de la Moselle

0800 M. Xavier Bettel Projet Eurocap-Rail

0801 M. Emile Calmes Amélioration des transports publics

0802 M. Alex Bodry Recettes communales

0803 MM. Marc Angel et Ben Fayot Fonctionnement des commissions 
consultatives communales pour 
étrangers

0805 M. Laurent Mosar Investissements de l’État réalisés à 
travers des partenariats public-privé

0806 M. Marcel Oberweis Certification forestière PEFC et FSC

0807 M. Henri Grethen Mise en service d’un train-tram au 
Luxembourg

0808 M. Xavier Bettel Libéralisation du trafic ferroviaire
international de voyageurs 

0809 M. Laurent Mosar Revendication des forces de police de 
créer une commission spéciale 
consacrée à la lutte contre la 
délinquance en provenance des pays 
africains et plus particulièrement des 
pays de l’Afrique de l’Ouest

0810 M. Claude Adam Statistiques sur les études supérieures

0812 M. Marcel Oberweis Accord de Dayton

0814 M. Robert Mehlen Production et qualité du vin

0815 M. Laurent Mosar Pratique des mariages forcés

0816 Mme Anne Brasseur Cadre européen commun de référence 
pour les langues

0817 Mme Claudia Dall’Agnol Violence à l’école

0818 Mme Claudia Dall’Agnol Protection des mineurs (contrôle de 
l’accès aux productions 
cinématographiques destinées à un 
public adulte)

0822 M. Claude Meisch Ensevelissement des déchets 
municipaux au Luxembourg

0827 M. Camille Gira Taxe Ecotrel

0828 M. Aly Jaerling Remboursement des visites médicales

0829 MM. John Castegnaro et Financement des formations offertes
cf. 0832 Romain Schneider par le Centre national de formation 

professionnelle continue d'Ettelbruck

0830 M. Gast Gibéryen Banque centrale du Luxembourg
cf. 0844

0832 M. Aly Jaerling Financement des formations offertes
cf. 0829 par le Centre national de formation 

professionnelle continue d'Ettelbruck

0833 M. Ben Fayot Secteur de la microfinance

0834 M. Xavier Bettel Indemnisation du congé parental

0839 M. Ben Fayot Fonctionnement du secteur financier

0844 M. Marc Spautz Banque centrale du Luxembourg
cf. 0830

0845 M. Xavier Bettel Circonstances du décès d’un détenu 
au Centre pénitentiaire de 
Luxembourg

0849 Mme Claudia Dall'Agnol Phénomène du «stalking»



eng Kéier ratifizéiert ginn, eng „Eu-
ropäesch Verfassung“ schafe soll.

Genannten Opwand stéisst bei ville
Matbierger ëmmer méi op Kritik,
well dës Campagne a steigendem
Mooss éischter als Propaganda-
wéi als Informatiounscampagne
ëmfonnt gëtt. Mat Gelder vun der
AIIgemengheet fir e Jo am Refe-
rendum vum 10. Juli ze werben,
mécht awer net nëmmen déi wues-
send Zuel u Géigner vum genannte
Vertrag - deenen hir Gelder et jo
och sinn - rosen, mä et verstéisst
an den Ae vu kritesche Matbierger
géint fundamental demokratesch
Prinzipien. An Zäite vu knappe
Keesse froe sech d’Leit och, op
Käschte vu wéi engen anere Bud-
getsposten dee massive Propa-
gandaopwand finanzéiert gëtt.

Duerfir folgend Froen:

1. Wien décidéiert de Contenu
vun deenen eenzelne Spoten
an Annoncen?

2. Aus wéi enge Budgetsposte
gëtt d’Informatiounscampagne
vun der Regierung zum „Traité
établissant une Constitution
pour l’Europe“ finanzéiert?

3. Wéi eng Zomm gouf insge-
samt fir dës Informatiouns-
campagne virgesinn?

4. No wéi enge Kritäre goufen déi
participéierend Werbeagentu-
ren ausgesicht?

Réponse (13.1.2006) de M.
Jean Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de l’Immigra-
tion:

- Wien décidéiert de Contenu
vun deenen eenzelne Spoten?

Den Inhalt vun der Campagne ass
vun der Regierung guttgeheescht
ginn, an e breede Spektrum u Fir-
men aus der Lëtzebuerger Medië-
landschaft ass mat der Gestaltung
vun der Campagne chargéiert
ginn.

- Aus wéi enge Budgetsposte
gëtt d’Informatiounscampagne
vun der Regierung zum „Traité
établissant une Constitution
pour l’Europe“ finanzéiert?

D’Enveloppe budgétaire fir d’Infor-
matiounscampagne vun der Regie-
rung ass am Ausseministère un en-
ger bestehender Budgetslinn fir In-
formatiounscampagnen iwwer Eu-
ropa ugesat ginn.

- Wéi eng Zomm gouf insge-
samt fir dës Informatiouns-
campagne virgesinn?

Am Conseil de Gouvernement vum
25. Februar ass décidéiert ginn,
d’Enveloppe budgétaire fir d’Infor-
matiounscampagne op 1.008.073
Euro HTVA ze fixéieren. Opwuel de
geneeë Bilan vun der Campagne
nach net gezu ka ginn, sou steet
awer fest, dass vun der initialer En-
veloppe budgétaire nach e consi-
dérable Montant iwwreg bliwwen
ass.

- No wéi enge Kritäre goufen déi
participéierend Werbeagentu-
ren ausgesicht?

D’Werbeagenturen sinn ausgewielt
ginn opgrond vun hire Kompeten-
zen an hirer Erfahrung um Lëtze-
buerger Marché, déi néideg war, fir
un der Realisatioun vun esou enger
Campagne kënne matzewierken.

Session ordinaire 2005-2006

Question 0683 (21.10.2005) de
M. Aly Jaerling (ADR) concer-
nant les envois postaux:

Wéi déi staatlech Post nach mat
der Verdeelung vun all Versand
beoptraagt war, hat een eng
gewësse Sécherheet, datt d’Päck
och do ukomm sinn, wou se soll-
ten. D’Postbeamte si vereedegt an
d’Post ass verantwortlech fir den
Envoi vun all Courrier.

No der Liberaliséierung gëtt d’Post
Liwwerungen och u Privatfirmen of,
déi da sollen den Envoi un d’Desti-
natairen iwwerhuelen.

Wann esou eng Privatfirma déi Op-
träg vun der Post net packt, da
kënnt et vir, datt se dës dann a
Sous-traitance gëtt, souguer u Fir-
men, déi net hei am Land etabléiert
sinn.

Domadder schéngt mer awer
d’Vertraulechkeet vun deene Livrai-
sounen, déi bei der Post garan-
téiert ass, bei esou enger Vir-
goensweis eeschthaft a Fro ge-
stallt.

Ech maache mer och eeschthaft
Gedanken driwwer, wann den Té-
léakaf nach méi iwwerhand hëlt an
ëmmer méi Livraisounen iwwer
Postversand geschéie sollen, datt
dës Aktivitéiten ëmmer méi iwwer-
hand huelen an e seriöe Versand
net méi méiglech ass.

Kann den Här Wirtschaftsminister
mer duerfir dës Froe beäntwerten:

1. Ass dem Här Minister bekannt,
datt Livraisoune vun der Post u
Privatfirmen delegéiert ginn an
déi vun deenen a Sous-trai-
tance ofgi ginn?

2. Gesäit den Här Minister an dë-
ser Aart a Weis vu Virgoen net
eng grouss Gefor fir d’seriöst
Ausféiere vun de Livraisounen
an hiert Ukomme bei den Des-
tinatairen?

3. Ass d’Vertraulechkeet, déi jo
bei den assermentéierte Post-
beamte garantéiert ass, och
bei deene Privatfirme garan-
téiert? Wa jo, op wat fir eng
Aart a Weis?

4. Ass et iwwerhaapt erlaabt, Li-
vraisounen, déi vun der Post
un eng Privatfirma weiderge-
reecht ginn, un aner Firme
weiderzeginn, zum Beispill u
Firmen, déi emol net hei am
Land etabléiert sinn?

5. Wat gedenkt den Här Minister
ze ënnerhuelen, datt dem Ex-
péditeur an dem Destinataire
vu Versandgidder seng Ver-
traulechkeet a seng Rechter
op e gutt Ukomme vu senger
Wuer garantéiert gëtt?

Réponse (17.1.2006) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce exté-
rieur:

1. D’Entreprise des Postes et Télé-
communications (d’Post) huet sech
am Joer 2000 an eng an der Ver-
deelung vu Päck spezialiséiert
Firma majoritär akaaft. Zwou Iw-
werleeungen hunn d’Post dozou
bruecht, dës strategesch Ent-
scheedung ze huelen:

- d’Konkurrenz, déi ëmmer méi
zouhëlt an dem Beräich vun
der Verdeelung vu Päck, e
Beräich, deen iwwregens ëm-
mer schonn der fräier Konkur-
renz ënnerworf war, huet et
mat sech bruecht, datt eng
méi bëlleg Verdeelinfrastruktur
huet missen agefouert ginn;

- d’Clienten, déi ëmmer besser
Servicer verlaangen, sief dat
op der Säit vun den Ofsender
oder vun den Empfänger,
bréngen et mat sech, datt eng
nei Struktur huet misse ge-
schaaft ginn, déi méi séier a
méi flexibel op déi verännert
Wënsch kann agoen.

Et ass also esou, datt d’Post en
Deel vun de Päck, déi se vun de
Lëtzebuerger Clienten a vun den
auslännesche Poste kritt, iwwer hir
Filial verdeele léisst. Ech kann och
confirméieren, datt et heiansdo,
wann d’Filial ze vill Aarbecht hat,
dozou komm ass, datt si en Deel
vun de Päck iwwer een aneren
ausgewielte Verdeeler verdeele ge-
looss huet.

2. D’Post passt natierlech mat de
gëeegente Mëttelen drop op, datt
hir Filial den héije Qualitéitsniveau
an de Sérieux, dee si selwer aus-
zeechent, och anhält. Ech gesinn
duerfir keng Gefor, datt d’Qualitéit
vun de Leeschtunge sollt erofgoen.

3. De ganze Postsecteur steet ën-
nert der Opsiicht vun dem Institut
luxembourgeois de Régulation
(lLR). Jiddfereen, deen zu Lëtze-
buerg am Postsecteur aktiv ass,

huet seng Aktivitéit dem ILR dekla-
réiert an huet sech deemno och
engagéiert, d’Regelen ze respek-
téieren, déi fir de Secteur gëllen.
De Fall gesat, wou e Client net mat
der Leeschtung vun enger Verdeel-
firma zefridde wär, an dës Firma
dem Client keng Satisfaktioun gëtt,
kann hien den ILR domat befaas-
sen. Dëst gëllt natierlech och fir
d’Filial vun der Post oder fir all aner
Firma, déi ugestallt gouf, Päck ze
verdeelen.

D’Confidentialitéit, oder méi prezis
d’Bréifgeheimnis, ass ganz beson-
nesch ervirgehoff am Gesetz iw-
wert d’Postservicer a gëllt dann
also och fir all Firma, déi an deem
Secteur schafft. Ech si mer sécher,
datt jiddfereen, deen et eppes
ugeet, dës Virschrëfte respektéiert.

4. Ech mengen aus der Fro eraus-
zeliesen, datt den Här Deputéierte
Jaerling der Meenung ass, datt
d’Filial vun der Post net nëmmen
heiansdo där enger oder anerer
Verdeelfirma hei aus dem Land,
mä och Firmen aus dem Ausland
Päck ze verdeele gëtt. Soulaang
wéi esou eng Verdeelfirma hir Akti-
vitéiten dem ILR gemellt huet a se
deemno ënner senger Opsiicht
steet, ass näischt géint esou eng
Praxis ze soen. D’Post seet mir al-
lerdéngs, datt esou eng Sous-trai-
tance net gemaach gouf.

5. Aus deene viregten Iwwerlee-
ungen ergëtt sech, datt ech a men-
ger Funktioun als Minister, deen
d’Post a sengen Attributiounen
huet, der Meenung sinn, datt ech
dësem Betrib keng weider Vir-
schrëften driwwer gi muss, op wat
fir eng Aart a Weis hien den Univer-
saldéngscht muss leeschten, esou
wäit wéi et d’Päck ugeet.

Question 0702 (27.10.2005) de
M. John Castegnaro (LSAP)
concernant l’engagement de
conducteurs polonais par
une société de transports
routiers luxembourgeoise: 

Ces dernières semaines la presse
et différentes organisations syndi-
cales ont dénoncé les pratiques
d’une entreprise de transports rou-
tiers luxembourgeoise, qui rappel-
lent celles révélées lors de l’affaire
Kralowetz en 2002. En effet,
d’après mes informations, cette so-
ciété, par le biais d’une société
créée en Pologne, emploie des
conducteurs polonais sous contrat
de travail polonais pour effectuer
des transports à I’intérieur du pays
(cabotage) ou à partir de sites
luxembourgeois.

Ces conducteurs, qui tirent avec
leurs camions-tracteurs immatricu-
lés en Pologne des remorques
luxembourgeoises, recevraient
leurs ordres de la part de la société
luxembourgeoise. Celle-ci aurait
même engagé un affréteur parlant
le polonais pour garantir une
meilleure communication. Par ail-
leurs, il semble que les conduc-
teurs polonais, qui restent au
Luxembourg pendant trois se-
maines, vivent et habitent pendant
cette période dans leurs camions.

Les démarches de l’organisation
syndicale OGB-L-ACAL auprès
des différents ministères et admi-
nistrations se sont heurtées à un
mutisme parfait – les instances
contactées expliquant toutes que
cette affaire ne relevait pas de leur
compétence.

Dans ce contexte j’aimerais poser
à Messieurs les Ministres les ques-
tions suivantes:

- Ces conducteurs polonais ne
devraient-ils pas être couverts
par la convention collective, la
législation du travail et la légis-
lation sociale en vigueur au
Luxembourg – étant donné
qu’ils reçoivent leurs ordres de
la part de la société luxem-

bourgeoise et qu’ils effectuent
entre autres du cabotage
(transport à l’intérieur du
pays)?

- Ces conducteurs ont-ils be-
soin d’un permis de travail
luxembourgeois? Doivent-ils
se faire examiner par un mé-
decin de travail luxembour-
geois avant de commencer à
travailler au Luxembourg?

- Ces conducteurs ne tombent-
ils pas dans le champ d’appli-
cation des mesures transi-
toires prises par douze des
«anciens» pays membres de
l’Union européenne (dont le
Luxembourg) pour limiter l’ac-
cès à leur marché du travail
aux ressortissants des huit
nouveaux États membres
d’Europe centrale et orientale?

- Suite à l’affaire Kralowetz en
2002, les Ministres concernés
s’étaient dits résolus à prendre
toutes les mesures néces-
saires afin d’endiguer la partie
virtuelle du secteur des trans-
ports opérant à partir du
Luxembourg de façon à ce
qu’un tel scandale ne puisse
se répéter à l’avenir. Mes-
sieurs les Ministres estiment-
ils que toutes les mesures pos-
sibles et nécessaires aient été
prises? Comment s’expli-
quent-ils que les différentes
instances se sont déclarées
non compétentes en la ma-
tière?

- Comment Messieurs les Mi-
nistres entendent-ils réagir aux
faits relatés ci-dessus?

- Dans le contexte de l’affaire
Kralowetz, Monsieur le Pre-
mier Ministre Jean-Claude
Juncker avait déclaré que «la
situation serait un exemple-
type du manque de cohérence
de la politique sociale de
l’Union européenne» (Bulletin
d’information et de documen-
tation 1/2002, Gouvernement
du Grand-Duché de Luxem-
bourg). Dans cet ordre d’idées
et d’autant plus que l’exemple
pourrait trouver des imitateurs,
Messieurs les Ministres ne
pensent-ils pas que ces évé-
nements risquent de confirmer
les appréhensions de la popu-
lation quant à l’évolution de
l’Union européenne? Mes-
sieurs les Ministres pensent-ils
prendre des initiatives au ni-
veau européen afin de contre-
carrer ce «manque de cohé-
rence de la politique sociale
de l’Union européenne»?

Réponse commune (13.1.2006)
de M. Lucien Lux, Ministre des
Transports, M. François Bilt-
gen, Ministre du Travail et de l’Em-
ploi, M. Jean Asselborn, Mi-
nistre des Affaires étrangères et de
l’Immigration et M. Mars Di Bar-
tolomeo, Ministre de la Santé et
de la Sécurité sociale:

L’honorable Député souhaite obte-
nir des informations relatives à des
chauffeurs polonais employés, se-
lon les affirmations des organisa-
tions syndicales, par une entre-
prise de transports luxembour-
geoise, ceci par le biais d’une so-
ciété de transports créée en Po-
logne. Dans ce contexte une en-
quête a été effectuée par l’Admi-
nistration des Douanes et Accises,
l’Inspection du Travail et des Mines
et le Service de Contrôle des em-
ployeurs du Centre commun de la
Sécurité sociale.

Dans le cadre des investigations
les responsables de la société
luxembourgeoise ont expliqué
qu’une société de droit polonais a
été créée au sein du groupe dans
le souci de rester concurrentiel sur
le marché du transport internatio-
nal, notamment en vue de pouvoir
garder les clients existants, qui
exercent une pression croissante
en exigeant une révision des prix
de transport vers le bas.

Selon ce contrôle, il s’agit de
chauffeurs polonais travaillant pour
une société polonaise appartenant
au même groupe que la société

luxembourgeoise qui conduisent
des véhicules appartenant à cette
même société polonaise. Cette so-
ciété polonaise dispose d’un total
de cinq véhicules.

Les responsables susvisés ont ex-
posé ensuite que des chauffeurs
de la société polonaise ont effectué
des transports internationaux avec
trois tracteurs polonais dans l’inté-
rêt du groupe qui compte des so-
ciétés dans huit pays dont le
Luxembourg et la Pologne.

L’Administration des Douanes et
Accises a constaté que si la so-
ciété luxembourgeoise organise
certains transports pour la société
polonaise, les chauffeurs polonais
ne reçoivent cependant leurs
ordres que de la seule société po-
lonaise. Il en résulte qu’il n’existe
aucun lien de travail et aucun lien
de subordination entre la société
luxembourgeoise et les chauffeurs
polonais.

Les mesures transitoires pour limi-
ter l’accès au marché du travail in-
voquées par l’honorable Député ne
s’appliquent pas en l’espèce étant
donné que les chauffeurs polonais
travaillent pour le compte de la so-
ciété polonaise. D’après l’enquête
menée par l’Administration des
Douanes et Accises, les chauffeurs
polonais n’effectuent que des
transports internationaux à l’exclu-
sion de toute opération de cabo-
tage.

Pour effectuer ces transports, les
chauffeurs polonais utilisent des
copies conformes de la licence
communautaire polonaise délivrée
par les autorités polonaises à la so-
ciété polonaise. À noter que l’auto-
risation d’établissement (polo-
naise) de la société polonaise, la
copie de la licence de transport
(polonaise) de la société polo-
naise, ainsi que les sommaires des
transports effectués par les trois
tracteurs polonais pour les mois de
septembre et octobre 2005 ont été
fournis par l’employeur à l’Adminis-
tration des Douanes et Accises
pour compléter son dossier.

De plus, l’employeur a fait parvenir
au Centre commun de la Sécurité
sociale des formulaires E111 va-
lables pour la période du 24 no-
vembre au 31 décembre 2005 pour
quatre chauffeurs de la société po-
lonaise qui effectuent, entre autres,
des transports au départ de
Luxembourg. Il s’ensuit que les
quatre chauffeurs sont affiliés au-
près de la Sécurité sociale polo-
naise et qu’en application de l’ar-
ticle 14.2a du règlement CEE
1408/71 ils ne relèvent pas de la
Sécurité sociale luxembourgeoise.

En ce qui concerne le fait que les
tracteurs polonais tirent des re-
morques luxembourgeoises, il y a
lieu de préciser que le principe du
tractage a déjà été admis depuis
des décennies dans les accords
bilatéraux bien avant toute libérali-
sation au sein de l’Union euro-
péenne, le tractage n’ayant par
ailleurs rien à voir avec un éventuel
secteur virtuel.

La société luxembourgeoise visée
par l’honorable Député admet avoir
engagé une personne parlant le
polonais, ceci pour faciliter les
contacts avec la société polonaise
appartenant au même groupe.
Cette personne n’y a cependant
travaillé que peu de temps.

L’affirmation que les chauffeurs po-
lonais auraient dû habiter pendant
trois semaines dans leurs véhi-
cules n’a pas pu être confirmée par
l’Administration des Douanes et
Accises et l’Inspection du Travail et
des Mines. L’inverse a plutôt été
constaté. En effet, les chauffeurs
de la société polonaise viennent
jusqu’au siège de la société luxem-
bourgeoise lorsqu’ils sont dans les
parages afin de pouvoir profiter
des dortoirs, douches et cantine
de la société luxembourgeoise.
Cette possibilité leur est offerte
dans le cadre du groupe auquel
appartiennent tant la société
luxembourgeoise que la société
polonaise afin de leur éviter de de-
voir «habiter» dans leurs véhicules.
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Il en résulte que cette situation
n’est guère comparable avec l’af-
faire Kralowetz et que l’activité de
la société polonaise ne constitue
pas non plus une partie virtuelle du
secteur des transports luxembour-
geois, mais qu’il s’agit d’une acti-
vité légale d’une société de trans-
ports polonaise suite à la libéralisa-
tion du secteur des transports à
l’intérieur de l’Union européenne
introduite progressivement au cou-
rant des années ‘90.

Question 0731 (11.11.2005) de
M. Laurent Mosar (CSV)
concernant le bail emphytéo-
tique:

Le bail emphytéotique est aujour-
d’hui perçu comme une des me-
sures servant à juguler la flambée
des prix immobiliers. Il s’agit d’un
instrument ayant fait ses preuves à
travers l’exemple donné par le
Fonds du Logement qui y recourt
de façon systématique, et ce n’est
pas sans raison que cette forme de
mise à disposition d’un terrain est
présentée comme l’une des idées
phares à la Semaine du Logement
2005.

Il se trouve que les notaires n’appli-
quent pas la réduction de moitié du
barème 4 pour le calcul de l’hono-
raire concernant le bail emphytéo-
tique (art. 6 et renvoi à l’art. 19, al.
17 du règlement grand-ducal mo-
difié du 24 juillet 1971 portant révi-
sion du tarif des notaires). Dans sa
lettre du 17 septembre 2002, le Mi-
nistre du Logement a approuvé in-
tégralement l’interprétation de l’ar-
ticle 19, alinéa 17, b) du règlement
grand-ducal modifié du 24 juillet
1971 portant révision du tarif des
notaires dans le sens d’une réduc-
tion. Or, jusqu’à ce jour, cette lettre
est restée sans suites dans la pra-
tique.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes au Ministre
du Logement:

- Quelles sont les suites
concrètes que le Ministre en-
tend donner à la situation dé-
crite ci-dessus?

- Est-ce que les personnes bé-
néficiaires en principe des
aides au logement et ayant
payé l’honoraire intégral pour-
ront se faire rembourser?

Réponse (11.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

La question du tarif des honoraires
de notaire en cas de signature d’un
bail emphytéotique a fait l’objet
d’un examen de la part de la
Chambre des Notaires qui estime
que le demi-tarif prévu à l’article 19
point 17 du règlement grand-ducal
modifié du 24 juillet 1971 portant
révision du tarif des notaires est in-
applicable en l’espèce.

Monsieur le Médiateur, saisi de la
question, s’est exprimé dans le
même sens.

Me ralliant à ces avis, je considère
que le tarif appliqué est correct et
que dès lors la question d’un rem-
boursement de trop-perçus ne se
pose pas.

Question 0748 (21.11.2005) de
M. Marc Spautz (CSV) concer-
nant la composition du coût
moyen d’un élève au Luxem-
bourg:

Le coût annuel moyen brut par
élève est un indicateur financier
fréquemment utilisé pour pouvoir
évaluer le budget dédié à l’ensei-
gnement. Selon le Ministère de
l’Éducation nationale et de la For-
mation professionnelle, cet indica-
teur peut varier en fonction de dif-
férents critères. Les deux critères
les plus importants sont le niveau
de rémunération du personnel en-
seignant et la taille de la classe fré-
quentée. Ces deux facteurs varient

fortement d’un ordre d’enseigne-
ment à l’autre. Pour l’année sco-
laire 2003-2004 le coût annuel
moyen brut par élève est chiffré à
10.607 € pour l’éducation présco-
laire et primaire, à 14.469 € pour
l’enseignement secondaire et à
15.551 € pour l’enseignement se-
condaire technique.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Madame
la Ministre de l’Éducation nationale
et de la Formation professionnelle:

1. Quels sont les autres critères
déterminant le coût annuel
moyen brut par élève?

2. Est-ce que vous pouvez me
fournir une ventilation précise
des chiffres pour l’année
2003-2004 qui tient compte de
tous les critères intervenant
dans le coût annuel moyen
brut par élève par ordre d’en-
seignement?

3. Est-ce que vous êtes déjà en
mesure de me communiquer
les chiffres pour les années
scolaires 2004-2005 et 2005-
2006?

Réponse (18.1.2006) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

1. Critères déterminant le coût
annuel brut d’un élève

Les dépenses relatives au système
éducatif qui ont été considérées
dans le calcul du coût annuel d’un
élève peuvent être réparties en
trois grandes catégories: les dé-
penses de rémunération, les frais
de fonctionnement et les dépenses
de capital. À noter que ces trois
types de coûts retenus dans la pré-
sente étude sont ceux qui sont utili-
sés dans la nomenclature interna-
tionale.

Dépenses de rémunération

Cette catégorie comprend les sa-
laires bruts plus les éventuels
avantages non salariaux. On en-
tend par salaire brut le total du sa-
laire gagné par l’employé y com-
pris toutes les primes et allocations
supplémentaires avant déduction
de tout impôt ou cotisation salariale
aux caisses de retraite et à la sécu-
rité sociale. Entrent également en
ligne de compte les charges patro-
nales payées par l’État.

Le personnel à considérer com-
prend tous les intervenants dans le
processus éducatif, c’est-à-dire
non seulement les personnes inter-
venant directement dans l’ensei-
gnement mais également celles y
intervenant indirectement. À noter
qu’il a toujours été fait la distinction
entre personnel enseignant et per-
sonnel non enseignant.

Cette deuxième catégorie com-
prend entre autres les chefs d’éta-
blissements, le personnel éducatif,
le personnel administratif, le per-
sonnel spécialisé, les conseillers
pédagogiques, les psychologues,
le personnel médical, les bibliothé-
caires, les inspecteurs, le person-
nel de soutien, les secrétariats, le
personnel affecté à l’entretien et à
l’exploitation des bâtiments, le per-
sonnel affecté au transport et le
personnel affecté à la restauration.
Sont également compris dans
cette catégorie toutes les per-
sonnes employées au sein du Mi-
nistère de l’Éducation nationale et
de ses différents services et admi-
nistrations.

Frais de fonctionnement (dé-
penses courantes)

Les frais de fonctionnement cou-
vrent tous les biens et services
consommés dans le cadre de l’en-
seignement et qui doivent être re-
nouvelés périodiquement pour as-
surer des services éducatifs.

Il s’agit en grande partie des dé-
penses couvrant les services assu-
rés par les fournisseurs extérieurs,
qui sont généralement des ser-
vices de soutien.

Entrent également dans cette caté-
gorie les loyers payés pour la loca-
tion de locaux scolaires, le matériel
pédagogique, les combustibles,

l’électricité, les télécommunica-
tions, les voyages, les assu-
rances…

Dépenses en capital

Quel qu’en soit le mode de finan-
cement (via recette courante ou via
emprunt), les dépenses en capital
représentent la valeur des biens
mobiliers et immobiliers durables
acquis ou créés au cours de l’an-
née.

Schématiquement, les dépenses
en capital couvrent des avoirs
d’une durée supérieure à un an.
Elles peuvent comprendre les dé-
penses de construction, de réno-
vation et de réparation de bâti-
ments ainsi que les dépenses dues
à l’achat ou au remplacement
d’équipements importants.

La distinction entre dépenses de
fonctionnement et dépenses de
capital n’est pas toujours très
nette. En règle générale les pays
distinguent ces deux types de dé-
penses selon leur montant effectif.
En dessous d’un certain seuil, les
dépenses sont généralement
considérées comme dépenses de
fonctionnement, alors que les dé-
penses plus importantes sont inté-
grées dans les dépenses de capi-
tal.

2. Ventilation précise des chiffres
pour l’année 2003-2004

Les chiffres repris dans la publica-
tion «Les Chiffres Clés de l’Éduca-
tion nationale – Statistiques et Indi-
cateurs 2003-2004» sont extraits
d’une étude réalisée par le SCRIPT
en 2004 sur les coûts et finance-
ments de notre système scolaire
pour l’année budgétaire 2002. Ce
décalage dans le temps s’explique
par le fait que la réalisation d’une
telle étude ne peut se faire
qu’après la clôture définitive des
comptes.

Ladite étude a été publiée et
contient les ventilations par ordre
d’enseignement, par type de dé-
pense et par bailleur de fonds. Elle
contient également une description
détaillée de la méthodologie appli-
quée et des dépenses retenues
pour le calcul. Un exemplaire de
cette publication a été joint en an-
nexe.

Chiffres pour les années scolaires
2004-2005 et 2005-2006

Les statistiques financières con-
cernant l’éducation portent tou-
jours sur une année budgétaire et
tiennent forcément compte de
deux années scolaires différentes.
Les données issues de la publica-
tion «Les Chiffres Clés de l’Éduca-
tion nationale – Statistiques et Indi-
cateurs 2003-2004» se réfèrent à
l’année budgétaire 2002.

L’étude sur les coûts et finance-
ments de notre système scolaire
pour l’année budgétaire 2003 et
qui se réfère aux années scolaires
2002-2003 et 2003-04 a été ache-
vée et publiée en décembre der-
nier. Un exemplaire a également
été joint à la présente.

Question 0749 (22.11.2005) de
M. Ali Kaes (CSV) concernant
les classes d’impôt:

En vue de l’application du tarif, les
contribuables sont répartis en plu-
sieurs classes d’impôt. Les céliba-
taires, les séparés, les divorcés et
les veufs (ces trois dernières caté-
gories profitant encore du splitting
durant une période transitoire de
trois ans) sont répartis dans la
classe d’impôt 1 tandis que les ma-
riés font partie de la classe d’impôt
2. Les contribuables des classes
1a ou 2 ayant un ou plusieurs en-
fants bénéficient d’une modération
d’impôt pour enfant.

Selon l’article 123 (3) L.I.R. «les
personnes, même âgées de moins
de vingt et un ans, qui ont des en-

fants, sont censées avoir un mé-
nage commun avec leurs enfants,
même lorsqu’elles partagent avec
ces enfants l’habitation d’un autre
contribuable». Il en résulte qu’une
jeune femme mineure constitue fis-
calement un ménage avec ses
propres enfants, même si cette
femme ne cohabite pas avec le
père de l’un des enfants, mais ha-
bite chez ses parents prenant en
charge leur fille et leurs petits-en-
fants. Ainsi, les parents voient leur
modération d’impôt réduite, celle-
ci étant réservée aux enfants fai-
sant partie du ménage fiscal,
même si leurs frais d’entretien et
d’éducation ont probablement
connu une hausse sensible due à
l’accroissement familial.

Tout en sachant qu’il existe la pos-
sibilité de déduire un abattement
de revenu imposable pour charges
extraordinaires, j’aimerais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre des Finances:

1. Est-ce qu’un tel reclassement
fiscal dans le cas décrit ci-
dessus n’est quand même pas
à juger comme discrimina-
toire?

2. Dans l’affirmative, quelles me-
sures fiscales envisage-t-il?

Réponse (10.1.2006) de M.
Jean-Claude Juncker, Premier
Ministre, Ministre des Finances:

La question parlementaire de l’ho-
norable Ali Kaes traite de la prise
en compte, lors d’un calcul de l’im-
pôt sur le revenu, de frais d’entre-
tien et d’éducation dans le chef
d’un contribuable qui a sa fille mi-
neure et les enfants de celle-ci à sa
charge.

L’article 12 de la loi modifiée du 4
décembre 1967 concernant l’impôt
sur le revenu dispose que les dé-
penses effectuées par un contri-
buable pour l’entretien des mem-
bres de sa famille ne sont déduc-
tibles ni dans les différentes caté-
gories de revenus nets, ni du total
des revenus nets.

Il est cependant tenu compte de la
diminution de la capacité contribu-
tive découlant de l’entretien et de
l’éducation des enfants lors du cal-
cul de l’impôt dû. Si l’enfant fait
partie du ménage fiscal du contri-
buable, celui-ci a droit à une mo-
dération d’impôt. Dans le cas où
l’enfant ne fait pas partie du mé-
nage fiscal, le contribuable a droit
à un abattement de revenu impo-
sable pour charges extraordi-
naires, s’il supporte principalement
les frais d’entretien et d’éducation
et si son intervention est néces-
saire.

Il est vrai que la mère mineure qui
vit avec son enfant chez ses pa-
rents ne fait, de par les termes de
la loi, plus partie du ménage fiscal
de ceux-ci. Les parents n’ont donc
droit à la modération d’impôt ni
pour leur fille, ni pour leur petits-en-
fants. Ils peuvent cependant de-
mander un abattement de revenu
imposable et pour leur fille, et pour
leurs petits-enfants, s’ils suppor-
tent principalement les frais de leur
entretien et de leur éducation.

Ce traitement ne peut être qualifié
de discriminatoire, d’autant plus
que l’imposition collective du
contribuable avec ses enfants mi-
neurs ne s’étend pas aux enfants
mineurs qui ne font pas partie du
ménage fiscal de leurs parents.

Question 0759 (24.11.2005) de
M. Laurent Mosar (CSV)
concernant la convention de
«non double imposition»
entre le Luxembourg et
l’Australie:

Au cours des dernières années, le
Luxembourg a étendu de manière
considérable son réseau de
conventions bilatérales dites de
«non double imposition». De telles
conventions ont notamment été
conclues avec des pays perçus
comme présentant un fort potentiel

en termes de relations commer-
ciales et financières avec le Grand-
Duché – leur signature fait désor-
mais partie du programme de
nombreuses missions de prospec-
tion économique.

Un nombre non négligeable d’en-
treprises luxembourgeoises entre-
tiennent effectivement des rela-
tions conséquentes avec ce pays
et estiment signifiant l’intérêt com-
mercial futur représenté par l’Aus-
tralie.

- Dès lors, Monsieur le Ministre
peut-il m’informer de la position
du Gouvernement concernant
la conclusion d’une convention
de «non double imposition»
entre le Luxembourg et l’Aus-
tralie respectivement au cas où
un tel texte serait d’ores et déjà
en préparation, de l’état
d’avancement de cette prépa-
ration et de la date approxima-
tive d’un projet de loi y afférent?

Réponse (27.1.2006) de M.
Jean-Claude Juncker, Premier
Ministre, Ministre des Finances:

Par sa question parlementaire du
24 novembre 2005 Monsieur le Dé-
puté Laurent Mosar veut connaître
la position du Gouvernement
luxembourgeois concernant la
conclusion d’une convention de
«non double imposition» entre le
Luxembourg et l’Australie.

De prime abord, il est vrai de souli-
gner que le Gouvernement luxem-
bourgeois a intensifié ses efforts
durant les dernières années en vue
d’étendre le réseau des conven-
tions bilatérales contre les doubles
impositions.

Ceci étant déjà en 1988 le Gouver-
nement de l’époque avait pris l’ini-
tiative pour la conclusion d’une
telle convention également avec
l’Australie. Toutefois, le Gouverne-
ment australien avait répondu que
son programme serait trop chargé
et qu’il n’y aurait que très peu de
ressources disponibles pour élabo-
rer des conventions fiscales. Il
avait été ajouté que le Gouverne-
ment australien ne serait pas au
courant d’une quelconque diffi-
culté provenant de l’absence d’une
convention contre les doubles im-
positions et qu’il n’y aurait qu’une
faible demande de la part du sec-
teur commercial australien.

Bien que la requête ait été réitérée
à de nombreuses reprises par les
autorités luxembourgeoises, le
dossier n’a pas encore évolué
concrètement.

Le Gouvernement luxembourgeois
continuera en tout état de cause à
insister auprès des autorités aus-
traliennes sur des négociations en
vue de la conclusion d’une
convention contre les doubles im-
positions.

Question 0762 (24.11.2005) de
Mme Vera Spautz (LSAP)
concernant l’étude sur la
consommation d’alcool et de
drogues chez les conduc-
teurs:

La division toxicologique du CRP
Santé vient de publier une étude
sur la consommation d’alcool en
combinaison avec des médica-
ments et des drogues chez les
conducteurs. Ainsi, il ressort de
cette étude effectuée sur 408
échantillons sanguins que 23%
des conducteurs avaient
consommé, à côté de l’alcool, des
médicaments aux propriétés psy-
chotropes et que 10% des per-
sonnes concernées avaient
consommé des drogues illicites.

Dans ce contexte la déclaration
gouvernementale de 2004 dispose
qu’«en matière de répression, le
Gouvernement combattra prioritai-
rement la vitesse excessive, voire
non adaptée, qui se situe de loin
en tête des facteurs générateurs
des accidents mortels sur les
routes du Grand-Duché, surtout si
elle s’associe à un comportement
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agressif et à la consommation d’al-
cool et de drogues».

- Quelles sont les conclusions
que le Gouvernement tire de
cette étude, notamment en ce
qui concerne la consommation
de médicaments?

- Est-ce qu’il existe des moyens
légaux pour détecter la
consommation de médica-
ments (licites et illicites) res-
pectivement des sanctions ap-
plicables?

Réponse commune (11.1.
2006) de M. Mars Di Bartolo-
meo, Ministre de la Santé et de la
Sécurité sociale et M. Lucien
Lux, Ministre des Transports:

L’honorable Députée souhaite
connaître les conclusions que le
Gouvernement tire d’une étude sur
la consommation d’alcool en com-
binaison avec celle de médica-
ments et de drogues chez les
conducteurs de véhicules automo-
teurs, publiée par la division tech-
nique du Centre de Recherche Pu-
blic Santé, notamment en ce qui
concerne la consommation de mé-
dicaments.

Les médicaments peuvent, tout
comme l’alcool, avoir une influence
néfaste sur la capacité de conduire
et ce même lors d’une consomma-
tion modérée. En outre, un mé-
lange d’alcool et de médicaments
peut être particulièrement dange-
reux.

La consommation abusive de mé-
dicaments avant de prendre le vo-
lant est illégale et sanctionnée par
conséquent, en particulier dès que
la dose prescrite par le médecin
traitant se trouve dépassée. Dans
cet ordre d’idées, tout conducteur
d’un véhicule ou d’un animal, ainsi
que tout piéton impliqué dans un
accident, manifestant un compor-
tement caractéristique résultant de
la consommation excessive de
substances médicamenteuses,
sera astreint à subir un examen
médical à effectuer par un méde-
cin autorisé à exercer la profession
de médecin au Grand-Duché de
Luxembourg.

L’honorable Députée souhaite en-
core savoir s’il existe des moyens
légaux pour détecter la consom-
mation de médicaments ainsi que
les sanctions applicables. La dé-
tection d’un excès de consomma-
tion de médicaments lors d’un
contrôle routier dans les conditions
décrites ci-devant permettra d’en-
gager des poursuites pénales sur
base des dispositions de l’article
12 modifié de la loi du 14 février
1955 concernant la réglementation
de la circulation sur toutes les
voies publiques et d’appliquer les
sanctions y prévues.

Pour ce qui est des drogues illi-
cites, le projet de loi, en instance
de procédure, modifiant la loi du 14
février 1955 vise à mettre en place
un système de dépistage des
conducteurs se trouvant sous l’em-
prise de drogues. La présence de
stupéfiants est détectée par un test
de la salive ou un test de la sueur.

Si ces tests s’avèrent concluants
quant à la présence dans l’orga-
nisme d’au moins une des sub-
stances prévues à l’article 7 de la
loi du modifiée du 19 février 1973
concernant la vente de substances
médicamenteuses et la lutte contre
la toxicomanie, cet état sera déter-
miné par une prise de sang et une
prise d’urine. En cas d’impossibi-
lité de procéder à une prise de
sang, la personne concernée de-
vra se soumettre à un examen mé-
dical.

En l’absence d’examen de la sueur
et de la salive, d’une prise de sang
ou d’un examen médical, cet état
pourra être établi par tous les
autres moyens de preuve prévus
en matière pénale.

Les sanctions applicables sont
celles prévues à l’article 12 de la loi
modifiée du 14 février 1955 préci-
tée.

Question 0763 (25.11.2005) de
M. John Castegnaro (LSAP)
concernant la directive «Bolke-
stein»:

En date du 22 novembre 2005, la
Commission du Marché intérieur et
de la Protection des Consomma-
teurs (IMCO) du Parlement euro-
péen a adopté par 25 oui, 10 non
et 5 abstentions le rapport d’Eve-
lyne Gebhardt sur la proposition de
directive services, dite «directive
Bolkestein». Tout en constatant
certains changements apportés au
sujet du champ d’application de la
directive, il est regrettable que di-
verses améliorations proposées
par la rapportrice aient été refu-
sées par une majorité dans la com-
mission.

La proposition de directive sus-
mentionnée constitue toujours une
atteinte contre le modèle social eu-
ropéen et luxembourgeois, entre
autres en raison de la non-exclu-
sion des services sociaux.

À ceci s’ajoute qu’il ressort d’un
communiqué de presse de la
Confédération européenne des
syndicats, qu’en matière de droit
du travail la récente déclaration du
commissaire McCreevy sur le sys-
tème suédois de conventions col-
lectives constitue une contradiction
par rapport à la position de la Com-
mission de l’Emploi et des Affaires
sociales du Parlement européen
qui prévoyait d’exclure le droit du
travail de la directive.

- En considérant la Déclaration
du Premier Ministre sur les
priorités politiques du Gouver-
nement le 12 octobre 2005 et
surtout l’annonce suivante:
„Deenen, déi der Zerstécke-
lung an dem Zerschloe vun ei-
ser aarbechtsrechtlecher
Uerdnung d’Wuert rieden,
wëlle mer soen: Mir maachen
dës Moud, déi an eenzelnen
Nopeschlänner virexercéiert
gëtt, net mat“, j’aimerais savoir
si le Gouvernement luxem-
bourgeois confirme sa position
défavorable quant à cette di-
rective.

- Quelles seront les démarches
du Gouvernement en la ma-
tière, notamment pour ce qui
est du vote prochain au sein
du Conseil des Ministres?

Réponse (27.1.2006) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce exté-
rieur:

Conscient des bénéfices à retirer
pour notre pays d’un bon fonction-
nement du marché intérieur des
services, le Gouvernement soutient
l’objectif de la proposition de direc-
tive mentionnée par l’honorable
Parlementaire. L’économie euro-
péenne a besoin d’un secteur des
services dynamique pour atteindre
les objectifs de croissance et d’em-
ploi durables – le Conseil européen
l’a souligné à plusieurs reprises.
Ceci est d’autant plus vrai pour le
Luxembourg, compte tenu du
caractère ouvert de son économie
et du poids exceptionnel qu’y oc-
cupent les services.

Les mesures prévues par la propo-
sition de directive, comme la sim-
plification administrative, la trans-
parence des procédures, la créa-
tion du «guichet unique» ou l’amé-
lioration de la qualité des services,
profiteront tant aux entreprises
qu’aux citoyens.

Néanmoins, le Gouvernement reste
très vigilant quant à l’impact que la
proposition pourrait avoir sur cer-
tains secteurs ou sur certaines lé-
gislations en vigueur sur notre terri-
toire. Il ne s’agit en effet pas de
réaliser le grand marché sans au-
cune précaution et d’appliquer
toutes les dispositions de la direc-
tive indistinctement à toutes les ac-
tivités de services. C’est pourquoi,
par exemple, le Luxembourg de-
mande que le secteur de la santé
soit exclu du champ d’application

de la proposition. C’est pourquoi,
aussi, le Luxembourg demande
que puissent être maintenus des
mécanismes efficaces permettant
un contrôle notamment en ce qui
concerne la protection des tra-
vailleurs. Ainsi, le Gouvernement,
s’il soutient le principe du pays
d’origine, exige néanmoins qu’il
n’affecte pas le droit du travail qui
doit rester territorial.

Au cours des négociations sur
cette proposition, le Luxembourg a
également demandé que soit da-
vantage clarifié que les services
d’intérêt général non économiques
sont bien exclus du champ d’appli-
cation du texte. Quant aux services
d’intérêt économique général, le
Luxembourg a demandé et obtenu
une série de garanties qui per-
mettent d’éviter que la proposition
n’ait un impact négatif sur ces sec-
teurs.

En ce qui concerne les prochaines
démarches, le Gouvernement exa-
minera avec la plus grande atten-
tion la proposition modifiée que la
Commission européenne doit
adopter dans les semaines qui sui-
vront le vote en séance plénière, le
15 février prochain au Parlement
européen. Les positions qu’il dé-
fendra dans les négociations reste-
ront, comme c’était le cas jusqu’à
présent, sur la ligne du plan d’ac-
tion national «Lisbonne», tel
qu’adopté par le Gouvernement et
la Chambre des Députés en
séance publique le 16 novembre
2005 (voir extrait en annexe) (an-
nexe à consulter au Greffe de la
Chambre des Députés).

En tout état de cause, le Gouverne-
ment poursuivra ses efforts pour
s’assurer de la préservation du mo-
dèle social luxembourgeois.

Question 0765 (28.11.2005) de
Mme Marie-Josée Frank
(CSV) concernant les élèves qui
à l’occasion de la rentrée
scolaire de cet automne ont
été obligés de changer
d’école après les incidents
survenus à l’école privée
Notre-Dame, communément
appelée «Sainte-Sophie»:

Notons à ce sujet que l’«Ombuds-
Comité fir d’Rechter vum Kand» a
été saisi par les enfants et les pa-
rents concernés afin de tenter une
médiation avec l’administration de
l’école. En août 2005, l’ORK a mal-
heureusement dû constater que
ses efforts afin de trouver une issue
favorable ont échoué. Le comité a
finalement conclu que l’article 2 de
la Convention internationale des
Droits de l’Enfant n’a manifeste-
ment pas été respecté: «Les États
parties prennent toutes les me-
sures appropriées pour que l’en-
fant soit effectivement protégé
contre toutes formes de discrimina-
tion ou de sanction motivées par la
situation juridique, les activités, les
opinions déclarées ou les convic-
tions de ses parents, de ses repré-
sentants légaux ou des membres
de sa famille.»

- Sans vouloir commenter ni les
incidents qui sont à l’origine
du conflit entre parents
d’élèves et direction de l’insti-
tution, ni le caractère (in)ap-
proprié de la sanction pronon-
cée par la direction de bannir
les enfants de l’école, j’aime-
rais tout de même savoir
quelles sont les mesures envi-
sagées par le Ministère de
l’Éducation nationale et de la
Formation professionnelle
pour encadrer et assister les
enfants concernés, tant au ni-
veau pédagogique que psy-
chologique, afin qu’ils parvien-
nent à mieux s’intégrer dans
leur nouveau environnement
scolaire.

Réponse (10.1.2006) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

Je regrette que le conflit entre la di-
rection de l’école privée Notre-
Dame et des parents d’élèves ait
amené la direction à ne plus per-
mettre aux élèves de continuer
leurs études dans un environne-
ment scolaire qui leur était familier.

Quant aux mesures à prendre par
les lycées d’accueil pour parer aux
problèmes pédagogiques ou psy-
chologiques qui pourraient résulter
d’un tel transfert pour les élèves, je
tiens à relever que le nouveau rè-
glement grand-ducal déterminant
l’évaluation et la promotion des
élèves de l’enseignement postpri-
maire, entré en vigueur à partir de
la rentrée scolaire 2005/2006, pré-
voit explicitement des mesures de
remédiation pour aider les élèves
présentant des difficultés sco-
laires.

D’autre part, chaque établissement
de l’enseignement dispose d’un
service de psychologie et d’orien-
tation scolaire qui assure l’enca-
drement et le suivi psychologiques
des élèves qui le demandent. De
surcroît, une aide psychologique
supplémentaire peut être sollicitée
par les élèves ou leurs parents au-
près des psychologues travaillant
au Centre de psychologie et
d’orientation scolaires.

Question 0767 (28.11.2005) de
M. Marco Schank (CSV)
concernant la carrière
moyenne auprès de l’Admi-
nistration du Cadastre et de
la Topographie:

L’article 16 de la loi du 17 avril
1964 portant réorganisation de
l’Administration du Cadastre et de
la Topographie prévoyait deux car-
rières moyennes, à savoir la car-
rière moyenne de l’agent technique
et celle du technicien diplômé. Ces
fonctionnaires sont tous détenteurs
du diplôme de fin d’études secon-
daires. Il y a également une équi-
valence entre l’examen concours
prévu par le règlement grand-du-
cal du 30 août 1970 et l’examen
concours pour l’admission au
stage organisé par l’Administration
du Cadastre et de la Topographie.
Ceci vaut de même pour l’examen
de fin de stage et l’examen de pro-
motion.

Par le biais des lois du 25 juillet
2002 et du 5 décembre 2002 por-
tant réorganisation de l’Administra-
tion du Cadastre et de la Topogra-
phie a été aboli l’article 16ter souli-
gnant l’équivalence des différentes
carrières moyennes. Ainsi les car-
rières moyennes du rédacteur et
du technicien diplômé ont été scin-
dées en deux carrières distinctes.

Un règlement grand-ducal du 22
août 2003 a fixé le nombre des em-
plois des différentes fonctions du
cadre fermé pour les diverses car-
rières dans les administrations de
l’État. Les fonctionnaires de la car-
rière du technicien diplômé se
voient dépassés en rang et fonc-
tion par des fonctionnaires de la
carrière du rédacteur classés au
rang inférieur au tableau d’avance-
ment de la carrière du rédacteur et
du technicien diplômé tel qu’il exis-
tait la veille de l’entrée en vigueur
de la loi du 25 juillet 2003.
- Considérant que les fonctions

ou missions confiées aux
agents de la carrière moyenne
auprès de l’Administration du
Cadastre et de la Topographie
sont indépendantes des
études et du mode de recrute-
ment, j’aimerais demander à
Monsieur le Ministre de la
Fonction publique s’il ne juge
pas utile de modifier la législa-
tion afin que les fonctionnaires
de la carrière moyenne du
technicien diplômé à l’Admi-
nistration du Cadastre, ayant
réussi leur examen de promo-
tion avant 1986, conservent

leurs fonctions et soient pro-
mus à titre personnel aux fonc-
tions d’inspecteur technique
principal respectivement ins-
pecteur technique principal 1er

en rang, au moment où leurs
collègues, classés à rang égal
ou immédiatement inférieur à
l’examen de promotion de la
carrière du rédacteur et du
technicien diplômé, bénéfi-
cient d’une promotion à une
fonction classée dans le grade
12 respectivement grade 13.

Réponse (20.1.2006) de M.
Claude Wiseler, Ministre de la
Fonction publique et de la Réforme
administrative:
L’honorable Monsieur Marco
Schank sollicite dans sa question
parlementaire du 28 novembre
2005 des renseignements au sujet
d’éventuelles démarches à entre-
prendre en vue de rétablir les ex-
pectatives de carrière de quelques
fonctionnaires relevant du cadre
moyen de l’Administration du Ca-
dastre, qui se sentent lésés par
l’abolition de l’article 16ter de la loi
modifiée du 28 mars 1986 portant
harmonisation des conditions et
modalités d’avancement dans les
différentes carrières des adminis-
trations et services de l’État.
En réponse permettez-moi d’expo-
ser tout d’abord les motifs qui dans
le temps étaient à la base de l’abo-
lition de l’article 16ter précité.
La loi du 27 août 1986 modifiant et
complétant la loi modifiée du 22
juin 1963 fixant le régime des trai-
tements des fonctionnaires de
l’État a créé dans les cadres des
différentes administrations de
l’État, où existait déjà la carrière de
technicien diplômé, celle de l’ingé-
nieur-technicien.
La loi du 1er avril 1987 pour sa part
a inséré un nouvel article 16ter
dans la même loi dès lors modifiée
du 28 mars 1986, ayant la teneur
suivante:
«Pour les carrières de l’ingénieur-
technicien et du technicien di-
plômé, la promotion aux grades 12
et 13 se fait conformément au ta-
bleau d’avancement de la carrière
du technicien diplômé tel qu’il exis-
tait la veille de l’entrée en vigueur
de la loi du 27 août 1986.
L’alinéa qui précède s’applique
également à la carrière du rédac-
teur de l’Administration du Ca-
dastre et de la Topographie.»
En 1987, ces dispositions avaient
été introduites au motif que «suite
à la création de la carrière de l’in-
génieur-technicien, bon nombre de
techniciens diplômés remplissant
les conditions d’études requises
seront nommés dans la nouvelle
carrière. Or, d’après l’article 14 de
la loi sur l’harmonisation des possi-
bilités d’avancement, les fonction-
naires ayant changé de carrière
continuent à être pris en considé-
ration pour la détermination de l’ef-
fectif total de la carrière. Appliquée
à la carrière du technicien diplômé,
cette disposition aurait pour consé-
quence un gonflement substantiel
des emplois du cadre fermé. Le
présent article aura pour but d’évi-
ter cette conséquence peu souhai-
table» (in projet de loi N°3068).
Au commentaire des articles, ces
mêmes dispositions avaient été
motivées par le souci du législateur
«d’éviter des dépassements en
rang résultant de la création de la
nouvelle carrière de l’ingénieur-
technicien».
Il importe en effet de relever dans
ce contexte que suite à la création
de la carrière de l’ingénieur-techni-
cien, bon nombre de techniciens
diplômés qui remplissent les
conditions d’études requises
avaient été nommés dans la nou-
velle carrière. Pour éviter des «car-
rières-éclair» qui auraient permis à
certains fonctionnaires «chan-
ceux» d’accéder dans des temps
records aux grades de fin de car-
rière au détriment d’autres, il avait
été à l’époque jugé parfaitement
opportun de recourir à une dispo-
sition libellée dans le sens d’une
conservation considérée plus équi-
table des possibilités d’avance-
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ment ayant existé la veille de l’en-
trée en vigueur de la loi du 27 août
1986. Ceci était d’autant plus justi-
fié que les ressortissants des diffé-
rentes carrières visées par cette
disposition particulière étaient an-
térieurement regroupés dans un
même cadre en vertu des lois or-
ganiques de leurs administrations
respectives.

Si cette mesure particulière a donc
permis dans un premier temps de
contrebalancer des effets non vou-
lus par l’introduction de la carrière
de l’ingénieur-technicien, la créa-
tion d’un pool pour les avance-
ments par la suite fortement
contestée n’a plus trouvé après
une période transitoire de plus de
dix ans sa raison d’être. Cette
contestation se trouvait encore ren-
forcée par l’argument invoqué à
juste titre par les départements mi-
nistériels concernés et par les re-
présentations du personnel que la
situation favorisait finalement ceux
des ingénieurs-techniciens ayant
eu la chance d’être affectés à des
administrations où la carrière du
technicien diplômé n’était pas re-
présentée.

Cette disposition avait donc effecti-
vement perdu sa justification avec
le temps et risquait alors de pro-
duire des effets non voulus par le
législateur à l’époque de son
adoption. Pour cette raison, lors du
projet de loi concernant le budget
des recettes et dépenses de l’État
pour 1998 de même que pour
2000, le Gouvernement avait pro-
posé d’abroger l’article 16ter par
voie d’amendement, mais cette dé-
marche a été refusée par le Conseil
d’État au motif que pareille mesure
ne trouve pas son cadre approprié
dans la loi budgétaire.

Le Conseil d’État a cependant pro-
posé d’inclure cette abrogation à
l’occasion de l’élaboration du pro-
jet de loi N°4464 relatif, entre
autres, à la modification de la loi
modifiée du 21 juin 1973 portant
organisation du Cadastre et de la
Topographie, abrogation finale-
ment inscrite dans la loi du 25 juillet
2002 portant réorganisation de
l’Administration du Cadastre et de
la Topographie.

Or, il s’est révélé par la suite que
l’abrogation pure et simple de l’ar-
ticle 16ter par la loi entre-temps
modifiée du 25 juillet 2002 ne per-
mettait pas de préserver pour
l’avenir tous les droits des agents
concernés. En effet, certains fonc-
tionnaires, ayant dans le temps re-
levé d’un même cadre, se sont
considérés comme dépassés par
des homologues relevant d’une
autre carrière et de rang inférieur
au tableau d’avancement tel qu’il
existait jusqu’à la veille de l’entrée
en vigueur de la loi du 25 juillet
2002.

Une solution pour tenir compte de
cette question serait effectivement
d’accorder aux fonctionnaires vi-
sés par l’ancien article 16ter des
promotions aux grades 12 et 13
par dépassement des effectifs et
au moment où leur collègue de
rang égal ou immédiatement infé-
rieur bénéficie de ces mêmes pro-
motions.

Pareille mesure ne pourra être in-
troduite que par une modification
de la législation actuelle soit dans
le cadre d’une prochaine réforme
éventuelle de la loi organique de
l’Administration du Cadastre et de
la Topographie ou, le cas échéant,
dans un autre contexte approprié.

Question 0768 (30.11.2005) de
Mme Françoise Hetto-
Gaasch (CSV) concernant la po-
litique du troisième âge dans
la circonscription est du
pays:

La maison de retraite de Junglins-
ter (Altersheem Jonglënster), qui
est gérée par la Congrégation des
Carmélites Tertiaires, accueille ac-
tuellement une trentaine de se-
niors.

Les pensionnaires et leurs familles
ont été récemment informés par le
gestionnaire de la maison de re-
traite que celle-ci fermerait ses
portes à la rentrée scolaire de
2006.

L’immeuble qui appartient aux
soeurs carmélites sera destiné à
accueillir un centre d’accueil
conventionné pour enfants afin de
pallier au manque de places au ni-
veau des structures spécialisées
dans la protection sociale de l’en-
fance. D’après mes informations,
cette nouvelle structure accueillera
une vingtaine d’enfants âgés de six
à douze ans.

S’il existe une vraie pénurie en ma-
tière de structures de placement
pour enfants, et ce quelle que soit
la catégorie d’âge des enfants
concernés, la soussignée se de-
mande s’il est nécessaire d’instal-
ler le nouveau centre d’accueil
dans les locaux de la maison de re-
traite obligeant les pensionnaires,
dont certains sont âgés de plus de
80 ans voire 90 ans, à déménager.
Il n’est pas nécessaire de souligner
que pour ces personnes le démé-
nagement ne sera pas chose fa-
cile. Beaucoup de pensionnaires
ont toujours habité Junglinster ou
sa région. Ils y ont leurs repères et
leurs familles et amis.

Outre le fait que la fermeture proje-
tée de la maison de retraite de
Junglinster soulève la question de
l’hébergement des personnes
concernées – le nouveau Centre
intégré pour personnes âgées que
Junglinster abritera et dont les tra-
vaux commenceront en principe
début 2006 ne sera pas opération-
nel d’ici septembre 2006 -, elle re-
met en question la politique du troi-
sième âge dans la circonscription
est du pays.

La soussignée constate que c’est
surtout la circonscription est qui a
perdu ces dernières années des
structures d’accueil pour per-
sonnes âgées, perte que le nou-
veau CIPA ne viendra combler
qu’en partie. Ainsi pour ne citer
qu’un exemple, la maison de re-
traite à Weilerbach a été fermée il y
a quelques années et remplacée
par un foyer où sont accueillis des
demandeurs d’asile.

Dans ce contexte la soussignée
aurait souhaité savoir de Madame
la Ministre de la Famille et de l’Inté-
gration:

- Si d’autres solutions n’auraient
pu être envisagées, comme
par exemple attendre que le
nouveau CIPA ouvre ses
portes à Junglinster avant de
transformer la maison de re-
traite en structure d’accueil
pour enfants?

- S’il n’y aurait pas moyen de
prévoir une cohabitation entre
les seniors et les enfants?

Question 0770 (1.12.2005) de
M. Claude Adam (DÉI GRÉNG)
concernant la fermeture de la
maison de retraite à Jung-
linster:

La décision de fermer la maison de
retraite à Junglinster a provoqué
maintes réactions et commentaires
ces dernières semaines.

J’aimerais donc savoir:

- Pour quelles raisons n’a-t-on
pas envisagé de maintenir les
résidents de la maison de re-
traite de Junglinster jusqu’à
l’aboutissement du nouveau
projet CIPA?

- Quelle sera la future affecta-
tion de la maison de retraite
acquise par l’État?

- L’utilisation future du bâtiment
ne pourrait-elle pas être repor-
tée de plusieurs années, quitte
à envisager une solution de re-
change pour l’affectation pré-
vue par l’État?

Réponse (13.1.2006) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

Depuis plus d’un an le Ministère de
la Famille et de l’Intégration est
confronté à un besoin urgent de

places supplémentaires au niveau
des structures d’accueil de jour et
de nuit pour enfants et adolescents
en détresse. Si la capacité actuelle
est de 531 lits, les besoins nou-
veaux sont évalués à 50 unités. Les
services compétents au sein du
Ministère ont contacté les divers
organismes privés impliqués au ni-
veau de l’action médico-sociale ou
socio-éducative pour sonder s’ils
étaient en mesure de proposer des
infrastructures appropriées.

Le Groupe Zitha, propriétaire et
gestionnaire de l’actuel CIPA de
Junglinster, a proposé de mettre à
disposition ces infrastructures. À
ce propos il y a lieu de souligner
que les bâtiments de la maison de
retraite de Junglinster ne sont pas
conformes à la réglementation af-
férente concernant les personnes
âgées dépendantes; en consé-
quent, le gestionnaire ne bénéficie
que d’un agrément limité dans le
temps, le mettant dans l’obligation
de trouver une solution définitive
(fermeture du CIPA ou travaux très
substantiels de transformation). Au
vu des obligations légales et régle-
mentaires et par rapport à une ca-
pacité d’accueil très limitée, le
groupe Zitha n’est pas en mesure
d’effectuer une gestion écono-
mique en équilibre.

Le Ministère de la Famille et de l’In-
tégration est très conscient de ce
que toute décision de fermeture
d’un CIPA constitue une épreuve
douloureuse pour au moins une
partie des pensionnaires impli-
qués. Aussi a-t-il apprécié les ef-
forts des représentants du Groupe
Zitha pour organiser les déména-
gements nécessaires en respec-
tant au mieux les desiderata des
personnes âgées et de leurs fa-
milles.

Le Ministère rappelle que la cir-
conscription est de notre pays dis-
pose d’un réseau riche d’institu-
tions modernes au service des se-
niors: deux CIPA et une maison de
soins à Echternach, une maison de
soins à Wasserbillig, un CIPA à
Grevenmacher, un CIPA à Remich,
un CIPA à Mondorf-Ies-Bains, plu-
sieurs centres de jour, des clubs
seniors, des antennes de plusieurs
réseaux d’aide et de soins à domi-
cile, plusieurs logements encadrés
pour seniors. Ce filet solide sera
renforcé par le futur CIPA de Jung-
linster. À noter que l’Institut Héliar à
Weilerbach n’accueillait que tem-
porairement des pensionnaires
âgés dépendants, ceci suite à l’in-
cendie au CIPA d’Esch-sur-Alzette
du 5 juillet 1995.

Vu l’urgence très grande au niveau
des besoins pour enfants en dé-
tresse, les services du Ministère de
la Famille et de l’Intégration se féli-
citent de disposer à Junglinster,
dès la rentrée scolaire 2006-2007,
d’un foyer accueillant pour enfants.
D’après les experts consultés,
l’idée d’une cohabitation entre les
enfants et les seniors aurait surtout
perturbé les personnes âgées as-
pirant à une ambiance de calme et
de sérénité.

Question 0772 (1.12.2005) de
Mme Viviane Loschetter (DÉI
GRÉNG) concernant le délégué
à l’égalité entre femmes et
hommes auprès de la Fonc-
tion publique:

La loi du 19 mai 2003 modifiant,
entre autres, le statut général des
fonctionnaires de l’État, a introduit
un(e) délégué(e) à l’égalité entre
femmes et hommes qui a pour mis-
sion de veiller à l’égalité de traite-
ment entre les agents en ce qui
concerne l’accès à l’emploi, à la
formation et à la promotion profes-
sionnelle, et les conditions de tra-
vail.

- Madame la Ministre de l’Éga-
lité des chances et Monsieur

le Ministre de la Fonction pu-
blique et de la Réforme admi-
nistrative considèrent-ils que
le/la délégué(e) à l’égalité
entre femmes et hommes dans
la fonction publique peut plei-
nement assumer son rôle, si
par ailleurs une proportion non
négligeable d’agents (4.342
personnes, suivant le rapport
d’activité 2004 du Ministère de
la Fonction publique et de la
Réforme administrative)
échappe à ses compétences
en raison de leur statut?

Réponse (13.1.2006) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de l’Égalité des chances et M.
Claude Wiseler, Ministre de la
Fonction publique et de la Réforme
administrative:

D’abord, il y a lieu de préciser que
le nombre de 4.342 personnes
avancé par l’honorable Députée,
nombre tiré du rapport d’activité de
2004 du Ministère de la Fonction
publique et de la Réforme adminis-
trative, correspond au nombre
d’employés de l’État occupés au
1er janvier 2005.

Ensuite, il convient de rappeler
qu’en vertu de l’article 36-1, tel
qu’il fut introduit par la loi du 19 mai
2003 dans la loi modifiée du 16
avril 1979 fixant le statut général
des fonctionnaires de l’État, un dé-
légué à l’égalité entre femmes et
hommes est institué au sein de tout
département ministériel et de toute
administration qui ne dispose pas
d’une représentation du personnel.
Dans les autres départements mi-
nistériels et administrations, c’est la
représentation du personnel qui
exerce les droits et assume les
obligations du délégué à l’égalité.

Or, conformément aux dispositions
de l’article 1er,paragraphe 5 du sta-
tut général des fonctionnaires de
l’État, l’article 36-1 précité est éga-
lement applicable aux employés
de l’État.

En outre, et en exécution de la dis-
position légale prévue à l’article
36-1, le règlement grand-ducal du
5 mars 2004 fixant les modalités de
désignation, les droits et les de-
voirs des délégués à l’égalité entre
femmes et hommes au sein des
départements ministériels et admi-
nistrations prévoit que «est admis-
sible comme candidat tout fonc-
tionnaire ou employé de l’État oc-
cupé par le service, l’administra-
tion ou l’établissement en ques-
tion».

D’ailleurs, en application des dis-
positions ainsi en vigueur, un cer-
tain nombre de personnes délé-
guées à l’égalité, qui n’ont pas la
qualité de fonctionnaire, mais celle
d’employé de l’État, ont déjà été
désignées et sont compétentes
aussi bien pour les fonctionnaires
que pour les employés de leur ad-
ministration.

Question 0778 (1.12.2005) de
M. Aly Jaerling (ADR) concer-
nant l’alimentation en courant
et en gaz des familles
pauvres:

Momentan si mer mat Temperatu-
ren ënnert dem Gefréierpunkt kon-
frontéiert. Gläichzäiteg sinn d’Ge-
mengen an d’Bedreiwergesell-
schaften ëmmer méi heefeg ge-
zwongen, Leit, déi hir Stroum- res-
pektiv Gasrechnung net méi kënne
bezuelen, dës Déngschtleesch-
tung, no e puer vergeblechen Zue-
lungsopfuerderungen, ofzespären.

Déi vun esou enger Mesure be-
traffe Matbierger sinn oft onver-
scholt an hir mësslech Situatioun
ofgerëtscht – sief et duerch de Ver-
loscht vun hirer Aarbecht, eng
Scheedung oder duerch aner
Schicksalsschléi. Am Wanter
bréngt d’Ofspäre vu Stroum a Gas
fir déi Betraffen, besonnesch fir Fa-
millje mat Kanner, aussergewéin-
lech Häert mat sech – der dofir
zoustänneger Gemeng/Be-drei-
wergesellschaft awer net onbe-

déngt déi geschëlte Suen.

Fir Strummerte schafe mer Struktu-
ren, fir hinnen iwwer Wanter e
waarmen Ënnerdaach ze garan-
téieren, spären awer etabléierte
Familljen d’Elektresch oder de Gas
of, wa se net kënne bezuelen. Et
misst also och méiglech sinn, Nout
leidend Stéit an der kaler Wieder-
period waarm wunnen ze loossen.

A Frankräich versicht d’Regierung,
dës schlëmm Situatiounen ze ve-
rhënneren. Hei gouf e Verbuet aus-
geschwat, fir während de Wanter-
méint Stroum a Gas ofzestellen.

Duerfir dës Froen:

1) Ass dem Här Banneminister
bekannt, datt an de leschte
Joren ëmmer méi Familljen a
finanziell Nout geroden, esou
datt hinnen d’Gas- respektiv
d’Stroumversuergung ofge-
schnidde gëtt?

2) Wéi vill Stéit si momentan vun
esou enger Mesure betraff?

3) Wat gedenkt den Här Banne-
minister ze ënnerhuelen, fir
datt zumindest keng Famill an
och keng Eenzelpersoun iw-
wert de Wanter ouni Stroum a
Gas muss liewen?

4) Wier et net sënnvoll, och hei
am Land e nationale Verbuet
auszespriechen, fir an de
Wanterméint Stéit vum Stroum-
a Gasnetz ofzeklemmen?

Réponse (24.1.2006) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

1) Une enquête menée par les ser-
vices du Ministère de la Famille et
de l’Intégration auprès des princi-
paux fournisseurs d’électricité in-
dique qu’il semble y avoir de plus
en plus de rappels pour non-paie-
ment de factures, alors qu’on note
une certaine stabilité du nombre
des coupures de courant.

Les coupures de gaz, étant donné
la complexité et le coût élevé de
ces opérations, sont très limitées et
ont même diminuées.

2) Ces dernières années et d’après
les informations dont dispose le Mi-
nistère, les coupures de courant ef-
fectivement réalisées se situent
aux environs de 1.500 à 1.700 par
an pour tout le pays. Le nombre de
coupures annoncées mais non
exécutées serait par contre quatre
fois plus élevé. Il faut dire qu’ac-
tuellement encore les fournisseurs
ne recourent qu’en tout dernier res-
sort à cette mesure qui, comme l’a
remarqué l’honorable Député, ne
résout pas le problème de fond. Le
dialogue entre fournisseurs et ser-
vices sociaux permet le plus sou-
vent de trouver des solutions négo-
ciées pour autant que les per-
sonnes en difficultés financières
acceptent une mesure de gui-
dance financière et collaborent au
règlement de leurs dettes.

Les services du Ministère sont in-
tervenus directement uniquement
pour payer des factures spéci-
fiques d’électricité:

- en 2002 – 131 fois pour un
montant total de 51.767,61 €

- en 2003 – 113 fois pour un
montant total de 50.297,09 €

- en 2004 – 112 fois pour un
montant total de 49.758,92 €

- en 2005 – 98 fois pour un mon-
tant total de 40.120,05 €.

Toutefois ces chiffres ne repren-
nent pas les interventions des of-
fices sociaux ou d’autres services
ou associations à caractère carita-
tif.

3) La nécessité d’agir au niveau de
cette problématique figure en
toutes lettres dans le programme
que le présent Gouvernement s’est
fixé: «...les partenaires réfléchiront
sur la création d’un droit à une four-
niture minimale d’électricité et de
chauffage pour la consommation
domestique et ce en faveur des
personnes les plus démunies.» Je
puis vous assurer qu’actuellement
mes services, en collaboration
avec les services du Ministère de
l’Intérieur, travaillent à l’élaboration
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de mesures visant à limiter au
maximum ces situations, comme il
s’agit d’une matière forte com-
plexe, où de nombreux produits et
partenaires interviennent.

4) Enfin, pour le dernier point évo-
qué par l’honorable Député dans
sa question, à savoir l’introduction
d’une mesure législative visant à
interdire toute coupure à des fins
répressives de l’énergie domes-
tique au cours de la période hiver-
nale, il y a lieu de noter qu’il s’agit
d’un des moyens que les services
du Ministère étudient, mais tou-
jours dans le cadre d’un ensemble
de mesures visant à protéger les
familles tout en sensibilisant et en
aidant les individus à maîtriser
leurs dépenses d’énergie domes-
tique. À rappeler qu’étant donné
l’intrication du droit commercial
toute solution devra respecter les
droits des fournisseurs et ne pas
pénaliser les autres usagers qui
assument avec régularité leurs
frais d’énergie.

Question 0780 (2.12.2005) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant le remplace-
ment de la mesure discipli-
naire du renvoi temporaire
de l’école par des sanctions
alternatives:

L’ORK (Ombudscomité fir d’Rech-
ter vum Kand) a demandé dans
son rapport d’activité 2005 au Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle
d’engager une réforme afin de
remplacer la mesure disciplinaire
du renvoi temporaire de l’école par
des sanctions alternatives, dont
l’intérêt pédagogique serait beau-
coup plus efficace. En effet, l’ORK
est d’avis que l’école doit assumer
à son tour ses responsabilités et
que la sanction consistant à écar-
ter un enfant de l’école en pleine
période scolaire n’a aucune valeur
éducative et ne contribue pas à la
solution de problèmes.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Madame
la Ministre:

- Est-ce que Madame la Mi-
nistre partage cet avis?

- Quelles seraient les sanctions
qui pourraient remplacer ces
renvois et qui auraient un ca-
ractère éducatif?

Réponse (18.1.2006) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

Pour ce qui est des enfants et des
jeunes adolescents, je partage
l’avis de Madame la Députée que
la mesure disciplinaire du renvoi
temporaire de l’école n’a pas de
valeur éducative si elle n’est pas
accompagnée de mesures qui re-
médient à la cause du comporte-
ment incriminé.

Le renvoi temporaire peut s’appli-
quer de façon à ce que l’élève ne
soit plus autorisé à intégrer sa
classe, mais qu’il se trouve à
l’école sous une surveillance adé-
quate pour faire des travaux sco-
laires.

Dans certains établissements, des
classes spécifiques sont organi-
sées pour accueillir des élèves au
comportement difficile. Leur séjour
dans cette classe-relais est tempo-
raire et ils réintègrent leur classe
usuelle en cours d’année.

Dans des cas extrêmes et lorsqu’il
s’agit d’élèves majeurs, je peux
concevoir que le renvoi temporaire
constitue une mesure disciplinaire
utile en tant que dernier avertisse-
ment exigeant de l’élève une ré-
flexion sur son engagement et sa
motivation.

Finalement, je tiens à ce que de
telles sanctions ne soient pronon-
cées qu’en cas de nécessité abso-
lue et que la sanction soit propor-
tionnée à la faute ou au délit. En
tout état de cause, les parents des
élèves sanctionnés peuvent

prendre recours auprès du Mi-
nistre.

Question 0785 (6.12.2005) de
M. Aly Jaerling (ADR) concer-
nant les affaires de drogues
en relation avec la conduite
automobile:

Am Spierkel 2003 schonns hat den
Deputéierten Henckes an enger
parlamentarescher Ufro d’Proble-
matik vum Drogekonsum am Kon-
text vun der Fuersécherheet the-
matiséiert. Déi ministeriell Äntwert
hat ënner anerem erginn, datt et zu
Lëtzebuerg net nëmmen den Alko-
hol ass, dee fatal Konsequenzen
huet. Et ass och bestätegt ginn,
datt bei Verkéierskontrollen den
eenzege Moyen fir Drogenafloss
kënne festzestellen den «examen
médical à effectuer par un méde-
cin» ass – den honorabelen Depu-
téierten hat d’Aféierung vun „Dro-
genschnelltester“ ugereegt.
Dowéinst kéint een och net gewuer
ginn, wéi vill Accidenter ënnert
Drogenafloss zustan koumen, «car
le résultat de l’analyse médicale
n’est pas communiqué à la po-
lice».

Elo hätt eng Etüd, déi an der Fach-
zäitschrëft ”Forensic Science Inter-
national“ publizéiert gëtt, erginn,
datt sech de Konsum vu Cannabis
bei de Jonken an eisem Nopesch-
land Frankräich, tëschent 2001 an
2004, verduebelt hätt, an datt 40%
vun den déidlechen Accidenter op
de franséische Stroossen op de
Konsum vu Cannabis zréckgeféiert
kéinte ginn. An 80,2% vun de Fäll
wier de Cannabis déi eenzeg
schiedlech Substanz gewiescht,
déi festgestallt gouf.

Et schéngt, wéi wann och Lëtze-
buerg vun enger ähnlecher
Entwécklung net verschount
bliwwe wär.

Duerfir dës Froen:

Ass d’Regierung nach ëmmer net
à même, konkret Daten iwwert déi
Accidenter virzeleeën, bei deenen
d’Haaptursaach Drogekonsum
war?

Wéi eng Entwécklung ass zënter
2002 bei den «affaires de drogues
en relation avec la conduite auto-
mobile» festzestellen?

Wat fir en Impakt huet bei dësen
Affären, awer och bei den Acciden-
ter de Konsum vu Cannabis, a wéi
en Impakt hunn aner, méi haart
Drogen oder Medikamenter?

Wéi steet déi aktuell Regierung zur
Aféierung vun Drogeschnelltester
als zousätzlecht Kontrollinstrument
bei Verkéierskontrollen?

Wier et net och fir Lëtzebuerg wich-
teg, den Impakt vum Cannabis- an
aneren Drogekonsum op d’Ver-
kéierssécherheet ze ënnersichen
an op dëser Basis entspriechend
Sensibiliséierungscampagnen ze
lancéieren?

Ass och hei am Land de Konsum
vu Cannabis bei deene Jonken,
wéi a Frankräich, an de leschte
Jore staark gewuess?

Wéi bewäerten den Här Gesond-
heetsminister an den Här Trans-
portminister déi, och vu verschid-
dene politesche Säite propagéiert,
verharmlosend Haltung zu de sou
genannten «doucen» Drogen –
sinn esou Positiounen net éischter
kontraproduktiv am Sënn vun der
Verkéierssécherheet an der öffent-
lecher Gesondheet a feelt et do net
un Opklärung?

Réponse commune (11.1.2006)
de M. Lucien Lux, Ministre des
Transports et de M. Mars Di Bar-
tolomeo, Ministre de la Santé et
de la Sécurité sociale:

A senger parlamentarescher Ufro
freet den honorablen Deputéierte
Renseignementer iwwert d’Fueren
ënner Afloss vun Drogen an ënner
anerem iwwert d’Unzuel vun den
Accidenter, déi vu Chauffeuren ën-
ner Afloss vun däeraartege Sub-
stanzen zu Lëtzebuerg verursaacht

gi sinn, d’Entwécklung zënter 2002
bei den «affaires de drogues en re-
lation avec la conduite automobile»
souwéi den Impakt, deen de Kon-
sum vu Cannabis, haarden Drogen
a Medikamenter op dës Affären,
awer och op d’Accidenter huet.

Am Joer 2002 huet d’Police grand-
ducale 61 Affäre mat Drogen han-
nert dem Steier festgehalen, déi
eng Uklo wéinst «mise en danger
de la circulation due à la consom-
mation de drogues» mat sech
bruecht hunn, 2003 huet d’Police
grand-ducale 69 där Affäre consta-
téiert an 2004 nach 56.

Wat d’Unzuel vun Accidenter, déi
aIs Haaptursaach Drogekonsum
hunn, betrëfft, esou louch déi Zuel
2004 bei 6 Accidenter (dovunner 4
mat Materialschued an 2 mat liicht
Blesséierten). 2005 (bis den 10.
November) si 7 Accidenter mat
Haaptursaach Drogekonsum ge-
zielt ginn (dovunner 4 mat Material-
schued, 1 mat liicht Blesséierten, 
1 mat schwéier Blesséierten an 
1 mat déidlechem Ausgang). Et
ass awer net méiglech um Niveau
vun de Policeenquêten erausze-
fannen, wéi een Impakt de Konsum
vu Cannabis respektiv vun haarden
Drogen a Medikamenter op Acci-
denter an Affäre mat Drogen han-
nert dem Steier huet.

Des Weidere wollt den honorablen
Deputéierte wëssen, wéi déi aktuell
Regierung zu der Aféierung vun
Drogeschnelltester aIs zousätz-
lecht Kontrollinstrument bei Ver-
kéierskontrolle steet.

Anescht wéi beim Alkohol gëtt et fir
Droge keen zouverlässege
Schnelltest. Dat ass och de Grond
firwat de «projet de loi modifiant la
loi du 14 février 1955 concernant la
réglementation de la circulation sur
toutes les voies publiques et la loi
du 16 avril 2003 relative à l’assu-
rance obligatoire de la responsabi-
lité civile en matière de véhicules
automoteurs», dee virgesäit en De-
likt aus dem Fueren ënner Afloss
vun Drogen ze maachen, den Test
vum Spaut a vum Schweess nëm-
men aIs en «dépistage sommaire»
virschléit. Wann déi Tester eng Pre-
senz am Organismus vun op
d’mannst enger vun de Substan-
zen, déi am Artikel 7 vum ofgeän-
nerte Gesetz vum 19. Februar 1973
iwwert de Verkaf vu medika-
mentöse Substanzen an d’Lutte
géint d’Toxicomanie virgesi sinn,
beweisen, da muss deen Zoustand
an enger Bluttprouf an an enger
Waasserprouf festgestallt a confir-
méiert ginn.

Haut besteet déi eenzeg zou-
verlässeg Method effektiv doran,
der concernéierter Persoun eng
Waasser- an eng Bluttprouf ze hue-
len. D’Waasseranalys weist zwar
d’Presenz vun Drogen no, mä déi
Consommatioun kann awer scho
méi wäit zréck an der Zäit leien.
Anerersäits erméiglecht d’Bluttana-
lys eng rezent Drogeconsomma-
tioun nozeweisen. Mä weder déi
eng nach déi aner Analys kann um
Bord vun der Strooss duerchge-
fouert ginn. D’Analys vum Spaut a
vum Schweess ass nëmmen eng
Hëllef, mä si ass schlussendlech
kee Beweis fir d’Presenz vun enger
däeraarteger Substanz an engem
biologeschen Échantillon. Bis elo
existéiert also keen Drogeschnell-
test, deen eng rezent Drogecon-
sommatioun noweise kann an deen
zousätzlech och nach um Bord vun
der Strooss kann duerchgefouert
ginn. D’toxicologesch Expertise
bleift déi eenzeg Méiglechkeet fir
eng ganz Rei Drogen am Blutt kën-
nen objektiv nozeweisen.

Wat dann de Wuesstum vum Can-
nabiskonsum vun deene Jonke be-
trëfft, ginn déi rezentsten Etüden
op d’Joer 2000 zréck. Am Verglach
mat méi alen Etüde beleeën dës
eng däitlech Augmentatioun vum
«taux de prévalence-vie» vum
Konsum vun deene Jonken të-
schent 12 an 20 Joer. Dës däitlech
Augmentatioun confirméiert sech

fir d’Period vun 2000 bis 2005,
wann ee sech d’Unzuel vun de
Cannabis-Saisië vun därselwech-
ter Period ukuckt, och wann dës
Saisien näischt iwwert den Alter
vun den Destinatairë vum confis-
quéierte Cannabis aussoen.

Schlussendlech freet den honora-
blen Deputéierten, ob déi verharm-
losend Haltung zou de sou ge-
nannten «doucen» Drogen net
kontraproduktiv am Sënn vun der
Verkéierssécherheet ass an ob et
do net un Opklärung feelt.

Wat illegal Droge betrëfft, mécht
den Transportministère keen Ën-
nerscheed tëschent doucen an
haarden Drogen. D’Approche ass
déi vun der „tolérance zéro“, wat
esou vill heescht, wéi datt d’Fueren
ënner Afloss vun enger vun de
Substanzen, déi am Artikel 7 vum
ofgeännerte Gesetz vum 19. Fe-
bruar 1973 iwwert de Verkaf vu me-
dikamentöse Substanzen an
d’Lutte géint d’Toxicomanie virgesi
sinn, strofbar ass, soubal wéi eng
vun deene Substanze festgestaIlt
ka ginn. Anescht wéi beim Alkohol
gëtt et hei keen Absorptiounstaux:
AIl illegal Droge si verbueden, ouni
Rücksicht op den Typ vun der Drog
an op déi benotzte Quantitéit.

Question 0786 (6.12.2006) de
Mme Françoise Hetto-
Gaasch et de MM. Ali Kaes et
Marco Schank (CSV) concer-
nant l’extension de l’École na-
tionale du Service d’Incen-
die et de Sauvetage à Nie-
derfeulen:

Lors d’une conférence de presse
du 3 novembre 2005, le Ministre
des Travaux publics et le Ministre
des Transports ont présenté les
priorités gouvernementales en ma-
tière de projets d’investissement.
D’après leur exposé, l’extension de
l’École nationale du Service d’In-
cendie et de Sauvetage (ENSIS) à
Niederfeulen ne figure pas parmi
les projets dont le début des tra-
vaux est prévu avant 2008.

La Fédération nationale des Corps
de Sapeurs-pompiers a aménagé
l’immeuble qui ne correspond plus
à des normes architecturales ap-
propriées. Le centre ne dispose
actuellement que d’une seule salle
d’instruction/réunion, alors que les
instructions en matière de sauve-
tage sont imposées par la législa-
tion. Les responsables de la Fédé-
ration ne sont pas opposés à une
éventuelle coopération avec la ca-
serne au rond-point Gluck à
Luxembourg-Gasperich pour assu-
rer transitoirement la formation des
jeunes. Ils estiment toutefois qu’il
faut envisager à court terme l’ex-
tension de l’ENSIS par la remise en
état et de l’aménagement des
blocs sanitaires, des dortoirs, de la
cuisine et des réserves alimen-
taires, des archives, des stocks et
des bureaux.

Rappelons que la Fédération natio-
nale des Corps de Sapeurs-pom-
piers compte quelque 10.000
membres bénévoles dans ses
rangs, dont presque 2.000 jeunes.
Ces derniers ne disposent d’au-
cune base pour leurs activités,
sauf les corps au niveau des sec-
tions locales et communales. Afin
de rassembler une vingtaine de
jeunes, la Fédération est forcée
d’organiser des campings. Certes,
de telles activités ont leur attrait en
été, mais ne représentent aucune-
ment une solution pour les mois
restants.

Dans ce contexte nous aimerions
poser les questions suivantes à
Monsieur le Ministre de l’Intérieur et
de l’Aménagement du Territoire:

1. Quand est-ce que le Gouver-
nement entend réaliser l’exten-
sion de l’ENSIS à Niederfeu-
len?

2. Comment voyez-vous l’avenir
de la formation des jeunes
pompiers à court terme sa-

chant que l’ENSIS ne figure
plus parmi les priorités gou-
vernementales en matière d’in-
vestissements publics?

3. À partir de quand le nouveau
centre au rond-point Gluck à
Luxembourg-Gasperich sera-
t-il opérationnel? Qu’en est-il
d’une éventuelle «Joint Ven-
ture» entre l’ENSIS et ce nou-
veau centre?

Réponse commune
(30.1.2006) de M. Jean-Marie
Halsdorf, Ministre de l’Intérieur et
de l’Aménagement du Territoire et
M. Claude Wiseler, Ministre des
Travaux publics:

Le projet de l’extension de l’École
nationale du Service d’Incendie et
de Sauvetage figure parmi les pro-
jets dont le début des travaux a,
pour des raisons financières lon-
guement expliquées à la Chambre
des Députés à l’occasion des dé-
bats autour du projet de budget
2006, été repoussé pour après
2007. Pour le projet dont s’agit, il a
cependant été retenu que les mois
à venir seraient utilisés pour revoir
tant le programme de construction
que les plans afin notamment
d’analyser la possibilité de réaliser
d’éventuelles économies. Dès lors,
les travaux relatifs à l’élaboration
des plans, des devis et du calen-
drier des travaux au niveau de
l’avant-projet continuent. Par la
suite, le projet de construction sera
mis à l’ordre du jour de la Commis-
sion d’Analyse critique pour une
analyse approfondie de ce pro-
gramme.

Le Gouvernement décidera à l’oc-
casion des travaux préparatoires
pour les budgets à venir et à la vue
de l’évolution de la situation finan-
cière de la date à laquelle le projet
en question sera réinscrit dans le
programme pluriannuel de
construction de l’État.

Il reste à souligner que ce projet
est toujours considéré comme un
projet important et très utile pour la
formation des jeunes pompiers et
la formation continue des sapeurs-
pompiers en général.

En ce qui concerne la faisabilité
d’éventuelles synergies avec les
possibilités qui seront offertes par
le nouveau Centre de Secours
prévu à Luxembourg-Gasperich, il
échet d’attendre la finalisation d’un
projet homogène regroupant l’Ad-
ministration des Services de Se-
cours, l’école des Services de Se-
cours et le Service d’Incendie de la
Ville de Luxembourg.

Question 0791 (9.12.2005) de
M. Claude Meisch (DP) concer-
nant le Protocole de Kyoto:

Au moment même où se tient à
Montréal la conférence de l’ONU
sur les changements climatiques,
Monsieur le Ministre de l’Économie
déclare dans une interview accor-
dée au magazine «de Kéiseker»
que l’application du Protocole de
Kyoto serait une menace à l’égard
de notre système social et de notre
marché de l’emploi. La mise en
œuvre du Protocole de Kyoto ren-
drait même impossible toute crois-
sance économique à hauteur de
4%. De plus Monsieur le Ministre
de l’Économie plaide pour l’utilisa-
tion de l’énergie nucléaire.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de l’Environnement:

- Monsieur le Ministre partage-t-
il l’analyse de Monsieur le Mi-
nistre de l’Économie?

- Quelles solutions concrètes
sont envisagées afin de res-
pecter nos engagements du
Protocole de Kyoto?

- Quelle est la position de Mon-
sieur le Ministre de l’Environ-
nement quant à une utilisation
plus systématique de l’énergie
nucléaire?
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- QueIle est la position officielle
du Luxembourg à la confé-
rence de l’ONU sur les chan-
gements climatiques de Mont-
réal?

Réponse (27.12.2005) de M. Lu-
cien Lux, Ministre de l’Environne-
ment:

Je pense que ma conférence de
presse en date du 12 décembre
2005, suite à la Conférence de
Montréal sur le changement clima-
tique, ainsi que l’heure d’actualité
du 22 décembre 2005 à la
Chambre des Députés ont certai-
nement clarifié les choses.

Toute politique visant à combattre
le changement climatique a égale-
ment pour objectif le découplage
de la croissance du PIB des émis-
sions de gaz à effet de serre.

Ceci dit, je partage avec le Ministre
de l’Économie la conviction que:

- notre pays doit rester une
place économique forte;

- la bureaucratie inutile doit être
éliminée, dans tous les sec-
teurs et départements ministé-
riels d’ailleurs;

- des décisions rapides ont été
un des atouts du Luxembourg
et doivent le rester.

Mais le Ministre de l’Économie n’a
pas le monopole de ces objectifs.

J’ai, depuis mon entrée en fonction
en tant que Ministre de l’Environne-
ment, indiqué les objectifs de notre
politique de lutte contre le change-
ment climatique, mais également
nos problèmes.

L’objectif de réduction de 28% de
nos émissions de gaz à effet de
serre est un objectif ambitieux et
très difficile à atteindre. Mais le
Gouvernement aussi bien que la
Chambre des Députés l’ont
adopté.

Quant aux chiffres: Nos inventaires
indiquent qu’en 1990, base de ré-
férence du protocole de Kyoto, nos
émissions de CO2 étaient de 12,5
millions de tonnes. Selon nos pro-
jections pour 2008-2012, ces émis-
sions seraient de 14 millions de
tonnes au moins, si aucune mesure
contrecarrant cette évolution ne
sera prise. Par conséquent, le
Luxembourg dépasserait de 5 mil-
lions de tonnes par an son budget
d’émission «Kyoto» qui est de 9
millions de tonnes par an (objectif
de réduction de 28% par rapport à
1990).

Je voudrais toutefois souligner que
notre pays n’est pas le seul État
membre de l’Union européenne à
connaître de tels problèmes. À titre
d’exemple, selon l’Agence Euro-
péenne de l’Environnement (AEE),
en 2003, l’Autriche avait des émis-
sions de gaz à effet de serre de +
16,6% par rapport à 1990, alors
que ce pays a un objectif de ré-
duction de -13%.

Depuis l’été 2005, et pour la pre-
mière fois, le Ministère de l’Environ-
nement fait élaborer une analyse
des potentiels de réduction des
émissions de gaz à effet de serre
au niveau national, sous la direc-
tion du Dr Ewringmann. Dans ce
cadre, nous organisons une série
d’ateliers pour analyser les diffé-
rents secteurs – ménages, énergie,
industrie, transports – pour identi-
fier les potentiels techniques et dis-
cuter les potentiels stratégiques.
Des experts et représentants de
différentes organisations syndi-
cales, professionnelles, environne-
mentales, des départements minis-
tériels concernés et de la Chambre
des Députés y ont été invités.

Cette analyse doit aboutir à une
stratégie de réduction des émis-
sions de gaz à effet de serre per-
mettant au Luxembourg de respec-
ter ses engagements dans le cadre
du protocole de Kyoto et de prépa-
rer le 2e plan national d’allocation
de quotas, mais également de pré-
parer le pays pour les discussions
sur un régime futur (après- Kyoto).

Il paraît évident que dans les
quelques années qui nous restent
d’ici 2008-2012 (période Kyoto), le
seul potentiel de réduction tech-
nique dans les secteurs du bâti-
ment, du transports et des mé-
nages n’est pas suffisant pour at-
teindre notre objectif de réduction.

Néanmoins, notre pays a l’obliga-
tion de mettre en œuvre des me-
sures au niveau national, telles
que:

- développement de standards
énergétiques performants
pour les bâtiments;

- assainissement énergétique
des bâtiments;

- promotion des bâtiments à
basse consommation énergé-
tique;

- promotion des économies
d’énergie et des énergies re-
nouvelables;

- 2e plan national d’allocation de
quotas (industrie);

- audit énergétique des entre-
prises;

- véhicules à basse consomma-
tion.

Il faudra également analyser le po-
tentiel de réduction stratégique:

- réforme de la législation sur la
taxation des véhicules;

- «exportation» de carburants
vendus à Luxembourg;

- intégration de l’aspect de la
protection du climat dans les
planifications des infrastruc-
tures routières, ferroviaires, ur-
baines;

- promotion des transports en
commun;

- utilisation des mécanismes de
flexibilité (projets CDM et JI,
échange de droits d’émis-
sion).

Le Luxembourg a attendu trop
longtemps pour développer un
plan d’action concret. Maintenant
le temps presse. Mais qu’il n’y ait
pas de doutes: Ce n’est pas notre
politique en matière de change-
ment climatique qui menace l’em-
ploi ou l’économie. Le premier plan
national d’allocation a accordé suf-
fisamment de quotas à nos entre-
prises, une réserve annuelle de
125.000 tonnes de CO2 est même
prévue pour de nouvelles entre-
prises. Or jusqu’à présent, aucune
demande m’a été adressée.

Je vais également m’engager pour
l’industrie luxembourgeoise dans
le cadre du 2e plan national d’allo-
cation de quotas.

Je suis certain que Kyoto ne me-
nace pas l’État social et le marché
de l’emploi. Les délocalisations
n’ont rien à voir avec la protection
de l’environnement, mais avec les
coûts de production et de la main-
d’œuvre et l’environnement poli-
tique/syndical.

Nous devons considérer Kyoto
comme une chance pour notre
économie. Cela permettra l’innova-
tion, le développement et le trans-
fert de technologies modernes,
des économies d’énergie. Écono-
miser l’énergie est aujourd’hui une
nécessité économique qui se
conjugue avec une nécessité envi-
ronnementale.

Quant à la discussion sur l’énergie
nucléaire: Tout un chacun sait que
l’approvisionnement en énergie à
bon marché est un facteur de com-
pétitivité. Nous savons aussi que
notre pays est raccordé aux ré-
seaux belge et allemand, pays pro-
ducteurs d’énergie nucléaire. Il ne
faudrait pas être hypocrite. Mais de
là à faire un plaidoyer pour l’éner-
gie nucléaire est non seulement
contraire au programme gouverne-
mental, mais nous met sur une
fausse route. Je préfère plutôt nous
voir engager sur une autre voie,
celle de l’économie d’énergie, de
l’efficacité énergétique, des éner-
gies nouvelles et renouvelables.

Question 0793 (12.12.2005) de
M. Robert Mehlen (ADR)
concernant la prime d’encoura-
gement écologique:

An der Klimaschutzpolitik spillt
d’Energieproduktioun aus erneier-
baren Energiequellen eng wichteg
Roll. Duerfir ass e ganzen Disposi-
tif vun öffentleche Bäihëllefe ge-
schafe ginn, souwuel op der Inves-
titioun wéi och op der produzéier-
ter Energie. Ënner anerem gëtt et
zanter dem 1. Januar 2001 eng
„prime d’encouragement écolo-
gique“ vun 0,025 Euro pro Kwh fir
verschidden erneierbar Energiefor-
men, de sou genannte véierte
Frang. Dës Prime gëtt op schrëft-
lech Demande vum Ëmweltminis-
tère ausbezuelt. Well d’Reglement
vun 2001 Enn 2004 ausgelaf ass
an dat neit Reglement eréischt am
August 2005 a Kraaft getratt ass,
bestinn anscheinend Problemer
mat dem Ausbezuele vun dëser
Ënnerstëtzung.

Duerfir géif ech Iech, Här Minister,
gären dës Froe stellen:

1. Gëtt et tatsächlech Problemer
mat der fristgerechter Ausbe-
zuelung vun dëser Prime, a wa
jo, wat sinn d’Ursaache vun
dëse Verspéidungen?

2. Wat ass de regulären Délai fir
d’Demandë vum Produk-
tiounsjoer 2004? Kënnt Dir mir
Informatioune ginn iwwert
d’Zuel vun den Demanden,
d’Héicht vun der ganzer Prime
fir 2004 an den aktuelle Stand
vun der Ausbezuelung?

3. Gëtt et eng intern Direktiv iw-
wert d’Délaië fir d’Ausbezuele
vun dëser Prime? Wéi laang
dauert et an der Moyenne të-
schent dem Erareeche vun
enger Demande an dem Aus-
bezuelen? Kënnen déi Betraffe
bei iwwerméisseger Verspéi-
dung mat enger Verzënsung
vun de réckstännege Beträg
rechnen?

4. Wär et net am Sënn vun der
administrativer Vereinfachung,
mat dem(n) Netzbedreiwer en
Accord ze sichen, datt déi
agrééiert Produzenten dës
Prime direkt mat dem Basis-
stroumpräis géifen ausbezuelt
kréien?

Réponse (20.01.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre de l’Environne-
ment:

Am Joer 2005 goufen 1.765 De-
manden eragereecht fir d’«prime
d’encouragement écologique» ze
kréien. Niewent dëse Primen huet
deeselwechte Service des écono-
mies d’énergie ronn 5.900 Deman-
den ze instruéieren, wat d’Ausbe-
zuele vun den «aides à l’investisse-
ment» ubelaangt. Bis Mëtt vum
Joer 2005 huet de Service iwwer
néng Leit verfügt, fir d’Demanden
ze instruéieren: zwee Fonctionnai-
ren a siwe CATen. Dës Zuel ass bis
November staark zréckgaang, well
d’Kontrakte vun deene siwe CATen
ausgelaf sinn a keng nei CATen ze
kréie ware bis Dezember. Et ass zu
engem Enkpass komm, wat d’Aus-
bezuelen ubelaangt.

Fir ze assuréieren, datt d’Subven-
tiounen an d’Prämien an engem rä-
sonnabelen Délai ausbezuelt
kënne ginn, huet d’Regierung de
feu vert ginn, fir sechs Employéen
à durée déterminée anzestellen (1
Joer). Zënter Dezember verfügt de
Service des économies d’énergie
iwwer 14 Leit (zwee Fonction-
nairen, sechs Employéen à durée
déterminée a sechs CATen).

Wat Prämië vun 2004 am Speziel-
len ubelaangt, sou si 416 Deman-
den an der Ausbezuelungsproze-
dur a bei 664 musse supplémen-
taire Informatiounen nogefrot ginn.
Et kann ee rechnen, datt déijéineg
Demanden, déi als komplett kënne

betruecht ginn, bis Enn Februar
ausbezuelt sinn.

Bis elo huet et an der Moyenne
néng Méint gedauert, bis d’Prä-
mien ausbezuelt konnte ginn. Et
ass een Uleies vum Ministre de
l’Environnement, dësen Délai sub-
stanziell erofzesetzen. Dofir och
d’Efforten, fir d’Personal massiv op-
zestocken.

Et si keng Dispositiounen am
Reglement virgesinn, déi déi even-
tuell duerch de Retard entstanen
Onkäschte géifen ofdecken.

Wat d’Remarque ubelaangt, dës
Prime direkt mat dem Basisstroum-
präis ze verrechnen, war dat an
der Diskussioun beim Ausschaffe
vum neie Subventiounsreglement,
dat am August 2005 veröffentlecht
gouf. Als Kompromiss gouf festge-
halen, datt d’Primë fir Fotovoltaik-
anlagen, déi ënnert dat neit Regle-
ment falen, iwwert de Fonds de
compensation électrique ausbe-
zuelt ginn, also mam Basisstroum-
präis verrechent ginn.

Question 0794 (12.12.2005) de
M. Claude Meisch (DP) concer-
nant l’adaptation des traite-
ments des fonctionnaires de
l’État:

Il me revient par voie de presse
que Monsieur le Ministre des
Classes moyennes aurait déclaré
devant l’assistance du «Arbeits-
kreis Wirtschaft Luxemburg
(AKW)» que le régime des traite-
ments des fonctionnaires de l’État
devrait faire l’objet d’une adapta-
tion vers le bas et ceci plus parti-
culièrement au niveau des traite-
ments prévus pour les nouveaux
fonctionnaires.

Ainsi, j’aimerais poser les ques-
tions suivantes à Monsieur le Mi-
nistre de la Fonction publique et de
la Réforme administrative:

- Est-ce que Monsieur le Mi-
nistre a connaissance des faits
relatés ci-dessus?

- Dans l’affirmative, est-ce que
Monsieur le Ministre peut me
dire quand le Gouvernement
entend mettre en œuvre cette
adaptation des traitements
des fonctionnaires de l’État?

- Est-ce que cette adaptation
concernera également les em-
ployés de l’État et ceux du
secteur conventionné? Est-ce
que toutes les carrières sont
concernées par cette adapta-
tion?

- À quel niveau les traitements
des nouveaux fonctionnaires
de l’État seront plafonnés et
est-ce que le secteur privé
servira de référence pour fixer
ces derniers?

Réponse (20.1.2006) de M.
Claude Wiseler, Ministre de la
Fonction publique et de la Réforme
administrative:

Monsieur le Député Claude Meisch
soulève la question de savoir si le
Ministre de la Fonction publique et
de la Réforme administrative a
connaissance des déclarations ré-
centes que Monsieur le Ministre
des Classes moyennes aurait faites
au sujet du régime des traitements
des fonctionnaires de l’État, quand
le Gouvernement entend mettre en
œuvre cette adaptation et à qui elle
s’appliquera.

En réponse permettez-moi de ré-
pondre d’abord à l’honorable Dé-
puté Claude Meisch que le Ministre
de la Fonction publique et de la
Réforme administrative a bien sûr
connaissance du discours pro-
noncé par le Ministre des Classes
moyennes, publié sur Internet,
ainsi que des faits relatés dans la
presse et portant sur une réflexion
du Ministre au sujet du problème
de recrutement de jeunes luxem-
bourgeois qui se pose actuelle-

ment dans le secteur privé, notam-
ment pour les débuts d’emplois.

En ce qui concerne d’éventuelles
modifications des traitements des
fonctionnaires de l’État, je tiens à
renvoyer aux déclarations faites
par Monsieur le Premier Ministre le
12 octobre dernier dans le cadre
de sa «Déclaration de politique gé-
nérale» à la Chambre des Députés
dont quelques-unes visent plus
particulièrement le secteur de la
Fonction publique. Le Premier Mi-
nistre s’est exprimé en ces tenues:
«Nous devons discuter avec le
syndicat de la fonction publique
afin de freiner l’impact des avance-
ments automatiques sur la hausse
des salaires et nous devons d’ores
et déjà parler de l’orientation future
de la politique salariale de l’État
qui, dans les années 2007, 2008 et
2009, devra être plus modérée».

Ces discussions devraient com-
mencer dans les premières se-
maines de l’année 2006.

Question 0795 (13.12.2005) de
M. Marc Spautz (CSV) concer-
nant le protocole de Kyoto:
Lors de l’émission «Kapital» du 7
décembre 2005 diffusée par la
chaîne de télévision luxembour-
geoise RTL sur le contenu et les
engagements à respecter dans le
cadre du protocole de Kyoto, Mon-
sieur le Ministre de l’Environnement
dans un élan «d’activisme de der-
nière minute» a affirmé que: «(…)
Mir hu jo den Don fir Saachen op
eis zoukommen ze loossen, bis et
dann heiansdo schonn e bëssen
ze spéit ass. (…) An an zwee Fel-
der (tripartite CFL et protocole de
Kyoto) hu mer gewaart a gewaart a
gewaart, bis dann den Zuch
schonn an der Gare steet, bis et
dann heiansdo schonn ze spéit
ass. An ech mengen, hei ass ee
vun de Punkte wou mir eng Poten-
zialstudie elo maachen an engem
Moment, wou mer schonn am Pro-
zess mat dra sinn (…).»
Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de l’Environnement:
- Pour quelles raisons l’analyse

des potentiels de réduction
des émissions de CO2 n’a-t-
elle pas était entamée dès dé-
cembre 1997, date de la si-
gnature du protocole de
Kyoto?

- Sur base de quels critères re-
pose l’objectif du Luxembourg
de réduire les émissions de
gaz à effet de serre de 28%
par rapport au niveau de
1990?

- D’où provenaient à l’époque
les données et études qui ont
servi de base pour le calcul du
potentiel de réduction de 28%
pour le Luxembourg? Dans ce
contexte avait-on pris en
considération que la centrale
TGV de Twinerg à Esch/Alzette
et chaque nouvelle centrale de
cogénération généreraient des
émissions supplémentaires de
CO2 qui auraient des répercus-
sions négatives sur notre bilan
national?

Réponse (20.1.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre de l’Environne-
ment:
L’honorable Député me pose plu-
sieurs questions sur l’objectif de
réduction des émissions de gaz à
effet de serre. En effet, après le
Conférence de Kyoto qui s’est dé-
roulée en décembre 1997, l’Union
européenne, qui, à Kyoto, s’est en-
gagée à réduire ses émissions de
CO2 de 8% en 2008-2012 par rap-
port au niveau de 1990, a adopté
ce que l’on appelle le «EU burden
sharing agreement».
Comme je n’étais pas Ministre de
l’Environnement en 1997, je ne
connais pas les raisons pour les-
quelles une analyse des potentiels
de réduction des émissions de CO2

n’a pas été entamée dans les an-
nées suivantes.
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Dès août 2004, après mon entrée
en fonction, j’ai accordé une prio-
rité absolue au dossier «Kyoto».

En effet, j’ai dû modifier le premier
plan national d’allocation de quo-
tas, élaboré début 2004, pour que
celui-ci puisse être accepté par la
Commission européenne en oc-
tobre 2004 et ainsi donner une sé-
curité de planification à l’industrie
luxembourgeoise.

Par une loi du 23 décembre 2004,
nous avons enfin transposé la di-
rective concernant le système eu-
ropéen d’échange de quotas
d’émission. La loi a créé un fonds
de financement des mécanismes
de Kyoto qui nous permet de parti-
ciper à des fonds multilatéraux et à
des projets dits «JI» et «CDM» afin
d’acquérir des crédits d’émission.
La dotation dudit fonds s’élève à 5
millions d’euros en 2005 et à 10
millions d’euros en 2006.

Je tiens aussi à préciser que les
sommes énormes investies entre
2001 et 2004 dans l’énergie solaire
photovoltaïque n’ont pas contribué
à améliorer notre bilan des émis-
sions de CO2. En effet, nous avons
remplacé de l’électricité importée
par une production nationale
d’électricité.

En novembre 2004, j’ai chargé le
«Finanzwissenschaftliches For-
schungsinstitut an der Uni Köln»,
sous la direction du Dr Ewring-
mann, d’une analyse des potentiels
de réduction des émissions de gaz
à effet de serre (GES), prévue par
le programme gouvernemental.
Cette analyse doit permettre
d’identifier des options et des stra-
tégies pour une réduction de nos
émissions, qui permettraient au
Luxembourg de respecter ses en-
gagements dans le cadre du pro-
tocole de Kyoto et de préparer le
deuxième plan national d’allocation
de quotas dû pour juillet 2006
conformément à la directive sur le
système d’échange européen de
quotas.

Dans le cadre des préparations
pour cette analyse, le Ministère de
l’Environnement vient d’organiser
trois ateliers – tendances de déve-
loppement des émissions de gaz à
effet de serre, trafic routier (Ver-
kehr) et bâtiments (Gebäude) –
auxquels ont participé des experts
et représentants de différentes or-
ganisations syndicales, profession-
nelles, environnementales, des dé-
partements ministériels concernés
et de la Chambre des Députés.

D’autres ateliers vont suivre – in-
dustrie, exportation de carburants,
énergies renouvelables.

Les trois premiers ateliers ont
confirmé, s’il le fallait, qu’il sera très
difficile – voir impossible – pour
notre pays, d’atteindre son objectif
de réduction Kyoto (-28%) sans
avoir recours aux mécanismes de
flexibilité (CDM, JI; emissions tra-
ding). D’un autre côté, le Luxem-
bourg ne peut pas renoncer à
mettre en œuvre des politiques et
mesures au niveau national pour
réduire ses émissions de gaz à ef-
fet de serre. Sans effort national,
nous courons le risque que notre
second plan national d’allocation
ne sera pas accepté par la Com-
mission européenne.

Quant aux chiffres, les inventaires
indiquent qu’en 2004 les émissions
de GES étaient à nouveau au
même niveau qu’en 1990, soit
quelque 12,5 millions de tonnes de
CO2eq, après avoir passé par un mi-
nimum en 1998, principalement à
cause de la restructuration de la si-
dérurgie.

Question 0796 (13.12.2005) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant le vote obli-
gatoire:

Dans de nombreux pays le droit de
vote est un devoir citoyen. Au
Luxembourg il n’est non seulement

un devoir moral, mais aussi une
obligation, comme le stipule la loi
électorale du 18 février 2003 dans
son article 89: «le vote est obliga-
toire pour tous les électeurs inscrits
sur les listes électorales».

Le droit luxembourgeois prévoit
même des peines pour les élec-
teurs n’ayant pas pris part au vote
ou dont les excuses n’ont pas été
admises. En effet, l’article 90 de la
loi citée plus haut prévoit que ces
derniers «seront cités devant le
juge de paix dans les formes tra-
cées par la loi». De plus, le même
article prévoit qu’«une première
abstention non justifiée est punie
d’une amende de 100 à 250 euros.
En cas de récidive dans les cinq
ans de la condamnation, l’amende
est de 500 à 1000 euros».

- J’aimerais donc demander à
Monsieur le Ministre si les
électeurs non excusés sont
condamnés à l’amende pré-
vue par la loi, ou si les autori-
tés se limitent à les avertir.

- Dans le cas où les électeurs
non excusés ne sont ni avertis,
ni punis par les autorités, Mon-
sieur le Ministre pourrait-il
m’expliquer les raisons pour
lesquelles la loi n’est pas ap-
pliquée?

- Comme la loi électorale prévoit
également que «dans le mois
de la proclamation du résultat
du scrutin, le procureur d’État
dresse, par commune, le re-
levé des électeurs qui n’ont
pas pris part au vote et dont
les excuses n’ont pas été ad-
mises», je me permets de de-
mander si Monsieur le Ministre
peut m’informer sur le nombre
de personnes qui n’ont pas
pris part aux élections com-
munales du 9 octobre 2005,
sans pour autant présenter
d’excuses valables.

Réponse (17.1.2006) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

Je suis très étonné de la question
de Madame la Députée qui
contient les mêmes éléments que
la question parlementaire N°0723
de Monsieur le Député Aly Jaer-
ling. Il ne me reste qu’à inviter Ma-
dame la Députée à bien vouloir lire
la réponse fournie par Monsieur le
Ministre de la Justice à la question
parlementaire N°0723 (cf. compte
rendu N°5/2005-2006).

Question 0797 (13.12.2005) de
M. Ali Kaes (CSV) concernant le
Service de Santé au Travail
Multisectoriel (STM):

Les employeurs qui n’organisent
pas de service de santé au travail
à l’intérieur de leur entreprise et qui
ne participent pas à un service in-
terentreprises doivent s’affilier obli-
gatoirement au Service de Santé
au Travail Multisectoriel (STM). Ce
service est en charge d’environ
144.000 travailleurs et dispose
d’antennes partout dans le pays.

Il me revient qu’un rapport sur
l’évaluation de la rentabilité des an-
tennes à Wiltz et Echternach a été
établi. Ce rapport suggère de réflé-
chir sur le maintien de ces deux
dernières, car elles ne seraient pas
rentables et devraient fonctionner
plus qu’un jour par semaine pour
être efficaces.

Une fermeture de ces antennes
pénaliserait les salariés travaillant
dans ces régions plus retirées de
notre pays, car les salariés des
secteurs de la région de Wiltz se-
raient obligés de se rendre à Ettel-
bruck et ceux de la région d’Ech-
ternach à Grevenmacher. L’intérêt
initial de ces antennes était de faci-
liter les déplacements des salariés
des petites entreprises éloignées.

Convaincu qu’une fermeture des
antennes de la STM à Echternach

et à Wiltz entraînerait une qualité
de vie réduite pour les salariés de
ces régions, j’aimerais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre de la Santé:

1. Quelle est la position de Mon-
sieur le Ministre de la Santé
concernant le maintien des
antennes à Wiltz et à Echter-
nach?

2. Est-ce que Monsieur le Mi-
nistre partage mon avis que le
maintien des antennes de la
STM à Wiltz et à Echternach
soit envisagé prioritairement
sous l’angle de la flexibilité
des déplacements des sala-
riés vers le service STM et non
sous l’aspect de sa rentabilité?

Réponse (9.1.2006) de M. Mars
Di Bartolomeo, Ministre de la
Santé et de la Sécurité sociale:

L’honorable Parlementaire formule
lui-même dans sa question le pro-
blème que pose une éventuelle fer-
meture des antennes du STM à
Wiltz et à Echternach, à savoir si le
maintien de ces antennes peut-être
non «rentables» dans une pers-
pective purement économique
peut se justifier par des considéra-
tions ayant trait au confort plus
élevé qu’un service de proximité
peut offrir aux travailleurs ayant à
subir un examen de médecine du
travail.

Personnellement je serais certes
plutôt en faveur du maintien des
deux antennes, mais je me dois de
rendre l’honorable Parlementaire
attentif au fait que le STM est un
établissement public autonome,
géré dans les formes et d’après les
méthodes du droit privé. Le STM
ne recevant aucune participation fi-
nancière de l’État, sauf pour des
attributions spécifiques ayant trait
à des examens médicaux à réali-
ser sur des chômeurs et deman-
deurs d’emploi, doit supporter lui-
même ses frais de fonctionnement
et ne peut dès lors faire complète-
ment abstraction de considérations
de rentabilité.

De toute manière, d’après mes in-
formations, une décision en la ma-
tière n’est pas encore prise. Elle ne
devrait intervenir qu’au cours du
mois de janvier ou de février 2006.

Question 0798 (13.12.2005) de
M. Xavier Bettel (DP) concer-
nant les installations de
chauffage et d’eau chaude
au Centre pénitentiaire de
Schrassig:

Il me revient par voie de presse
qu’au Centre pénitentiaire de
Schrassig les installations de
chauffage et d’eau chaude font
l’état de travaux de révision.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de la Justice:

- Est-ce que Monsieur le Mi-
nistre a connaissance des faits
relatés ci-dessus?

- Dans l’affirmative, est-ce que
Monsieur le Ministre peut me
dire pourquoi ces travaux sont
exécutés pendant la période
hivernale alors qu’ils auraient
pu causer moins de désagré-
ments pendant la période esti-
vale?

Réponse (13.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

Il est exact qu’au courant du mois
de décembre 2005, et suite à une
panne, certains travaux d’entretien
ont dû être effectués aux installa-
tions de chauffage et d’eau chaude
du CPL.

L’Administration des Bâtiments pu-
blics envisage de revoir l’ensemble
de la chaufferie et du système
d’eau chaude de la prison de
Schrassig courant 2006.

Question 0799 (14.12.2005) de
M. Jos Scheuer (LSAP) concer-
nant la contamination des
poissons de la Sûre et de la
Moselle:

Le compte rendu final publié en
2003 par les Services de la Gestion
de l’Eau constate, sur la base
d’analyses approfondies, que «sui-
vant l’évaluation des risques, les
poissons des tronçons moyen et
frontalier de la Sûre sont exclus de
la consommation» (p. 48). Il en se-
rait de même pour les poissons de
la Moselle. «Les PCB représentent
clairement le facteur discriminant
majeur» (p. 44).

Monsieur le Ministre peut-iI me ren-
seigner sur les points suivants:

- Vu qu’une «amélioration de la
situation n’est possible que si
les principales sources de
contamination par les PCB,
notamment celles situées en
tête du bassin de la Sûre
(Wiltz, Our) sont identifiées et
puis éliminées» (p. 47), je vou-
drais savoir si des recherches
ad hoc ont été faites. Au cas
affirmatif, quels en sont les ré-
sultats?

- Quelles sont les intentions du
Ministre en ce qui concerne la
surveillance régulière de la po-
pulation piscicole?

- Au vu des risques sanitaires
pour les consommateurs une
initiative d’information est de
mise. Quelles sont les inten-
tions du Gouvernement à cet
égard?

Réponse conjointe (3.2.2006)
de M. Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Amé-
nagement du Territoire et M. Mars
Di Bartolomeo, Ministre de la
Santé et de la Sécurité sociale:

Suite aux résultats d’analyses
concernant la contamination des
poissons par les PCB dans diffé-
rents cours d’eau luxembourgeois,
un programme de mesures des
PCB dans les matières en suspen-
sion et dans les poissons avait été
initié par les Commissions Interna-
tionales pour la Protection de la
Moselle et de la Sarre (CIPMS) en
2004 pour la majeure partie du
cours de la Moselle ainsi que pour
plusieurs cours d’eau tributaires de
la Moselle. Ainsi a pu être démon-
tré une contamination quasi omni-
présente dans les cours d’eau ana-
lysés avec des pointes dans la Mo-
selle même (France et Allemagne),
la Sarre et notamment dans la Ros-
sel, les échantillons de la Sûre et
de l’Our présentant des valeurs
plus faibles (voir rapport final va-
lidé en novembre 2005 sur le pro-
gramme international de mesures
«PCB et substances analogues sur
les matières en suspension et dans
les poissons de la Moselle et de la
Sarre en 2004», ce rapport étant
disponible sur demande auprès de
l’Administration de la Gestion de
l’Eau). Ces résultats mettent bien
en évidence une pollution diffuse
par les PCB, sans pour autant
montrer une corrélation entre le de-
gré de contamination des matières
en suspension et celui des pois-
sons sur les différents tronçons de
rivière analysés.

Jusqu’à ce jour les principales
sources de contamination par les
PCB, si elles existent, n’ont pu être
clairement identifiées au Luxem-
bourg.

Ainsi il a été convenu, lors de la
dernière réunion plénière des
CIPMS, de rechercher plus en dé-
tail sur les sources diffuses de la
pollution dans le cadre de l’établis-
sement du programme de mesures
exigé par la directive-cadre eau.

Concernant la surveillance régu-
lière des poissons, des analyses
des PCB indicateurs seront réali-
sées tous les trois ans, étant donné
que la demi-vie («Halbwertszeit» =
intervalle de temps au bout duquel
la moitié des molécules de la sub-
stance est désintégrée) des PCB

est très longue et se situe, selon les
experts, entre dix et 100 ans.

Les résultats des analyses réali-
sées lors de la campagne en 2004
et concernant la contamination en
PCB des poissons de rivières
luxembourgeoises ont été soumis
aux autorités sanitaires en vue
d’évaluer Ie risque pour la santé du
consommateur.

Un communiqué de presse a été
établi par la suite pour informer Ie
public des différents résultats des
analyses et pour lui fournir des re-
commandations en ce qui
concerne la consommation des dif-
férents poissons des rivières
luxembourgeoises où des échan-
tillons de poissons ont été ana-
lysés.

Au vu des résultats des analyses
d’une nouvelle campagne (sur-
veillance régulière tous les trois
ans) de même qu’en cas d’élé-
ments nouveaux, les autorités sani-
taires en aviseront la population
par voie de communiqué de
presse.

Question 0800 (14.12.2005) de
M. Xavier Bettel (DP) concer-
nant le projet Eurocap-Rail:

Depuis l’automne 2004 Monsieur le
Ministre des Transports s’évertue à
confirmer sa volonté, surtout en ré-
ponse à plusieurs questions parle-
mentaires, pour faire avancer le
projet Eurocap-Rail dans le sens
voulu par son prédécesseur Mon-
sieur Henri Grethen qui avait arrêté
le concept et mis le projet sur les
rails avec l’aide de son homologue
belge, et qui avait obtenu de la
Commission européenne que le
projet soit inscrit parmi les projets
prioritaires en matière de trans-
ports transeuropéens.

Or, force est de constater que hor-
mis les déclarations politiques spo-
radiques sur l’intérêt du projet et
des reports d’échéances répétés
pour finaliser des études y rela-
tives, le bilan s’avère jusqu’ici plu-
tôt maigre sur le plan des déci-
sions concrètes pourtant haute-
ment nécessaires et urgentes pour
faire avancer le dossier dans le
sens souhaité.

C’est pourquoi je souhaiterais po-
ser les questions suivantes à Mon-
sieur le Ministre des Transports:

- Est-ce que Monsieur le Mi-
nistre des Transports n’estime
pas qu’en laissant traîner le
dossier de la relation directe
par chemin de fer entre les
trois capitales européennes
que constitue le projet Euro-
cap-Rail, celui-ci soit pris de
vitesse par la mise en place
d’une relation TGV passant de
Bruxelles via Paris à Stras-
bourg avec une durée de par-
cours moindre que les
meilleures performances ac-
tuelles sur l’itinéraire passant
par notre pays?

- Est-ce que Monsieur le Mi-
nistre peut me renseigner sur
son analyse concernant la po-
sition du syndicat cheminot
d’obédience socialiste plai-
dant pour l’abandon du projet
d’une nouvelle gare ferroviaire
à Cessange, qui hormis sa
destination de gare périphé-
rique permettant de délester la
gare centrale, pourra faire
fonction de point d’arrêt pour
une future relation TGV Stras-
bourg-Luxembourg-Bruxelles
et faire ainsi gagner quelques
12 à 15 minutes sur la seule
partie luxembourgeoise du
parcours en évitant le passage
en tête-à-queue par la gare
centrale?

- Où en est l’étude de marché
confiée par la SNCB et les CFL
au consultant belge STRA-
TEC? Dans la mesure où les
conclusions seraient entre-
temps disponibles, quelles
sont elles?
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- Monsieur le Ministre peut-il
confirmer que le Gouverne-
ment fédéral belge ainsi que
les autorités wallonnes conti-
nuent à supporter le projet
dans les dimensions dans les-
quelles celui-ci a été soumis
aux instances communau-
taires?

- Quels sont les travaux entre-
temps initiés sur le plan bilaté-
ral pour faire avancer le projet
et pour accélérer la prise de
décision en la matière?

- Quelles sont par ailleurs les
initiatives prises par le Luxem-
bourg – seul ou avec le
concours de la Belgique –
pour obtenir une aide finan-
cière de l’Union européenne
pour ce projet?

Réponse (6.1.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre des Trans-
ports:

Par sa question parlementaire du
14 décembre 2005, l’honorable
Député Xavier Bettel s’enquiert sur
la position de Monsieur le Ministre
des Transports quant au projet Eu-
rocap-Rail.

Le consultant STRATEC a effectué
pour le compte de la SNCB et des
CFL une étude de marché quant
au potentiel généré par le projet
particulièrement en termes de
nombre de voyageurs. Cette étude
est terminée depuis le 22 no-
vembre 2005. Cette étude conclut
notamment que la concurrence in-
duite par les modifications prévues
sur les grandes infrastructures fer-
roviaires en France et en Alle-
magne sera forte. Notamment, la
mise en exploitation de la première
phase de la ligne à grande vitesse
Est Européenne risque de détour-
ner le trafic Bruxelles-Strasbourg
par Lille. Ces risques de concur-
rence conduisent à conclure qu’il
faut réaliser au minimum le projet
SNCB de base.

L’entrevue du 7 décembre 2005 à
Bruges avec Monsieur Renaat Lan-
duyt, Ministre de la Mobilité et de
l’Économie sociale de la Belgique,
nous a confirmé la volonté de la
Belgique en ce qui concerne la
réalisation du projet prioritaire 
RTE-T, Eurocap-Rail. Monsieur
Landuyt a souligné la détermina-
tion du côté belge d’effectuer les
travaux de modernisation de la
ligne concernée. Une décision sur
le financement de cette entreprise
sera disponible pour le premier se-
mestre 2006.

Dans cet ordre d’idées, les deux
Gouvernements réuniront une
deuxième fois le groupe de travail
chargé d’analyser le volet financier
de l’ensemble du projet de ma-
nière, notamment, à pouvoir pré-
senter un dossier concret aux ins-
tances européennes.

Question 0801 (14.12.2005) de
M. Emile Calmes (DP) concer-
nant l’amélioration des trans-
ports publics:

Dans leur réponse commune à ma
question parlementaire N°0574 du
2 septembre 2005 (cf. compte
rendu N°3/2005-2006), Messieurs
les Ministres ont pris soin de tracer,
et à certains endroits de manière
méticuleuse, les grandes lignes
des travaux à réaliser dans les pro-
chaines années pour améliorer les
transports publics. Toujours est-il
que les réponses souhaitées à cer-
taines de mes questions n’ont pas
été apportées.

Ainsi, je serais reconnaissant à
Messieurs les Ministres de me ré-
pondre aux questions suivantes:

- Combien de matériel roulant
nouveau fut commandé pour
le service voyageurs assuré
par les CFL, a) pendant la lé-
gislature 1994-1999 et b) pen-
dant la période 1999-2004?

- Quels furent les grands projets
d’investissement élaborés et
soumis au législateur pour dé-

velopper le réseau ferré natio-
nal, a) pendant la législature
1994-1999 et b) pendant la
période 1999-2004?

Réponse commune (6.1.2006)
de M. Lucien Lux, Ministre des
Transports et M. Jeannot
Krecké, Ministre de l’Économie et
du Commerce extérieur:
Par sa question parlementaire du
14 décembre 2005, l’honorable
Député Emile Calmes souhaite être
renseigné sur le développement
des transports publics pendant les
législatures 1994-1999 et 1999-
2004 ainsi que sur les initiatives
concrètes que le Gouvernement a
prises en vue de leur amélioration.
Comme le mentionne à juste titre
l’honorable Député dans sa ques-
tion parlementaire susmentionnée,
les grandes lignes des travaux à
réaliser dans les prochaines an-
nées pour améliorer les transports
publics ont été développées dans
la réponse à la question parlemen-
taire N°0574 du 2 septembre 2005.
En ce qui concerne les autres dé-
tails, il y a lieu de consulter les rap-
ports d’activités du Ministère des
Transports.

Question 0802 (14.12.2005) de
M. Alex Bodry (LSAP) concer-
nant les recettes commu-
nales:

Lors des dernières années, le Gou-
vernement a suggéré aux com-
munes de doter le fonds de ré-
serves budgétaires des plus-va-
lues enregistrées au niveau des
rentrées fiscales.

Ces dotations sont destinées à
compenser une évolution moins fa-
vorable des recettes communales
et assurer l’équilibre du budget or-
dinaire de la commune.

- J’aimerais connaître de la part
de Monsieur le Ministre l’état
des dotations de ces fonds de
réserves budgétaires com-
mune par commune selon les
dernières données dispo-
nibles.

- Monsieur le Ministre estime-t-il
que les avoirs de ces fonds
sont suffisants pour faire face
à une stagnation des recettes
communales?

- Est-ce que Monsieur le Mi-
nistre partage l’idée du sous-
signé qu’il y a lieu d’agir au ni-
veau d’une répartition équi-
table des recettes entre les dif-
férentes communes afin d’évi-
ter que se créent des dispari-
tés inacceptables entre les
communes affectant le prin-
cipe de l’égalité des citoyens
devant le service public?

Réponse (3.2.2006) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

Lors de la préparation du projet du
budget pour l’année 2003 en no-
vembre 2002, sur base d’informa-
tions du Ministère des Finances et
de l’Administration des Contribu-
tions directes, le Ministère de l’Inté-
rieur a suggéré aux communes de
se constituer une réserve finan-
cière à alimenter par les plus-va-
lues substantielles et recettes ex-
ceptionnelles en expectative pour
les années 2002 et 2003 en ma-
tière de l’Impôt commercial com-
munal afin de pouvoir y recourir les
années subséquentes qui, toujours
d’après l’Administration des Contri-
butions, s’annonçaient moins
bonnes.

Globalement, et d’après les esti-
mations de mes services, en
conformité avec les circulaires du
Ministère de l’Intérieur, les com-
munes ont donc pu se constituer
des réserves s’élevant à la fin de
l’année 2003 à 126.517.286 euros,
des réserves devant permettre aux
communes pour les années à venir
de maintenir leur budget/compte
ordinaire en équilibre, voire de lui
garantir une progression régulière.

S’agissant de recommandations
ministérielles dans l’intérêt d’une
gestion prudente et prévisionnelle
des finances des communes, les
communes, fortes de leurs expé-
riences sur le terrain et en connais-
sance de leur situation financière
bien particulière ont adapté la re-
commandation ministérielle à leur
situation financière ou politique
spécifique.

Il en résulte qu’aujourd’hui la situa-
tion peut différer plus ou moins for-
tement d’une commune à l’autre.

Selon les estimations des services
financiers du Ministère de l’Inté-
rieur et toujours en application ri-
goureuse du schéma proposé, les
réserves financières globales
après le compte 2005 et le budget
2006 devraient réellement encore
s’élever à quelque 100 millions
d’euros.

Le Ministère de l’Intérieur ne tient
pas de statistique commune par
commune au sujet des montants
actuellement encore disponibles
dans les fonds de réserve des
communes, même si une indication
y relative fait partie du document
budgétaire à soumettre au conseil
communal.

Si les recettes non affectées (IF,
ICC, FCDF) des communes pour
2005 n’ont pas atteint le niveau de
2004 et sachant que la situation
peut être différente d’une com-
mune à l’autre, le Ministère de l’In-
térieur ne s’opposera pas à ce que
les communes concernées, et pour
autant qu’elles disposent encore
de réserves financières, aient re-
cours à leurs fonds de réserve
pour garantir une progression nor-
male de leurs moyens non affectés
se situant pour le compte 2005 à
mi-chemin entre le compte 2004 et
le budget 2006.

Celles des communes qui n’auront
plus de possibilité de recourir à
cette «réserve stratégique», seront
obligées à reporter leur situation
budgétaire du compte 2005 à
l’exercice 2006 pour y rééquilibrer
leur compte ordinaire par des me-
sures tant au niveau des recettes
qu’au niveau des dépenses.

En ce qui concerne le dernier point
de la question parlementaire et qui
concerne les règles de finance-
ment des communes, j’estime que,
s’il y a effectivement des disparités
inacceptables entre les revenus
non affectés des différentes com-
munes et que s’il peut être
constaté qu’il s’agit de disparités
structurelles, le législateur devrait
prendre les mesures de redistribu-
tion des ressources qui s’imposent
dans l’intérêt d’une répartition plus
égalitaire des revenus à disposition
des communes pour leurs ci-
toyens.

Un échange de vues y relatif a déjà
eu lieu au niveau du Conseil supé-
rieur des Finances locales où les
différentes pistes ont été invo-
quées devant la toile de fond d’une
réforme territoriale définissant
entre autres les «masses critiques»
à atteindre pour pouvoir garantir
matériellement et financièrement
les services de base.

Question 0803 (14.12.2005) de
MM. Marc Angel et Ben Fayot
(LSAP) concernant le fonction-
nement des commissions
consultatives communales
pour étrangers:

Le règlement grand-ducal du 5
août 1989 fixant I’organisation et le
fonctionnement des commissions
consultatives communales pour
étrangers s’avère inadapté à la si-
tuation politique actuelle.

En effet, ce règlement qui date
d’une époque antérieure au droit
de vote des citoyens non luxem-
bourgeois ressortissants de l’UE et

d’États tiers pour les élections
communales prévoit en son article
3 que «la commission comprend
des membres luxembourgeois et
étrangers», que c’est le conseil
communal qui désigne les
membres de ladite commission et
que les représentants des étran-
gers sont choisis «en tenant
compte de l’importance des diffé-
rentes communautés d’étrangers».

Le règlement grand-ducal en
question ne précise d’ailleurs pas
la façon dont s’opère le choix des
représentants «étrangers» que le
conseil communal est appelé à dé-
signer.

Ce qui pose problème, c’est la ré-
partition stricte entre membres
luxembourgeois et étrangers. En
effet, le problème essentiel, c’est
que les communes interprètent cet
article 3 de façon à empêcher les
groupes politiques d’un conseil
communal de proposer pour cette
commission des citoyens non
luxembourgeois engagés dans la
vie politique luxembourgeoise, par
exemple en tant que candidats aux
élections communales.

Cette interprétation nous semble
aberrante à une époque où il y a
consensus à ce que les partis poli-
tiques essaient d’intégrer des ci-
toyens non luxembourgeois dans
la vie politique du pays, en leur de-
mandant de se porter candidats,
de participer à la vie des partis,
d’établir des liens entre leur com-
munauté d’origine et la vie poli-
tique.

- Monsieur le Ministre a-t-il l’in-
tention de revoir la nature et la
finalité de cette commission et
de modifier ledit règlement
grand-ducal, en particulier de
façon à permettre aux conseils
communaux de choisir pour
cette commission les citoyens
luxembourgeois et non luxem-
bourgeois politiquement actifs
qu’ils estiment aptes à œuvrer
dans le sens d’une participa-
tion assidue des citoyens non
luxembourgeois à la vie poli-
tique du pays?

Réponse (17.1.2006) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

Le texte du règlement grand-ducal
du 5 août 1989 fixant l’organisation
et le fonctionnement des commis-
sions consultatives communales
pour étrangers est formulé de ma-
nière à permettre qu’un non-
Luxembourgeois soit membre
d’une commission consultative
communale pour étrangers comme
représentant des étrangers, même
s’il est engagé dans la politique
luxembourgeoise. En effet, l’article
3 prévoit comme seules conditions
que les représentants des étran-
gers soient majeurs et qu’ils ré-
sident depuis au moins une année
dans la commune.

Voilà pourquoi je ne suis pas d’avis
qu’une modification du règlement
grand-ducal soit nécessaire sur ce
point.

Dans le contexte des commissions
consultatives pour étrangers il est
par ailleurs renvoyé à la réponse
fournie à la question parlementaire
N°0506 du 13 juillet 2005 de Mon-
sieur le Député Félix Braz. En plus,
il y a lieu de signaler que le Conseil
national pour Étrangers, et plus
précisément la Commission spé-
ciale permanente pour les Com-
missions communales consulta-
tives pour Étrangers (CSP-CCE), a
soumis des propositions de modifi-
cation du règlement grand-ducal
précité du 5 août 1989 à Madame
la Ministre de la Famille et de l’Inté-
gration et à moi-même. Ces propo-
sitions sont à l’étude actuellement.

Question 0805 (15.12.2005) de
M. Laurent Mosar (CSV)
concernant les investisse-
ments de l’État réalisés à
travers des partenariats pu-

blic-privé:

Lors de sa déclaration de politique
générale du 12 octobre 2005, Mon-
sieur le Premier Ministre, Ministre
des Finances a affirmé que le Gou-
vernement entendait dorénavant
avoir recours aux partenariats pu-
blic-privé aux fins de financement
d’un certain nombre d’infrastruc-
tures publiques. À l’heure actuelle,
ces partenariats dits «PPP» ont
cours surtout au Royaume-Uni et
au Portugal, ce qui n’empêche
pourtant pas d’autres États euro-
péens de s’en servir pour per-
mettre des investissements impor-
tants.

L’une des questions qui surgissent
dans le contexte d’une orientation
vers des investissements de l’État
réalisés à travers de PPP est celle
de savoir si ces partenariats re-
quièrent une base légale spéci-
fique, base légale qui, si besoin en
était, ferait défaut au Luxembourg
en ce moment.

- J’aimerais dès lors savoir de
Messieurs les Ministres si le
Gouvernement estime qu’une
base légale spécifique doive
être instituée afin de permettre
le recours aux PPP pour des
investissements d’envergure,
et, dans l’affirmative, quelles
devraient être les orientations
d’une telle législation?

Réponse commune (27.1.
2006) de M. Claude Wiseler,
Ministre des Travaux publics et M.
Luc Frieden, Ministre du Trésor
et du Budget:

Dans la mesure où ils existent à
l’étranger différents types de parte-
nariats public-privé que le Gouver-
nement est en train d’examiner afin
de trouver le mécanisme le plus
approprié pour le Luxembourg, il
est trop tôt pour se prononcer sur
d’éventuelles modifications législa-
tives.

Toutefois, il y a lieu de signaler
dans ce contexte que le Gouverne-
ment entend transposer prochaine-
ment la directive 2004/18/CE du 31
mars 2004 relative à la coordina-
tion des procédures de passation
des marchés publics de travaux.

Question 0806 (15.12.2005) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant la certification fo-
restière PEFC et FSC:

En date du 10 novembre 2005,
dans le cadre d’une cérémonie of-
ficielle dans l’abbaye de Neumüns-
ter, les premiers certificats PEFC
ont été remis au Groupement des
Sylviculteurs et à l’Administration
des Eaux et Forêts. En tout, dix
communes et 31 propriétaires fo-
restiers privés ont obtenu une
attestation qui prouve qu’ils sou-
tiennent le développement durable
de nos forêts. Il en est de même
pour le Ministre de l’Agriculture, de
la Viticulture et du Développement
durable qui a également obtenu
une attestation de participation à la
certification PEFC pour les forêts
domaniales. Ainsi, toutes les forêts
de l’État luxembourgeois sont cer-
tifiées PEFC.

Actuellement, 16.627 ha, c’est-à-
dire presque un cinquième de la
surface forestière luxembour-
geoise, sont certifiés PEFC.

Dans ce contexte j’aimerais poser
la question suivante à Monsieur le
Ministre de l’Environnement:

- Pour quelles raisons le Minis-
tère de l’Environnement sou-
tient-il encore la promotion de
la certification forestière FSC,
vu que la forêt domaniale est
déjà certifiée PEFC?

Réponse (20.1.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre de l’Environne-
ment:

Par l’arrêté grand-ducal portant
constitution des Ministères, le Mi-
nistère de l’Environnement est res-
ponsable de la gestion durable
des forêts, donc également des
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systèmes de certification tendant à
vérifier la durabilité de la gestion
forestière. Sensu stricto c’est donc
une compétence du Ministère de
l’Environnement.

En ce qui concerne la forêt éta-
tique, le Gouvernement a décidé,
en octobre 2004, une double certi-
fication FSC et PEFC pour marquer
sa neutralité et se solidariser avec
les petits propriétaires forestiers
qui ont opté via le Groupement des
sylviculteurs pour le PEFC. Il faut
souligner que la décision du Gou-
vernement se limite essentielle-
ment à la forêt étatique et qu’elle
n’implique pas une neutralité en
dehors de ce contexte.

L’établissement du système PEFC
a été soutenu financièrement par le
Ministère de l’Agriculture sans que
le Ministère de l’Environnement s’y
soit opposé bien que pour de mul-
tiples raisons le système FSC nous
semble plus approprié d’un point
de vue développement durable.

Comparé au système PEFC, le Mi-
nistère de l’Environnement a une
nette préférence pour le système
FSC étant donné son caractère
plus contraignant, notamment en
matière de sauvegarde de la diver-
sité biologique, sa participation
plus équilibrée (propriétaires, ex-
ploitants, société civile), ses as-
pects Nord/Sud (coopération) ainsi
que son caractère universel.

Le Ministère de l’Environnement
entend soutenir financièrement et
techniquement les 18 communes,
totalisant une surface forestière
d’environ 4.500 ha, qui ont décidé
en 2005 de s’engager vers une
certification FSC.

Question 0807 (15.12.2005) de
M. Henri Grethen (DP) concer-
nant la mise en service d’un
train-tram au Luxembourg:

En main la réponse de Monsieur le
Ministre des Transports à ma ques-
tion parlementaire N°0706 datant
du 28 octobre 2005 (cf. compte
rendu N°3/2005-2006), je me dois
de constater que Monsieur le Mi-
nistre s’est borné à éluder des ré-
ponses précises à mes questions
en se limitant à des informations
évasives tenant en trois lignes.

Estimant pourtant que les rensei-
gnements que j’ai voulu obtenir né-
cessitent des réponses tant soit
peu précises, je me permets de re-
formuler les points sur lesquels je
n’ai pas eu les informations souhai-
tées.

- Monsieur le Ministre peut-il
confirmer que les experts des
CFL jugent incompatible la cir-
culation des trams sur le ré-
seau ferroviaire en place
conçu pour des trains clas-
siques et que ce constat
conduit à l’abandon de l’idée
maîtresse défendue jusqu’à
présent unanimement dans le
cadre de l’étude Luxtraffic,
BTB et stratégie «mobilitéit.lu»
d’assurer aux clients du rail
des relations train-tram sans
transbordement entre la ville
de Luxembourg et le quartier
de Kirchberg, d’une part, et
les autres régions du pays re-
liées au chemin de fer, d’autre
part?

- Dans l’affirmative, est-ce que
la rentabilité socio-écono-
mique évaluée dans le
contexte ci-devant est encore
garantie, alors que les études
du passé ont toutes reposé sur
la possibilité des trains-trams
d’emprunter le réseau des
CFL et l’option concomitante
d’assurer la desserte sans
transbordement des relations
entre la capitale et les autres
régions du pays comme point
fort du concept?

- Dans la mesure où la rentabi-
lité du concept retenu jusqu’à
présent ne serait plus donnée,
quelles conséquences se dé-
gageraient sur le plan légal, fi-

nancier et opérationnel pour
les projets votés à la Chambre
des Députés et concernant le
raccordement ferroviaire de
Kirchberg et de Findel, l’amé-
nagement de la sortie nord de
la Gare centrale et d’un nou-
veau viaduc à «Stadtgrund»
ainsi que de la desserte ferro-
viaire de Belval-Ouest?

- Quel est dans ces conditions
le sort réservé à l’option envi-
sagée d’une desserte interne
du site de Belval-Ouest par
train-tram?

- Le projet de raccordement fer-
roviaire de Kirchberg tirant son
attrait pour une grande partie
des possibilités de desserte
directe par rail à partir des ré-
gions environnantes de la ca-
pitale est-il dans ces condi-
tions encore défendable sous
l’angle de vue de son coût,
surtout à un moment où l’État
se trouve confronté à une si-
tuation budgétaire très diffi-
cile?

- Dans les conditions nouvelles,
le projet Bus-Bunn, prévoyant
un tracé ferroviaire classique
en dessous de la ville haute et
de Kirchberg, ne pourrait-il
pas présenter une alternative
qu’il y aurait intérêt à étudier
plus en avant?

Réponse (3.2.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre des Trans-
ports:

L’honorable Député rappelle cer-
tains éléments de sa question par-
lementaire N°0706 du 28 octobre
2005 concernant l’apparent revire-
ment fondamental en matière de
mise en service d’un train-tram au
Luxembourg.

Étant donné que le groupe de tra-
vail, chargé d’étudier toutes les op-
tions en matière d’extension du ré-
seau ferroviaire léger dans la ville
de Luxembourg, envisage de fina-
liser son rapport fin février 2006, je
ne peux pour l’instant ni confirmer
ni infirmer les propos relatés par la
presse en octobre 2005.

Les informations souhaitées par
l’honorable Député seront dispo-
nibles au courant du mois de mars.

Question 0808 (15.12.2005) de
M. Xavier Bettel (DP) concer-
nant la libéralisation du trafic
ferroviaire international de
voyageurs:

Le 5 décembre dernier le Conseil
des Ministres des Transports de
l’Union européenne a décidé l’ou-
verture du marché des transports
internationaux des voyageurs par
chemin de fer à partir du 1er janvier
2010.

À en juger de par les informations
parues dans la presse, le Luxem-
bourg aurait, nonobstant une atti-
tude critique initiale, voté en faveur
de cette décision, apparemment
en échange de l’obtention d’un dé-
lai supplémentaire de deux ans
pour ouvrir son réseau à la concur-
rence étrangère. C’est donc dire
que le Ministre luxembourgeois a
été d’accord avec la libéralisation
du trafic voyageurs international
par rail à la concurrence étrangère
à partir du 1er janvier 2010.

Ainsi j’aimerais poser les questions
suivantes à Monsieur le Ministre
des Transports:

- Est-il vrai que le Luxembourg
n’a pas voté contre le principe
de libéralisation du trafic ferro-
viaire de voyageurs internatio-
nal à partir du 1er janvier 2010?

- L’échéance retenue pour la li-
béralisation ne s’appliquera-t-
elle que 24 mois plus tard au
Luxembourg?

- Y a-t-il eu lors du vote en
question des abstentions ou
des voix négatives de la part
d’autres délégations?

Réponse (13.1.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre des Trans-
ports: 

Par sa question parlementaire du
15 décembre 2005, l’honorable
Député Xavier Bettel s’enquiert sur
l’accord politique du Conseil des
Ministres des Transports de l’Union
européenne du 5 décembre der-
nier sur les propositions législa-
tives formant le troisième paquet
ferroviaire et plus particulièrement
sur la proposition relative à l’ouver-
ture à la concurrence du transport
de passagers par rail.

Le Conseil a approuvé l’ouverture
des services internationaux de
passagers à la concurrence, y
compris le cabotage, au 1er janvier
2010, le Luxembourg bénéficiant
d’un délai supplémentaire jusqu’en
2012.

Le Luxembourg a fait part de son
attitude sceptique voir négative
quant à la libéralisation trop rapide
du marché international de trans-
ports.

Par ailleurs, le Luxembourg a in-
sisté sur la faible taille du réseau
ferré luxembourgeois qui implique
que l’ouverture du marché pour les
transports internationaux de voya-
geurs équivaudra en fait à l’ouver-
ture du marché domestique.

Il a également soulevé que la pro-
portion du trafic international de
passagers au Luxembourg repré-
sente 70% du chiffre d’affaires par
rapport à 10% en moyenne dans
les autres États membre de l’Union
européenne.

Le Conseil des Ministres des
Transports a unanimement ac-
cepté la proposition du Luxem-
bourg qui lui permettra d’ouvrir à la
concurrence les transports interna-
tionaux de passagers deux ans
plus tard que prévu par la Commis-
sion européenne et quatre ans plus
tard que préconisé par le Parle-
ment européen.

Question 0809 (16.12.2005) de
M. Laurent Mosar (CSV)
concernant la revendication
des forces de police de
créer une commission spé-
ciale consacrée à la lutte
contre la délinquance en
provenance des pays afri-
cains et plus particulière-
ment des pays de l’Afrique
de l’Ouest:

Il ressort d’un article publié ce ma-
tin dans le quotidien «Wort» que la
Police grand-ducale souhaite la
mise en place d’une commission
spéciale pour mieux appréhender
les délinquants originaires
d’Afrique de l’Ouest, dont l’arrivée
a bouleversé le milieu de la drogue
traditionnel.

D’après la police, il s’agirait d’une
délinquance organisée opérant sur
tout le sol européen. 70% des dé-
linquants d’origine africaine appré-
hendés dernièrement au Luxem-
bourg sont connus des services
d’Interpol pour avoir déjà été impli-
qués dans des affaires de drogue
et autres affaires criminelles dans
au moins un autre pays européen.

Aux yeux des forces de police, il
est indispensable de les doter de
moyens nouveaux pour combattre
cette nouvelle forme de délin-
quance. Ils sont d’avis que la mise
en place d’une commission spé-
ciale, sur le style des groupes
mixtes d’enquêtes qui existent déjà
au niveau interne, mais avec des
moyens plus importants, permettra
d’endiguer le phénomène.

Dans ce contexte j’aurais souhaité
savoir de Monsieur le Ministre de la
Justice:

- Le Gouvernement est-il favo-
rable à la mise en place d’une
telle commission spéciale?

- De manière générale, de quels
moyens le Gouvernement en-
tend-il doter les services de
police afin de leur permettre
de lutter plus efficacement
contre la délinquance liée à la
drogue, délinquance qui
transfigure littéralement l’as-
pect de certains de nos quar-
tiers qui ressemblent de plus
en plus à des supermarchés
de la drogue à ciel ouvert?

Réponse (5.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

La lutte contre le trafic de drogue
constitue l’un des axes de travail
prioritaires de la police auquel le
Gouvernement attache une grande
importance.

De nombreuses arrestations ont
d’ailleurs eu lieu dans le milieu du
trafic de drogues en 2005 et je
tiens à féliciter la police pour le tra-
vail accompli. Il appartient aux res-
ponsables de la police de décider
de l’instauration de commissions
spéciales ou de groupes de travail
spéciaux si de tels instruments leur
semblent utiles pour compléter
l’excellent travail des différents
groupes et sections déjà mis en
place; en tout état de cause, toutes
leurs suggestions dans ce
contexte trouvent mon plein appui.

Pour le Gouvernement, la police
doit agir tant au niveau préventif
que répressif et en étroite coopéra-
tion avec différents acteurs du
monde éducatif, social et de santé,
de même qu’avec la Direction de
l’Immigration, pour pouvoir être le
plus efficace possible. Par ailleurs,
il convient de revoir régulièrement
les moyens humains et législatifs
dont dispose la police pour effec-
tuer ce travail important.

Question 0810 (16.12.2005) de
M. Claude Adam (DÉI GRÉNG)
concernant les statistiques sur
les études supérieures:
Chaque année, un certain nombre
d’étudiants fraîchement diplômés
de l’école secondaire aban-
donnent prématurément leurs
études supérieures (universités,
grandes écoles, etc.) alors qu’ils
viennent à peine de les commen-
cer. Estimant que cet abandon pré-
cipité est une expérience doulou-
reuse et coûteuse aussi bien pour
l’étudiant que pour ses parents,
j’aimerais savoir:
- S’il existe des données statis-

tiques fiables concernant ce
phénomène pour les étudiants
provenant du Grand-Duché?

- Est-ce qu’il est prévu de créer
une base de données fiable
concernant les étudiants rési-
dants au Luxembourg et pour-
suivant des études supé-
rieures à l’étranger ou au
Luxembourg?

- Est-ce qu’un perfectionnement
des structures d’orientation
des élèves du secondaire,
particulièrement des classes
de terminale, est envisagé par
le Ministère de l’Éducation na-
tionale et de la Formation pro-
fessionnelle?

Réponse commune (26.1.
2006) de Mme Mady Delvaux-
Stehres, Ministre de l’Éducation
nationale et de la Formation profes-
sionnelle et M. François Bilt-
gen, Ministre de la Culture, de
l’Enseignement supérieur et de la
Recherche:
Tous les étudiants qui résident sur
le territoire du Grand-Duché de
Luxembourg et qui bénéficient de
l’aide financière de l’État pour
études supérieures en vertu de la
loi modifiée du 22 juin 2000
concernant l’aide financière de
l’État pour études supérieures, sont
repris dans une base de données
gérée par le service des aides fi-
nancières. Cette base de données
ne renseigne pas sur les étudiants
qui abandonnent prématurément
leurs études supérieures puisque,
lorsque cette situation se présente,

l’aide financière de l’État pour
études supérieures n’est plus solli-
citée par l’étudiant.
Pour ce qui est de la création d’une
base de données relative aux étu-
diants qui résident au Luxembourg
et qui poursuivent des études su-
périeures à l’étranger ou au
Luxembourg, mes services sont en
concertation avec la Caisse natio-
nale des prestations familiales du
Grand-Duché de Luxembourg. De
par le fait que, pour les jeunes de
plus de 18 ans, le versement des
allocations familiales est tributaire
de la présentation d’un certificat de
scolarité, la Caisse nationale des
prestations familiales est le seul or-
ganisme susceptible de disposer
de données complètes sur les étu-
diants dont les parents perçoivent
les allocations familiales au Luxem-
bourg.
Dans le cadre du projet de loi por-
tant réorganisation du Centre de
psychologie et d’orientation sco-
laires, les mesures d’orientation
scolaire et professionnelle se
voient renforcées par la Commis-
sion nationale d’information et
d’orientation qui réunit les acteurs
du monde de l’école et du travail
pour mettre en oeuvre le mieux
possible la transition du post-pri-
maire vers l’enseignement supé-
rieur ou le secteur professionnel. À
long terme s’esquisse à travers cet
organisme, une collaboration très
rapprochée entre le Centre de psy-
chologie et d’orientation scolaires
et le Centre de documentation et
d’information sur l’enseignement
supérieur. 
Les élèves des classes de
deuxième et de première, de dou-
zième et de treizième – qui bénéfi-
cient déjà d’un encadrement pro-
fessionnel lors de leur visite à la
Foire de l’Étudiant – se verront da-
vantage encore assistés dans l’éla-
boration et la concrétisation de leur
choix d’études ou de métier. 

Question 0812 (19.12.2005) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant l’accord de Dayton:
L’accord de Dayton de 1995 sur la
Bosnie-Herzégovine a été crucial
pour mettre un terme à un conflit
sanglant de quarante-trois mois,
qui a coûté la vie à 200.000 Musul-
mans, Serbes et Croates.
Cet accord de paix, conclu le 21
novembre 1995, après des se-
maines de négociations entre les
parties belligérantes dans l’en-
ceinte de la base aérienne Wright-
Patterson à Dayton en Ohio, a di-
visé la Bosnie en deux «entités»
avec d’une part la Fédération de
Bosnie-Herzégovine, ou Fédéra-
tion croato-musulmane, qui en-
globe 51% du territoire, et d’autre
part la Republika Srpska (Répu-
blique serbe) sur les 49% restants.
Mais en réalité le pays est divisé en
trois, la Fédération étant elle-même
partagée entre Musulmans et
Croates. Chaque entité est dotée
de son propre parlement, d’un pré-
sident et d’un gouvernement. À
l’échelon supérieur, une prési-
dence collégiale sous forme de
triumvirat représente les trois
«peuples constitutifs» du pays. À
cette présidence s’ajoute un gou-
vernement central qui rassemble
également des représentants des
trois communautés. Une assem-
blée parlementaire bicamérale (for-
mée d’une chambre des représen-
tants et d’une chambre des
peuples) constitue le troisième pi-
lier de ces institutions centrales.
L’autorité ultime est confiée au
Haut Représentant de la commu-
nauté internationale, qui peut im-
poser des lois et limoger des offi-
ciels s’il le juge nécessaire à la pré-
servation d’une démocratie mul-
tiethnique. Depuis 2002 c’est le
Britannique Paddy Ashdown qui
exerce cette fonction. 
Cet accord a donné naissance à
une structure d’État fortement com-
plexe qui se caractérise par un
certain flou au niveau des respon-
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sabilités des différentes autorités
compétentes, par un certain obs-
curantisme dans le procédé déci-
sionnel ainsi que par des lourdeurs
bureaucratiques. L’État en tant que
tel n’a reçu que peu de compé-
tences. Les deux entités par contre
disposent de pouvoirs assez
larges et chacune des trois com-
munautés peut opposer son veto
aux projets de loi. 

Bien que cet accord ait certaine-
ment beaucoup fait pour le rappro-
chement des anciens ennemis
bosniaques, son architecture insti-
tutionnelle a cependant entériné,
dans une certaine mesure, la parti-
tion du pays et l’a mis, de facto,
sous tutelle internationale. La situa-
tion actuelle ne semble plus ré-
pondre aux besoins des habitants
de ce pays à prendre une plus
grande part de responsabilité dans
la conduite des réformes écono-
miques et politiques du pays et ne
les incite pas non plus à travailler
ensemble à la recherche d’un
consensus. Une grande méfiance
réciproque demeure entre les diffé-
rentes communautés et l’identité
ethnique continue à jouer un rôle
trop important. Bien que certains
progrès ont pu être enregistrés
comme l’unification des forces mili-
taires du pays au sein d’une seule
armée de Bosnie-Herzégovine ou
bien la création d’une police mul-
tiethnique, ces avancées ont sou-
vent été obtenues sous la
contrainte des puissances occi-
dentales et n’ont pratiquement pas
modifié la complexe, délicate et
coûteuse structure institutionnelle
issue de Dayton. 

Ces derniers temps, beaucoup de
voix se font entendre pour «moder-
niser» les accords de Dayton en
les considérant comme «dépas-
sés». Ainsi le Haut Représentant
de la communauté internationale
en Bosnie-Herzégovine, Paddy
Ashdown, a jugé devant le Conseil
de Sécurité de l’ONU le 15 no-
vembre 2005 qu’«il y a un consen-
sus croissant pour estimer que
l’accord de Dayton sous sa forme
actuelle, bien qu’indispensable
comme fondement de la paix, a
néanmoins atteint ses limites en
tant que cadre pour la prochaine
phase du processus de réforme».

Il s’impose de réviser ces accords.
En effet, la structure politique parti-
culière de la Bosnie-Herzégovine
qui favorise le pouvoir des diffé-
rentes entités au détriment du pou-
voir central ne fait que conforter le
partage ethnique du territoire, ce
qui n’est guère favorable aux ré-
formes.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre des Affaires étrangères
et de l’Immigration:

- Quelle est la position du Gou-
vernement par rapport à une
remise à plat des accords de
Dayton?

- De quelle manière pourrait-on
réviser cet accord de manière
à favoriser une consolidation
du territoire de la Bosnie-Her-
zégovine?

- Dans ce contexte serait-il op-
portun de mettre fin à la mis-
sion de l’Office des Nations
Unies et du Représentant de
l’UE?

Réponse (24.1.2006) de M.
Jean Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de l’Immigra-
tion:

Les accords de Dayton signés à
Paris le 14 décembre 1995 ont mis
fin à la guerre interethnique en
Bosnie-Herzégovine et ont partagé
la Bosnie-Herzégovine en deux en-
tités: la Fédération croato-musul-
mane de Bosnie-Herzégovine et la
République serbe de Bosnie (la
Republika Srpska). La Constitution
de l’État de Bosnie-Herzégovine a
été adoptée en tant qu’annexe IV
des accords de Dayton. Partie du
traité de paix, cette Constitution n’a
pas fait l’objet d’une participation
des citoyens et a été arrêtée en an-
glais. Le texte a confirmé l’exis-
tence des deux entités auxquelles

la Constitution a confié l’essentiel
des pouvoirs, et a désigné les Bos-
niaques, les Croates et les Serbes
comme les trois peuples consti-
tuants du pays. La Constitution a
institué trois parlements bicamé-
raux et confère un droit de veto à
chacun des trois peuples consti-
tuants contre toute loi qui serait
contraire à ses droits vitaux. La
Constitution a également instauré
une présidence collégiale de trois
membres. 

Les accords de paix de Dayton, et
la Constitution de Bosnie-Herzégo-
vine y annexée, ont permis au pays
de sortir de la guerre et de s’en re-
mettre peu à peu, avec le soutien
politique et financier de la commu-
nauté internationale, à travers no-
tamment son Haut Représentant en
Bosnie-Herzégovine et les forces
internationales sous commande-
ment de l’OTAN d’abord, de l’Union
européenne ensuite. 

Aujourd’hui, dix ans après la
conclusion des accords de Day-
ton, une révision du cadre constitu-
tionnel de la Bosnie-Herzégovine
s’impose. La Constitution, qui a mis
en place des systèmes administra-
tifs lourds et complexes, n’est en
effet plus adaptée à l’évolution du
pays. La Bosnie-Herzégovine est
entrée dans une nouvelle phase de
son développement avec l’ouver-
ture, le 25 novembre 2005, des né-
gociations en vue d’un accord
d’association et de stabilisation
avec l’Union européenne. Cet ac-
cord constitue la première étape
vers une adhésion de la Bosnie-
Herzégovine à l’Union européenne,
conformément à la perspective eu-
ropéenne donnée aux Balkans oc-
cidentaux au sommet de Thessalo-
nique en juin 2003. Le cadre
constitutionnel actuel ne tient pas
non plus compte des nombreuses
mesures prises par le Haut Repré-
sentant pour renforcer les pouvoirs
centraux de l’État.

Une révision constitutionnelle est
dès lors devenue indispensable.
Elle doit notamment créer un
meilleur équilibre entre pouvoirs
des entités et pouvoirs de l’État
central. Un tel renforcement des
pouvoirs de l’État central devrait
également réduire les tensions in-
terethniques et les divisions entre
les deux entités, et consolider ainsi
le territoire de la Bosnie-Herzégo-
vine. En effet, la révision de la
Constitution ne doit pas remettre
en cause les acquis des accords
de Dayton, et ne doit donc nulle-
ment modifier l’architecture et les
frontières de l’État fédéral de Bos-
nie-Herzégovine. Pour négocier
avec l’Union européenne, la Bosnie
a besoin d’une autorité centrale co-
hérente et efficace qui soit en me-
sure de mener des négociations in-
ternationales et de réaliser les ré-
formes nécessaires à l’intégration
du pays à l’UE. Il en va de même si
la Bosnie-Herzégovine veut enta-
mer des négociations d’adhésion
avec l’OTAN. 

Réunis à Washington à l’occasion
des célébrations du 10s anniver-
saire des accords de Dayton, les
principaux dirigeants de Bosnie-
Herzégovine se sont engagés à ré-
former la Constitution et à renforcer
l’Administration centrale de l’État.
Des pourparlers entre les diffé-
rentes parties sont en cours, sous
médiation américaine, et avancent
lentement; l’objectif américain est
d’aboutir à un texte consensuel
avant la fin de l’année 2006 et si
possible avant les élections légis-
latives prévues pour octobre 2006
en Bosnie-Herzégovine. Nous sa-
luons la volonté des dirigeants de
Bosnie-Herzégovine de s’engager
dans ce processus, et nous encou-
rageons toutes les parties à se
montrer flexibles et engagées pour
dégager un projet de texte consen-
suel. 

Lors du Conseil Affaires générales
et relations extérieures du 12 dé-
cembre 2005, les Ministres des Af-
faires étrangères ont désigné l’an-
cien Ministre allemand Christian
Schwarz-Schilling comme succes-
seur de Lord Paddy Ashdown, Re-
présentant spécial de l’Union euro-

péenne à Sarajevo. Le 15 dé-
cembre 2005, le Conseil de mise
en œuvre des accords de Dayton
(Peace Implementation Council –
PIC) a également nommé Monsieur
Schwarz-Schilling Haut Représen-
tant de la communauté internatio-
nale en Bosnie en succession à
Lord Ashdown dont le mandat ex-
pire le 31 janvier 2006: le nouveau
représentant portera donc deux
casquettes comme son prédéces-
seur. Le rôle de Monsieur Schwarz-
Schilling, conformément à l’évolu-
tion de la Bosnie-Herzégovine,
sera celui d’un conseiller et d’un
conciliateur plutôt que d’un gou-
verneur, même s’il continue à dis-
poser des «pouvoirs de Bonn»
pour pouvoir intervenir efficace-
ment en cas de nécessité. Il serait
prématuré de mettre fin maintenant
à la mission du RSUE/HR, mais son
mandat doit être adapté à la nou-
velle donne en Bosnie-Herzégo-
vine pour qu’il puisse continuer de
guider les autorités de Bosnie-Her-
zégovine dans leurs décisions
pour réformer leur pays pour le
faire avancer sur la route vers
l’Union européenne. Les défis pour
la Bosnie-Herzégovine restent en
effet nombreux, et la communauté
internationale, et l’UE en premier
lieu, n’entend pas se soustraire à
ses responsabilités à un moment
où la Bosnie-Herzégovine continue
d’avoir besoin de l’assistance de la
communauté internationale pour se
diriger résolument vers l’Europe. 

Question 0814 (20.12.2005) de
M. Robert Mehlen (ADR)
concernant la production et
qualité du vin:

Déi ëmmer méi grouss Liberaliséie-
rung vum internationalen Handel
huet et mat sech bruecht, datt haut
Wäiner aus aller Welt an de Rega-
ler vun eise Geschäfter leien an ei-
ser eegener Wäinproduktioun
d’Liewe schwéier maachen. Wéi et
schéngt, soll an dësen Deeg en Of-
kommes tëschent der Europäe-
scher Unioun an den USA ënner-
zeechent ginn, mat deem kënst-
lech produzéiert Wäiner aus den
USA solle fräien Zougang op den
europäesche Maart kréien.
Deemno däerft bei eis Wäin an de
Verkaf kommen, dee mat Methode
produzéiert ginn ass, déi eisen ee-
gene Wënzer verbuede sinn. A wa
meng Informatioune richteg sinn,
muss dësen onnatierlech produ-
zéierte Wäin emol net als dat ge-
zeechent sinn. Duerfir géif ech
Iech, Här Minister, gären dës Froe
stellen:

1. Wéi wäit stëmmen dës Infor-
matiounen, a kënnt Dir dozou
weider Prezisioune ginn?

2. Wat ass d’Haltung vun der Lët-
zebuerger Regierung an dëser
Fro?

3. Wat fir Konditioune mussen
erfëllt sinn, fir datt e Produit
ënnert der Bezeechnung
„Wäin“ däerf verkaf ginn?

4. Wann déi bei eis gülteg Min-
destregele fir d’Vinificatioun
net respektéiert ginn oder e
Wäinproduit aus iergendenger
Mixtur entstanen ass, misst dat
dann net wéinstens ausdréck-
lech op der Etikett vermierkt
sinn?

Réponse (1.2.2006) de M. Fer-
nand Boden, Ministre de l’Agri-
culture, de la Viticulture et du Dé-
veloppement rural:

C’est effectivement en date du 20
décembre 2005 que le Conseil eu-
ropéen des Ministres de l’Agricul-
ture a approuvé la conclusion d’un
accord entre la Communauté euro-
péenne et les États-Unis sur le
commerce du vin.

Cet accord, qui est le fruit de 20
ans de négociations, trouve sa jus-
tification dans différents motifs.

Tout d’abord, il faut savoir que l’Eu-
rope admet depuis plus de vingt
ans l’importation de vins améri-
cains produits selon certaines pra-
tiques qui ne sont pas reconnues
par la réglementation communau-
taire. C’est en 1984 que les pre-
mières dérogations furent accor-
dées et qui furent systématique-
ment renouvelées pour des pé-
riodes de deux ans. Avant
l’échéance au 31 décembre 2005
de la dernière dérogation, les
États-Unis ont fait savoir qu’ils
n’entendent plus demander une
prorogation de ces dérogations
mais qu’ils demandent la conclu-
sion d’un accord bilatéral sur la re-
connaissance des pratiques oeno-
logiques, à défaut de quoi ils dépo-
seraient une plainte auprès de
l’OMC.

En second lieu, il importe de souli-
gner que les États-Unis sont le pre-
mier marché pour les producteurs
européens, sachant qu’ils consom-
ment 40% des exportations euro-
péennes, représentant deux mil-
liards d’euros, alors qu’ils n’expor-
tent que pour 415 millions d’euros
vers l’Europe. Cet accord est donc
de nature à assurer la fluidité des
échanges et, surtout, à sécuriser
les exportations vers le marché
américain.

Finalement, cet accord a pour effet
d’exempter les vins communau-
taires des exigences américaines
en matière de certification lors de
leur importation aux États-Unis. En
effet, en vertu d’une loi fédérale
adoptée en décembre 2004 (Mis-
calleneous Trade Bill) les vins pro-
duits après le 31 décembre 2004
et provenant d’un pays n’ayant pas
conclu un accord bilatéral sur les
pratiques oenologiques avec les
États-Unis doivent faire l’objet
d’une certification par le pays d’ori-
gine attestant que le vin a été pro-
duit en conformité avec les pra-
tiques américaines et étayée par
des analyses officielles. À défaut
d’accord bilatéral avec les États-
Unis, cette mesure de certification
aurait eu pour effet de bloquer, à
des fins de contrôle et d’analyse,
toutes les exportations de vins eu-
ropéens du millésime 2005.

Ceci dit, cet accord sur le com-
merce du vin repose sur les prin-
cipes suivants:

1. Les deux parties recon-
naissent mutuellement leurs
dénominations de vin comme
dénominations d’origine.

Toutefois, le Gouvernement
américain s’engage à changer
le statut de 17 dénominations
identiques à des indications
géographiques européennes
mais considérées comme
semi-génétiques aux États-
Unis. Il s’agit, notamment, des
dénominations Chablis, Cham-
pagne, Chianti, Sauterne et,
surtout, Moselle. Dorénavant
toute usurpation de ces déno-
minations n’est plus possible
par les producteurs améri-
cains et leur protection est ga-
rantie.

2. En matière d’étiquetage, les
dispositions en vigueur de
part et d’autre continuent de
s’appliquer. Chaque partie à
l’accord assure que les éti-
quettes des vins vendus sur
son territoire ne contiennent
aucune information fausse ou
trompeuse et aucune partie
n’exige que les procédés, les
traitements ou les techniques
utilisés pour la vinification
soient précisés sur l’étiquette.

3. Quant aux pratiques oenolo-
giques, elles font également
l’objet d’une reconnaissance
mutuelle. À noter que les pra-
tiques américaines existantes
ne sont pas des procédés sus-
ceptibles de porter atteinte à
la santé humaine et qu’on ne
saurait affirmer que les vins
ainsi traités sont des vins artifi-
ciels, mais qu’on assiste plutôt
à une évolution de la définition
du vin au niveau international.
En tout état de cause si la ré-
glementation communautaire

définit le vin comme un produit
obtenu exclusivement par la
fermentation alcoolique, totale
ou partielle, de raisins frais,
foulés ou non, ou de moûts de
raisin et que cette définition
reste toujours valable pour les
vins européens, il importe de
souligner que cette définition
ne porte pas sur les pratiques
oenologiques auxquelles le vin
peut être soumis.

Finalement et en guise de conclu-
sion, j’estime que cet accord bila-
téral sur le commerce du vin est de
nature à régulariser les échanges
entre les deux partenaires com-
merciaux et qu’il permettra d’éviter
la prise de nouvelles mesures tech-
niques et de certification dans le
chef des États-Unis, mesures qui
entraveraient les exportations eu-
ropéennes et perturberaient le
marché européen. J’ajoute que cet
accord prévoit l’ouverture d’une
deuxième phase de négociation
qui débutera 90 jours après la si-
gnature formelle du premier ac-
cord et qui portera notamment sur
les indications géographiques, les
noms d’origine, les mentions tradi-
tionnelles, la certification et les pra-
tiques oenologiques. À l’instar
d’autres gouvernements, j’ai de-
mandé à la Commission de pour-
suivre cette seconde phase de né-
gociations, en restant particulière-
ment attentive au respect des en-
gagements américains, de façon à
faire cesser l’usurpation d’indica-
tions géographiques communau-
taires.

Question 0815 (20.12.2005) de
M. Laurent Mosar (CSV)
concernant la pratique des ma-
riages forcés:

Malgré des avancées considé-
rables sur le front de l’égalité entre
les hommes et les femmes, le ma-
riage forcé reste une réalité pour
beaucoup de jeunes, essentielle-
ment des femmes. Ce phénomène
n’est pas limité à une région du
monde, on le retrouve dans tous
les pays, y compris dans les pays
occidentaux, dont il est l’un des co-
rollaires de l’immigration.

Bien que cette pratique soit difficile
à recenser, tant le sujet est tabou,
les associations oeuvrant notam-
ment dans le domaine des droits
de l’Homme constatent ces der-
nières années une hausse des ma-
riages forcés dans de nombreux
pays européens à forte immigration
en provenance de la Turquie, des
pays du Maghreb, d’Afrique Noire
ou encore de certains pays d’Asie.

D’après amnesty international (Bel-
gique), on dénombre dans le
monde 51 millions de filles de
moins de 18 ans déjà mariées. Ten-
dance croissante, ce chiffre devant
atteindre les 100 millions d’ici dix
ans. En France, on évalue à
quelque 70.000 le nombre d’ado-
lescentes âgées de dix à 18 ans
potentiellement menacées par un
mariage forcé. Dans l’Hexagone, la
question des mariages forcés inter-
pelle d’ailleurs depuis un certain
temps politiciens, acteurs sociaux
et autres. Pour preuve: le 14 dé-
cembre 2005, l’Assemblée natio-
nale française a examiné la propo-
sition de loi adoptée au printemps
par le Sénat renforçant la préven-
tion et la répression des violences
commises au sein du couple. Un
article a été intégré au texte initial
de la proposition de loi. Celui-ci en-
tend harmoniser à 18 ans révolus
l’âge de mariage pour les filles
comme pour les garçons visant
ainsi à améliorer la lutte contre les
mariages forcés. Quant à la Ville de
Paris, elle a décidé, de concert
avec un réseau de plusieurs asso-
ciations et de structures indépen-
dantes, de lancer l’année pro-
chaine une vaste campagne d’in-
formation et de sensibilisation sur
le sujet.

Bien qu’au Luxembourg le phéno-
mène ne connaisse pas la même
ampleur que chez nos voisins,
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notre pays ayant jusqu’à présent
surtout connu une immigration in-
traeuropéenne, la question des
mariages forcés devrait forcément
gagner en actualité avec une immi-
gration d’extracommunautaires
sans cesse grandissante. Une ac-
tion concertée en la matière paraît
de mise lorsqu’on sait que ces pra-
tiques peuvent avoir des consé-
quences parfois dangereuses. Un
mariage précoce peut en effet lais-
ser de profondes séquelles phy-
siques, intellectuelles, psycholo-
giques et émotives sur les jeunes
filles.

Dans ce contexte j’aurais souhaité
savoir de Monsieur le Ministre de la
Justice:

- Quelle est l’ampleur chiffrée
ou approximative du phéno-
mène des mariages forcés au
Luxembourg?

- Y a-t-il lieu d’intervenir en la
matière? Dans l’affirmative,
quelles sont, selon le Gouver-
nement, les mesures les plus
appropriées pour lutter contre
la pratique des mariages for-
cés? Le Gouvernement pense-
t-il que les mesures proposées
et discutées en France, à sa-
voir relever l’âge de mariage
pour les femmes ou renforcer
le contrôle du vice de consen-
tement attribuant au ministère
public un rôle plus actif en la
matière, soient efficaces et
puissent être envisagées par
le Luxembourg? Le Gouverne-
ment pense-t-il qu’une cam-
pagne d’information et de sen-
sibilisation visant plus particu-
lièrement les populations à
risque soit opportune?

Réponse (5.1.2005) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

Le Ministère de la Justice ne dis-
pose pas de chiffres concernant le
nombre de mariages forcés au
Luxembourg. Il n’est pas envisagé
de modifier les textes législatifs re-
latifs au mariage. La mesure la plus
efficace nous semble être la sensi-
bilisation des milieux concernés à
travers le monde associatif.

Question 0816 (20.12.2005) de
Mme Anne Brasseur (DP)
concernant le cadre européen
commun de référence pour
les langues:

Le cadre européen commun de ré-
férence pour les langues est un
instrument qui permet de compa-
rer les connaissances des langues
entre les pays européens et dont
l’objectif est d’encourager l’ap-
prentissage des langues. 

L’utilisation de cet instrument, en
parallèle avec le Portfolio Européen
des Langues (PEL) du Conseil de
l’Europe, dans le contexte des pro-
grammes et systèmes d’évaluation
existants, présuppose un ajuste-
ment qui est étudié dans le cadre
de groupes de travail au Centre de
Langues de Luxembourg. Ces tra-
vaux ont été initiés en mars 2001 et
devraient être achevés en juillet
2007.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Madame
la Ministre de l’Éducation nationale
et de la Formation professionnelle:

- Quel est l’état d’avancement
de ces travaux? Un achève-
ment de ces travaux en juillet
2007 est-il toujours envisa-
geable?

- Madame la Ministre envisage-
t-elle d’accorder un projet
d’établissement au Centre de
Langues afin de garantir
l’achèvement de ces travaux?

Réponse (31.1.2006) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

Le Centre de Langues Luxem-
bourg s’est effectivement engagé
à adapter son offre de formations
au Cadre européen commun de

Référence à travers les trois volets
de l’enseignement, de l’apprentis-
sage et de l’évaluation.

Dès 2001, des contacts réguliers
avec des organismes internatio-
naux ont mis en évidence la néces-
sité d’un changement d’approches
méthodologiques et pédago-
giques. Des travaux ont alors été
initiés et se poursuivent actuelle-
ment.

Divers séminaires de formation ont
permis aux enseignants de se fa-
miliariser aussi bien avec la termi-
nologie des instruments européens
qu’avec une démarche pédago-
gique actionnelle, et d’engager
une réflexion sur leur pratique.

Le Centre de Langues Luxem-
bourg est conscient qu’il lui faudra
rapidement proposer à ses clients
une offre de cours répondant aux
exigences des nouveaux instru-
ments européens – Cadre euro-
péen commun de Référence et
Portfolio européen des Langues.
C’est pourquoi il a mis en place un
comité de pilotage et plusieurs
groupes de travail chargés d’éla-
borer de nouveaux outils d’évalua-
tion tels que des tests de place-
ment informatisés et des tests de
fin de semestre dans les trois
langues officielles du pays. Ces
tests font l’objet d’analyses psy-
chométriques garants de la validité
et de la fiabilité de ces outils. Le
test de placement en langue alle-
mande a été expérimenté pour la
première fois en 2005 et les tests
en luxembourgeois et en français
le seront en 2006.

Des épreuves de certification ont
été mises en place pour le niveau
A1 du Cadre européen dès février
2005 et plusieurs groupes de tra-
vail élaborent actuellement des
tests pour les niveaux A2 et B1. Le
niveau B2 sera traité en 2006-
2007.

Après résultat des analyses psy-
chométriques de ces tests, le
Centre de Langues devrait être en
mesure de proposer en septembre
2007 une offre de cours basée sur
le Cadre européen commun de Ré-
férence, tant pour les contenus
d’apprentissage que pour l’évalua-
tion des acquis. 

Par ailleurs une réflexion est enga-
gée sur l’adaptation des examens
officiels de luxembourgeois aux
nouveaux standards européens.

Bien que le Centre de Langues, de
par son statut, n’ait pu bénéficier
d’un projet d’établissement, que la
loi a créé exclusivement pour les
lycées et les lycées techniques, il a
réussi à faire un grand pas en
avant dans l’implémentation du
Cadre européen commun de Réfé-
rence et souhaite mener à bien le
projet. 

Question 0817 (22.12.2005) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant la violence à
l’école:

Le Ministère de l’Éducation natio-
nale et de la Formation profession-
nelle vient de publier une étude in-
titulée «Das Wohlbefinden der Ju-
gendlichen in Luxemburg – 5. und
6. Klasse». L’étude est basée sur
les réponses des élèves des
classes de 5e et 6e année d’école
primaire, questionnés dans le
cadre d’une enquête. Une série de
questions concerne la violence à
l’école. 

J’ai noté avec consternation que,
d’après cette enquête, la violence
semble faire partie de la vie quoti-
dienne des enfants à l’école pri-
maire. Ainsi, à la question «Bist Du
seit Beginn dieses Jahres von an-
deren Schülerinnen geschlagen
worden», 25% des élèves ré-
pondent qu’ils ont été battus une
ou deux fois pendant l’année sco-
laire en cours, 7,1% de temps à
autre, mais moins qu’une fois par
semaine et 4,1% disent qu’ils sont
battus par d’autres élèves au
moins une fois par semaine.

- Est-ce que Madame la Mi-
nistre peut donner une expli-
cation à ce taux très élevé
d’enfants qui subissent des
mauvais traitements de la part
d’autres élèves? 

- Quelles mesures Madame la
Ministre compte-t-elle prendre
pour lutter contre la violence à
l’école?

Réponse (26.1.2006) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

1. Le taux élevé d’élèves disant
avoir subi ou exercé un acte
de violence s’explique en pre-
mier lieu par le fait que lors de
l’enquête tous les faits, ceux
qui sont d’une gravité certaine
mais aussi ceux qui sont mi-
neurs ont été recensés.

Par ailleurs on retrouve les mêmes
facteurs qui influencent la volonté
des jeunes à avoir recours à la vio-
lence que dans les études interna-
tionales: 

- les traits individuels de per-
sonnalité;

- le contexte familial (relations
familiales pauvres; approche
parentale de l’éducation
agressive, trop stricte ou trop

laxiste; manque de sur-
veillance,…);

- le groupe des pairs;
- l’école;
- l’exposition aux médias.
Pour l’éducation nationale cepen-
dant, il s’agit d’être particulière-
ment attentive aux facteurs déclen-
cheurs de la violence liés au
contexte scolaire, notamment:
- des résultats scolaires faibles;
- la dégradation de la relation

enseignant-élève;
- la perception d’une absence

d’influence sur les événements
scolaires (l’élève subit sa sco-
larité en tant qu’objet);

- l’absence ou le manque de
normes et de valeurs scolaires.

2. Les causes des phénomènes
de violence étant multiples et
interdépendantes, la com-
plexité du phénomène de-
mande une approche préven-
tive cohérente.

En réponse à la diversité des fac-
teurs pouvant influencer des phé-
nomènes de violence, le Ministère
préconise des mesures implicites
et explicites de prévention. Cer-
taines de ces mesures sont énu-
mérées à titre exemplaire dans le
tableau ci-dessous:
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Objectif Mesures (liste non exhaustive)

La réussite scolaire des élèves et la
perception des jeunes d’être ac-
teurs de leur progrès scolaire

L’introduction de l’enseignement
par compétences qui permet d’éva-
luer les élèves en fonction de ce
qu’ils savent et non de ce qu’ils ne
savent pas

• L’organisation de l’enseignement
en cycles permettant aux élèves
de progresser à un rythme plus in-
dividuel

• La remédiation qui donne à l’élève
le sentiment que l’école s’occupe
de lui et que sa progression lui
tient à cœur

• La prise en charge de jeunes en
situation de décrochage scolaire
(école primaire et postprimaire)

• La mise en œuvre de concepts
impliquant les jeunes en tant
qu’acteurs de leur développe-
ment, notamment la participation
des élèves à l’organisation de
l’école par l’intermédiaire de leurs
représentants au Conseil d’édu-
cation

Création d’un environnement favo-
rable au développement des
jeunes

Partage de la responsabilité par
toute la communauté scolaire

• L’établissement de codes de vie
et de chartes scolaires conçues
de commun accord et visant l’éta-
blissement de règles de vie cohé-
rentes et sensées

• Le Projet d’innovation pédago-
gique «D’Schoul um Wee» coor-
donnée par le SCRIPT

• Le projet «Vers une école de la
communication» du CPOS

Résolution de conflits dans un 
respect mutuel

• Les projets d’éducation à la paix
et à la prévention de la violence,
dont notamment le projet de mé-
diation par pair/e/s

Soutien des relations parents-
enfants

• L’adaptation des devoirs à domi-
cile en fonction de l’âge des
élèves pour éviter de délocaliser
les problèmes scolaires dans le
contexte familial

Communication positive école-fa-
mille

• L’accueil positif des élèves et de
leurs parents dès la rentrée sco-
laire

Dans une perspective de conti-
nuité et de soutien, les services-
ressources du Ministère (CPOS et
SCRIPT) répondent aux besoins
des écoles par des activités régu-
lières d’accompagnement, d’ani-
mation, de formation et de docu-
mentation.

En guise de conclusion il faut souli-
gner que l’action du Ministère vise
à initier et à soutenir le nombre de
mesures de prévention mises en
place au sein des écoles et à ren-
forcer les cours d’éducation à la ci-
toyenneté proposés aux élèves. De
même, les élèves doivent être
considérés comme des acteurs à
part entière et les dialogues tout
comme les échanges sont favori-
sés au sein de la communauté sco-
laire. En outre, la priorité doit être
donnée à la protection et à la prise
en charge des victimes et les fa-
milles trouveront le soutien dans
leur rôle éducatif dont ils ont be-
soin.

Question 0818 (22.12.2005) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant la protection
des mineurs (contrôle de
l’accès aux productions ci-
nématographiques desti-
nées à un public adulte):

Dans son rapport annuel 2005,
l’«Ombuds-Comité fir d’Rechter
vum Kand» (ORK) se dit préoc-
cupé par l’absence de moyens
concrets qui permettraient de pri-
ver les mineurs d’âge de l’accès
aux productions cinématogra-
phiques destinées à un public
adulte. Plus particulièrement,
l’ORK dénonce que les contrôles
d’âge sont pratiquement inexis-
tants dans les cinémas, les vidéo-
thèques et les grandes surfaces.

Selon les termes d’un courrier
adressé par Monsieur le Ministre à
l’ORK en date du 11 mai 2005, dif-
férents ministères seraient impli-
qués à l’heure actuelle dans l’éla-
boration d’un projet de loi qui doit
mettre en place un dispositif d’en-
semble de protection des mineurs
et qui comprendra également un
volet cinématographique.

Quant à la Commission de Sur-
veillance des Cinémas, prévue par
la loi du 13 juin 1922 concernant la
surveillance des établissements et
représentations cinématogra-
phiques publics et censée autori-
ser les films qui peuvent être pré-
sentés aux mineurs âgés de moins
de 17 ans accomplis, celle-ci ne se
serait plus réunie depuis des an-
nées.

Dès lors je voudrais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre:

- Est-ce que le groupe de travail
interministériel évoqué ci-des-
sus a déjà présenté des résul-
tats concrets en vue d’une ré-
forme de la législation sur la
protection des mineurs et de
son aspect cinématogra-
phique en particulier?

- Dans son domaine de compé-
tences, comment Monsieur le
Ministre envisage-t-il à mieux
faire respecter la législation en
vigueur sur la protection des
mineurs?

- Quel sort Monsieur le Ministre
compte-t-il réserver à la Com-
mission de Surveillance des
Cinémas?

Réponse (3.2.2006) de M. Fran-
çois Biltgen, Ministre de la Cul-
ture, de l’Enseignement supérieur
et de la Recherche:

Le Ministère de la Culture, en-
semble avec le Centre national de
l’Audiovisuel, a entamé une ré-
flexion pour pouvoir présenter,
sous peu, la solution envisageable
pour le Luxembourg en matière de
protection des mineurs contre des
films qui ne devraient pas faire
l’objet de représentations pu-
bliques. Cette réflexion, qui se
penchera entre autres sur une
étude de droit comparé, sera l’ap-
port du Ministère de la Culture
dans les discussions autour de la
fixation d’un dispositif d’ensemble
de protection des mineurs à arrêter
par le Gouvernement. 

Il est rappelé, en référence à la ré-
ponse à la question parlementaire
de Monsieur le Député Félix Braz
de mars 2005, que la Commission
de Surveillance des Établisse-
ments cinématographiques pu-
blics, instituée par une loi de 1922,
n’est actuellement plus en place.
La pratique a instauré un système
d’autorégulation qui fait que
chaque exploitant de cinéma soit
procède lui-même à une classifica-
tion des films, soit adopte celle qui
a été opérée dans le pays d’origine
ou le pays d’établissement du dis-
tributeur. Cette classification est
complétée par un contrôle effectué
au moment de l’achat du billet, res-
pectivement au moment de l’accès
à la salle de cinéma. Afin d’éviter
des dérapages, la classification est
surveillée par le Centre national de
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l’Audiovisuel. Il faut dire que la pra-
tique actuelle, qui n’est qu’une
transition vers un nouveau cadre
légal, a permis à ce jour une large
accessibilité aux salles tout en évi-
tant au jeune public la vision de
films qui lui causerait préjudice. 

Sous réserve des conclusions du
Gouvernement sur la façon à trai-
ter, de manière générale et ponc-
tuelle, les questions de protection
des mineurs, il n’est pas envisagé
de réinstaurer la commission de
surveillance des cinémas. Afin
qu’un contrôle étatique, utile et né-
cessaire en cette matière ciblée de
la protection des mineurs, puisse
jouer, le système d’autorégulation
à mettre le cas échéant en place
par l’État devrait prévoir un enca-
drement à exercer par une autorité
à créer. Des pourparlers interminis-
tériels devront aboutir à des propo-
sitions concrètes à examiner par le
Gouvernement.

Question 0822 (3.1.2006) de M.
Marcel Oberweis (CSV)
concernant l’ensevelissement
des déchets municipaux au
Luxembourg:
La Commission européenne a pré-
cisé le 21 décembre 2005 qu’elle
comptait durcir la réglementation
actuelle sur le traitement des dé-
chets qui date de 30 ans. Elle va
demander aux États membres de
mettre en œuvre des programmes
nationaux pour faire face à un vo-
lume de déchets grandissant.
Grâce à la mise en place de
normes de recyclage plus strictes,
la Commission espère que l’Union
européenne devienne une «société
du recyclage». 
À noter dans ce contexte que
d’après le Commissaire à l’environ-
nement, Monsieur Stavros Dimas,
le volume des déchets aurait aug-
menté de façon disproportionnée
et dépasserait même la croissance
économique. Toujours d’après
Monsieur Dimas, les déchets muni-
cipaux se seraient accrus de 19%
entre 1995 et 2003 à l’intérieur de
l’Union européenne. 
Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de l’Environnement:
- Quel est le taux national d’ac-

croissement des déchets mu-
nicipaux durant la dernière dé-
cennie?

- Quel est le volume des dé-
chets municipaux ensevelis
dans les deux décharges ou-
vertes «Muertendall» et «Frid-
haff»? 

- Quelles sont les mesures que
le Gouvernement entend
d’ores et déjà mettre en place,
en attendant les nouvelles
règles arrêtées à Bruxelles et
qui devraient entrer en vigueur
dès 2008, sachant que l’ense-
velissement des déchets res-
pectivement la pratique des
décharges à ciel ouvert sont
jugés, notamment par la Com-
mission européenne, comme
des méthodes de traitement
des déchets peu orthodoxes
d’un point de vue environne-
mental?

Réponse (20.1.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre de l’Environne-
ment:
L’honorable Député Oberweis si-
gnale que le Commissaire à l’envi-
ronnement, Monsieur Stavros Di-
mas, a constaté dans le cadre de
la présentation de la nouvelle stra-
tégie en matière de gestion des
déchets, que les déchets munici-
paux ont augmenté au niveau eu-
ropéen de 19% entre 1995 et 2003.
La Commission envisage de mettre
en place des normes de recyclage
plus strictes afin que l’Union euro-
péenne devienne une «société du
recyclage».
Dans ce contexte l’honorable Dé-
puté formule certaines questions
quant à la situation au Luxem-
bourg.

À l’instar de la quasi-totalité des
États membres de l’Union euro-
péenne le Luxembourg a connu
une augmentation de la production
des déchets municipaux. Ainsi,
cette production s’est élevée en
1995 à 585 kg/habitant. En 2003,
658 kg/habitant ont été produits.
Ceci représente une augmentation
de 12,5%. Pour le Luxembourg, la
progression se situe donc en des-
sous de la moyenne européenne. 

Dans ce contexte il faut prendre en
considération que le Luxembourg
accueille chaque jour plus de
100.000 frontaliers qui y viennent
travailler. Dans les statistiques, les
quantités de déchets produites par
les frontaliers sont toutefois attri-
buées aux seuls résidents. La pro-
duction réelle de déchets, expri-
mée en kg/habitant, est donc infé-
rieure aux chiffres mentionnés ci-
dessus.

En ce qui concerne les déchets
municipaux mis en décharge, les
quantités se sont élevées en 2004
à 35.535 tonnes pour la décharge
Fridhaff du SIDEC et à 23.924
tonnes pour la décharge Muerten-
dall du SIGRE. Ces quantités cor-
respondent à respectivement 381
kg/habitant et 469 kg/habitant. Sur
l’ensemble des déchets éliminés,
la mise en décharge représente
quelque 34%, les autres déchets
étant éliminés par incinération.

Dans la période de 1995 à 2003,
les quantités totales de déchets
municipaux mis en décharge sur
ces deux sites ont diminué de
68.670 tonnes à 67.327 tonnes,
soit une réduction de 2%. 

De tous les États membres de
l’Union européenne, le Luxem-
bourg compte parmi ceux où le
taux de mise en décharge est le
plus faible. Par ailleurs, le Luxem-
bourg dispose de réseaux pour la
collecte sélective des différentes
fractions valorisables des déchets
qui sont déjà bien développés
avec des taux de valorisation im-
portants. Citons dans ce contexte
les centres de recyclage, les col-
lectes de porte-à-porte de diffé-
rentes fractions de déchets, les ac-
tions de la SuperDrecksKëscht,
etc. 

Par ailleurs, les décharges du
SIDEC et du SIGRE disposent d’in-
frastructures permettant le prétrai-
tement des déchets pour réduire la
quantité des déchets municipaux
biodégradables à déposer. Ainsi,
les décharges sont conformes à la
directive européenne N°1999/31/
CE concernant la mise en dé-
charge des déchets.

Considérant le fait que la part des
déchets municipaux mis en dé-
charge au Luxembourg est déjà re-
lativement faible, considérant éga-
lement qu’il existe déjà des struc-
tures bien développées pour la col-
lecte sélective des déchets en vue
de leur valorisation, le Gouverne-
ment n’entend pas prendre des
mesures spécifiques nouvelles
dans la seule expectative d’une
nouvelle directive sur la gestion
des déchets. Il est plutôt envisagé
de renforcer les mesures actuelle-
ment existantes, ceci notamment
par le biais de la révision du plan
général de gestion des déchets.
Cette révision aura lieu au cours de
l’année 2006.

Question 0827 (9.1.2006) de M.
Camille Gira (DÉI GRÉNG)
concernant la taxe Ecotrel:

À partir du 1er janvier 2006 le com-
merce électroménager vient d’in-
troduire une taxe de recyclage
(taxe Ecotrel) pour financer la col-
lecte et le traitement des appareils
électriques et électroniques. Or,
l’Administration de l’Environnement
a fait savoir aux communes et aux
syndicats intercommunaux concer-
nés que l’obligation de prise en
charge des frais de gestion de la
reprise des appareils usagés n’en-
trera en vigueur que le 1er avril
2006. 

- Quelles sont les raisons de ce
décalage?

- Est-ce que les personnes ac-
quérant un appareil électrique
entre le 1er janvier et le 1er avril
2006 ne risquent donc pas de
payer le recyclage une pre-
mière fois lors de l’achat et
une deuxième fois lors de la
remise de l’appareil usagé?

- Sur quelles bases ont été fixés
les cotisations applicables au
1er janvier, sachant que l’appel
d’offre lancé par Ecotrel pour
les services en relation avec le
transport, l’entreposage et le
traitement des déchets élec-
triques et électroniques ne se-
ront connus que le 10 janvier
2006?

- Finalement j’aimerais avoir des
explications sur le fait que la
cotisation de recyclage sur les
appareils réfrigérants ne
s’élève qu’à 18,40 euros tan-
dis que le prix facturé aux
communes et syndicats a tou-
jours été de 27,30 euros.

Réponse (26.1.2006) de M. Lu-
cien Lux, Ministre de l’Environne-
ment:

Ad 1) Dans ses propos introductifs,
l’honorable Député mentionne que
l’Administration de l’Environnement
a fait savoir aux communes que le
règlement grand-ducal du 18 jan-
vier 2005 relatif aux Déchets
d’Équipements Électriques et Élec-
troniques (DEEE) n’entrerait en vi-
gueur qu’à partir du 1er avril 2006
et non pas comme prévu dans la
réglementation au 13 août 2005.
En effet, l’Administration de l’Envi-
ronnement a informé les com-
munes en date du 17 octobre 2005
qu’un projet de règlement grand-
ducal afférent, modifiant le règle-
ment grand-ducal du 18 janvier
2005 aurait été approuvé par le
Gouvernement et serait en cours
d’instruction. Ce règlement modifi-
catif a définitivement été signé par
le Grand-Duc en date du 23 dé-
cembre 2005 et a été publié au
Mémorial du 30 décembre 2005.

Ce report de la date de mise en
pratique de la réglementation sur
les DEEE s’explique par diverses
raisons dont les plus essentielles
sont les suivantes:

- Les producteurs responsables
qui optent pour un système in-
dividuel doivent s’enregistrer
auprès de l’Administration de
l’Environnement. Pour faciliter
cet enregistrement, l’adminis-
tration a fait élaborer une
plate-forme internet qui devra
également servir ultérieure-
ment pour recueillir les rap-
ports tels qu’ils sont exigés
par l’article 14 du règlement
grand-ducal du 18 janvier
2005. Cette plate-forme n’a
pas pu être réalisée dans les
délais.

- Conformément aux disposi-
tions du point 10 de l’article 11
du règlement, l’organisme
agréé peut refacturer aux res-
ponsables non affiliés les frais
de gestion des DEEE dont il
assume la collecte, le traite-
ment, la valorisation et l’élimi-
nation non polluante. Il s’est
avéré que les modalités de
cette refacturation sont assez
complexes et qu’une solution
satisfaisante n’a pas pu être
trouvée en temps utile.

- Finalement, il s’agissait de
prévenir des distorsions de
concurrence du commerce
luxembourgeois par rapport
au commerce de nos régions
limitrophes. En effet, la législa-
tion allemande en matière de
DEEE ne prévoit de façon ex-
plicite une mise en application
qu’à partir du 23 mars 2006.
En France, bien que la législa-
tion reprend la date du 13 août
2005 prévue par la directive
2002/96/CE qui est à la base

des réglementations natio-
nales en la matière, la pratique
est telle qu’une mise en appli-
cation est loin d’être immi-
nente. 

Ad 2) En ce qui concerne la pé-
riode du 1er janvier 2006 au 1er avril
2006, où il existe selon l’honorable
Député le risque que les consom-
mateurs payent deux fois le recy-
clage, les remarques suivantes
sont à faire:

- Il faut d’abord constater que la
décision de prélever une taxe
à partir du 1er janvier 2006 re-
lève essentiellement de la res-
ponsabilité de l’organisme
Ecotrel. 

- Cette taxe devrait servir à
constituer des fonds suffisants
pour pouvoir prendre en
charge à partir du 1er avril
2006 les frais de gestion des
DEEE qui seront collectés à
partir de cette date.

- À notre avis, le risque que le
consommateur paye deux fois
le recyclage est relativement
faible. En effet, une taxe spé-
cifique sur le recyclage des
DEEE n’est actuellement pré-
levée que par un nombre limité
de communes. Dans la majo-
rité de ces cas, cette taxe
s’applique essentiellement
aux gros appareils dont no-
tamment les réfrigérateurs et
les télévisions. Il s’agit là d’ap-
pareils qui ont en règle géné-
rale une durée de vie supé-
rieure à trois mois. Le risque
qu’un tel appareil soit acquis
et éliminé dans la période
comprise entre le 1er janvier et
le 1er avril 2006 est minime. 

Ne sont pas pris en considération
dans la présente réflexion les com-
munes où les frais de gestion des
DEEE sont actuellement couvertes
par la taxe générale sur la gestion
des déchets. Cette taxe s’applique
indépendamment du fait que le ci-
toyen a à éliminer des DEEE dans
la période en question ou non.

Ad 3) Nous ignorons les bases se-
lon lesquelles Ecotrel a fixé les co-
tisations. Celles-ci relèvent de la
responsabilité exclusive d’Ecotrel.

Ad 4) La comparaison telle qu’elle
est faite par l’honorable Député
des frais de recyclage des réfrigé-
rateurs actuellement facturés aux
communes (27,3 euros/appareil) et
la cotisation de recyclage prélevée
par Ecotrel (18,4 euros/appareil)
n’est pas acceptable. 

En effet, il y a comparaison de
deux choses différentes. Les pre-
miers frais s’appliquent aux réfrigé-
rateurs effectivement recyclés. La
cotisation prélevée par Ecotrel
s’applique à tous les réfrigérateurs
vendus. Or, pas tous les réfrigéra-
teurs vendus sont effectivement
collectés et recyclés. Le taux de
collecte actuelle s’élève à quelque
65%. 

Si on tient compte de ce taux, la
cotisation prélevée sur 100% de
réfrigérateurs vendus permettra de
financer quelque 65% des réfrigé-
rateurs hors d’usage à un coût de
traitement qui est du même ordre
de grandeurs que celui actuelle-
ment facturé aux communes.

Question 0828 (9.1.2006) de M.
Aly Jaerling (ADR) concernant
le remboursement des vi-
sites médicales:

Am November hat d’UCM mat der
Stëmm vum Regierungsvertrieder
décidéiert, d’Eegebedeelegung
vun de Patiente bei enger Dok-
teschvisite ze verduebelen.

Elo muss ech och nach feststellen,
datt verschidde Medeziner fir Kon-
sultatiounen op Rendez-vous eng
Extra-Kontributioun vum Patient
froen. Dës Extra-Kontributioun ka
bis zu fënnef Euro bedroen a gëtt
net vun der Krankekeess zréckbe-
zuelt.

Sécherlech kann ee verstoen, datt
en Dokter engem Client eng Kontri-
butioun freet, wann deen en ausge-
maachte Rendez-vous net respek-
téiert. Et dierf awer net Usus ginn,
datt ëmmer méi fir e Rendez-vous
verlaangt gëtt.

Nom neie Krankekeesegesetz ass
et jo schonn esou, datt e Kranke
sech bannent deenen éischten
zéng Woche muss ënnersiche
loossen, fir ze beweisen, datt e
krank ass. Och fir esou oper-
zwonge Behandlunge gi vun Dok-
tere Rendez-vous-Taxe verlaangt,
déi net vun der Krankekeess rem-
bourséiert ginn.

Duerfir folgend Froen:

1. Ass dem Här Minister bekannt,
datt ëmmer méi Dokteren op
Rendez-vous schaffen an
duerfir och e Supplément ver-
laangen, deen net vun der
Krankekeess rembourséiert
gëtt?

2. Kéint et sinn, datt verschidden
Doktere vun der UCM-Déci-
sioun vum November profi-
téiert hunn, fir esou hire Ren-
dez-vous-Supplément onop-
fälleg kënnen ze erhéije res-
pektiv eréischt anzeféieren?

3. Huet en Dokter iwwerhaapt dat
Recht, e Supplément fir eng
Konsultatioun op Rendez-vous
ze verlaangen a besonnesch
dann, wann e souwéisou nëm-
men op Rendez-vous schafft?

4. Besteet mat esou Supplément-
en net d’Gefor vum Astieg an
eng Zweeklassemedezin, wou
déi finanziell Schwaach net
méi d’fräi Wiel vum Dokter
hunn, wa se musse fir e Ren-
dez-vous e Supplément be-
zuelen oder op néideg Dok-
teschkonsultatioune verzich-
ten?

5. Dierf vun deene kranke Mat-
bierger, déi duerch dat neit
Krankekeesegesetz forcéiert
gi bei den Dokter ze goen, e
Supplément fir e Rendez-vous
verlaangt ginn? Wa jo, misst
an deem Fall dee Supplément
net vun der Krankekeess rem-
bourséiert ginn?

Réponse (3.2.2006) de M. Mars
Di Bartolomeo, Ministre de la
Santé et de la Sécurité sociale:

Ech si mer dem Problem vun de
Supplémenten, déi vu verschidde-
nen Dokteren de Patiente fir e Ren-
dez-vous a Rechnung gestallt ginn,
duerchaus bewosst. Besonnech
säit der Mediatiséierung vun dë-
sem Thema sinn an deene leschte
Woche vill Bréiwer um Ministère
agaangen, wouran déi Verséchert
Opklärung iwwert déi ganz Proble-
matik gefrot hunn.

Menger Meenung no kann een net
soen, dass d’Doktere vun der Ent-
scheedung vun der UCM vum
leschten Allerhellgemount profi-
téiert hätten, fir dëse Supplément
anzeféieren, well dësen op der
Rechnung mat engem spezielle
Code ernimmt muss ginn.

D’Dokteren hunn nämlech gemäss
dem Artikel 50 vun der Konven-
tioun, déi tëschent der UCM an der
Associatioun vun den Dokteren an
Zänndokteren ofgeschloss gouf,
d’Recht a bestëmmte Situatiounen
esou e Supplément ze froen, aller-
déngs, esou hält den Artikel et fest,
„mat Takt an a Mooss“.

Ganz vill Doktere weisen och dat
Taktgefill. Richteg ass awer, dass
eng Minoritéit vun Dokteren aus
der Ausnahm eng Regel gemaach
hunn. Richteg ass och, dass de
Gesamtmontant fir d’Convenances
personnelles net négligeabel ass.
Duerfir wëll ech hei nach eng Kéier
un déi Situatiounen erënneren, wou
d’Konventioun Supplémenten er-
laabt.

Dat si folgend Situatiounen:

1) Wann e Rendez-vous fir eng
ganz bestëmmt Stonn an e
ganz bestëmmten Dag vum
Patient ugefrot gëtt an den
Dokter de Rendez-vous anhält
(code CP1);
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2) wann de Patient e Rendez-
vous fir samschdes mueres
ufreet an den Doktor vu
méindes bis freides schafft
(code CP2);

3) wann de Patient ze spéit fir säi
Rendez-vous kënnt ouni vala-
bel Entschëllegung (code
CP3).

Am Fall wou den Dokter nëmmen
oder nëmmen zu bestëmmten Zäi-
ten op Rendez-vous schafft:
4) Wann e Rendez-vous fir eng

ganz bestëmmte Stonn an e
ganz bestëmmten Dag vum
Patient ugefrot gëtt a wann
den Dokter him mindestens
zwee Terminer virgeschloen
hat (code CP4);

5) wann de Patient drop besteet,
direkt ënnersicht ze ginn ouni
Rendez-vous, ausser bei en-
ger Urgence (code CP5);

6) wann de Patient sech am Ka-
der vun enger urgenter Kon-
sultatioun oder enger Visite
behandele léisst, ouni dass
den Dokter dës Urgence uner-
kennt (code CP6);

7) wann de Patient um Tëlefon
Rotschléi vum Dokter freet,
wann dat Gespréich méi lang
wéi zéng Minutten dauert
(code CP7).

Ech mengen net, dass eng Zwee-
klassemedezin entsteet, well déi
erlaabte Supplémentë sech dach a
Grenzen halen, virausgesat, dass
se mat „Takt a Mooss“ applizéiert
ginn. Eng déck Zomm, an zwar de
Präis vun enger Konsultatioun,
muss eigentlech nëmme bezuelt gi
wann een e Rendez-vous net
anhält ouni sech ofzemellen.
Well déi uewe genannte Konven-
tioun allgemeng bindend ass, kën-
nen d’Dokteren, wa se dat wëllen,
de Versécherten och fir Konsulta-
tiounen, déi mat deem neie Formu-
laire R4 ze dinn hunn, e Supplé-
ment froen. Et muss een awer be-
denken, dass dës Konsultatiounen
e speziellen Tarif an der Nomencla-
ture hunn.
Déi uewe genannte Regelen appli-
zéiere sech och fir Konsultatiounen
am Zesummenhang mam Formu-
laire R4.
D’Servicer vun der UCM sinn
derbäi, am enke Kontakt mam Mi-
nistère de la Sécurité sociale eng
Analys vun der Entwécklung vun
de Convenances personnelles ze
finaliséieren, fir ze verhënneren,
dass dem Patient onberechtegt
Supplémenten verrechent ginn.
Opgrond vun dëse Fakte wäert
alles gemaach ginn, fir Abusën ze
verhënneren. An deem Sënn hunn
ech och scho Kontakter mat der
Dokteschvertriedung AMMD gehat
an op eng korrekt Applikatioun vun
der Konventioun insistéiert, dat
ëmsou méi, well 2003 duerch eng
Rei vu Mesuren de Fuerderunge
vun den Doktere Rechnung gedroe
gouf.

Question 0829 (9.1.2006) de
MM. John Castegnaro et Ro-
main Schneider (LSAP) concer-
nant le financement des for-
mations offertes par le
Centre national de formation
professionnelle continue
d’Ettelbruck:
Dans leur édition du samedi 7 jan-
vier 2006 différents quotidiens
luxembourgeois font état de forma-
tions au «Centre national de forma-
tion professionnelle continue»
d’Ettelbruck, qui seraient suspen-
dues à partir de janvier 2006 faute
de moyens de financement. Selon
les responsables, il s’agirait de for-
mations de «telelearning» et de
bureautique, auxquelles parti-
cipent essentiellement des chô-
meurs ou demandeurs d’emploi.
15 des 16 participants ont été
orientés vers ces formations par le
biais des services de l’Administra-
tion de l’Emploi.
Or, jusqu’au 31 décembre 2004 les
programmes en question ont été fi-

nancés par le Fonds social euro-
péen et le Fonds pour l’Emploi. Le
programme en question étant venu
à expiration, le Ministère du Travail
aurait refusé de continuer à finan-
cer ces cours. Ceci est d’autant
plus regrettable que selon les res-
ponsables du CNFPC d’Ettelbruck
le taux de placement des partici-
pants à cette sorte de formations,
organisées depuis 1991, est de
71%.
Dans ce contexte j’aimerais poser
à Monsieur le Ministre les ques-
tions suivantes:
- Est-il exact que les services

du Ministère ont refusé le fi-
nancement des cours en
question suite à la fin du pro-
gramme de financement du
Fonds social européen?

- Monsieur le Ministre ne pense-
t-il pas que ces formations, à
l’instar d’autres formations
s’adressant à des chômeurs et
des demandeurs d’emploi,
méritent d’être financées par
le Fonds pour l’Emploi, indé-
pendamment des pro-
grammes européens?

- Monsieur le Ministre ne pense-
t-il pas que le financement de
formations pour chômeurs et
demandeurs d’emploi les ai-
dant à réintégrer le marché du
travail est un investissement
qui se justifie?

- Quelles solutions Monsieur le
Ministre envisage-t-iI pour les
personnes qui ont participé à
ces cours et qui ont été obli-
gées d’interrompre leur forma-
tion en cours de route?

Question 0832 (10.1.2006) de
M. Aly Jaerling (ADR) concer-
nant le financement des for-
mations offertes par le
Centre national de formation
professionnelle continue
d’Ettelbruck:
Aus den Noriichte war gewuer ze
ginn, datt am CNFPC zu Ettelbréck
Fraen, déi an enger Formatioun vu
26 Stonnen d’Woch waren, heem-
geschéckt goufe wéi se sech an de
Coursen uganks der Woch erëm
presentéiert hunn.
Dës Coursë ware fir eenzelner vun
deene Fraen eng lescht Chance, fir
eng Qualifikatioun ze kréien, awer
och praktesch eng lescht Chance,
fir erëm mat enger Qualifikatioun
eng Aarbecht ze fannen.
D’Ursaache vum Aussetze vun
dëse Coursë waren anscheinend e
Manktem u qualifizéierten Éduca-
teuren, awer och e Manktem u fi-
nanzielle Moyene fir déi Coursë
weiderzeféieren. D’Moyene wiere
vum Aarbechtsministère blockéiert
ginn.
Kann den Här Aarbechtsminister
mer duerfir dës Froe beäntwerten:
1. Feelt et wierklech u qualifi-

zéierten Éducateure fir déi
Coursë weiderzeféieren?

2. Wann et u budgetäre Mëttele
feelt, fir déi Formatioun wei-
derzeféieren, kann den Här
Minister mir soe wéisou?

3. Kann den Här Minister mer
dann och soen, firwat datt déi
Fraen eréischt wéi se an hir
Coursë komm sinn iwwert déi
Situatioun informéiert gi sinn?

4. War dës Situatioun net
schonns d’lescht Joer bei der
Presentatioun vum Budget vir-
auszegesinn oder op
d’mannst um Enn vum Joer?

5. Sinn déi budgetär Mëttelen
esou enk, datt een emol net
méi Formatiounscoursë laang-
fristeg ka finanzéieren?

6. Wat gedenkt den Här Minister
ze ënnerhuelen, fir datt déi be-
traffe Fraen hir Formatioun
kënnen zu Enn féieren?

7. Wéi wëllt d’Regierung jee-
mools en individuellt Recht op
Weiderbildung realiséieren,
wann elo schonns verschid-
dentlech Formatiounscoursen
aus finanzielle Grënn an aus
Manktem u qualifizéierten
Éducateuren a Fro gestallt
ginn?

Réponse (20.1.2006) de M.
François Biltgen, Ministre du
Travail et de l’Emploi:
Fir d’éischt wëll ech emol soen,
datt, entgéint deem, wat ee konnt
verlauschteren, den Aarbechtsmi-
nister guer net beschloss huet, all-
gemeng an aus budgetäre Grënn
d’Ënnerstëtzung vu Formatioune vu
Leit, déi eng Schaff sichen a vun
dem Aarbechtsamt a Coursë ge-
schéckt ginn, ze kierzen. Duerfir
wäert hien och kucken, deene be-
traffene Leit, déi bei der ADEM
ageschriwwe sinn an elo vum
CNFPC Ettelbréck – wéi et an der
öffentlecher Meenung gesot gouf –
„op d’Strooss gesat goufen“, ze
hëllefen.
De Projet BITEL-Telelearning ass e
Projet, deen an der Vergaangen-
heet ëmmer vum Aarbechtsminis-
ter ënnerstëtzt ginn ass. Hien ass
vum CNFPC Ettelbréck als „Fonds
Social Européen“-Projet erage-
reecht ginn. Den FSE bezilt bei
esou Projete 45%. Den Nationalstat
muss 55% bezuelen. Den Aar-
bechtsminister war bereet, dës
Konterpartie iwwert de Fonds pour
l’Emploi ze bezuelen.
Opgrond vun enger Konventioun,
déi tëschent dem Unterrichtsminis-
ter an dem Aarbechtsminister of-
geschloss gi war, ass de Projet iw-
wert den Aarbechtslosefonds an
de Fonds Social Européen wäh-
rend de Joren 2002, 2003 an 2004
finanzéiert ginn.
Den 31. Dezember 2004 ass de
Projet ausgelaf, an de Schoulminis-
tère huet keng nei Demande méi
gestallt, fir de Projet verlängert ze
kréien (eng Verlängerung wier
nach während zwee Joer méiglech
gewiescht). An esou engem Fall
wiere jo erëm 45% aus den eu-
ropäesche Fonge gefloss.
Doraus hu sech fir den Aarbechts-
minister zwou Hypotheesen erginn,
déi sech iwwregens bei all FSE-
Projet stellen, deen ausleeft:
1) De Projet ass ausgelaf, en

huet net déi erwaarte Resulta-
ter bruecht a gëtt duerfir net
virugefouert;

2) de Projet huet gutt Resultater
bruecht, déi de Schoulminis-
tère dozou beweegt hunn,
hien an d’Nationalpolitik ze iw-
werhuelen an iwwert de Stats-
budget ze finanzéieren, sou
wéi den Aarbechtsminister et
notamment mat de Behënner-
teprojeten am Beräich vun den
„Ateliers protégés“ gemaach
huet.

Tatsaach ass, datt den Aarbechts-
ministère am Mount Oktober 2005,
also bal ee Joer nodeems de Projet
ausgelaf war, op eemol Rechnunge
geschéckt krut, déi hie sollt iwwert
de Beschäftegungsfong bezuelen.
Hien huet dunn also festgestallt,
datt de Projet BITEL vum CNFPC
virugefouert gi war, ouni datt hien
doriwwer informéiert war an ouni
datt hien also d’Méiglechkeet hat,
déi néideg Suen ze budgetéieren a
sech och iwwert de Wäert vun der
Formatioun am Sënn vun der Be-
schäftegungspolitik seng Gedan-
ken ze maachen. D’Weiderfuere
vun dësem Projet ass nämlech net
vun der ADEM gefuerdert ginn, déi
iwwregens Krämpes hat Leit ze
fannen, fir an dës Formatioun ze
schécken, wéi de CNFPC dës Leit
bei hir ugefuerdert huet.
Sou geet et net a sou kann eng gutt
Zesummenaarbecht net ausge-
sinn!
Den Aarbechtsminister wëllt sé-
cher net un der Guttgleewegkeet
vun de Responsabele vum CNFPC
Ettelbréck an dem Departement
„Formation professionnelle“ aus
dem Schoulministère zweifelen.
D’Aart a Weis, wéi dësen Dossier
sech awer elo entwéckelt huet,
werft schonns Froen op. Den 22.
Dezember 2005 hunn d’Responsa-
bel, deenen de CNFPC Ettelbréck
ënnersteet, décidéiert, no der Va-
kanz d’Coursen ze suspendéieren.

Freides de 6. Januar 2006 – dee-
selwechten Dag also wéi d’Press
informéiert gouf – huet den Direkter
vun der Formation professionnelle
vum Schoulministère dem Aar-
bechtsminister e Bréif geschriw-
wen. Hätt den Aarbechtsminister
den 22. Dezember 2005 Bescheed
gesot kritt, wier et net esou wäit
komm.
Och do wëll ech kengem Beamten
iergendwéi e béise Wëllen ënner-
stellen. Et schéngt mer awer
verständlech, wann dobaussen
d’Meenung opkënnt, hei hätte ver-
schidde Beamte vun engem Minis-
tère Leit ouni Aarbecht als Spillball
benotzt, fir de Minister vun engem
anere Ministère an der Öffentlech-
keet widdert d’Mauer ze neelen a
seng politesch Positioun ze schwä-
chen.
Dësen Androck ass ëmsou méi be-
dauerlech, wou d’Schoulminis-
tesch an den Aarbechtsminister
bestrieft sinn, d’Kollaboratioun të-
schent hiren Haiser op deenen
zwou Säiten ze verstäerken. Soss
kréie mer nu wierklech de Chô-
mage net an de Grëff!
Den Aarbechtsminister wäert och
weiderhin op eng gutt – respektiv
besser – Zesummenaarbecht të-
schent deenen zwee Haiser set-
zen.
Och wäert hie keen Aarbechtssi-
chenden, deen d’ADEM an e
Cours geschéckt huet, am Ree
stoe loossen.
Den Aarbechtsminister sicht duer-
fir zesumme mat senge Servicer no
alternative Léisunge fir déi betraffe
Leit. Eng vun de méigleche Pisten
ass eng „Formation bureautique“
am CNFPC zu Ettelbréck oder zu
Esch-Uelzecht, déi iwwregens
nach ëmmer vum Aarbechtsminis-
tère bezuelt ginn ass an och wei-
der bezuelt wäert ginn. D’Fro stellt
sech an deem Zesummenhang
och, woufir de CNFPC Ettelbréck
och dës Coursë gestoppt huet, wéi
et an der Press geheescht huet.
Dës Coursë waren ni a Fro gestallt,
am Contraire.

Question 0830 (10.1.2006) de
M. Gast Gibéryen (ADR)
concernant la Banque centrale
du Luxembourg:

D’Zentralbank (BCL) huet an der
leschter Zäit fir Schlagzeile ge-
suergt. Dëst wéinst engem latente
Sozialkonflikt an dëser Institutioun,
déi ëmmerhin 204 Agenten an dräi
Fonctionnaire beschäftegt.

Virleefegen Héichpunkt an deem
Konflikt war d’Entloossung vun en-
gem Member vun der Personalde-
legatioun.

De Stat ass wuel de Propriétaire
vum Kapital vun der BCL, gläich-
zäiteg awer gëtt der BCL hir
Onofhängegkeet duerch d’Gesetz
garantéiert.

Dowéinst stelle sech Froe vun der
Zoustännegkeet:

- Wien ass de „Ministre de tu-
telle“ respektiv ënnert d’Kom-
petenz vu wéi engem Minister
fält:

- d’Zentralbank,

- hir intern Organisatioun,

- d’Personalpolitik,

- de Statut vum Personal,

- vun de Fonctionnairen,

- vun den Agenten?

Question 0844 (13.1.2006) de
M. Marc Spautz (CSV) concer-
nant la Banque centrale du
Luxembourg:

La Banque centrale du Luxem-
bourg (BCL) a été créée en même
temps que la Banque centrale eu-
ropéenne le 1er juin 1998. Dès l’ori-
gine, elle a la double qualité d’un
établissement public national et de
partie intégrante du Système euro-
péen de banques centrales, sou-
mise respectivement aux disposi-
tions de sa loi organique et à celles

du Protocole sur les statuts du Sys-
tème européen de banques cen-
trales et de la Banque centrale eu-
ropéenne, annexé au Traité de
Maastricht.

Récemment, un représentant du
personnel de la BCL a été licencié.
Ce licenciement a provoqué un
tollé dans les milieux syndicaux eu-
ropéens. Pas moins de 26 syndi-
cats ou associations du personnel
des banques centrales euro-
péennes ont répondu à l’appel
lancé par le «Standing Committee
of European Central Bank Unions»
(SCECBU) et signé une pétition
pour dénoncer le «pouvoir discré-
tionnaire» du directeur général. 

Selon l’article 3, paragraphe 1er de
la loi organique de la BCL, «la
Banque centrale est un établisse-
ment public doté de la personnalité
juridique et de l’autonomie finan-
cière». Sachant que le concept
d’établissement public indépen-
dant est novateur en droit luxem-
bourgeois, j’aimerais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre d’État:

1. Qui est le Ministre de tutelle de
la BCL?

2. Quelle est la portée des quatre
volets de l’indépendance de la
BCL (institutionnelle, person-
nelle, fonctionnelle et finan-
cière) résultant d’un ensemble
de dispositions précises?

Le statut des agents de la Banque
centrale est fixé à l’article 14, para-
graphe 3, de la loi organique. L’ar-
ticle 14, paragraphe 3a, détermine
les agents ayant un statut de droit
public, qui consiste dans l’applica-
tion, le cas échéant par analogie,
des dispositions relatives aux fonc-
tionnaires ou fonctionnaires sta-
giaires de l’État. En application de
ce même article, un règlement
grand-ducal du 26 juin 2002 a été
adopté aux fins d’établir un certain
nombre de dérogations à l’applica-
tion aux agents ayant un statut de
droit public des dispositions dont
relèvent les fonctionnaires ou fonc-
tionnaires stagiaires de l’État. Les
règles rendues ainsi inapplicables
ont trait notamment au recrute-
ment, à l’entrée en fonction, aux
promotions, à la durée du travail et
au régime des congés.

Parmi la seconde catégorie
d’agents figurent:

- les employés qui remplissent
toutes les conditions pour être
employés de l’État et dont le
statut est assimilé au régime
des employés de l’État au
sens de l’article 13 de la loi du
27 janvier 1972 fixant le ré-
gime des employés de l’État;

- les employés qui ne remplis-
sent pas toutes les conditions
pour être employés de l’État et
dont la situation est régie par
la loi du 24 mai 1989 sur le
contrat de travail, et

- les ouvriers dont la situation
est régie par le contrat collec-
tif en vigueur pour les ouvriers
de l’État.

Concernant cette seconde catégo-
rie d’agents, j’aimerais adresser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre d’État:

3. Est-ce que le règlement
grand-ducal du 26 juin 2002
est également applicable à
ces agents?

4. Dans la négative, est-ce qu’il
existe un autre règlement pré-
cisant leur situation?

5. Comment leur droit d’associa-
tion est organisé?

Réponse (3.2.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre du Trésor et du
Budget:

Étant donné, comme le relève à
juste titre la question posée, que la
BCL est un établissement public
luxembourgeois qui fait partie du
Système européen de banques
centrales (SEBC), la notion juri-
dique de tutelle, qui implique un
droit de contrôle hiérarchique,
s’exerçant soit de façon perma-
nente soit par un système d’autori-
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sations, d’approbations, de sus-
pension ou d’annulation des actes
de l’entité sous tutelle, n’est pas
une notion appropriée par rapport
à la BCL. Aux termes de l’arrêté
grand-ducal du 7 août 2004 por-
tant constitution des Ministères, le
Ministre du Trésor et du Budget
s’est vu attribuer les relations avec
la BCL.

Nonobstant des éléments d’indé-
pendance (dans des aspects insti-
tutionnels, personnels, fonctionnels
et financiers) qui découlent de son
appartenance au SEBC et qui sont
détaillées notamment aux articles
2, 4, 5, 6 à 10, 11 à 13 de sa loi or-
ganique, la BCL ne représente
toutefois pas un concept novateur
en droit luxembourgeois, alors
qu’elle est par principe soumise à
la législation nationale qui connaît
de multiples établissements pu-
blics organisés chacun en fonction
de ses finalités propres.

En ce qui concerne plus particuliè-
rement le statut de son personnel,
l’article 14 (3) (a) et (b) de la loi or-
ganique de la BCL énumère avec
précision les quatre catégories
d’agents susceptibles d’exister à la
BCL, chacune de ces catégories
répondant à une notion clairement
établie en droit national et régie par
des textes afférents.

La seule catégorie pour laquelle la
loi organique de la BCL, dans son
article 14 (3) (c), a prévu la possi-
bilité de déroger au droit commun
par règlement grand-ducal sur des
points limitativement énumérés, est
celle des agents assimilés aux
fonctionnaires de l’État. Le règle-
ment grand-ducal du 26 juin 2002
a été pris sur cette base juridique.
À l’exception des points qui y sont
réglés de façon distincte, l’intégra-
lité des lois et règlements régissant
les fonctionnaires de l’État s’ap-
pliquent, le cas échéant par analo-
gie, aux agents de la BCL assimi-
lés aux fonctionnaires de l’État. Il
en va ainsi notamment en ce qui
concerne le droit d’association et
la représentation du personnel. La
direction de la BCL est l’autorité
compétente pour l’application des
textes afférents, ses décisions ou-
vrant les recours juridictionnels
normaux.

Il va de soi que le règlement grand-
ducal du 26 juin 2002 ne saurait
s’appliquer aux autres catégories
d’agents de la BCL, pour les-
quelles la loi n’a pas prévu de dé-
rogation au droit commun. Dès lors
l’intégralité des lois et règlements
régissant respectivement les em-
ployés de l’État, les employés
contractuels et les ouvriers de
l’État, s’applique à ces catégories
d’agents auprès de la BCL, y com-
pris en ce qui concerne le droit
d’association.

Question 0833 (11.1.2006) de
M. Ben Fayot (LSAP) concernant
le secteur de la microfi-
nance: 

Le 31 mai dernier j’ai déposé une
proposition de loi visant à exonérer
de la taxe d’abonnement les orga-
nismes de placement collectif qui
investissent dans les instituts de
microfinance (IMF).

Jusqu’au début de l’année 2004,
environ 3.000 institutions de micro-
finance dans le monde ont atteint
quelque 81 millions de clients dont
55 millions parmi les populations
les plus pauvres. La tendance
croissante vers une plus grande
transparence et une régularisation
du secteur de la microfinance a
permis depuis quelques années
aux IMF de s’engager sur la voie
du financement commercial. Cette
évolution ne signifie pas que la mi-
crofinance s’écarte de son objectif
premier, à savoir la réduction de la
pauvreté; au contraire les chiffres
montrent que la commercialisation
est une des conditions essentielles
pour stabiliser l’indépendance des
IMF. Les garanties constituées par
le biais des fonds d’investissement

peuvent notamment favoriser la sé-
curisation et la capitalisation des
IMF et leur permettre d’innover, de
développer de nouveaux produits
financiers ou d’atteindre une nou-
velle clientèle.

Le Ministre de la Coopération et de
l’Action humanitaire affirmait
d’ailleurs récemment: «La microfi-
nance est le domaine d’action par
excellence où le monde de la co-
opération et celui de l’entreprise
sont appelés à se rencontrer et à
développer des synergies. Cela
est particulièrement vrai pour le
Luxembourg qui abrite d’une part
une place financière internationale
de premier ordre et qui, d’autre
part, dispose d’une solide expé-
rience et de sérieux atouts dans le
domaine de la coopération au dé-
veloppement.»

- Alors que l’année internatio-
nale de la microfinance se ter-
mine, le Gouvernement a-t-il
l’intention d’inclure le secteur
de la microfinance dans sa po-
litique relative à la place finan-
cière?

- Dans l’affirmative, de quelle
façon?

Réponse (20.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre du Trésor et du
Budget:

Le Gouvernement partage entière-
ment le point de vue exposé par
l’honorable Député Ben Fayot sur
l’importance de la microfinance
dans le cadre de la lutte contre la
pauvreté.

Voilà pourquoi il appuie la mise en
œuvre de la recommandation
émise lors de la récente «Table
Ronde sur la Microfinance» organi-
sée à l’initiative de la Direction de
la Coopération au Développement
et en étroite concertation avec le
Ministère des Finances, qui vise à
doter les OPC investissant dans
des instituts de microfinance (IMF)
d’un label de qualité certifiant que
la majorité des investissements
réalisés bénéficient effectivement
à des IMF (selon le principe du
”truth in labeling“). Un tel label de
qualité est susceptible non seule-
ment de mieux cerner les OPC in-
vestissant dans des IMF, mais éga-
lement de mettre en relief la place
financière de Luxembourg comme
un réel centre d’excellence pour la
domiciliation de ces OPC.

Un tel label de qualité est par
ailleurs une condition préalable
pour déterminer le champ d’appli-
cation d’un éventuel régime fiscal
spécifique pour les OPC ainsi défi-
nis. La définition d’un OPC investis-
sant dans des IMF reste en effet
contestée. Le seul critère quantita-
tif retenu dans la proposition de loi
N°5480 risque d’être insuffisant. Il
faut éviter de favoriser injustement
des OPC investissant dans des
IMF par rapport à des OPC se
consacrant par exemple à des in-
vestissements «socialement res-
ponsables» d’une teneur plus
vaste mais tout aussi louable, ou à
des investissements dans des Pe-
tites et Moyennes Entreprises
(PME) d’une portée essentielle
pour stimuler le développement
économique.

Question 0834 (11.1.2006) de
M. Xavier Bettel (DP) concer-
nant l’indemnisation du congé
parental:

Le 14 avril 2005, la Cour euro-
péenne de Justice a rendu un ju-
gement d’après lequel le Luxem-
bourg a manqué aux obligations
qui lui incombent en vertu de la di-
rective 96/34/CE du Conseil du 3
juin 1996 et ceci «en prévoyant
que le droit à un congé de mater-
nité ou à un congé d’accueil inter-
venant pendant le congé parental
se substitue à ce dernier qui doit
alors prendre fin, sans possibilité
pour le parent de reporter la partie
du congé parental dont il n’a pas
pu bénéficier, et en limitant l’octroi
du droit au congé parental aux pa-

rents d’enfants nés après le 31 dé-
cembre 1998 ou dont la procédure
d’adoption a été introduite après
cette date».

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Madame
le Ministre de la Famille et de l’Inté-
gration:

- Madame le Ministre peut-elle
me dire si une indemnisation
du congé des parents concer-
nés est prévue?

- Dans l’affirmative, Madame le
Ministre peut-elle fournir des
données chiffrées quant au
nombre des personnes
concernées et m’informer sur
les dimensions financières de
cette mesure?

- Au cas où aucune indemnisa-
tion n’était prévue, Madame le
Ministre peut-elle me dire
quelles sont les raisons de
cette décision? Madame le Mi-
nistre n’est-elle pas d’avis que
le Luxembourg s’expose au
risque d’être traduit une se-
conde fois devant la Cour eu-
ropéenne de Justice, comme
le laisse supposer un article
dans la presse luxembour-
geoise le 6 janvier 2005, en re-
fusant une indemnisation du
congé en question aux per-
sonnes concernées?

Réponse (24.1.2006) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

En réponse à la question parle-
mentaire de l’honorable Député
Monsieur Xavier Bettel, j’ai l’hon-
neur d’informer celui-ci que ce pro-
blème a été évoqué et discuté au
sein de la commission parlemen-
taire «Famille, Égalité des chances
et Jeunesse», dont est également
membre l’honorable Député.

Le Gouvernement a décidé d’in-
demniser le congé parental à partir
de l’entrée en vigueur de la loi du
12 février 1999 portant création
d’un congé parental et d’un congé
pour raisons familiales pour toutes
les naissances ou adoptions d’en-
fants se situant après le 31 dé-
cembre 1998, date à partir de la-
quelle l’allocation d’éducation est
également exportable (art.19 al.4).
Le projet de loi est actuellement
pendant devant la Chambre des
Députés qui n’entend pas revenir
sur ce point en ce qui concerne les
enfants nés ou adoptés antérieure-
ment à cette date.

sEn effet, la directive 96/34/CE du
Conseil du 3 juin 1996 concernant
l’accord-cadre sur le congé paren-
tal conclu par l’UNICE (Union des
Industries de la Communauté Euro-
péenne), le CEEP (Centre Euro-
péen des Entreprises) et la CES
(Confédération Européenne des
Syndicats) ne prévoit aucune obli-
gation pour les États membres
d’instituer une indemnisation ou
non. Il est donc loisible aux États
membres de fixer la date à partir
de laquelle une telle indemnisation
aura lieu.

Question 0839 (12.1.2006) de
M. Ben Fayot (LSAP) concernant
le fonctionnement du sec-
teur financier:

Dans sa prise de position en date
du 30 décembre 2002 concernant
ma proposition de loi 5013 relative
à la protection des actionnaires mi-
noritaires et à l’obligation de lancer
une offre publique d’acquisition, le
Gouvernement m’avait fait savoir
«qu’il est opportun de préparer
une législation en matière d’offres
publiques d’acquisition», et ce si
possible sur la base d’une directive
européenne. Entre-temps, la direc-
tive du 21 avril 2004 (2004/25/CE)
concernant les offres publiques
d’acquisition est en vigueur. Elle
devra être transposée par les États

membres au plus tard le 20 mai
2006.

L’objectif en est entre autres la pro-
tection des détenteurs de titres, de
plus en plus nombreux de nos
jours, et en particulier «ceux pos-
sédant des participations minori-
taires», aux fins de traiter de façon
égale et transparente tous les ac-
tionnaires dans les cas d’OPA, de
réduire les risques d’opérations
d’initiés, d’informer de façon adé-
quate tous les détenteurs de titres
et d’améliorer le contrôle.

- Aussi, devant l’urgence de la
transposition pour le bon fonc-
tionnement du secteur finan-
cier voudrais-je demander
quand le Gouvernement sai-
sira la Chambre d’un projet de
loi afférent?

Réponse (20.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

Il est prévu de finaliser le projet de
loi visé au cours du premier tri-
mestre 2006.

Question 0845 (13.1.2006) de
M. Xavier Bettel (DP) concer-
nant les circonstances du dé-
cès d’un détenu au Centre
pénitentiaire de Luxem-
bourg:

Dans leur édition du vendredi 13
janvier 2006 différents quotidiens
luxembourgeois font état de la mort
d’un détenu âgé de 22 ans au
Centre Pénitentiaire de Luxem-
bourg (CPL).

Je souhaite dans ce contexte avoir
de la part de Monsieur le Ministre
de la Justice des réponses aux
questions suivantes:

- Monsieur le Ministre a-t-il déjà
pris connaissance du rapport
relatif à cet incident tragique?
Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre peut-il me fournir les
détails quant aux circon-
stances exactes du décès de
ce détenu? Dans ce contexte
j’aimerais notamment obtenir
des informations précises rela-
tives à la promptitude de réac-
tion du service infirmier du
susdit établissement péniten-
tiaire.

- D’après mes informations, il
semblerait que la personne
soit morte d’une overdose.
Dans sa réponse du 25 no-
vembre 2005, Monsieur le Mi-
nistre avait fait savoir que les
quantités de stupéfiants saisis
au CPL n’avaient pas aug-
menté pendant les derniers
mois. La mort d’un détenu due
à une surdose laissant pour-
tant supposer l’existence d’un
trafic de drogues prospère au
sein du CPL, Monsieur le Mi-
nistre n’est-il pas d’avis qu’il
fallait reconsidérer le concept
des contrôles, notamment en
ce qui concerne l’utilisation en
permanence d’un chien anti-
drogue?

- Monsieur le Ministre est-il prêt
à tenir au courant la Commis-
sion juridique de la Chambre
des Députés des résultats de
l’autopsie entamée?

Réponse (26.1.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

Un détenu prévenu, âgé de 22 ans,
est décédé au CPL à Schrassig le
12 janvier 2006.

Un gardien du service de nuit a dé-
couvert le corps inanimé vers 5.00
heures du matin. Tous les services
compétents, y compris l’infirmière,
ont été informés de suite et se sont
rendus sur les lieux.

Une autopsie a été ordonnée pour
déterminer la cause de la mort,
celle-ci n’étant à l’heure actuelle
pas encore connue. Je suis évi-
demment disposé à communiquer
le moment venu à la Commission
juridique de la Chambre des Dépu-
tés tous les éléments relatifs à ce
dossier que les autorités judiciaires
mettront à ma disposition.

Question 0849 (17.1.2006) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant le phéno-
mène du «stalking»:

Le terme anglais «staIking», qui si-
gnifie littéralement «s’approcher à
pas feutrés du gibier», est devenu
synonyme de persécution, de har-
cèlement et de terrorisme psycho-
logique. Les pays anglo-saxons
définissent ainsi le «stalking»
comme «la poursuite préméditée,
malveillante, répétée et le harcèle-
ment d’autrui de manière à mena-
cer sa sécurité». À ce titre le «stal-
king» se distingue des deux autres
types d’harcèlement, à savoir l’har-
cèlement sexuel et l’harcèlement
moral.

Le «stalking» ou selon la définition
du Tribunal fédéral suisse «la per-
sécution obsessionnelle d’une per-
sonne», consiste par exemple à
inonder quelqu’un de coups de té-
léphone à des heures indues au
bureau ou au domicile, à proférer
des menaces sur le répondeur té-
léphonique, à calomnier, à insulter,
à se poster devant le domicile de
la victime et à l’épier continuelle-
ment, à commettre des dommages
matériels (par exemple pneus cre-
vés), etc.

Une étude menée par l’Institut na-
tional américain de Justice, portant
sur 8.000 hommes et 8.000
femmes adultes, a observé que 8%
des femmes et 2% des hommes
ont été poursuivis à un moment
donné de leur vie. Le nombre an-
nuel de victimes aux États-Unis
s’élèverait ainsi à un million de
femmes et 370.000 hommes. Une
autre étude menée récemment en
Allemagne révèle que 12% des
2.000 personnes enquêtées ont été
victimes de ce genre d’harcèle-
ment et que 24% d’entre elles ont
été poursuivies pendant plus d’un
an, des victimes qui présentent en
partie des séquelles psycholo-
giques et physiques graves.

Le «stalking» a été criminalisé pour
la première fois en 1990 dans l’État
de Californie. Entre-temps plu-
sieurs pays ont adopté des législa-
tions afférentes (notamment le Ca-
nada, l’Australie, le Japon, le
Royaume-Uni et la Belgique) et le
nouveau Gouvernement allemand
a déclaré vouloir légiférer rapide-
ment en la matière.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de la Justice:

- Est-ce qu’au Luxembourg
nous disposons d’informations
relatives à la prévalence de ce
type d’harcèlement?

- Dans l’affirmative Monsieur le
Ministre pourrait-il m’éclairer
sur la situation au Luxembourg
en matière de «stalking»?

- Dans la négative, et compte
tenu de l’ampleur du phéno-
mène dans d’autres pays,
Monsieur le Ministre n’estime-
t-iI pas qu’il serait utile de me-
ner une étude ou de constituer
une base de données, afin de
pouvoir juger des mesures à
prendre au niveau national?

Réponse (3.2.2006) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

À l’heure actuelle, le «stalking» en
tant que tel n’est pas réglementé
dans notre pays, ni sanctionné pé-
nalement, même si l’un ou l’autre
aspect peut revêtir, le cas échéant,
une qualification pénale, par
exemple être constitutif d’une in-
fraction à la loi du 11 août 1982
concernant la protection de la vie
privée.

Voilà pourquoi, le Ministère de la
Justice ne dispose pas d’informa-
tions chiffrées relatives au «stal-
king».

Le Luxembourg suivra de près
l’évolution de la législation dans les
autres pays membres de l’UE pour
juger de la nécessité de légiférer, à
son tour, en la matière.
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